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100. Sitzung 

Bonn, den 10. Februar 1971 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Die Sitzung ist eröffnet. 

(Die Abgeordneten erheben sich.) 

Ein Eisenbahnunglück hat bei Aitrang im Allgäu 
gestern abend nach bisher vorliegenden Meldungen 
33 Tote und zahlreiche Schwerverletzte gefordert. 
Wir trauern mit den Angehörigen und sprechen 
ihnen unser tiefempfundenes Beileid aus. — Ich 
danke Ihnen. 

Meine Damen und Herren, wir haben auch heute 
die Freude, ein Geburtstagskind unter uns zu haben. 
Herr Kollege Dr. Kliesing (Honnef) feiert seinen 
60. Geburtstag. Ich spreche ihm die Glückwünsche 
des Hauses aus. 

(Beifall.) 

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne Ver-
lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom-
men: 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister des 
Auswärtigen hat am 2. Februar 1971 die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Strauß, Niegel und Genossen betr. finanzielle 
Unterstützung südafrikanischer Freiheitskämpfer — Drucksache 
VI/1717 — beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 
VI/1814 verteilt. 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vorlagen 
überwiesen: 

EWG-Vorlagen 
Verordnung des Rates über die Bestimmung des Ursprungs 
von Fleisch und genießbarem Schlachtabfall von bestimmten 
fleischliefernden Haustieren, frisch, gekühlt oder gefroren 
— Drucksache V]/1787 —

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung des Rates zur Änderung einiger Bestimmungen 
betreffend die In der Verordnung Nr. 121/67/EWG über die 
gemeinsame Marktorganisation für Schweinefleisch vorgese-
henen Interventionsmaßnahmen 
— Drucksache VI/1801 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig 
vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Wir kommen nun zu Punkt II: 

Fortsetzung der zweiten Beratung des von 
der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über die Feststellung des Bun

-

deshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 1971 
(Haushaltsgesetz 1971) 
— Drucksachen VI/ 1100, zu VI/ 1100, Ergänzung 
zu VI/1100- 
Berichte des Haushaltsausschusses (7. Aus-
schuß) 

Zunächst Einzelplan 11: 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ar-
beit und Sozialordnung 

— Drucksachen VI/1741,  zu VI/1741 

 Berichterstatter: Abgeordneter Krampe 

Ich frage zunächst, ob der Herr Berichterstatter 
das Wort wünscht. — Bitte, Herr Kollege! 

Krampe (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich darf zunächst ein-
mal um einige Berichtigungen des Mündlichen Be-
richts Drucksache VI/1741  bitten. Auf der Seite 4 
muß der Tit. 893 02 „Förderung der Errichtung, Er-
weiterung, Ausstattung und Modernisierung von 
Einrichtungen der beruflichen Bildung im Zonen-
randgebiet" mit einem Ansatz von 20 Millionen DM 
und der Zusatz „Die Ausgaben sind bis zum In-
krafttreten des Gesetzes zur Förderung des Zonen-
randgebietes gesperrt" ein bißchen höher geschoben 
werden, und zwar vor „Förderung der Errichtung, 
Erweiterung, Ausstattung und Modernisierung über-
regionaler Einrichtungen der beruflichen Rehabili-
tation ...". 

Eine zweite Bemerkung: Der Ansatz, der gerade 
genannt wurde, nämlich „Förderung der Errichtung, 
Erweiterung, Ausstattung und Modernisierung über-
regionaler Einrichtungen der beruflichen Rehabilita-
tion ...", von 59 Millionen DM muß in 39 Millionen 
DM umgewandelt werden. 

In dem Schriftlichen Bericht — Drucksache 
VI/1741  — muß auf Seite 4 oben, dritte Zeile, statt 
„Gemeinschaften und Arbeitnehmerorganisationen" 
„Gewerkschaften und Arbeitnehmerorganisationen" 
eingesetzt werden. 

Herr Präsident, so weit zum Bericht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich danke dem Herrn Berichterstatter und eröffne 
die allgemeine Aussprache. Wenn ich es richtig ver-
standen habe, sollen Sie auch als erster Redner 
Ihrer Fraktion zum Einzelplan 11 das Wort ergrei-
fen, Herr Kollege. Bitte schön! 



5638 	Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 100. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. Februar 1971 

Krampe (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Einzelplan 11 
— Haushalt des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung — weist gegenüber dem Haushalt 
des Vorjahres keine wesentlichen Neuerungen auf. 
Das ist um so bemerkenswerter, als diese Bundes-
regierung unter dem Vorzeichen der inneren Refor-
men angetreten ist mit dem Ziel, größere soziale 
Sicherheit und vermehrte soziale Gerechtigkeit in 
unserer Bundesrepublik zu verwirklichen. Dieses 
Ziel hat sie an ihre Fahnen geheftet. Dieses Ziel 
wird auch von dem Herrn Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung ständig herausgestellt und publi-
ziert. Wir dürfen hier aber feststellen, daß im Ein-
zelplan 11 die Vorhaben, die ständig, unablässig 
propagiert werden, keinen konkreten Niederschlag 
gefunden haben. Wir stellen fest, daß die vorge-
sehenen Aktivitäten und die umfassende Öffent-
lichkeitsarbeit des Herrn Ministers im umgekehrten 
Verhältnis stehen zur tatsächlichen Realisierung der 
angepeilten und angestrebten Objekte. 

Der Gesamthaushalt des  Bundes zeigt das. Ins-
besondere zeigt es aber der Haushalt des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung. Wäh-
rend der Gesamthaushalt des Bundes für 1971 eine 
Steigerung von 12,1 % und mehr erfahren hat, weist 
der Einzelplan 11 für 1971 gegenüber 1970 eine 
Steigerungsrate von knapp 5 % auf. Das Ausgabe-
volumen des Einzelplans 11 steigt allerdings von 
1970 auf 1971 von 18,75 Milliarden DM auf 19,6 Mil

-liarden DM. Das ist eine Steigerung um rund 850 
Millionen DM. Das ist ein sehr hoher Betrag. Aller-
dings dienen die damit verbundenen Beträge nicht 
der Realisierung von Reformen. 

Die gesetzlich vorgeschriebenen Steigerungen, die 
Verpflichtungen machen die Haushaltsmehrausgaben 
notwendig. Die gesetzgeberische Basis dazu ist im 
Grunde genommen von der CDU/CSU gelegt wor-
den. Das zeigt ein Blick auf die großen Ausgaben-
blöcke dieses Einzelplans. Ich weise darauf hin, daß 
für die Rentenversicherung ein erhöhter Zuschuß 
von 350 Millionen DM vorgesehen ist. Der Zuschuß 
für die Angestelltenversicherung beträgt 174 Mil-
lionen DM. Die Knappschaft erfordert ein Mehr von 
50 Millionen DM. Im Bereich der Kriegsopferversor-
gung ist ein Mehr von 340 Millionen DM eingesetzt. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Na, ist das nichts?) 

— Ich komme gleich darauf zu sprechen, Herr Pro-
fessor Schellenberg. 

Am Rande seien noch die Kriegsopferversorgung 
und der zivile Ersatzdienst genannt. 

Noch im April 1970 hat Minister Arendt in seinen 
Reden zur sozialpolitischen Situation den finan-
ziellen Spielraum in der Sozialpolitik dargelegt. Er 
sprach von Größenordnungen von vier bis fünf Mil-
liarden DM. Davon ist allerdings im Haushalt 1971 
nichts zu finden. Im Gegenteil! Auch die mittel-
fristige Finanzplanung bis 1974 weist keine Mittel 
für die  Weiterentwicklung und für die Reform un-
serer Sozialverfassung und die Reform des Sozial-
rechts auf. Die geplanten Ausgabesteigerungen in 
der mittelfristigen Finanzplanung bis 1974 betragen 
rund 5,8 Milliarden DM. Das sind unabweisbare Ver-

pflichtungen, Kriegsopferversorgungs- und Renten-
versicherungsansprüche gesetzlicher Art, die er-
füllt werden müssen. Die von mir eben zitierten 
unabweisbaren Verpflichtungen in der Kriegsopfer-
versorgung und der Rentenversicherung und andere 
machen aber im Gegensatz zum Ansatz in der mit-
telfristigen Finanzplanung mehr als 6 Milliarden 
DM aus. Dabei ist zu berücksichtigen, daß den Kür-
zungen der Bundeszuschüsse an die Rentenversiche-
rungsträger auf Grund des Finanzänderungsgesetzes 
ab 1972 — sie machen 1,2 Milliarden DM jährlich aus 
— Rechnung getragen werden muß. 

Wir können feststellen, daß sich der Haushalt 
und die Finanzplanung 1971 bis 1974 schlicht auf Bei-
behaltung bestehender Leistungen beschränken, die 
weitestgehend von der CDU/CSU in die Haushalt-
planung eingesetzt wurden. 

Herr Minister, aus diesem Haushalt und aus der 
geführten Diskussion ergeben sich einige Fragen. 
Wo sollen die Mittel für die angekündigten Refor-
men herkommen? Der Bundeshaushalt zeigt, wie 
gesagt, keine Ansätze. Die Frage ist, ob die ange-
kündigten Reformen zu Lasten der Versicherungs-
gemeinschaften, zu Lasten des Steuerzahlers gehen 
sollen und damit letzten Endes zur Erhöhung der 
Soziallastenquote führen. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Dafür bringen Sie 
ja nachher die Deckungsvorschläge!) 

— Ich frage, Herr Professor Schellenberg! Letzten 
Endes muß ja die Regierung Antworten auf diese 
Fragen geben; sie kann nicht immer nur reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Jetzt ist der Zeitpunkt dazu gekommen, Herr Mi-
nister. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Den Sozialbericht 
haben Sie noch nicht gelesen!) 

Herr Minister, ich frage schlicht, wo sich im Haus-
halt und in der mittelfristigen Finanzplanung die 
Ansätze für die Einführung der flexiblen Alters-
grenze befinden. Oder sind das alles nur Verspre-
chungen? Ich frage, Herr Minister, ob sich im Haus-
halt und in der mittelfristigen Finanzplanung An-
sätze für die Einführung und Durchführung der 
Hausfrauenrente und damit für die soziale Siche-
rung der Frauen befinden. 

(Abg. Katzer: Sehr wahr!) 

Ich frage, Herr Minister, ob sich im Einzelplan 11 
für 1971 und auch in der mittelfristigen Finanz-
planung bis 1974 Beträge für die Öffnung der Rent-
tenversicherung für Selbständige finden? 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Die Diskussion im Deutschen Gewerkschaftsbund 
kennen Sie. Herr Minister, ich frage Sie im Hinblick 
auf die angekündigten Reformen, wo im Einzelplan 
11 und in der mitelfristigen Finanzplanung die Be-
träge für die Einführung und Verwirklichung des 
Bildungsurlaubs stehen. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr gut!) 

Ich will nur diese vier Probleme ansprechen. 
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Wir möchten den Minister fragen, ob er nicht hier 
im Hause in seiner Aussage konkreter werden will. 
Er sollte sagen, welche Kosten dadurch entstehen, 
und er sollte sagen, wer das wann und wie zu finan-
zieren hat. Oder müssen wir annehmen — wir 
haben entsprechende Fragen gestellt , daß sich der 
Herr  Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
der Aussage anschließt, die der Bundesminister der 
Finanzen getroffen hat, indem er sagte: „Wir müs-
sen uns an ein anderes Klima gewöhnen, wir haben 
zu viele Illusionen gehabt"? Diese Annahme liegt 
nahe, denn der Klartext selbst ist der Einzelplan 11, 
das Eingeständnis, daß Vorstellungen und Aussagen 
zunächst einmal als Illusionen bezeichnet werden 
dürfen. Ober aber heißt das, Herr Minister, daß Sie 
sich wieder einmal übernommen haben? 

Uns wird bedeutet, daß die finanzielle Lage sehr 
schwierig sei. Das hat die Bundesregierung zum 
großen Teil selbst zu verantworten. Statt Reformen 
durchzuführen oder die angekündigten Vorhaben 
tatsächlich zu realisieren, versucht sie, ihre fehlen-
den Initiativen durch eine gesteigerte Öffentlich-
keitsarbeit zu überspielen. Hier wird das, was real 
vollzogen werden sollte, überspielt, hier wird viel 
Lärm um nichts gemacht. Bei den Reformvorschlä-
gen und Reformansätzen, die tatsächlich in Gesetz-
entwürfe Eingang gefunden haben, handelt es sich 
auch zum großen Teil um Beitrage der Opposition, 
die von der Regierung für ihre Öffentlichkeitsarbeit 
einkassiert werden. Wir sind nicht der Meinung, 
Herr Minister, daß Öffentlichkeitsarbeit nicht not-
wendig sei; sie sollte aber auf ein gesundes, 
sauberes und solides Maß zurückgeschraubt wer-
den. Daher haben wir auf Umdruck 114 *) den 
Antrag gestellt, den Ansatz bei Tit. 53101 auf 
600 000 DM herabzusetzen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte jetzt noch 
einige kurze Bemerkungen zu einigen Ansätzen im 
Einzelplan 11 machen. Neu ist in diesem Einzelplan 
ein Betrag, der für eine Informationsaktion zur Ver-
gabe von Versicherungsnummern in der Renten-
versicherung vorgesehen ist. Wir begrüßen diesen 
Ansatz und sind der Meinung, daß die Eröffnung 
maschinell geführter Konten in der Rentenver-
sicherung den Versicherten in Zukunft eine Bei-
tragsübersicht sauberer Art ermöglicht. Der Ver-
sicherte kann dann Versicherungszeiten und Höhe 
seiner Rentenanwartschaften feststellen. Wir sind der 
Auffassung, daß das ein Recht ist, auf das heute 
jeder Versicherte Anspruch hat. Er hat Anspruch 
darauf, die Höhe seines Beitrags feststellen zu kön-
nen und bescheinigt zu bekommen, und zwar nicht 
nur wegen der Höhe des Beitrags, sondern weil 
damit für ihn auch eine soziale Sicherung indivi-
dueller Art verbunden ist. Daß wir aber heute schon 
so weit sind, ist ein Verdienst der Regierungen, 
die vor der jetzigen auf diesem Gebiet tätig ge-
worden sind. Das ist das Verdienst der früheren 
Arbeitsminister, denn sie haben in langjähriger 
Arbeit die technischen Grundlagen und Vorausset-
zungen dafür geschaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

*) Siehe Anlage 2 

Hier wird etwas fortgeschrieben; das sei nur am 
Rande festgestellt. 

Wir begrüßen auch die Hebung des Ansatzes für 
die Betreuung und Beratung ausländischer Arbeit-
nehmer. Die Aufstockung dieses Titels ist nicht so 
sehr Sache der Bundesregierung als vielmehr Sache 
des Haushaltsausschusses gewesen, der die Notwen-
digkeit dieser Maßnahme anerkannt hat. 8 Millio-
nen DM stehen jetzt für Betreuungsmaßnahmen zur 
Verfügung; 5 Millionen hatte die Bundesregierung 
angesetzt. Von diesen 8 Millionen DM werden 
0,5 Millionen DM erstmalig für die arbeits- und 
sozialrechtliche Beratung ausgegeben. Diese 0,5 
Millionen DM dienen der genannten arbeits- und 
sozialrechtlichen Beratung ausländischer Arbeitneh-
mer durch Gewerkschaften und Vereinigungen mit 
berufs- oder sozialpolitischer Zielsetzung. 

Ich möchte es an dieser Stelle nicht versäumen, 
auch den Betreuungsorganisationen und ihren Hel-
fern Dank zu sagen, denn sie haben nicht nur Mittel, 
sondern auch sich selber für die Integration vieler 
ausländischer Arbeitnehmer eingesetzt, die bei uns 
arbeiten und für uns tätig sind. 

Gestatten Sie mir, daß ich den Titelansatz „Reha-
bilitation, Bau von Umschulungseinrichtungen" an-
spreche. Der Haushaltsausschuß hat wiederum über 
die Regierungsvorlage diesen Titel um 4 Millionen 
DM erhöht. Damit hat das Parlament über seinen 
Haushaltsausschuß — ich nehme an, daß das Par-
lament keinen Einspruch einlegt — die Wichtigkeit 
gerade dieser Maßnahme, der Förderung dieser 
Maßnahme unterstrichen. Aus den Mitteln, die zu-
sätzlich für die Förderung im Zonenrandgebiet zur 
Verfügung gestellt werden, ist dieser Titel um wei-
tere 15 Millionen DM, beschränkt auf das Zonen-
randgebiet, aufgestockt worden. Wir sind der Auf-
fassung, daß die Verteilung der damals zur Verfü-
gung gestellten 80 Millionen DM Zonenrandmittel 
und von 15 Millionen in dem Bereich der Rehabili-
tation nicht genügend durchdacht wurde, daß nicht 
genügend planerisch vorbereitet wurde und daß 
dieser Titel damit, räumlich gesehen, für die Bun-
desrepublik einseitig, kopflastig wird. Es liegt Ihnen 
ein Antrag vor, diesen Titel um 6 Millionen DM zu 
kürzen. Es bleiben dann noch 33 Millionen DM 
insgesamt für die Förderung der Rehabilitation, ein 
Volumen, das zunächst einmal entsprechend ver-
wendet werden muß. 

In diesem Zusammenhang sei auch ein neuer Titel 
angesprochen, Tit. 893 02, Förderung, Errichtung, 
Erweiterung, Ausstattung, Modernisierung der be-
ruflichen Bildungseinrichtungen im Zonenrand-
gebiet. Dort sind 20 Millionen DM neu in den Haus-
halt eingesetzt worden. Sie sind gesperrt bis zur 
Verabschiedung des Zonenrandförderungsgesetzes. 
Wann es verabschiedet wird, weiß ich zur Zeit nicht. 
Wir sind der Auffassung, daß 10 Millionen DM dem 
Bedarf entsprechen, und für den Verwendungszweck 
der übriggebliebenen 10 Millionen DM gilt gleiches 
wie zuvor. Für beide Ansätze liegen Kürzungsvor-
schläge vor. Die hier nicht verwandten Mittel sollen 
aber nicht dem Finanzministerium zur Deckung 
irgendwelcher anderer Dinge und Ausgaben über-
wiesen werden, sondern sie sollen einem ähnlichen 
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sozialen Zweck zugeführt werden, nämlich dem 
Wohnungsbau im Zonenrandgebiet. Dort  sind sie, 
glaube ich, entsprechend zweckmäßig verwendet. 

Wir wissen, daß wir für die Rehabilitation noch 
nicht genügend Plätze in der Bundesrepublik haben. 
Wir wissen aus der Mitarbeit in den verschiedenen 
Instituten und Einrichtungen, daß gerade im beruf-
lichen Rehabilitationssektor noch Wartezeiten bis 
zu zwei Jahren bestehen, bis der einzelne Umschu-
lungswillige oder Umschulungsfähige diese Umschu-
lung antreten kann. Diese Wartezeit stellt letzten 
Endes den Erfolg und die Bereitschaft des einzelnen 
zur Wiedereingliederung, d. h. durch Umschulung 
und Wiedereintritt in den Beruf, in Frage. In der 
Bundesrepublik fehlen noch etwa 5- bis 7000 Plätze, 
die für die Förderung über den Bundeshaushalt 
auch in Zukunft notwendig sind. Ich möchte damit 
nur sagen, daß das Geld, das der Deutsche Bundes-
tag für diesen Bereich zur Verfügung stellt, auch 
in Zukunft produktiv angelegt ist. Zur Sache selbst 
wurde an anderer Stelle des öfteren gesprochen. 

Wir sagen ja zur Wiedereingliederung in das 
Berufsleben; und nicht nur wir, sicherlich auch die 
Koalitionsparteien und die Bundesregierung. Wir 
hätten aber erwarten können, Herr Minister, daß 
die von Ihrem Amtsvorgänger erfolgreich einge-
leitete Politik im Bereich der beruflichen Bildung 
eine besondere Förderung im Haushalt erfahren 
würde. Neben den Leussink-Milliarden nehmen sich 
die Ansätze für die berufliche Bildung der 1,5 Mil-
lionen Lehrlinge, die wir haben, doch ein wenig be-
scheiden aus. 

(Abg. Liehr: Trotzdem wollten Sie noch 
weniger bewilligen!) 

— Schauen Sie sich einmal Ihre eigenen Kürzungs-
anträge an, dann wissen Sie, auf welcher Linie auch 
Sie sich befinden. Nicht das Zurverfügungstellen, 
sondern die zweckentsprechende Verwendung des 
Geldes, die Ansatzmöglichkeiten sind letzten Endes 
entscheidend. 

Aber wir wollen hier über den Haushalt sprechen. 
In diesem Bereich hat die Bundesregierung zwei 
wichtige Ansätze aus der Zeit der Großen Koalition 
übernommen, einmal das Bundesinstitut für Berufs-
bildungsforschung, dann den Ansatz für den Bundes-
ausschuß für Berufsbildung. 

Zwei weitere Initiativen sind seitens des Parla-
ments aufgegriffen worden, nämlich die Kommission 
zur Ermittlung der Kosten für die berufliche Bil-
dung und der Ansatz von 300 000 DM für den Ver-
ein zur Durchführung der hauswirtschaftlichen Be-
rufsbildung. Letzterer Titel ist vom Haushaltsaus-
schuß aufgenommen worden und findet die Zu-
stimmung und Förderung meiner Fraktion. Der 
Verein wird die öffentlichen Aufgaben nach dem 
Berufsbildungsgesetz im Bereich der Hauswirtschaft 
durchführen. 

In diesem Zusammenhang eine Bemerkung zum 
Institut für Berufsbildungsforschung, das sich zur 
Zeit in Berlin befindet. Bei meinem Besuch Anfang 
Dezember in Berlin konnte ich feststellen, daß dieses 
Institut im Haus der ehemaligen Bundesschulden-

verwaltung sehr kärglich untergebracht ist. Ich richte 
an das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung die Bitte, für eine zweckmäßige und ge-
räumige Unterbringung dieses Instituts Sorge zu 
tragen. Das kann in Absprache mit dem Herrn Bun-
desfinanzminister geschehen, der seine Bundes-
schuldenverwaltung sicher schneller verlegen könn-
te, damit die neuen Mitarbeiter, die auf Grund 
unserer Beschlüsse eingestellt werden können, ge-
nügend Platz und Räumlichkeiten zum Arbeiten 
haben, damit sie ihre Forschungstätigkeit auf die-
sem entwicklungsfähigen Gebiet antreten können. 

Vielleicht aber, Herr Minister, bekommen wir 
hier ein Wort zu der enttäuschend langen Anlauf-
phase von Ihnen zu hören. Lag diese enttäuschend 
lange Anlaufphase des Instituts vielleicht daran, daß 
die Bundesregierung im Haushalt 1971 nur 5 Mil-
lionen DM ansetzte? Wirkte sich dieser Ansatz 
lähmend auf die Arbeit des Instituts aus? Oder aber 
lag es an der mangelhaften Konzeption der Bundes-
regierung hinsichtlich der Tätigkeiten des Bundes-
instituts? 

(Abg. Liehr: Beides ist Unsinn!) 

1,5 Millionen Lehrlinge und viele, viele, ja, prak-
tisch alle erwachsenen Arbeitnehmer haben ein An-
recht darauf, daß Lehrlings- und Erwachsenenbil-
dung modern und neuzeitlich in Lehrplänen und 
Lehrmethoden ist. Damit muß für den genannten 
Personenkreis eine zeitgerechte, auf die Zukunft 
ausgerichtete Ausbildung und Fortbildung erstrebt 
und durchgeführt werden. Die Ansätze im Haushalt 
und die Fortschreibung in der mittelfristigen Finanz-
planung sind nicht überwältigend und müssen über-
prüft werden. 

Herr Minister, Sie haben von Ihrem Amtsvorgän-
ger die Aufgabe übernommen, daß Institut für Un-
fallforschung in Koblenz zu einer echten Bundes-
anstalt auszubauen. Mit dem Ankauf des Grund-
stücks in Dortmund allein darf es nicht genug sein. 
Die Wichtigkeit dieser Aufgabe liegt auf der Hand. 
Hunderttausende von Unfallverletzten sprechen da-
für. Wir erwarten bald bauliche, personelle und auf-
gabenmäßige Pläne, damit das Parlament nach Prü-
fung derselben die Entscheidungen treffen kann. 

Ein kurzes Wort sei mir zu den Aufwendungen 
im Bereich der Kriegsopferversorgung gestattet, die 
gesetzlich festgelegt sind. Aus dem Vorschlag des 
Berichterstatters können Sie entnehmen, daß in die-
sem Kapitel des Einzelplans 11 die größten Um-
schichtungen vorgenommen wurden, zunächst ein 
wesentlicher Teil für die höheren Leistungen bei 
Berufsschäden und beim Schadensausgleich. Diese 
Verbesserungen erfolgen automatisch, weil die Lei-
stungen den gestiegenen Durchschnittsverdiensten 
angepaßt werden. Die Grundlage dafür wurde in 
den vorher erlassenen Neuordnungsgesetzen gelegt. 

Im Bereich der Kriegsopferversorgung sind aber 
noch Fragen offengeblieben. Werden für die Ände-
rung von Rechtsverordnungen, die hier und da an-
geklungen ist, schon im Jahre 1971 über das Zweite 
Anpassungsgesetz hinaus Mittel zur Verfügung ge-
stellt? Im Haushalt sind zur Zeit keine vorhanden. 
Wenn nicht, dann sind Überlegungen anzustellen, 
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ob im Zusammenhang mit dem Dritten Anpassungs-
gesetz Mittel für die Harmonisierung der Anpas-
sung, insbesondere im Bereich des Berufsschadens- 
und des Schadensausgleichs, eingesetzt werden. 

Die Lage der Witwen, die allmählich in größerer 
Zahl das 65. Lebensjahr erreichen, ist sehr prekär. 
Auch da sollten einige Überlegungen angestellt 
werden. Aber auch die Elternversorgung muß über-
prüft werden. Es muß daran gedacht werden, sie 
zu verbessern. Die Anrechnungsbestimmung im Be-
reich der Grundrentenerhöhung muß neu überdacht 
werden. 

Heute können wir nur feststellen, daß der Einzel-
plan 11 für strukturelle und materielle Verbesse-
rungen über das Zweite Anpassungsgesetz hinaus 
keine Mittel enthält. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, gesell-
schaftspolitisch bedeutend ist die Einsetzung von 
Kommissionen. Wir haben Kommissionen einge-
setzt oder werden sie einsetzen für das Sozialge-
setzbuch und das Arbeitsgesetzbuch. Ebenso sind 
oder werden Kommissionen für die Reform der 
Krankenversicherung eingesetzt. Zu diesen Kom-
missionen selbst möchte ich nichts sagen. Die 
Ergebnisse ihrer Arbeit sollten dazu führen, daß 
man sich mit allem Freimut mit ihnen ausein-
andersetzt. Das heißt, daß diese Ergebnisse der 
Kommissionen nicht in den Schubladen verschwin-
den dürfen. 

Es wäre reizvoll, sich noch mit weiteren Aspekten 
oder auch mit nicht vorliegenden Aspekten dieses 
Haushalts auseinanderzusetzen; noch reizvoller 
allerdings wäre es, sich mit den Absichtserklärun-
gen auseinanderzusetzen, für die im Haushalt keine 
Ansätze vorhanden sind. Dazu ist jetzt aber keine 
Zeit. 

Wir möchten zu diesem Haushalt abschließend 
sagen: wir wollen unserer eigenen Politik nicht 
widersprechen, und darum stimmen wir dem Einzel-
plan 11 zwar nicht zu, sagen zu ihm aber auch nicht 
nein, sondern enthalten uns der Stimme. 

(Lachen bei der SPD. — Abg. Wehner: Ja, das ist 
genau Ihre Politik!) 

Damit soll aber festgestellt werden, Herr Kollege 
Wehner, auf welch schwachem Fundament die Tätig-
keit des jetzigen Arbeitsministeriums in der gegen-
wärtigen Bundesregierung steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Seidel. 

Seidel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es ist jetzt von seiten der Opposition üb-
lich, täglich schwarz in schwarz zu malen. Ich meine, 
Ihnen müßte bei soviel Schwarzmalerei, die Sie da 
anstellen, bereits schwarz vor Augen sein. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Denn, Herr Kollege Krampe, ich muß Ihnen doch 
gleich sagen, ich gebe zwar zu, daß die Opposition 

nach 15 Monaten noch nicht aus dem Fragealter her-
aus sein kann, 

(Zuruf von der CDU/CSU: vice versa!) 

aber ich möchte daran erinnern, daß z. B. die Dy-
namisierung der Kriegsopferrenten, die Änderung 
der Krankenversicherung, die Vermögensbildung 
mit dem 624-Mark-Gesetz und die Abschaffung des 
2%igen Versicherungsbeitrags der Rentner doch 
finanziert worden sind 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

und daß das alles Schritt um Schritt gegangen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Von wem ist das 
finanziert worden? 

Und Sie werden doch nicht etwa unterstellen wol-
len, daß das keine Fortschritte seien. Ich nehme an, 
Sie haben doch teilweise zugestimmt. Warum ver-
langen Sie also jetzt schon Prophetie für die Zeit 
bis X? Wir haben uns bestimmte Zielpunkte gesetzt, 
und wir werden diese Zielpunkte Schritt um Schritt 
angehen. Und dann wird Ihnen auch die Finan-
zierung der Aufgaben vorgelegt werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es war Herr Burgbacher, der in diesen Tagen 
davon sprach, diese Bundesregierung Brandt/Scheel 
lebe von ihren Zinsen. Aber unser Freund Fritz 
Schäfer hat darauf hingewiesen, welche Hypotheken 
noch übriggeblieben sind. Zum Beispiel vergessen 
Sie die eine Hypothek — obwohl Herr Krampe auf 
sie hingewiesen hat —, daß wir im nächsten Jahr 
1,1 Milliarden DM aus dem Finanzsicherungsgesetz 
von 1967 gegenüber der Rentenversicherung abtra-
gen müssen. Das sind Ihre Zinsen; wir nennen es 

 Hypothek. 

Nun darf ich gleich ein paar Bemerkungen zum 
Einzelplan 11 — Arbeit und Sozialordnung — selbst 
machen. Dies ist der zweite Sozialetat, der unter 
Federführung von Bundesminister Arendt von des-
sen Haus vorgelegt wurde. Ich will in meiner Be-
trachtung über diesen Etat nüchtern und sachlich 
einige Schwerpunkte vortragen. Insgesamt kann 
man über diesen Etat sagen, daß wir mit ihm dem 
Ziel, größere und mehr soziale Gerechtigkeit zu er-
reichen, einen weiteren Schritt nähergekommen 
sind. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

In Zahlen ausgedrückt — einen Augenblick, meine 
Damen und Herren! — sieht das wie folgt aus. 1969 
umfaßte der Einzelplan 11 die Gesamtausgabe von 
16,8 Milliarden DM; 1971 sind es 19,7 Milliarden 
DM. Demnach verzeichnen wir innerhalb von zwei 
.Jahren ein Mehr von 2,9 Milliarden DM. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So kann man es 
auch machen!) 

Diese Steigerung, meine Damen und Herren, er-
scheint manchem der Betrachter wohl selbstverständ-
lich. Aber nach den Kassandrarufen der CDU/CSU-
Opposition im Bundestag über die Wirtschafts- und 
Finanzpolitik der Bundesregierung hätte ja wohl das 
Gegenteil eintreten müssen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ging auf 
Kosten der kleinen Leute!) 
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Ich stelle nüchtern fest: kein Stillstand der sozia-

len Leistungen dieser Bundesregierung Brandt/ 
Scheel. Im Gegenteil, es sind Leistungsverbesserun-
gen eingetreten. Der Etat weist neue sozialpolitische 
Maßnahmen aus. Dieser Etat für 1971 sieht eine Ge-
samtausgabe von 19,708 Milliarden DM vor. 1970 
waren es 18,767 Milliarden DM. Es sind jetzt also 
941 Millionen DM mehr als im Vorjahr. 

Die Empfänger sozialer Leistungen können dar-
auf vertrauen, daß die gesetzlichen Verpflichtungen 
eingehalten werden. So entsprechen die Steigerun-
gen im Sozialetat den beschlossenen Anpassungsge-
setzen in der Rentenversicherung und in der Kriegs-
opferversorgung. Von den Gesamtausgaben des 
Einzelplans 11 in Höhe von 19,7 Milliarden DM sind 
98 bis 99% gesetzlich gebunden. 

(Zurufe von der CSU: Eben!) 

Der noch verbleibende Gestaltungsraum ist aber 
von erwähnenswerter politischer Wirksamkeit. 

Wer den Etat des Ministeriums für Arbeit und So-
zialordnung betrachtet, würde ein ungenaues Bild 
bekommen, wenn er der Meinung wäre, er allein 
stelle die sozialen Leistungen des Bundes dar. Ich 
muß deshalb das Bild ergänzen. Für die aus Bundes-
mitteln zu finanzierenden Sozialleistungen im enge-
ren Sinne — zu denen die Zuschüsse zur Sozialver-
sicherung, die Altershalfe für Landwirte, die Kriegs-
opferversorgung, die Sozialhilfe, die Kriegsfürsorge, 
das Wohngeld, die Aufwendungen für den Lasten-
ausgleich, das gesetzliche Kindergeld, die indivi-
duelle Förderung und Ausbildung und einige an-
dere Leistungen gehören — sind im Gesamthaushalt 
1971 insgesamt rund 26,1 Milliarden DM veran-
schlagt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Im Haushaltsjahr 1970 waren dafür rund 24,4 Mil-
liarden DM vorgesehen. Die Steigerung gegenüber 
1970 beträgt demnach 1,7 Milliarden DM. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Um das Bild abzurunden, meine Damen und Her-
ren, erwähne ich den Finanzplan 1970 bis 1974. Er 
sieht weitere erhebliche Steigerungen im Sozialbe-
reich vor. Schwergewicht werden sein: Rentenver-
sicherung, Kriegsopferversorgung, Kindergeld, 
Wohngeld. 

Ich darf hier also noch einmal unterstreichen: im 
Bereich der Sozialleistungen kein Stillstand, son-
dern weiterer Ausbau! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Einzelplan 11 spiegelt einen Teil der inneren Re-
formen wider, die sich die Bundesregierung zum 
Ziel gesetzt hat. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

— Bei dem Stichwort „innere Reformen" reagiert die 
CDU/CSU allergisch 

(Lachen und Zurufe in der Mitte) 

wie einst in vergangenen Jahren bei dem Stichwort 
„Planung". 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Die CDU/CSU versucht, das Thema „innere Refor-
men" entweder zu verniedlichen und vielfach zu dis-
kreditieren oder überhaupt wegzudiskutieren. Aber, 
meine Damen und Herren, auf die Dauer wird man 
mit dieser Methode keinen Erfolg haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich erinnere die CDU/CSU an das Jahr 1961, als 
die SPD, damals in Opposition stehend, erstmalig 
die Fragen des Umweltschutzes zur Diskussion 
stellte. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die CDU/CSU bemühte sich, dieses Thema lächerlich 
zu machen. Sie hatte damals ohne weiteres gewisse 
Teilerfolge. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was haben Sie 
denn getan? — Weitere Zurufe von der 
Mitte. — Abg. Baron von Wrangel meldet 

sich zu einer Zwischenfrage.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Der Herr Abgeordnete läßt keine Zwischenfrage zu. 
Das ist das Recht des Redners. 

Seidel (SPD) : Heute, nach zehn Jahren, sind die 
Umweltschutzfragen zum Hauptthema der öffent-
lichen Diskussion geworden, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

dem sich nun auch die CDU/CSU nicht mehr wider-
setzen kann, wenn sie nicht politisch der Lächerlich-
keit anheimfallen will. Auf Grund der seit 1969 ver-
änderten machtpolitischen Situation sind SPD und 
FDP dabei, solche und andere innere Reformen in 
die Tat umzusetzen. Wenn das Gesamtergebnis die-
ser Reformpolitik nach Beendigung dieser Legisla-
turperiode dem Wähler fühlbar und sichtbar gewor-
den sein wird, wird der CDU/CSU der Spott und 
Hohn vergehen, den sie heute noch immer bei dem 
Thema Reformpolitik anzubringen versucht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Im Etatjahr 1971 weist der Einzelplan 11 einige 
sichtbare Ergebnisse der Reformpolitik aus. Da ist 
einmal die Kriegsopferversorgung mit ihrer laufen-
den Dynamisierung. Da ist die Vermögensbildung 
mit dem 624-DM-Gesetz, das sozial ausgebaut wor-
den ist, vor allem mit der Einführung des Zulage

-

systems sozial gerecht gestaltet wurde. Da ist die 
Krankenversicherung. Hier betrifft die Reform alle 
Angestellten, die einen Anspruch auf Arbeitgeber-
anteile zum Krankenversicherungsbeitrag und den 
Zugang zur gesetzlichen Krankenversicherung er-
halten haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Versicherungspflichtgrenzen und die übrigen 
Einkommensgrenzen wurden dynamisiert. Gezielte 
Vorsorgeuntersuchungen sind in den Leistungskata-
log der Krankenkassen aufgenommen worden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das sind für 2,5 Millionen Kinder, für 7,6 Millionen 
Männer und für über 6 Millionen Frauen die Vor-
teile. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Seidel, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Müller (Berlin)? 

Seidel (SPD) : Dann ist noch die Unfallversiche-
rung zu erwähnen; denn der Schutz der gesetzlichen 
Unfallversicherung ist auf die 9 Millionen Schüler 
und die über 400 000 Studenten ausgedehnt worden. 

Was nun den freien Gestaltungsraum im Einzel-
plan 11 anbetrifft, der nicht auf Gerund von gesetz-
lichen Verpflichtungen festgelegt ist, so darf ich 
besonders das umfassende Aktionsprogramm Re-
habilitation erwähnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Gegenüber 10 Millionen DM im Jahre 1969 werden 
jetzt dafür 24 Millionen DM ausgegeben. Im Zu-
sammenhang mit den zusätzlichen Ausgaben für die 
Zonenrandförderung sind zusätzlich 10 Millionen 
DM bewilligt worden, demnach insgesamt für Re-
habilitation 34 Millionen DM. 

Dieses Programm, das die Eingliederung und Wie-
dereingliederung der Behinderten zum Ziele hat, 
werden wir alle sehr begrüßen. Denn Ziel dieses 
Programms ist es, allen Behinderten, ob Kindern, 
Jugendlichen oder Erwachsenen, schnell und un-
bürokratisch die gebotenen medizinischen, erziehe-
rischen, beruflichen und sozialen Hilfen zu gewäh-
ren. Das gilt unabhängig davon, ob die Behinderung 
angeboren ist, auf einer Erkrankung, einem Unfall 
oder einer Kriegsbeschädigung beruht. Zur Verwirk-
lichung dieses Programms ist ein bundesweites Netz 
von Rehabilitationsstätten erforderlich. Wir hoffen 
im Interesse der Betroffenen, daß die Verantwort-
lichen diese ausgewiesenen Summen möglichst rasch 
zum Umsatz bringen. 

Ein weiterer wichtiger Punkt liegt bei der Un-
fallforschung. Hier enthält der Etat die zweite Rate 
zum Ausbau der Bundesanstalt für Unfallschutz und 
Arbeitsschutz, die in Dortmund errichtet wird. Es 
ist zu begrüßen, daß die Bundesregierung hier die 
Initiative auf einem Gebiet ergriffen hat, dem bisher 
nicht immer die gebührende Aufmerksamkeit ge-
schenkt worden ist. Volkswirtschaftliche Kosten der 
Arbeitsunfälle: 10 bis 12 Milliarden DM jährlich, 
davon 4 Milliarden DM Aufwendungen der Be-
rufsgenossenschaften. Der Einsatz von Mitteln auf 
diesem Gebiet der Unfallforschung wird in den fol-
genden Jahren sicher noch verstärkt werden 
müssen. 

Von besonderer Bedeutung sind weiter die Fra-
gen der beruflichen Bildung. Im Haushalt 1971 sind 
die Mittel für die berufliche Bildung beträchtlich 
verstärkt worden. Im einzelnen sind dies: Bundes-
institut für Berufsbildungsforschung in Berlin, 7 Mil-
lionen DM, Bundesausschuß für Berufsausbildung 
mit Unterausschüssen, 360 000 DM, Zuschuß für 
hauswirtschaftliche Berufsausbildung, 350 000 DM, 
Kommission zur Untersuchung der Kosten und Fi-
nanzierung der beruflichen Bildung, 795 000 DM. Der 
Ausbildung unserer Lehrlinge 1,4 Millionen — 
und der Fortbildung unserer Erwerbstätigen müssen  

wir ebenso wie der Entwicklung unserer Hochschu-
len größere Bedeutung beimessen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dies kommt bereits in dem Berufsbildungsgesetz 
zum Ausdruck. Um die im beruflichen und im Bil-
dungswesen bestehenden Mängel und Lücken mög-
lichst rasch und wirksam zu beseitigen, hat die 
Bundesregierung ein Aktionsprogramm vorgelegt, 
für das ihr besonderer Dank gebührt. 

Eine besondere Beachtung verdient in diesem Be-
reich das inzwischen in Berlin errichtete Bundesinsti-
tut für Berufsbildungsforschung. Auf diesem Gebiet 
der Forschung besteht ein großer Nachholbedarf. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Die ursprünglich vorgesehenen Mittel hierfür muß-
ten daher auf Grund der neueren Planung im Inter-
esse eines zügigen Aufbaus des Instituts noch um 
2 Millionen DM aufgestockt werden. Die Mittel von 
7 Millionen DM sind aber immer noch geringfügig 
im Vergleich mit dem Einsatz öffentlicher Mittel in 
anderen Bildungsbereichen. Die Berufsbildungsfor-
schung muß jedoch gleichen Rang neben den ande-
ren Bildungssektoren haben. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Katzer.) 

Meine Damen und Herren, dies ist eine kurze 
Würdigung des Einzelplans 11 für 1971. In seiner 
Gesamtbilanz kommen wir zu einer positiven Be-
trachtung. Wir werden dem Haushalt unsere Zu-
stimmung geben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.— Abg. 
Dr. Barzel: Tatsächlich?!) 

Herr Präsident, ich darf in diesem Zusammenhang 
noch die Anträge der sozialdemokratischen Fraktion 
auf den Umdrucken 135 *), 136 **) und 137***) be-
gründen. 

Im Bundeshaushalt 1971 sind zur Förderung des 
Zonenrandgebiets 80 Millionen DM mehr eingesetzt. 
Diese Mittel sind für neun verschiedene Aufgaben 
in Form von Zuschüssen, Zuwendungen und Zuwei-
sungen vorgesehen. Niemand bestreitet, daß diese 
Verstärkungen notwendig und sinnvoll sind. Bei der 
nachträglichen Betrachtung dieser Einteilung in 
neun verschiedene Aufgaben sind ein paar kleine 
Korrekturen vorzunehmen, und zwar würden wir 
empfehlen, von diesen 80 Millionen DM 10 Milli-
onen DM für eine noch stärkere Förderung des so-
zialen Wohnungsbaus im Zonenrandgebiet zu ver-
wenden. Daher unsere Anträge auf den Umdrucken 
135, 136 und 137. In beiden Fällen, bei den Einzel-
plänen 11 und 15, lassen sich diese Umschichtungen 
sachlich vertreten. 

Anders sehen wir den Antrag der CDU/CSU auf 
Umdruck 138. Hier wird mit grober Hand und gro-
bem Schnitt versucht, wichtige Maßnahmen auf dem 
Gebiet des Jugendstättenbaus, der Altenhilfe, der 
beruflichen Rehabilitation und der Berufsbildungs-
einrichtungen um 30 Millionen DM zu kürzen. Das 
halten wir bei der Bedeutung dieser Maßnahmen 

*) Siehe Anlage 3 
**) Siehe Anlage 4 
***) Siehe Anlage 5 
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für nicht gerechtfertigt. Daher lehnen wir den An-
trag Umdruck 138 S) ab. Wenn das Hohe Haus 
heute die Anträge auf den Umdrucken 135, 136 und 
137 akzeptiert, dann haben wir einen wohlabge-
wogenen Vorschlag, der die soziale Infrastruktur 
im Zonenrandgebiet so wirksam wie möglich ver-
bessert. 

Ich bitte Sie daher, die Anträge auf den Um-
drucken 135, 136 und 137 anzunehmen und den An-
trag Umdruck 138 abzulehnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich mache nur darauf aufmerksam, Herr Kollege 
Seidel, daß die Anträge auf ,den Umdrucken 136 
und 137 erst bei den Einzelplänen 15 und 25 be-
handelt werden. Die Umdrucke stehen in einem Ge-
samtzusammenhang. Die Damen und Herren des 
Hauses haben aber die Anträge möglicherweise nach 
den Einzelplänen zusammengestellt. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schmidt 
(Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Der Herr Kol-
lege Seidel hat schon namens der SPD-Fraktion 
auf den Fragenkatalog des Herrn Kollegen Krampe 
Antwort gegeben. Lassen Sie mich einiges hinzu-
fügen und in Erinnerung rufen, Herr Kollege Kram-
pe, wie es etwa vor einem Jahr bei der zweiten 
Lesung des Haushalts 1970 war. Denn ich möchte 
Ihnen persönlich meine Anerkennung dafür aus-
sprechen, daß Sie seitdem doch wesentlich ruhiger 
geworden sind, wenn Sie den Einzelplan 11 dieser 
Bundesregierung beurteilen. Ich habe mir gerade 
noch einmal das Protokoll von damals durchgelesen. 
Damals haben Sie versucht, die Sozialpolitik der 
jetzigen Bundesregierung, die Sozialpolitik der 
SPD und FDP aufs Korn zu nehmen. Sie haben alle 
möglichen Dinge behauptet, allerdings keine Alter-
nativen, keine andere Substanz, keine Prioritäten 
anderer Art geboten. Heute waren Sie — ich 
stelle das mit Befriedigung fest — wesentlich ruhi-
ger. Sie haben einige Fragen gestellt, auf die wir 
Ihnen Antwort geben werden und auf die auch 
der Minister Ihnen antworten wird. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Aber ich schließe aus der Tatsache, wie ruhig Sie 
die Dinge heute angesprochen haben, auch wie 
sachlich Sie sie angesprochen haben, daß Sie im 
großen und ganzen mit der Sozialpolitik dieser Bun-
desregierung und der Fraktionen der SPD und der 
FDP im vergangenen Jahr zufrieden waren 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

und sich eigentlich nur noch ein paar Rosinen her-
aussuchen mußten, mit denen Sie vielleicht noch 
etwas anfangen konnten. 

(Abg. Härzschel: Da sind doch keine Ro

-

sinen drin, Herr Schmidt! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

*) Siehe Anlage 6 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Schmidt (Kempten), gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Burger? 

Burger (CDU/CSU) : Herr Kollege Schmidt, es 
ehrt Sie, daß Sie sich so für unsere Ruhe verwenden 
und einsetzen, aber darf ich Sie einmal fragen: 
Können Sie verstehen — vielleicht können Sie auf 
die Fragen, die mein Kollege vorhin gestellt hat, 
sorgfältig eingehen —, daß wir als Opposition genau 
wissen wollen, welchen Rang Sie der Sozialpolitik 
in Konkurrenz mit den von Ihnen gesetzten Priori-
täten — Bildung, Umweltschutz, Wohnungsbau, 
Straßenbau; Sie kennen diese Milliarden Ausgaben-
blöcke — geben wollen? Wie wollen Sie diese Ver-
sprechungen nun finanziell realisieren? Ich denke 
z. B. an die flexible Altersrente. 

(Zurufe von der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, ich bitte um kurze und präzise Fra-
gen. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Burger, 
ich habe soeben schon gesagt: ich werde gern auf 
diese Fragen antworten, und auch der Minister, auch 
andere Kollegen meiner Fraktion werden das tun. 
Da brauchen Sie keine Sorge zu haben. Aber ich 
halte es doch gerade beim sozialpolitischen Haushalt 
für sehr gut, wenn die Debatte in diesem Klima be-
ginnt und wenn wir feststellen können, daß sich 
der Sprecher der Opposition etwas anders verhält, 
als wir das in den letzten Tagen gewohnt waren. 
Wir schließen daraus, daß Sie mit der Arbeit und mit 
dem Haushalt dieses Ministeriums sowie mit der 
Sozialpolitik dieser Bundesregierung verhältnismä-
ßig zufrieden waren, zumal Sie den meisten Maß-
nahmen in diesem Jahr — ich komme noch darauf — 
sowieso im Endeffekt — nach vielerlei vorherigem 
Geplänkel — zugestimmt haben. Das ist ja eine po-
sitive Feststellung, und ich wollte dem Kollegen 
Krampe das Kompliment machen; denn ich nehme 
nicht an, daß diese Ruhe nur auf den gestrigen 
Abend zurückzuführen ist und etwa deshalb noch 
nicht soviel Temperament wieder da wäre. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Ich bitte aber, das 
nicht auf meine Redezeit anzurechnen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Wir werden wie üblich verfahren. 

Burger (CDU/CSU) : Wie würden Sie das Ver-
sprechen nach mehr sozialer Gerechtigkeit mit der 
Aussage des Sozialberichts in Zusammenhang brin-
gen? Dort wird ausgeführt: In den letzten fünf 
Jahren stiegen das Bruttosozialprodukt um 20 %, 
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die Ausgaben für soziale Sicherheit um 40 %. In 
den nächsten fünf Jahren werden die Steigerungen 
des Bruttosozialprodukts bei 20 %, die Steigerungs-
rate für soziale Sicherheit ebenfalls nur bei 20 % 
liegen. 

(Lachen und Zurufe bei der SPD: „Nur"!) 

Wie können Sie sich das erklären? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Erstens einmal, Herr 
Kollege Burger, habe ich soeben schon darauf hin-
gewiesen, daß ich auf die Details im Rahmen meiner 
Rede noch eingehen werde. Zum zweiten möchte ich 
feststellen, daß natürlich die Fortschreibungen in 
dieser Größenordnung im Augenblick nur dort vor-
gesehen sind, wo gesetzliche Maßnahmen vorliegen. 

Herr Kollege Krampe, ich will dies gleich noch an 
Sie richten: Sie werden mit Sicherheit erleben, daß 
dann — auf einige Maßnahmen werde ich noch 
kommen —, wenn dieser Bundestag eine Reihe von 
zusätzlichen sozialpolitischen Maßnahmen in diesem 
Jahr und im nächsten Jahr beschließen wird — ich 
bin sicher, im Endeffekt auch mit der Zustimmung 
der Opposition —, auch im Rahmen der Fortschrei-
bung die zusätzliche dafür notwendigen Mittel von 
diesem Hause und von der Bundesregierung durch 
Setzung der entsprechenden Prioritäten bereitge-
stellt werden. Wir wollen einmal sehen, ob es dann 
noch 20 : 20 heißt oder ob es dann nicht 20 : 30 
heißen kann. Das werden wir dann wohl gemeinsam 
feststellen. Das kann aber nur geschehen, wenn wir 
die Gesetze bereits haben. Insoweit, Herr Kollege 
Krampe damit komme ich wieder zu Ihnen —, ist 
es doch etwas billig, wenn man fragt: Wo stehen 
denn eigentlich in diesem Haushalt die Mittel für 
die zukünftigen noch zu beschließenden Reformen, 
die wir angekündigt haben und die wir durchführen 
werden? Wo stehen denn die Mittel im Rahmen der 
weiteren Finanzplanung? Sie als Haushaltsmann 
müßten sehr genau wissen, daß diese Mittel erst 
dann im Etat stehen können, wenn die entsprechen-
den Gesetze fertig sind. Sie können nicht von vorn-
herein eingeplant werden, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Mittelfristige 
Finanzplanung!) 

dann würden Sie nämlich im Haushaltsausschuß 
solche Titel, die gesetzlich noch nicht voll ausgefüllt 
sind, möglicherweise zusammenstreichen. Das wäre 
haushaltsrechtlich nicht nur eine Möglichkeit, son-
dern sogar eine Aufgabe. 

(Abg. Krampe: Finanzplanung!) 

Auch die Finanzplanung können Sie erst fort-
schreiben, wenn Sie genau wissen, welches die 
Größenordnungen für die Arbeiten und die Auf-
gaben, die wir uns vornehmen, sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie ist doch 
schon vorgelegt!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage der Frau Abgeordneten Kalinke? 

Schmidt (Kempten) (FDP): Bitte schön! 

Frau Kalinke (CDU/CSU) : Herr Kollege, sind 
Sie dann auch der Meinung - 

(Zurufe von der SPD.) 

Herr Kollege Schmidt, würden Sie bestätigen, daß 
dann nach Ihrer Auffassung die Zusagen für spe-
zielle soziale Reformen, die schon für die Jahre 1971 
und 1972 gegeben sind, nicht realisierbar sind und 
nicht ehrlich gemeint waren? Denn sonst wären sie 
ja in der Finanzplanung enthalten. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Frau Kollegin Ka-
linke, ich kann Ihnen nur dasselbe sagen — Sie 
fragen immer alle viel zu zeitig —, was ich dem 
Kollegen Burger eben schon gesagt habe. Ich werde 
auf diese Dinge im Detail eingehen, und dann wer-
den Sie sehen, wo wir die Prioritäten sehen und 
wie wir nach Auffassung der Freien Demokraten 
und nach Auffassung unseres Koalitionspartners die 
Dinge in diesem Jahre weiter zu gestalten ge-
denken. Ich bin sicher, Sie werden hinterher wieder 
sagen, es war zu wenig, aber im Endeffekt werden 
Sie zustimmen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Nun aber, meine Damen und Herren, einmal ein 
wenig zu diesen Prioritäten, zu diesen Reformen, 
zu der Behauptung, die ja bei Herrn Kollegen 
Krampe wieder anklang, daß hier soviel gesagt 
worden sei und eigentlich gar nichts geschehe. Der 
Kollege Seidel hat schon einiges aus dem vergan-
genen Jahr angedeutet, und ich möchte hier die Be-
hauptung aufstellen und werde dafür einige Be-
weise liefern — Sie können gern den Gegenbeweis 
antreten —, daß die Bilanz des Jahres 1970 in der 
Sozialpolitik, in den gesellschaftspolitischen Maß-
nahmen dieser Bundesregierung, dieser Koalition 
aus SPD und FDP, eine sehr gute Bilanz ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie sollen mir erst einmal nachweisen, welche Bun-
desregierung in der Vergangenheit, die unter der 
Führung eines Kanzlers von Ihnen stand, im ersten 
Jahr so viele Maßnahmen verwirklicht hat, wie dies 
1970 geschehen ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. - Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

— Bitte den Gegenbeweis! Sagen Sie mir das eine 
Jahr — - Bitte schön! 

von Thadden (CDU/CSU): Herr Kollege, wür-
den Sie mir zugeben, daß in der Öffentlichkeit in 
all den Jahren, in denen Sie mit uns in einer Koali-
tion standen, zahlreiche Publizisten der FDP den 
Vorwurf gemacht haben, in der kleinen Koalition mit 
der CDU/CSU die Rolle des sozialpolitischen Brem-
sers erfüllt zu haben? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Ich komme auch auf 
diese Frage des sozialpolitischen Bremsers noch zu 
sprechen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wann denn?) 
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Wenn ich daran denke, was in den letzten Monaten 
oder was in Düsseldorf so über die Bühne ging, 

(Beifall bei der SPD) 

möchte ich einmal fragen, welche Leute in diesem 
Haus im Bremserhaus sitzen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich habe 
hier die Behauptung aufgestellt und wiederhole sie: 
Keine Bundesregierung hat in der Vergangenheit 
im ersten Jahr so viele sozialpolitische Maßnahmen 
erreicht. 

(Abg. Müller [Berlin] : Was haben Sie denn 
Neues gebracht?) 

— Was hat sie Neues gebracht? Gerade fange ich 
damit an. Ich will es Ihnen noch einmal ins Ge-
dächtnis zurückrufen, weil man in der Öffentlichkeit 
nicht immer bloß Ihr Gemeckere hören sollte, son-
dern einmal deutlich machen muß, was hier ge-
schehen ist. 

Ich spreche in diesem Zusammenhang noch einmal 
in wenigen Sätzen die Kriegsopferversorgung an. 
Wie war es denn bis zum Beginn dieser Bundesre-
qierung? 

(Abg. Müller [Berlin] : Ist das neu?) 

- Moment! Alle Versuche der FDP, eine Dynami-
sierung und damit eine rechtzeitige, regelmäßige 
Anpassung der Kriegsopferrenten zu erreichen, 
scheiterten, ja, Sie wollten seinerzeit sogar die ent-
sprechenden Anpassungsklauseln aus dem Gesetz 
streichen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

— Sie wissen sehr genau, daß eine von Ihnen ge-
führte Bundesregierung sie streichen wollte. Es ist 
lediglich an Ihrem Partner gescheitert, daß der ent-
sprechende Paragraph gestrichen wurde. 

(Abg. Dr. Apel: Sehr richtig!) 

Bitte, lesen Sie es nach! Sie haben es damals Ihrem 
Partner verwehrt, die Dynamisierung durchzufüh-
ren. Das aber hat diese Bundesregierung, einer alten 
Forderung der FDP entsprechend, getan. Oder war 
es, als sie dafür verantwortlich waren, möglich, die 
Witwenrenten endlich auf 60 % zu erhöhen? War 
es möglich, mit dieser Dynamisierung die jährlichen 
Anpassungen durchzuführen? 

Wenn Sie die Größenordnung betrachten — ich 
glaube, man muß auch diese einmal ins Gedächtnis 
zurückrufen , sehen Sie, daß durch das erste Ge-
setz 938 Millionen DM an 2,6 Millionen Empfänger 
gegangen sind. Durch das Anpassungsgesetz, das 
inzwischen vorliegt, wurden am 1. Januar wieder 
280 Millionen DM bereitgestellt. Sie gelangen jetzt 
zur Auszahlung, während diese Anpassungsraten 
früher erst im Mai oder Juni gezahlt wurden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Schmidt, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Müller (Berlin)? 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Kollege Schmidt, 
stimmen Sie mit mir überein, daß Sie mit dieser 
Dynamisierung der Kriegsopferrenten auch den 
Niveauunterschied zwischen den Kriegsopferrenten 
und den Sozialversicherungsrenten dynamisieren? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Müller, 
Sie wissen sehr genau — wir haben uns im vorigen 
Jahr sehr lange darüber unterhalten —, daß es über 
diese 1 Milliarde DM hinaus noch nicht möglich war, 
auch noch strukturelle und andere Verbesserungen 
vorzunehmen. Aber nun frage ich Sie: Warum hat 
dieser Niveauunterschied denn so lange bestanden? 

(Zuruf von der SPD: Sehr gut!) 

Wir haben im Zusammenhang mit diesen Fragen 
bereits Jahre vorher immer wieder versucht, die 
Dinge besser anzupassen. Damals wären die Dis-
krepanzen nicht so groß gewesen. Eine Angleichung 
ist erst dieser Bundesregierung gelungen, und daran 
waren die Freien Demokraten sicher ziemlich aktiv 
beteiligt. 

(Abg. Härzschel: Es war eine Entschließung 
des Bundestages da!) 

Sie wissen sehr genau, wie wir uns in dieser Frage 
in der Vergangenheit verhalten haben. 

Lassen Sie mich einen zweiten Punkt nur ganz 
kurz anschneiden. Wie war es denn zu Beginn dieser 
Bundesregierung? Wer hat denn die Zahlung von 
800 Millionen DM, die den Rentnern als Kranken-
versicherungsbeitrag auferlegt worden waren, end-
lich wieder abgeschafft? In Wirklichkeit war dieser 
Beitrag kein Krankenversicherungsbeitrag, sondern 
eine geheime Finanzierung der Rentenversicherung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Härzschel: Wer hat das bezahlt?) 

Wer hat es wieder abgeschafft? Oder sind Sie, Herr 
Härzschel, der Meinung — jetzt frage ich Sie auf 
Ehre und Gewissen —, daß dieser Beitrag der Rent-
ner zur Krankenversicherung eine gute Sache ge-
wesen ist? Sagen Sie mir das einmal persönlich! 

(Abg. Härzschel: Die Versicherten zahlen 
das doch!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Schmidt, gestatten Sie eine wei-
tere Zwischenfrage der Abgeordneten Frau Ka-
linke? 

Frau Kalinke (CDU/CSU) : Herr Kollege Schmidt, 
würden Sie zugeben, daß dies keineswegs allein ein 
sozialpolitischer Fortschritt ist, wenn Sie berücksich-
tigen, daß die Krankenversicherung der Rentner 
mit ihren Kosten gerade die Versichertengemein-
schaften der gesetzlichen Krankenversicherung zu-
nehmend belastet? Vielleicht sagen Sie auch etwas 
aus Tiber die Reformen, die Sie bei der Kranken-
versicherung der Rentner planen. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Frau Kollegin Ka-
linke, ich glaube, Sie können sich noch daran er

-

innren, daß wir uns beide in der Debatte darüber einig 
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waren, daß ein Weg gefunden werden muß, um 
diese Probleme zu lösen, daß die damals getroffe-
nen Bestimmungen aber zweifellos nicht der richtige 
Weg waren; denn die Beträge gingen ja nicht an 
die Krankenversicherung — ich will das nicht noch 
einmal aufwärmen —, sondern an die Rentenver-
sicherung. Das war eine hintergründige Sache, die 
zu Lasten der Rentner ging und wieder abgeschafft 
werden mußte, weil sie sozial ungerecht war. Das 
hat diese Bundesregierung, das hat diese Koalition 
getan. Sie haben es damals mit eingeführt. 

(Abg. Katzer: Mit Ihrem jetzigen Partner!) 

Sehr richtig, Herr Kollege Katzer. Sie können sich 
aber sicher auch daran erinnern, daß ich in der De-
batte nach der Regierungserklärung gesagt habe: 
Wir werden gemeinsam einiges ändern, was leider 
Gottes in dem vorher gegebenen Rahmen nicht mög-
lich gewesen war. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Die Abgeordnete Frau Kalinke hat sich zu einer 
weiteren Zwischenfrage gemeldet. 

Frau Kalinke (CDU/CSU) : Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage, Herr Kollege, damit das  Pro-
blem  klar wird? Sehen Sie es in der Tat als einen 
sozialen Fortschritt an, daß in der Krankenver-
sicherung der Rentner die hochverdienenden Ver-
sicherten, die heute pflichtversichert oder versiche-
rungsberechtigt sind, einen kostenlosen Kranken-
versicherungsschutz haben und daß geringverdie-
nende Versicherte und Frauen diesen Krankenver-
sicherungsschutz durch ihren Anteil in der Kranken-
versicherung mitfinanzieren müssen? Ist das neuer-
dings  eine andere Auffassung der FDP? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Frau Kollegin Ka-
linke, ich hatte Ihnen soeben gesagt, daß diese Frage 
im Rahmen der Krankenversicherungsreform, im 
Rahmen der Dinge, die noch zu regeln sind, ge-
regelt werden muß. Ich bin nicht der Meinung, jetzt 
dazu noch einmal im Detail Stellung nehmen zu 
müssen, obwohl ich da vielleicht eine Chance hätte, 
in einer ganzen Reihe von Blättern zu erscheinen. 

Einige Worte noch zu dem, was über die Korrek-
turen, über die Anpassungen hinaus in diesem Jahr 
geschehen ist und was Sie nicht gern zur Kenntnis 
nehmen, was Sie auch nicht gern als Reform aner-
kennen wollen. 

Das 624-DM-Gesetz — die Erhöhung von 312 auf 
624 DM - war nun einmal ein reformerischer 
Schritt, 

(Abg. Franke [Osnabrück] : Das ist nicht wahr!) 

weil er durch die Zulage sozial gerechtere Situatio-
nen schuf, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

weil er die Rentenminderungen, die sich bisher er-
gaben, abschaffte, 

(Abg. Härzschel: Und die Armen 
bleiben draußen!) 

weil er darüber hinaus familienpolitische Akzente 
setzte durch die 40%ige Zulage für kinderreiche Fa-
milien und weil er schließlich auch den Katalog der 
Anlagemöglichkeiten beispielsweise um die Lebens-
versicherung erweiterte. 

(Abg, Härzschel: Das ist aber ein „Fort

-

schritt" !) 

- Herr Kollege Härzschel, allein auf Grund dieser, 
von uns sehr gewünschten und seit vielen Jahren 
geforderten Einbeziehung der Lebensversicherung 
sind vom 1. Oktober bis 31. Dezember 1970 660 000 
Verträge in einer Größenordnung von 7,5 Milliarden 
DM bei einer Durchschnittssumme von 11 400 DM 
und Laufzeiten von 22 Jahren — also nicht mit der 
Laufzeit von nur zwölf Jahren — abgeschlossen 
worden. Wir haben also hier etwas getan, was 
zweifellos ein großer Teil der Bevölkerung ge-
wünscht hat und was zweifellos in diesem Bereich 
der weiteren Vermögensbildung dient. Es ist ein 
weiterer Schritt auf diesem reformerischen Weg. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Schmidt, Sie gestatten eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Franke? 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Schmidt, ist Ihnen klar, daß auf Grund des 624-DM- 
Gesetzes — auch mit den Verbesserungen, die Sie 
gerade erwähnt haben und die wir ehrlich als solche 
zugestehen — kinderreiche junge Familien, die nicht 
sparfähig sind, nicht in der Lage sind, Vermögen 
zu erwerben? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege, soll ich 
jetzt die Debatte von damals wiederholen und dar-
legen, daß das ein Teil der Vermögensbildung ist? 
Daß wir uns über die anderen Fragen im nächsten 
Jahr in diesem Hause unterhalten werden, wissen 
wir doch. Wir wissen ebenso, daß die Erhöhung — 
auch das war, glaube ich, ein Umbruch in der Ent-
wicklung — von 312 auf 624 DM überhaupt erst die 
Tarifverträge atttraktiv machte und daß auch ein 
Umdenken der Gewerkschaften geschah, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

so daß die Zahl der Verträge von 1 Million auf 7 
bis 8 Millionen angestiegen ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Schmidt, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Buschfort? 

Buschfort (SPD) : Herr Schmidt, können Sie mir 
bestätigen, daß zwischenzeitlich über 7 Millionen 
Arbeitnehmer durch tarifvertragliche Regelungen 
Vermögen bilden, ohne selber einen Pfennig einzu-
zahlen? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Busch-
fort, ich glaube, wir haben uns soeben überschnitten. 
Ich hatte gerade darauf hingewiesen — ich bin dank-
bar, daß Sie das noch einmal sagen —, daß gerade 
jetzt auch ein Umdenken der Gewerkschaften fest-
zustellen ist, was zu zusätzlichen Tarifvertragsver- 
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einbarungen für 6 bis 7 Millionen Arbeitnehmer ge-
führt hat. 

(Abg. Härzschel: Das hängt aber nicht mit 
der neuen Regierung zusammen!) 

— Sind Sie auf die 624 DM und auf das Zulagen

-

system gekommen, oder war es diese Bundesregie-
rung, waren es die Koalitionsfraktionen? 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Ein Zweites sei noch einmal kurz angeschnitten, 
das Krankenversicherungs-Änderungsgesetz. War es 
etwa kein reformerischer Weg, daß man die Dyna-
misierung der Versicherungspflichtgrenze eingeführt 
hat, damit hier für allemal Kriterien geschaffen wer-
den, aus denen man die Zukunftsentwicklung weiter 
absehen kann? War es kein reformerischer Weg, daß 
man gleichzeitig ein für allemal auch dem über der 
Versicherungspflichtgrenze liegenden Angestellten 
den ihm seit langem zustehenden und von der FDP 
immer geforderten Arbeitgeberbeitrag endlich ge-
geben hat? Das sind Dinge, die Sie noch ein Jahr 
vorher im Bundestagsausschuß für Arbeit und Sozial-
ordnung in Berlin abgelehnt haben. Als unsere An-
träge bezüglich der Dynamisierung auf dem Tisch 
lagen, haben Sie es Ihrem Partner verwehrt, sie mi t 

 uns anzunehmen. Jetzt aber wurden sie von dieser 
Bundesregierung durchgesetzt, wurden von diesen 
beiden Fraktionen — unter starker Assistenz der 
FDP — in die Krankenversicherung eingeführt. 

Ein Wort zur Vorsorge. Vorhin, als der Kollege 
Seidel dieses Thema ansprach, kam hier ein ge-
wisses Murren auf. Mir war klar, warum. Natürlich 
war in Ihrem Entwurf die Vorsorge vorgesehen — 
das gebe ich offen zu —, während das im Entwurf 
der Bundesregierung nicht der Fall war. Aber was 
hatten Sie denn vorgesehen? Darauf kommt es ja 
an. Sie hatten Rechtsverordnungen vorgesehen. Der 
Bundesminister sollte die Dinge regeln. Wir sind 
dann gemeinsam im Ausschuß 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— ich versuche, immer objektiv zu bleiben — zu 
einer gesetzlichen Verankerung gekommen. 

(Abg. Killat-von Coreth: Zu einem Rechts

-

anspruch!) 

— Die Verankerung des Rechtsanspruches ist zwei-
fellos noch etwas Besseres, als das, was Sie vorge-
schlagen haben. Darüber sind wir uns doch klar. 

Lassen Sie mich wenige Worte — ich glaube, 
meine Redezeit ist bald um — zum Jahr 1971 sagen, 
und zwar deshalb, weil sowohl der Kollege Gewandt 
bei der Debatte über den Haushalt des Wirtschafts-
ministeriums als auch vorhin der Kollege Krampe 
wieder im Zusammenhang mit der Frage der Öff-
nung der Rentenversicherung Unrichtigkeiten in den 
Raum gestellt hat. Der Kollege Gewandt hat be-
hauptet, diese Bundesregierung tue in dieser Hin-
sicht nichts. Die Opposition müsse die Vorlagen 
einbringen. In der Rede des Kollegen Krampe klang 
dann an, all das ginge zu Lasten der Versicherungs-
träger. Es wurde die Sorge zum Ausdruck gebracht,  

daß Belastungen auf die Versicherungsträger zu-
kommen könnten. 

Ich möchte dazu zwei Feststellungen treffen. Eine 
Vorlage zur Öffnung der Rentenversicherung für alle 
auf freiwilliger Basis wird diesem Hause von der Bun-
desregierung und von den sie tragenden Koalitions-
fraktionen im Laufe dieses Jahres zugeleitet wer-
den. Es wird keine Belastungen der bisher Versicher-
ten geben. Es wird vielmehr so sein, daß die Mehr-
ausgaben durch entsprechende Einnahmen gedeckt 
werden. Ich sage das, um alle Bedenken, die von 
manchen Seiten vorgetragen werden, von vornherein 
auszuräumen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auf 
Grund der vielen Zwischenfragen kann ich nicht noch 
zu weiteren Themen Stellung nehmen. Vielleicht er-
gibt sich später noch einmal die Gelegenheit dazu. 

Lassen Sie mich abschließend zu diesem Haushalt 
folgendes sagen. Dieser Haushalt fügt sich nach 
Meinung der Freien Demokraten kontinuierlich an 
den Haushalt 1970 an. Er setzt die Prioritäten wei-
ter, die SPD und FDP in der Regierungserklärung 
für diese Legislaturperiode ins Auge gefaßt haben. 
Er trägt eine sozial-liberale Handschrift und ist da-
mit eine klare Absage an alle die, die über die 
Dörfer gehen, an alle die, die mit Fingern auf diese 
Bundesregierung und auf die sie tragenden Fraktio-
nen zeigen und von sozialistischen Tendenzen, von 
Linksruck und ähnlichen Dingen reden. Dieser 
Haushalt trägt eine sozial-liberale Handschrift. Nie-
mand wird in der Lage sein, wesentliche Einwen-
dungen dagegen vorzubringen, es sei denn, er tut 
es auf dem Dorf, wo ihm niemand widersprechen 
kann und wo niemand die Tatsachen deutlich machen 
kann. 

(Abg. Härzschel: Sie haben wohl etwas ge

-

gen Dörfer? — Zuruf des Abg. Burger.) 

— Herr Kollege Burger, ich habe da so meine Er-
fahrungen. In Zeitungsberichten kommt klar zum 
Ausdruck, was da und dort auf dem Dorfe über diese 
Bundesregierung und natürlich ganz besonders über 
uns Freie Demokraten behauptet wird. Gerade die-
ser Haushalt — das möchte ich von dieser Stelle 
aus deutlich sagen; sie sollten ihn alle einmal nach-
lesen, vor allem diejenigen, die solche Behaup-
tungen gern aufstellen — trägt eine sozial-liberale 
Handschrift. 

(Abg. Müller [Remscheid] : Sie haben offen

-

sichtlich keine hohe Meinung von der 
Landbevölkerung! — Abg. Haase [Kassel] : 

Sie halten die für dumm?) 

— Herr Kollege Müller, ich habe sogar eine sehr 
hohe Meinung von ihr. Aber Sie wissen genauso gut 
wie ich, daß jemand, der aus Bonn kommt und so 
tut, als ob er alles wüßte, auf dem Dorf natürlich 
sehr vieles behaupten kann, was ihm schwer wider-
legt werden kann. 

(Abg. Härzschel: Das ist in den Städten 
aber anders! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

Deshalb sage ich von dieser Stelle aus ganz klar: 
Dieser Haushalt ist eine Absage an sozialistische 
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Tendenzen und eine Absage an einen Linksruck. Er 
trägt eine sozial-liberale Handschrift. Wir stimmen 
diesem Haushalt zu und danken dem Bundesarbeits-
minister und seinen Herren für die bisher geleistete 
Arbeit. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung. 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Wenn Sie die Regierungserklä-
rung des Bundeskanzlers vom 28. Oktober 1969 zur 
Hand nehmen und die hinter uns liegenden 15 Mo-
nate damit vergleichen, werden Sie auch bei kriti-
scher Einstellung zu dem Ergebnis kommen, daß 
uns die hinter uns liegenden 15 Monate auf dem 
Felde der Sozial- und Gesellschaftspolitik ein großes 
Stück weitergebracht haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es sind Maßnahmen getroffen worden, die sich 
sehen lassen können. Das werden auch Sie zugeben, 
wenn Sie sich um die Sache bemühen, und das tun 
Sie ja. 

Die Erhöhung, die strukturelle Verbesserung und 
die Dynamisierung der Kriegsopferleistungen für 
2,6 Millionen Anspruchsberechtigte bedeuten einen 
gewaltigen Fortschritt. Ich will das nicht über-
schätzen aber ich sage, daß eine große Zahl von An-
spruchsberechtigten die Bedeutung der Dynamisie-
rung dieser Leistungen überhaupt noch nicht richtig 
aufgenommen hat. Das, was wir in der Vergangen-
heit erlebt haben, gehört der Vergangenheit an: 
Die Kriegsopfer brauchen nicht mehr zu demon-
strieren, um durch die politisch Verantwortlichen 
eine Erhöhung ihrer Leistungen zu erreichen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Der Wegfall des Krankenversicherungsbeitrags 
für mehr als 9 Millionen Rentner bedeutet, daß die 
gekürzte Rente wieder voll ausgezahlt wird. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Zurufe von der CDU/CSU.) 

Auf die Verbesserung der Vermögensbildung 
durch das Dritte Vermögensbildungsgesetz ist schon 
hingewiesen worden. Sie sollten sich einmal in die 
Erinnerung rufen, daß von 1965 bis 1969 hierfür 
nur für 1 Million Arbeitnehmer Tarifverträge abge-
schlossen worden sind. Nachdem wir die unsozialen 
und ungerechten Elemente aus diesem Gesetz ent-
fernt hatten — das läßt sich nicht bestreiten —, 
haben die Tarifvertragsparteien allein im Jahre 1970 
Tarifabschlüsse für mehr als 8 Millionen Arbeit-
nehmer getätigt. Das muß man auch einmal sehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Denken Sie auch daran, daß wir auf dem Felde 
der Weiterentwicklung der Krankenversicherung 
analog zur Lohnfortzahlung für Arbeitnehmer die 
Gleichbehandlung der Angestellten beschlossen, 
ihre Benachteiligung beseitigt und Vorsorgeunter

-

suchungen zu einer gesetzlich normierten Leistung 
gemacht haben. Diese Vorsorgeuntersuchungen be-
deuten eine Zäsur auf dem Gebiet der Gesundheits-
fürsorge und der Erhaltung der Gesundheit, deren 
Ausmaß auch erst im Laufe der nächsten Zeit richtig 
gewürdigt werden kann. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

- Natürlich haben Sie dabei mitgemacht! Das ist 
schließlich auch notwendig. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Bundesarbeitsminister, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Franke? 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Bitte sehr! 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Herr Minister, 
sind Sie bereit zuzugeben, daß Sie in der Rede zur 
Einbringung Ihres Krankenversicherungsänderungs-
gesetzes erklärt haben, die Regelung der Frage dei 
Vorsorgeuntersuchungen sei zu einem späteren Zeit-
punkt vorgesehen, und daß Sie sich erst durch un-
sere Initiative bereit gefunden haben, das im Aus-
schuß mit uns zusammen gesetzlich auszuformu-
lieren? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Schellenberg: Märchen! — Weitere Zurufe 

von der SPD.) 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Aber Sie sehen doch, wie wir uns um eine 
Regelung dieser Angelegenheit bemühen. Wir hat-
ten die Kommission zur Weiterentwicklung der 
Krankenversicherung mit dieser Aufgabe betraut. 
Sie wissen ganz genau, daß wir die Untersuchungs-
ergebnisse der Fachleute abwarten wollten. Ich habe 
in meiner Rede gesagt: „Wir werden im Laufe des 
Gesetzgebungsverfahrens prüfen, wie wir diese 
Frage regeln können." 

(Abg. Killat-von Coreth: Wer hat hier 
eigentlich die Mehrheit? Wer beschließt 
denn das? — Gegenrufe von der CDU/CSU.) 

Lassen Sie mich noch einen Punkt nennen, ohne 
daß ich den Katalog vollständig aufzählen will. Die 
Einbeziehung der Schüler, der Studenten und der-
jenigen Kinder, die den Kindergarten besuchen, in 
den Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung be-
deutet einen erheblichen Fortschritt und die Erfül-
lung unserer Forderung nach mehr sozialer Gerech-
tigkeit in unserem Lande und in unserer Gesell-
schaft. Natürlich kann — das wissen Sie auch — 
nicht alles, was sich in den hinter uns liegenden 
Jahren als ein ungelöstes Problem herausstellte, 
von heute auf morgen geregelt werden; manches 
dauert länger, und manches muß gründlich und 
gewissenhaft vorbereitet werden. Deshalb haben 
wir einige Kommissionen eingesetzt, die sich mit 
der Erarbeitung der Grundlagen eines Sozialgesetz- 
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Buchs, eines Arbeitsgesetzbuchs sowie der Weiter

-

entwicklung der Krankenversicherung beschäftigen. 

Ich sage noch einmal: Wir werden nicht alles von 
heute auf morgen lösen können, werden aber — 
davon bin ich überzeugt — dem Hohen Hause noch 
in dieser Legislaturperiode — es sind ja erst 15 Mo-
nate vergangen — auch auf diesem Gebiet erste 
Lösungsvorschläge vorlegen können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich habe eingangs an die Regierungserklärung des 
Herrn Bundeskanzlers vom 28. Oktober 1969 erin-
nert. Lassen Sie mich auch darauf verweisen — es 
ist von Herrn Krampe danach gefragt worden —, 
daß wir natürlich noch eine Reihe von zu lösenden 
Fragen vor uns sehen. Einen Punkt werden wir mor-
gen behandeln, nämlich die Reform des Betriebs-
verfassungsgesetzes, eine ganz wichtige gesell-
schaftspolitische Aufgabe. Aber es gibt auch die 
Frage des Bildungsurlaubs, die Frage der Öffnung 
der Rentenversicherung, die Frage der Einführung 
der flexiblen Altersgrenze und viele andere Dinge 
mehr. 

Sie wissen, daß wir eine sozialpolitische Ge-
sprächsrunde eingerichtet haben und daß wir in der 
Vergangenheit einige dieser Themen zum Mittel-
punkt der Aussprache in dieser sozialpolitischen 
Gesprächsrunde gemacht haben. Wir haben am 
22. Januar gerade über die Frage des Bildungs-
urlaubs in der sozialpolitischen Gesprächsrunde dis-
kutiert und Meinungen ausgetauscht, Herr Kollege 
Krampe. Wir sind übereingekommen — das war 
die Auffassung aller Beteiligten —, eine Arbeits-
gruppe der unmittelbar Beteiligten einzusetzen, da-
mit einmal die Kosten, die Möglichkeiten, die Zahl 
der Plätze und das alles auf den Tisch des Hauses 
kommen, damit nicht astronomische Zahlen in der 
Diskussion in der Öffentlichkeit herumschwirren, 
sondern damit wir hier, von den realen Verhält-
nissen ausgehend, die Möglichkeiten der Einführung 
eines Bildungsurlaubs prüfen. 

Das trifft auch für den Bereich der flexiblen Al-
tersgrenze zu. Die Bundesregierung hat zugesagt, 
diese Frage zu prüfen. Sie wissen, daß ich persön-
lich ein sehr großer Befürworter dieser Möglichkeit 
bin, daß der einzelne Versicherte in einem bestimm-
ten Lebensabschnitt selbst entscheiden können muß, 
ob er in die Rente gehen oder weiterarbeiten will. 
Das ist eine ganz wichtige Frage, und das gehört 
nach meiner Auffassung auch zur modernen Demo-
kratie. Aber es enthält natürlich eine ganze Reihe 
von Fragen, die gelöst werden müssen. Wir haben 
im Arbeitsministerium — das wissen Sie — eine 
Arbeitsgruppe eingesetzt, die sich mit den finan-
ziellen Auswirkungen einer solchen Regelung, mit 
den arbeitsmarktpolitischen Auswirkungen und mit 
den wirtschaftlichen Auswirkungen beschäftigt. 

Aber es gehört auch dazu — lassen Sie mich das 
sagen — die Frage der Ausnutzung der elektroni-
schen Datenverarbeitung für die Versicherten inner-
halb der Rentenversicherungsträger. Es ist einfach 
ein Unding, daß jemand, der 55 Jahre seinen Ver-
sicherungsbeitrag bezahlt, zum erstenmal mit der 
Zustellung des Rentenbescheides erfährt, welchen 

Anspruch er gegenüber dem Rentenversicherungsträ-
ger hat. Das ist ein unmöglicher Zustand. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Deshalb bemühen wir uns darum, diesen Versicher-
ten die Klarheit über ihre Ansprüche zu verschaffen. 
Wir möchten diesen regelmäßigen Kontoauszug für 
jeden Versicherten zu einer Realität werden lassen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Bundesminister, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Franke? 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Herr Minister, 
darf ich noch einmal auf den vorhergehenden Punkt 
zurückkommen. Ist Ihnen entgangen, daß der Kol-
lege Krampe — er hat sich im übrigen auch zu der 
Einführung einer variablen Altersgrenze bekannt — 
gefragt hat, wie und wann Sie das einführen wollen 
und wie Sie es vor allem finanzieren wollen? 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Franke, fragen Sie doch nicht am 
10. Februar, was Sie noch am 17. März erfahren kön-
nen. Haben Sie doch ein bißchen Geduld, das kommt 
ja alles. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Die wollten es doch 
überhaupt nicht! — Gegenrufe von der 

CDU/CSU.) 

Lassen Sie mich noch ein Wort zu der Versiche-
rungsnummer sagen. Es gibt Millionen von Ver-
sicherungskarten, die maschinell aufgearbeitet wer-
den müssen. Es wird sicherlich eine gewisse Zeit 
erfordern, bis diese Bestände bei den Rentenver-
sicherungsträgern aufgearbeitet werden. Deshalb 
möchten wir von zwei Seiten an dieses Problem 
herangehen. Wir möchten einmal bei den renten-
nahen Jahrgängen mit der Vergabe von Versiche-
rungsnummern beginnen und zweitens bei den ins 
Berufsleben Eintretenden die rentenerheblichen 
Fakten gleich auf Magnetband nehmen, um damit 
die Voraussetzungen für die Zustellung des Konto-
auszugs des Versicherten zu schaffen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Katzer? 

Katzer (CDU/CSU) : Darf ich Ihren Ausführungen 
entnehmen, daß das in der Regierungserklärung an-
gekündigte Punktsystem weggefallen ist? 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Nein, wir werden das Punktsystem nicht 
wegfallen lassen, sondern wir werden dazu kommen, 
Herr Kollege Katzer — wir haben bei einigen Ver-
sicherungsträgern bereits damit begonnen, wir 
werden bei der Bundesversicherungsanstalt für An-
gestellte demnächst damit beginnen —, daß den 
Versicherten in regelmäßigen Abständen ein Konto-
auszug über ihre Versicherungszeiten und was 
dazugehört geschickt wird. 

(Abg. Katzer: Das war meine Absicht!) 
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— Ich bestreite das doch gar nicht. Wir werden 
darin im weiteren Verlauf dazu kommen — davon 
bin ich fest überzeugt, es ist nur eine Frage der 
Zeit  , daß wir nicht etwas in Rentenchinesisch 
mitteilen, sondern daß wir im Klartext sagen, was 
für einen Anspruch der einzelne hat. 

(Abg. Katzer: Sie bleiben also beim Punkt

-

system?) 

- Das werden wir dann sehen, wenn wir so weit 
sind, daß wir diese Auszüge in Klartext ummünzen, 
Herr Kollege. 

Soweit die Finanzierung in Frage kommt, meine 
Damen und Herren, werden wir demnächst Gelegen-
heit haben, bei der Vorlage des Sozialbudgets deut-
lich zu machen — das haben wir auch in der Ver-
gangenheit so gehalten —, wie die finanziellen Aus-
wirkungen nicht nur in der Jetztzeit, sondern auch 
in der Zukunft sein werden. 

Bevor ich auf einige Einzelaspekte des Einzelplans 
11 eingehe, möchte ich zur Größenordnung dieses 
Haushalts etwas sagen. Sie wissen, daß dieser Ein-
zelplan einer der größten Einzelpläne überhaupt ist. 
Dies ist, so meine ich, die richtige Einordnung und die 
richtige Rangordnung für einen Haushalt, über den 
sich das sozialpolitische Engagement dieses Staates 
im wesentlichen vollzieht. Im Jahre 1971 enthält der 
Einzelplan etwa 20 % der Gesamtausgaben des 
Bundes, fast 19,7 Milliarden DM. Das sind etwa 
5 % mehr als im Vorjahr. Mit dieser Wachstums-
rate von 5 % bleibt der Einzelhaushalt des Arbeits-
ministeriums hinter der des Gesamthaushalts zu-
rück. Das hat folgende Gründe. Die jährlichen Ver-
änderungsraten hängen unmittelbar mit drei Beson-
derheiten zusammen, die die Ausgabenstruktur des 
Einzelplans und die Entwicklung seiner Ausgaben 
kennzeichnen. 

Erstens. Etwa 99 % aller Ausgaben beruhen unmit-
telbar auf gesetzlicher Grundlage. Insoweit sind sie 
der Dispositionskompetenz jährlicher Haushaltsge-
staltung weitgehend entzogen. 

Zweitens. Die Höhe der Zuschüsse an die Renten-
versicherungsträger und die Rentenausgaben in der 
Kriegsopferversorgung — das sind etwa 80 %  der 
Ausgaben des Einzelplans — folgen einer gesetzlich 
festgelegten Anpassungsautomatik. 

Drittens. Die Ansätze zeichnen sich weitgehend 
durch eine hohe konjunkturelle Empfindlichkeit aus. 
Sie wissen aus den Beratungen der vergangenen 
Jahre, daß sich konjunkturelle, strukturelle und 
arbeitsmarktpolitische Entwicklungen unmittelbar in 
den Ausgabenansätzen dieses Einzelplans nieder-
schlagen. Für einen kleineren Teil des Einzelplans 
ist das mit sofortiger Wirkung der Fall, z. B. führen 
höhere Löhne zu Beitragssteigerungen in der Ren-
tenversicherung und dadurch unmittelbar zu einer 
Entlastung des Bundes in der knappschaftlichen 
Rentenversicherung. Mit einer zeitlichen Verzöge-
rung dagegen wirkt sich die Lohnentwicklung bei 
den Zuschüssen an die Rentenversicherung der Ar-
beiter und Angestellten und seit der Dynamisierung 
der Rentenleistungen in der Kriegsopferversorgung 
aus. Über die Zweckmäßigkeit dieses Systems ist oft  

diskutiert worden, so daß ich darauf nicht einzu-
gehen brauche. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Bundesminister, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Mick? 

Mick (CDU/CSU) : Herr Minister, zur Kriegs-
opferversorgung die Frage: haben Sie in abseh-
barer Zeit vor, den Sockel, von dem aus sich die 
Dynamisierung ergibt, zu erhöhen? 

(Abg. Killat-von Coreth: Macht doch hier 
keine Ausschußsitzung !) 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Mick, wir werden sicherlich 
im Laufe der nächsten Zeit über eine ganze Reihe 
von ungeregelten und nicht zufriedenstellend ge-
regelten Fragen sprechen können. Aber ich kann im 
Augenblick nicht sagen, wie diese Fragen gelöst 
werden. Ich glaube, hier ist auch gar nicht der Ort, 
jetzt eine solche grundsätzliche Frage aufzuwerfen 
und zu beantworten. Wir werden das im Rahmen 
der Beratungen über diesen Bereich tun. Wir wer-
den sicherlich dazu kommen, auch die Rangordnung 
innerhalb des Kriegsopferbereichs — es gibt ja auch 
noch ein paar andere Fragen — so zu gestalten, daß 
wir von einer optimalen sozialen Sicherung aus-
gehen können. 

Meine Damen und Herren, daß das Volumen des 
Einzelplans 11 im Haushalt 1971 unterdurchschnitt-
lich steigt, hat seine Ursache allein in der gesetz-
lich verankerten Anpassungsautomatik. Immerhin 
bedeutet der Zuwachs der Ausgaben um 5 % ein 
Mehr von 941 Millionen DM. 

Zu den großen Ausgabeblöcken der Sozialver-
sicherung ist in diesem Zusammenhang nicht sehr 
viel zu sagen. Lassen Sie mich aber zu einer Reihe 
neuer Gewichtungen etwas sagen, die ich wegen 
ihrer sozialpolitisch richtungweisenden Zielset-
zung herausheben möchte. Wenn Sie diesen Haus-
halt, meine Damen und Herren, entsprechend den 
Beschlüssen des Haushaltsausschusses verabschie-
den, stehen der Bundesregierung für die Förderung 
von Rehabilitationseinrichtungen, also für die Wie-
dereingliederung der Behinderten in den Arbeits-
prozeß, insgesamt 39 Millionen DM — das sind 
24 Millionen DM mehr als im Vorjahr — zur Ver-
fügung. 

Ich bin für die Verstärkung dieser Mittel ganz 
besonders dankbar, denn wir alle wissen, daß die 
Behinderten zum Teil lange warten müssen 
— manchmal sogar zwei Jahre —, bis sie von einer 
Einrichtung der beruflichen Rehabilitation aufge-
nommen werden können. Allein für die Umschulung 
erwachsener Behinderter werden rund 6 000 neue 
Plätze benötigt. Ähnlich liegen die Verhältnisse bei 
den Einrichtungen für die Ausbildung jugendlicher 
Behinderter, bei den Einrichtungen für spezielle Be-
hinderungsarten und bei den Werkstätten für Be-
hinderte. 

Im Aktionsprogramm der Bundesregierung zur 
Förderung der Rehabilitation ist deshalb der Neu- 
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und Ausbau eines bundesweiten Netzes von Reha-
bilitationseinrichtungen vorgesehen. Die Sprecher 
aller Fraktionen dieses Hohen Hauses sind sich 
einig, daß dies dringend notwendig ist und alsbald 
verwirklicht werden sollte. Verwirklicht werden 
kann dieses Ziel aber nur, wenn der Bund seine Mit-
tel in dem vorgesehenen Umfang verstärkt. 

1971 werden Schwerpunkte des Förderungspro

-

grammes sein: erstens der Bau der gemeinsam mit 
allen Beteiligten projektierten Berufsförderungs-
werke für erwachsene Behinderte, zweitens der Auf-
bau eines Netzes von Rehabilitationseinrichtungen 
für jugendliche Behinderte, drittens die Errichtung 
weiterer Rehabilitationszentren für spezielle Krank-
heits- und Behinderungsarten, vor allem für Schä-
del- und Hirnverletzungen, Querschnittslähmungen 
und rheumatische Erkrankungen, und viertens der 
Bau von Werkstätten für Behinderte insbesondere 
im Zonenrandgebiet. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich in die-
sem Zusammenhang zur Debatte über die Große 
Anfrage der Opposition zur Rehabilitation etwas 
sagen. Damals waren sich alle Sprecher der Frak-
tionen einig, daß wir auf diesem Felde mehr tun 
müßten. Ich muß ganz offen gestehen, ich verstehe 
den Antrag der Oppositionsfraktion auf Umdruck 
138 nicht, denn wenn ich einmal den Verlauf der 
Rehabilitationsdebatte mit dem Inhalt dieses Um-
drucks vergleiche, stelle ich fest, daß durch den letz-
teren die Debatte ad absurdum geführt wird. 

(Abg. Härzschel meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

— Bitte sehr! 

Härzschel (CDU/CSU) : Herr Minister, könnten 
Sie uns Projekte nennen, die im Zonenrandgebiet 
jetzt zur Erledigung anstehen, damit wir diese An-
sätze auch richtig bewerten können? 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Ja, ich kann Ihnen z. B. die Projekte in 
Goslar, in Hessisch Lichtenau, in Bayreuth und in 
Lippoldsberg nennen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Bundesminister, gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Krampe? — 

Krampe (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, kön-
nen Sie mir bestätigen, daß mit den 4 Millionen DM 
zusätzlicher Mittel für den Rehabilitationsbereich 
alle Projekte, die sich in der Planung der Bundes-
regierung befinden, finanziert werden können, und 
können Sie mir sagen, was Sie mit den übrigen 15 
Millionen DM nur für den Bereich des Zonenrand-
gebietes letzten Endes vorhaben? Können Sie mir 
auch sagen, wann das Zonenrandförderungsgesetz in 
Kraft treten kann? 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Sie wissen, Herr Kollege Krampe, daß es 
eine Reihe von Anmeldungen gibt, die wir bisher 
nicht berücksichtigen konnten. Die eingesetzten Mit-

tel sind durch die Anmeldungen im Grunde genom-
men schon vergeben. Würden diese Mittel aufge-
stockt, bestünde die Möglichkeit, auch die Zahl der 
Plätze aufzustocken, und wir hätten eine ganze Reihe 
von Objekten, die unmittelbar in Angriff genommen 
werden könnten, so daß sich für das Zonenrandge-
biet die Ausgangsposition wesentlich verändern 
könnte. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zu 
einem anderen Komplex, der große Bedeutung hat, 
noch einige Bemerkungen machen. Auch für die 
Eingliederung der in der Bundesrepublik beschäf-
tigten ausländischen Arbeitnehmer — und wir haben 
von ihnen 2 Millionen — wird dieser Haushalt mehr 
Mittel bereitstellen. 70 % der ausländischen Arbeit-
nehmer sind verheiratet; von diesen haben 50 % 
ihre Ehefrauen in der Bundesrepublik. Allein die 
Zahl der Kinder wird auf 500 000 geschätzt. 

Es liegt auf der Hand, daß gerade in den Ballungs-
gebieten bei der Eingliederung dieser ausländischen 
Arbeitnehmer erhebliche Schwierigkeiten aufkom-
men, die nur durch besondere Anstrengungen aller 
Beteiligten, d. h. des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden, aber auch der Wirtschaft — denn in 
dieser Wirtschaft sind die ausländischen Arbeitneh-
mer tätig —, und durch den Einsatz erheblicher fi-
nanzieller Mittel gemeistert werden können. Eine 
so große Zahl ausländischer Arbeitnehmer läßt sich 
nicht mehr ohne besondere Hilfe in das soziale Ge-
füge unseres Staates eingliedern. Dazu bedarf es 
besonderer Maßnahmen. Die Wohlfahrtsverbände, 
die Arbeiterwohlfahrt, der Deutsche Caritas-Ver-
band, das Diakonische Werk, das Jugendsozialwerk 
sowie der Deutsche Gewerkschaftsbund, die Arbeit-
geber, die Kirchen bemühen sich in dankenswerter 
Weise gemeinsam mit dem Bund, der Bundesanstalt 
für Arbeit und den Ländern um eine reibungslose 
Eingliederung dieser ausländischen Arbeitnehmer. 
Sämtliche Initiativen werden im Bundesarbeitsmini-
sterium koordiniert, um die vielfältigen und unter-
schiedlichen Bemühungen einer gemeinsamen Ziel-
setzung zuzuführen. 

Gleichwohl gibt es Gebiete, auf denen noch viel 
zu tun ist, beispielsweise in der sprachlichen Ver-
ständigung, der Verbesserung der Information, der 
beruflichen Bildung, der Wohnungen und des Schul-
unterrichts. Wir wollen durch den Einsatz moderner 
audiovisueller Sprachmethoden, verstärkte Werbung 
und Verlagerung des Sprachunterichts in die An-
werbeländer versuchen, die sprachlichen Barrieren 
zu beseitigen. Der berufliche Aufstieg wird geför-
dert, wobei möglichst eine Verlagerung in die An-
werbeländer angestrebt wird. 

Um die Mißstände im Wohnungswesen zu beseiti-
gen, werden in Kürze die Richtlinien für die Unter-
künfte ausländischer Arbeitnehmer verbessert. Dabei 
sollen insbesondere die Vorschriften über die Min-
destwohnfläche, die Belegstärke sowie die sani-
tären Einrichtungen den heutigen wohnungshygieni-
schen Ansprüchen angepaßt werden. 

Außerdem hat die Bundesregierung Modelle ent-
wickelt, um den Wohnungsbau für ausländische 
Arbeitnehmer und ihre Familien zu fördern. Eine 
verbesserte Überwachung der Unterbringung ist von 
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den Koordinierungskreisen zu erwarten, die künftig 
auf Ortsebene eingesetzt werden sollen. 

Meine Damen und Herren, dem Haushaltsausschuß 
dieses Hohen Hauses gebührt besonderer Dank da-
für, daß er die Zuschüsse an die Verbände der freien 
Wohlfahrtspflege spürbar erhöht hat. Er hat darüber 
hinaus Mittel für die Beratung ausländischer Arbeit-
nehmer auf dem Gebiet des Arbeits- und Sozialrechts 
bereitgestellt. Da alle notwendigen Maßnahmen nur 
dann intensiviert werden können, wenn die finan-
zielle Basis zur Verfügung steht, wird es unumgäng-
lich sein, daß auch der Bund künftig die Mittel für 
die Eingliederung der ausländischen Arbeitnehmer 
weiter erhöht. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch einige Bemerkun-
gen zu dem wichtigen Bereich machen, der uns in den 
Ausschußberatungen beschäftigt hat und der auch bei 
künftigen Haushaltsberatungen zunehmende Bedeu-
tung erlangen wird. Ich meine die berufliche Bildung. 
Jahrzehntelang ist die berufliche Bildung als Primär-
aufgabe der Wirtschaft angesehen worden. Hierbei 
ist übersehen worden, daß sie gleichwertiger Be-
standteil eines einheitlichen Bildungssystems ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es besteht die gleiche öffentliche Verantwortung des 
Staates für Lehrlinge, Fachschüler, Studenten und 
andere Auszubildende. Es ist daher Aufgabe des 
Staates, für die Verwirklichung der bildungsbezoge-
nen Grundrechte — Recht auf freie Entfaltung der 
Persönlichkeit und Recht auf freie Berufswahl — 
auch im Bereich der beruflichen Bildung Sorge zu 
tragen. 

Wir haben rund 1,4 Millionen Lehrlinge, denen 
wir eine gute berufliche Ausbildung als Grundlage 
für ihr späteres Berufsleben vermitteln müssen. Sie 
müssen durch eine breite berufliche Grundbildung 
und eine gute Fachbildung in den Stand versetzt 
werden, unter den technischen und ökonomischen 
Bedingungen einer hochtechnisierten Wirtschaft ihre 
berufliche und soziale Chance wahrzunehmen. 

Mit dem Berufsbildungsgesetz ist hierfür die recht-
liche Grundlage gegeben. Mit diesem Gesetz werden 
neben der Regelung der beruflichen Ausbildung auch 
erste Ansätze für eine Ordnung der beruflichen Fort-
bildung geschaffen. Auch dieser Bereich, der die zur 
Zeit in der Bundesrepublik rund 25 Millionen Er-
werbstätigen angeht, liegt in der öffentlichen Ver-
antwortung des Staates. Der Ausbau eines geglie-
derten umfangreichen Systems der beruflichen Fort-
bildung ist für das Schicksal des einzelnen und für 
die weitere wirtschaftliche und gesellschaftliche Ent-
wicklung unabdingbar. 

Da die berufliche Bildung bisher weitgehend im 
Schatten der bildungspolitischen Diskussion gestan-
den hat, hat die Bundesregierung ihre Zielvorstel-
lungen für diesen Bereich in dem Aktionsprogramm 
Berufliche Bildung näher konkretisiert und die Maß-
nahmen angekündigt, die sie zu einer generellen 
Verbesserung und Weiterentwicklung der beruf-
lichen Bildung für erforderlich hält. Dabei geht sie 
davon aus, daß zunächst die durch das Berufsbil-
dungsgesetz gegebenen Möglichkeiten einer Ver-
besserung der beruflichen Bildung voll ausgeschöpft  

werden. Diese Auswirkungen werden sorgfältig be-
obachtet werden müssen, um die Erfahrungen mit 
dem Gesetz bei den weiteren Reformen der beruf-
lichen Bildung berücksichtigen zu können. 

Mit dem Aktionsprogramm wendet sich die Bun-
desregierung an alle von der beruflichen Bildung 
erfaßten oder mit ihr befaßten Personen und Insti-
tutionen. Sie fordert zur Zusammenarbeit auf, damit 
die angestrebten Ziele auch erreicht werden können. 
Oberstes Ziel ist ein leistungsfähiges Bildungs-
system, das Chancengleichheit und Recht auf Bil-
dung für jeden einzelnen sichert. 

Für diese Aufgabe und für die Vorarbeit kann das 
Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung, das sich 
in der ersten Aufbauphase befindet, wesentliche und 
wichtige Beiträge leisten.. Der Haushalt sieht für 
dieses Institut einen Ansatz von 7 Millionen DM 
vor. 

Daneben besteht seit einem Jahr, ebenfalls auf 
Grund des Berufsbildungsgesetzes, der Bundes-
ausschuß für Berufsbildung. In diesem Ausschuß 
sind neben Beauftragten der Länder und der Bundes-
anstalt für Arbeit die Spitzenverbände der Arbeit-
nehmer und der Arbeitgeber vertreten. 

Ferner stellt dieser Haushalt Mittel zur Verfügung 
für eine Kommission zur Untersuchung der Kosten 
und der Finanzierung der beruflichen Bildung. Der 
Bundestag hatte in seiner Sitzung am 14. Oktober 
1970 die Bundesregierung beauftragt, diese Kom-
mission aus unabhängigen Sachverständigen zu 
bilden. 

Meine Damen und Herren, ich habe nur einige 
wichtige Punkte aus diesem Haushalt angeschnitten, 
die für die Sozialpolitik der nächsten Zeit von un-
mittelbarer Bedeutung sind und die sich auch un-
mittelbar im Einzelplan 11 niederschlagen. Natürlich 
handelt es sich nur um einen Ausschnitt aus dem 
großen Konzept, das wir uns selbst gegeben haben, 
für mehr soziale Gerechtigkeit zu sorgen. Wir wer-
den an Hand der Regierungserklärung und des 
Sozialberichts, des sozialpolitischen Kursbuches der 
Bundesregierung, diese Ziele in der nächsten Zeit — 
davon bin ich überzeugt — ansteuern. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Abgeordnete Hussing. 

Hussing (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Der Berichterstatter 
zum Einzelplan 11, Kollege Krampe, hat auf die 
erhöhten Mittel für die Eingliederung der ausländi-
schen Arbeitnehmer besonders hingewiesen. Wir 
begrüßen die Betrachtung dieser Mittel durch die 
Mitglieder des Haushaltsausschusses und begrüßen 
auch dankbar die Erhöhung der Mittel. Diesem 
Hause wird für die Bewilligung dieser Mittel für die 
Betreuung der ausländischen Arbeitnehmer zu dan-
ken sein. 

Ich würde nun sehr gern an die Adresse der 
Bundesregierung und insbesondere an die Adresse 
des Bundesarbeitsministers einen Dank richten, 
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wenn das hier in dieser morgendlichen Stunde mög-
lich wäre. 

(Sehr gut bei der CDU/CSU.) 

Einmal verdient die Bundesregierung für die 
Sorge um die ausländischen Arbeitnehmer keinen 
Dank, weil sie diese Sorge nicht dokumentiert hat 
und nicht sichtbar nachgewiesen hat, daß sie ernst-
haft an der Lösung der Probleme gewirkt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Zum andern, meine Damen und Herren, ist es, 
glaube ich, nicht angängig, daß in der zweiten Le-
sung der Bundesminister den Versuch macht, sich 
in den seligmachenden Stand der Aktiven und der 
Kreativen zu heben über längere Ausführungen in 
einer Sache, wo er keinen Preis gewonnen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es hat in den vergangenen Monaten nicht an Be-
mühungen der Bundesregierung gefehlt, sich in den 
Fragen der ausländischen Arbeitnehmer ein Fleiß-
kärtchen zu verdienen. Im ganzen aber — und das 
sage ich auch an die Kollegen Seidel und Schmidt — 
sind und bleiben wir aufgefordert, auf Worte zu 
hören, wo auf Taten nicht zu schauen ist. 

Ich darf die Gelegenheit benutzen, dafür eine 
kurze Begründung zu geben. Einmal verdienen die 
ausländischen Arbeitnehmer und insbesondere die 
Erscheinungen zunehmender Unordnung, in der die 
ausländischen Arbeitnehmer und ihre Familien 
leben, eine größere Beachtung durch dieses Haus. 
Ich glaube aber, ein Wort ist auch deshalb ange

-

bracht, weil es den vielen tausend Bundesbürgern 
dient, die sich in freien Initiativen um die Anliegen 
der ausländischen Arbeitnehmer besonders sorgen. 

Im Jahre 1970 haben die Publikationsmittel Rund-
funk, Fernsehen und Presse besonders intensiv die 
Unordnungserscheinungen ins Bewußtsein gehoben, 
unter denen die ausländischen Arbeitnehmer in der 
Bundesrepublik zum großen Teil leben. Das hätte 
die Regierung veranlassen müssen, insbesondere 
deshalb, weil die sozial-liberale Presse auf diese 
Unordnungserscheinungen unter Schlagworten wie 
„die neuen Juden Deutschlands", „die Sklaven 
Europas" und „die deutschen Neger" hingewiesen 
hat, andere Antworten zu geben als die, die hier 
von der Bundesregierung gegeben worden sind. 

Die Bundesregierung ist nach den Lesebüchern der 
Sozialdemokraten angetreten, alles anders zu ma-
chen, alles besser zu machen, glücklich zu machen, 
Wandel zu steuern und Zukunft zu gestalten. Es ist 
leicht, den Nachweis zu führen, daß die Bundes-
regierung in diesen Fragen zuviel Optimismus in 
Umlauf gesetzt hat. Es wurden Probleme verkürzt 
und verkleinert. 

(Abg. Liehr: So wie durch Ihren Beitrag 
jetzt!) 

Am 12. November 1970 erklärt gemäß dem An-
spruch, glücklich zu machen, die Bundesregierung, 
daß 70 % der ausländischen Arbeitnehmer glück-
lich sind. Herr Staatssekretär Ahlers erklärt die 
Lage von 70 % der ausländischen Arbeitnehmer für  

gut und sehr gut unter Berufung auf eine Unter-
suchung, die er in Gang gesetzt hat und in die 1500 
ausländische Arbeitnehmer einbezogen waren. Am 
gleichen Tag aber räumt Staatssekretär Ahlers ein, 
daß die Bundesregierung dem Thema der Aufklä-
rung der Bevölkerung, ihrem Verhältnis und ihrer 
Einstellung zu den ausländischen Arbeitnehmern 
keine Aufmerksamkeit geschenkt hat. Es wäre sinn-
voll gewesen, wenn sich eine der vielen Publika-
tionen der Bundesregierung diesem Thema gewid-
met hätte. Kollege Haase hat in diesen Tagen dar-
auf hingewiesen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Am 23. April 1970 erklärt der Minister, bei den 
Fragen um die ausländischen Arbeitnehmer handle 
es sich vornehmlich um Arbeitsmarktfragen. Die 
deutsche und die ausländische Presse haben diese 
Meinung scharf kritisiert, und das war angebracht, 
weil derselbe Minister im Bundesarbeitsblatt 4 von 
1970 mitteilt, daß die Probleme der ausländischen 
Arbeitnehmer eben nicht allein von daher gesehen 
werden dürfen, weil eine solche Sicht das ganze 
Problem um die menschlichen und sozialen Seiten 
verkürzt. Der Minister erklärt überdies, der Ko-
ordinierungskreis ausländischer Arbeitnehmer sei 
ausreichend, alle Probleme zu lösen, und wiederholt 
diese Erklärung am 30. Oktober des vergangenen 
Jahres gegenüber dem Verein ausländischer Arbeit-
nehmer „Interurban". Vorhin hat der Minister hier 
wieder auf die Bemühungen des Koordinierungs-
kreises hingewiesen und wiederholt, daß koordi-
niert werde. 

Mir liegt ein Brief vom 29. Januar 1971 vor, wo-
nach sich in der Zwischenzeit auch der Chef des 
Bundeskanzleramts offenbar um die Sorgen der 
ausländischen Arbeitnehmer bemüht. Er teilt in die-
sem Schreiben vom 29. Januar 1971 mit, daß der 
Koordinierungskreis ausländischer Arbeitnehmer 
bisher kein einziges Gespräch mit ausländischen 
Arbeitnehmern selbst geführt hat und daß Ihr Mini-
sterium, Herr Minister Arendt, erst drei Gespräche 
mit ausländischen Arbeitnehmern geführt hat. Am 
12. November 1970 aber erklärt Staatssekretär 
Ahlers, daß es dieser Bundesregierung besondere 
Sorge sei, sich um die ausländischen Arbeitnehmer 
zu bekümmern. Im übrigen wimmeln die Erklärungen 
der Bundesregierung von Sätzen wie „Wir wollen 
Grundsätze zur Eingliederung lebendig werden las-
sen", „Wir wollen die Einrichtungen aufeinander 
abstimmen", „Wir wollen uns informieren und geben 
dann schriftlich Bescheid". 

Nach Meinung der Bundesregierung und der Bun-
desanstalt für Arbeit wird in den kommenden Jah-
ren die Zahl der beschäftigten ausländischen Arbeit-
nehmer in der Bundesrepublik die 2-Millionen-
Grenze überschreiten. Weit über 50 % der auslän-
dischen Arbeitnehmer werden ihre Familien hier 
haben. Schon auf Grund dieser Tatsache ist es not-
wendig, sich vermehrt mit den Sorgen der auslän-
dischen Arbeitnehmer zu befassen und sich den Pro-
blemen zuzuwenden, die hinter dem „Glücksgefühl" 
liegen, von dem die Bundesregierung bei allen 
sozial- und gesellschaftspolitischen Fragen spricht. 
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Hussing 
Es sind und bleiben in befriedigender Weise im 

Rahmen der Zuständigkeit der Bundesregierung 
folgende Probleme zu lösen: Anwerbung, Vorberei-
tung, Herbringung, Ausländerrecht, Aufenthalt, 
Schule, Bildung, soziale und berufliche Integration 
sowie die Sicherung der Existenz auch nach der 
Rückkehr in die Entsendestaaten; eine wichtige 
entwicklungspolitische Frage. Der Anstieg der Zahl 
der ausländischen Arbeitnehmer macht die Lösung 
der Probleme dringlicher, und es ist zu überlegen, 
in welchem Verhältnis die Maßnahmen der Bundes-
regierung und der anderen Beteiligten zu den Lei-
stungen stehen, die die ausländischen Arbeitnehmer 
in der Bundesrepublik Deutschland erbringen, in 
welchem Verhältnis auch die Bemühungen der Bun-
desregierung zu den freien Initiativen in unserer 
Gesellschaft stehen. 

Das Bundesministerium für Arbeit hat am 3. De-
zember 1970 im Ausschuß für Arbeit und Sozialord-
nung Vortrag gehalten. 

(Zuruf des Abg. Liehr.) 

— Die Ausführungen wurden begrüßt. Wir haben 
auch, Herr Kollege, die Diskussion begrüßt. Wir 
werden die Bemühungen der Bundesregierung ver-
folgen und begrüßen insbesondere das beabsich-
tigte Hearing zu diesem Problem. 

(Abg. Liehr: Das hätten Sie gleich sagen 
sollen!) 

Wir hoffen, daß es mit dazu beitragen wird, daß 
Bund, Länder und Gemeinden mehr für die soziale 
und gesellschaftliche Stellung der ausländischen Ar-
beitnehmer tun. Es hat den Anschein, daß es dafür 
Zeit wird. Überschriften in der Presse wie die zitier-
ten schaden unserem Ansehen, und wir sollten ver-
suchen, das, was bisher nicht geschehen ist, durch 
mehr Tätigkeit, insbesondere seitens der Bundes-
regierung, nachzuholen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das war die erste Rede 
unseres Kollegen Hussing in diesem Hause. 

(Beifall.) 

Ich wünsche ihm eine weitere erfolgreiche parla-
mentarische Arbeit. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Nölling. 

Dr. Nölling (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich glaube, es wäre sinnvoll ge-
wesen, wenn der Kollege Hussing sich bei der Dar-
stellung der Probleme der ausländischen Arbeit-
nehmer daran erinnert hätte, daß dieses Problem 
immerhin seit über 15 Jahren besteht. Es wäre auch 
gut gewesen, wenn er zur Kenntnis genommen 
hätte, was die CDU/CSU-Opposition in bezug auf 
die Integration der Arbeitnehmer nach dem neuen 
Betriebsverfassungsgesetz vorhat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie sollten einmal zur Kenntnis nehmen, daß es 
wenig sinnvoll ist, hier zu beklagen, was bisher 
alles nicht getan worden ist oder was etwa diese 

Bundesregierung nicht bereit ist zu tun. Sie sollten 
zur Kenntnis nehmen, was Ihre Fraktion in bezug 
auf die Verbesserung der Stellung der auslän-
dischen Arbeitnehmer im Betriebsverfassungsrecht 
nicht zu tun bereit ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich möchte kurz zu dem Antrag der Opposition 
Stellung nehmen, die Mittel für die Aufklärungs-
arbeit zu aktuellen sozialpolitischen Problemen von 
900 000 auf 600 000 DM zu kürzen. Dieser Antrag 
ist Ihnen auf Umdruck 114 *) zugegangen. Ich be-
daure, daß ich sagen muß, daß die Begründung des 
Kollegen Krampe ein Beweis für die pure Heuchelei 
ist, die Sie in dieser Frage zutage treten lassen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Nölling, ich rüge das Wort 
Heuchelei in diesem Zusammenhang. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Dr. Nölling (SPD) : Herr Präsident, ich pflege 
Dinge, die ich sage, gerne zu beweisen. 

(Abg. Franke [Osnabrück] : Aber nicht mit 
Straßenjungenausdrücken!) 

Ich möchte Dinge, die ich sage, gerne beweisen, und 
dann möchte ich den Herrn Kollegen Franke an-
schließend fragen, ob er mir zustimmt oder nicht. 

(Abg. Dr. Althammer: Wollen Sie auch 
einen Prozeß führen wie Ihr Kollege 

Wehner?) 

Sie kennen wahrscheinlich das Zitat von Bert 
Brecht: „Die Verführung, die von einem Beweis 
ausgeht, ist zu groß." Ich hoffe, daß Sie dem er-
liegen, genau wie ich der Beweisführung erlegen 
bin. 

Die Regierung hat, als sie ihre sozialpolitischen 
Aktivitäten begann, keine Denkpause gebraucht. 

(Abg. Härzschel: Leider nicht!) 

Sie hat sofort gearbeitet, sie hat unübersehbare Er-
folge gehabt. Ich brauche sie nicht aufzuzählen; das 
ist geschehen. 

(Zuruf des Abg. Haase [Kassel].) 

— Nun, Sie wissen, daß damals, als wir die Regie-
rung übernahmen, genug zu tun war. Meine Damen 
und Herren, in diesem Antrag kommt zum Ausdruck, 
daß es die Opposition wurmt, daß die Regierung be-
reit und in der Lage ist, diese Erfolge in der Öffent-
lichkeit überzeugend und gekonnt darzustellen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Franke 
[Osnabrück]: Auch das ist doch gar nicht 

wahr!) 

— Herr Kollege Franke, Sie zu überzeugen, ist doch 
völlig unmöglich. Das haben doch Ihre Redner heute 
morgen zur Genüge bewiesen. Das hat doch gar 
keinen Zweck. 

(Abg. Franke [Osnabrück] : Das geht nur 
durch Taten!) 

*) Siehe Anlage 2 



5656 	Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 100. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. Februar 1971 

Dr. Nölling 
Im übrigen will die CDU/CSU nicht einsehen — ich 
glaube, das ist noch sehr viel wichtiger —, daß ein 
außerordentlich großes und wachsendes Informa-
tionsbedürfnis, ein Bedürfnis nach Aufklärung in 
Fragen des sozialpolitischen Leistungsrechts in unse-
rer Bevölkerung besteht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Haase [Kassel] : Volksaufklärung!) 

— Der Titel heißt so; dann müssen Sie sich gegen 
die Sprache des Haushaltsrechts wenden. 

(Abg. Haase [Kassel] : Volksaufklärung!) 

Der Titel heißt: „Aufklärung zu aktuellen sozialpoli-
tischen Fragen". 

(Zuruf des Abg. Müller [Berlin].) 

— Ansprüche, die dieses Parlament gewährt, sind 
nicht dazu da, daß sie verschwiegen werden. Wir 
sind der Meinung, daß sozialpolitische Ansprüche 
dazu da sind, von unserer Bevölkerung ausgenutzt 
zu werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie wissen doch selbst, daß das sehr häufig nicht 
geschieht, daß häufig wegen mangelnder Information 
die Ausnutzung sozialpolitischer Leistungsrechte 
unterbleibt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Nölling, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Krampe? 

Dr. Nölling (SPD) : Bitte schön! 

Krampe (CDU/CSU) : Herr Kollege, können Sie 
mir vielleicht, wenn ich den Text meiner Aussage zu 
diesem Öffentlichkeitstitel wiederhole, beipflichten, 
daß ich darin nichts Negatives oder sonstwie 
Abträgliches gesagt habe — vielleicht ist das für 
Ihre Ausführungen notwendig —: 

Wir sind nicht der Meinung, Herr Minister, daß 
Öffentlichkeitsarbeit nicht notwendig sei. 

Ich frage Sie, ob Sie gegen diesen Satz etwas ein-
zuwenden haben. 

Dr. Nölling (SPD) : Herr Kollege Krampe, ge-
statten Sie mir, daß ich bei meinem letzten Punkt 
auf Ihre Frage eingehe. Ich werde das in ganz kur-
zer Zeit behandeln, und auch Sie werden dabei eine 
Rolle spielen. 

Meine Damen und Herren, wir werden das Infor-
mationsbedürfnis unserer Bevölkerung befriedigen, 
ob es der Opposition paßt oder nicht. Ich möchte 
nicht, daß in jeder Woche Tausende von Anfragen 
an das Bundesarbeitsministerium deshalb unbeant-
wortet bleiben müssen, weil Sie nicht bereit sind, das 
Geld dafür zur Verfügung zu stellen. Herr Kollege 
Krampe, was mich eingangs bewogen hat, jenes 
Wort zu gebrauchen, hängt auch damit zusammen, 
daß mir ja nicht unbekannt geblieben ist, daß Sie 
selbst zu den Leuten gehören, die beim Bundes

-

arbeitsminister die größten Bestellisten aufgegeben 
haben. 

(Abg. Krampe: Auch früher schon! - Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Natürlich auch noch andere aus Ihrer Fraktion. 
Selbstverständlich fragen auch noch andere aus 
Ihrer Fraktion laufend an, um Informationsbroschü-
ren zu erhalten. 

(Abg. Müller [Remscheid] : Das ist doch 
keine Begründung dafür, daß Sie Verbal

-

beleidigungen aussprechen!) 

— Lieber Herr Kollege Müller, darauf komme ich 
noch. Ich habe mir das ganz bewußt bis zuletzt auf-
bewahrt. 

(Abg. Müller [Remscheid] : Bitte keine 
Verbalbeleidigungen!) 

— Im Jahre 1968 — Herr Kollege Müller, Sie wis-
sen das doch viel besser, Sie waren doch hier im-
mer dabei, wie Sie so gerne behaupten — hat der 
damalige Arbeitsminister Katzer für den Titel, den 
Sie jetzt kürzen wollen, 600 000 DM neu für diese 
Maßnahmen beantragt, erhalten und ausgegeben. 

(Hört! Hört! Bei der SPD. — Abg. Franke 
[Osnabrück]: Der hatte auch etwas zu 

verkaufen!) 

Im Jahre 1969 ist dieser Haushaltsansatz auf 650 000 
DM erhöht worden. Für das Jahr 1970 hatte Herr 
Kollege Katzer den Haushalt vorzulegen und die 
Mittel zu beantragen. Damals war im Gerede, die 
Ansätze für zwei Jahre zu beantragen. Herr Kollege 
Katzer hat für die Jahre 1970 und 1971 für den Tit. 
531 01 für jedes Jahr 1,1 Millionen DM gefordert. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Das war gegenüber dem Haushaltsansatz von 1969 
eine Verdoppelung. Es sind dann 900 000 DM be-
willigt worden. 

Herr Kollege Katzer, Sie hätten das Geld im 
Jahre 1970 doch gerne ausgegeben, 

(Abg. Katzer: In der Tat, für gute Zwecke!) 

so wie ich verstehe, daß Sie im Jahre 1970 gerne 
Arbeitsminister geblieben wären. Ich meine, das be-
rechtigt mich dazu zu sagen: eine Opposition, die 
durch ihren Sprecher hier erklären läßt — ich zitiere 
Sie, Herr Kollege Krampe —, diese Art Öffentlich-
keitsarbeit müsse auf ein „gesundes, sauberes Maß" 
zurückgeführt werden, verliert das Recht, so etwas 
zu behaupten, wenn sie in den Jahren vorher genau 
diese Haushaltsansätze und noch mehr gefordert 
hat! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Damit beweist die Opposition nur, wie kleinkariert 
sie denkt und wie widersprüchlich sie ist. Deshalb 
kann sie auch nicht ernst genommen werden. Wir 
werden diesen Antrag ablehnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Russe. 
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Russe (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Erlauben Sie mir, 
in aller Kürze ein paar Bemerkungen zu den Aus-
führungen des Herrn Kollegen Schmidt (Kempten), 
der leider nicht mehr im Saal ist, des Herrn Bundes-
arbeitsministers und des Herrn Kollegen Nölling zu 
machen. Gestatten Sie mir, daß ich zunächst meinen 
persönlichen Eindruck wiedergebe: Da war viel 
Gerede, aber wenig Antwort. Es scheint mir in der 
Tat so zu sein, daß die Schwäche der Regierungs-
koalition auf dem Feld der Sozialpolitik nicht besser 
zu beweisen war als durch die Ausführungen des 
Herrn Schmidt; denn 90 % seiner Ausführungen, die 
er hier gemacht hat, waren der Vergangenheit ge-
widmet. 

(Sehr war! bei der CDU/CSU.) 

In den ergänzenden 10 % der Ausführungen, die 
auf die Zukunft bezogen waren, hat er sich wieder-
um zu 90 % mit der Feststellung aufgehalten, daß 
er fest davon überzeugt sei, daß die zukünftige 
Sozialpolitik die „sozial-liberale Handschrift" tra-
gen werde. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Schmidt, inzwischen sind Sie hier. 
Es gibt ein französisches Sprichwort, das ich auf 
deutsch zitieren darf: „Wer sich entschuldigt, klagt 
sich an!". Mit dem Reden von der „sozial-liberalen 
Handschrift" für die Zukunft scheinen Sie Ihrem 
schlechten Gewissen und nicht mehr Ausdruck 
gegeben zu haben. 

(Abg. Katzer: Sehr gut! — Abg. Dr. Alt

-

hammer: Das sind die Perspektiven für die 
70er Jahre! — Zuruf des Abg. Geiger.) 

— Herr Kollege Geiger, dieser Zwischenruf ehrt 
Sie in keiner Weise! 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Schmidt (Kempten)? 

Russe (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Russe, 
würden Sie dann bitte in Ihre Ausführungen irgend-
einen Beweis dafür einbeziehen, daß in diesen 15 
Monaten der jetzigen Bundesregierung irgendein 
Gesetz verabschiedet worden ist, das nicht sozial-
liberale, sondern sozialistische oder sonstige Ten-
denzen hat? 

Russe (CDU/CSU) : Herr Kollege Schmidt, auch 
diese Frage dokumentiert eindeutig das, was ich 
vorher festgestellt habe: Sie scheinen das Gewissen 
nicht ganz sauber zu haben; sonst würden Sie solche 
Zwischenfragen nicht stellen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Sie bekommen auch auf Ihre andere Feststellung 
gleich noch eine Antwort; gedulden Sie sich bitte. 

Sie haben festgestellt, Herr Kollege Schmidt — 
auch der Herr Bundesarbeitsminister hat es durch-
klingen lassen -, daß in diesem gut einen Jahr, 
wie Sie bedeutet haben, sozial-liberaler Sozial-

politik so viel geleistet worden sei wie zu keiner 
Zeit zuvor. Herr Kollege Schmidt, es ist fair, Ver-
gleiche nur auf gleiche Zeiträume bezogen anzu-
stellen. Das will ich tun; zöge ich auch noch andere 
Jahre zum Vergleich heran, wäre ich in der Lage, 
Ihre vorhin getroffenen Aussagen noch stärker und 
umfangreicher zu widerlegen. 

Lassen Sie mich nur das erste Jahr der vorherigen 
Legislaturperiode untersuchen, von der Herr Kollege 
Nölling gesagt hat, sie sei lediglich einer Denkpause 
vorbehalten gewesen. Natürlich war die Denkpause 
vorhanden, aber es ist außerdem gehandelt worden. 
Ich will Ihnen darstellen, in welchem Umfang gehan-
delt worden ist. 

(Abg. Dr. Nölling: Im ersten Jahr!) 

— Ja, im ersten Jahr. Wir können auch darüber 
hinaus weitere Feststellungen treffen, Herr Kol-
lege Nölling. Ich bin gern bereit, mit Ihnen in eine 
diesbezügliche Sachdebatte einzutreten. Dann wol-
len wir sehen, wohin Sie kommen. 

Es ist nicht zu verkennen, daß Sie in dieser Zeit 
in der Großen Koalition mit uns gebunden waren. 
Sie wollen doch wahrscheinlich nicht diese Zeit 
mehr oder weniger als eine Zeit hinstellen, die in 
dieser Hinsicht nichts erbracht hat. Ich glaube nicht. 
Jedenfalls werden die Kollegen, die damals mit uns 
hier im Parlament gesessen haben, eine solche 
Bilanz sehr positiv zu beurteilen in der Lage sein, 
wenn sie aufrichtig mit uns argumentieren. 

Herr Kollege Schmidt und meine Damen und 
Herren, lassen Sie sich das kurz vor Augen halten: 
Das Achte Rentenanpassungsgesetz wurde am 1. Ja-
nuar 1966 rückwirkend in Kraft gesetzt, allerdings 
in diesem Jahre vorgelegt und verabschiedet. Es 
brachte eine Erhöhung der geltenden Renten um 
8,3 %. Ich darf weiter aus dieser „Denkpause", Herr 
Kollege Nölling, in Erinnerung rufen, die Novelle 
zur Verbesserung des Jugendarbeitsschutzgesetzes. 
Ich darf in Erinnerung rufen das in diesem Hause 
vorgelegte Maschinenschutzgesetz. 

Ich darf aus den ersten vier Monaten des Jahres 
1966 in Erinnerung rufen die Verabschiedung eines 
sozialen Strukturprogrammes für den Bergmann 
und seine Familie, von der Regierung entwickelt, 
dem Bundestag vorgelegt und vom Parlament ver-
abschiedet. 

(Zuruf des Abg. Wehner.) 

— Herr Kollege Wehner, erlauben Sie mir, auf 
Ihren Zwischenruf festzustellen, daß der jetzt amtie-
rende Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
damals in seiner Eigenschaft als 1. Vorsitzender der 
IGBE, der Industriegewerkschaft Bergbau und Ener-
gie, diese Maßnahmen in einer Art und Weise auch 
in diesem Hause hoch anerkannt hat, die durch 
Ihren Zwischenruf in keiner Weise rückgängig ge-
macht werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Sie haben ihn doch gar nicht gehört!) 

Ich darf Sie weiter daran erinnern, daß in diesem 
gleichen Strukturprogramm die Knappschaftsaus-
gleichsleistung mit 55 Jahren eingeführt worden 
ist. Und wenn heute der Bundesminister für Arbeit 
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Russe 
und Sozialordnung eine Chance hat, diesbezügliche 
Weiterungen dem Hohen Hause demnächst vorzu-
legen, dann ist mit dieser Maßnahme der damaligen 
Regierung — während der Amtsführung des Mini-
sters für Arbeit und Sozialordnung Katzer — die 
Grundlage für diese weitere Entwicklung gelegt 
worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das sind die Wahrheiten, meine Damen und Herren. 
Sie sollten hier jetzt nicht so tun, als hätte es nie-
mals ein Jahr gegeben, in dem mehr geleistet wor-
den ist als im letzten. 

Darf ich Sie weiter daran erinnern, daß zur glei-
chen Zeit auch das AVAVG — — 

(Abg. Dr. Schellenberg: Wollen Sie nicht 
etwas zur Zukunft sagen?) 

— Entschuldigen Sie, Sie haben ja hier die Vergan-
genheit aufgezäumt und Behauptungen in den 
Raum gestellt, die von uns einfach nicht hingenom-
men werden können. 

(Abg. Wehner: Sie käuen sie wieder!) 

— Das ist kein Wiederkäuen, Herr Kollege Wehner. 
Ich weiß wohl, es paßt Ihnen nicht, wenn man Ihnen 
die Wahrheit vor Augen hält. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Weh

-

ner: Aber ja! Das ist eine Zeitfrage! Ich 
gönne es Ihnen!) 

Ich darf Sie daran erinnern, daß damals zur glei-
chen Zeit das AVAVG geändert wurde und daß der 
Bezug des Arbeitslosengeldes auf 52 Wochen statt 
bis dahin 26 Wochen erhöht worden ist. Ich dart 
Sie weiterhin daran erinnern, 

(Abg. Wehner: Sie dürfen alles!) 

daß damals das Dritte Kriegsopfer-Neuordnungs-
gesetz vorgelegt wurde mit einem Gesamtvolumen 
von 880 Millionen DM pro Jahr. 

(Abg. Katzer: Alles im ersten Jahr!) 

— Alles im ersten Jahr der vergangenen Legis-
laturperiode! 

Wenn Sie schon hier nur von der Vergangenheit 
reden und solche Behauptungen aufstellen, dann 
müssen Sie sich auch das entgegenhalten lassen, was 
gelaufen ist, und Sie können nicht versuchen, hier 
in einer billigen Art und Weise zu dokumentie-
ren, daß nur dieses erste Jahr sozialpolitischer Ar-
beit eine große Leistung gewesen sei. Das Gegen-
teil ist der Fall. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn Sie, Herr Kollege Nölling, dann hier auf-
stehen und sagen, 15 Jahre lang hätte man Zeit 
und Gelegenheit gehabt, die ausländischen Arbeit-
nehmer mit in das Betriebsverfassungsgesetz hin-
einzunehmen, dann lassen Sie mich feststellender

-

weise dagegenhalten, daß, sofern es den Raum der 
Römischen Verträge, d. h. die sechs Vertragsstaa-
ten, angeht, durch die Freizügigkeitsverordnung im 
Rahmen des Römischen Vertrages, vom Ministerrat 
und damit von alten Regierungen in Kraft gesetzt, 
die sogenannten Gastarbeitnehmer aus diesen fünf 

Ländern, die außer uns der EWG angehören, die 
gleichen Rechte und Pflichten haben wie jeder 
deutsche Arbeitnehmer und von daher in jeder Hin-
sicht gleichermaßen geschützt sind wie der deutsche 
Arbeitnehmer. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist zu billig, hier mit solchen Argumenten zu 
kommen, meine Damen und Herren. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Jaeger.) 

Sie haben weiterhin gesagt, das 624-DM-Gesetz 
habe jetzt mehr oder weniger die Chance eröffnet, 
daß 8 Millionen Arbeitnehmer in Deutschland nun 
von diesem Gesetz endlich Gebrauch machen konn-
ten. Wie war denn die Wirklichkeit in der Ver-
gangenheit? Wer hat denn gegen das 312-DM- 
Gesetz in diesem Hause Stellung genommen? Wer 
hat denn dagegen votiert? — Doch die Freie Demo-
kratische Partei und ein großer Teil der Sozial-
demokraten! Und wenn das 312-DM-Gesetz in der 
Vergangenheit nicht zum Zuge gekommen ist, dann 
doch einfach deshalb nicht, weil Arbeitgeber und 
Gewerkschaften dagegen gemauert haben, 

(Abg. Schulte [Unna] : Weil es schlecht 
war, Herr Russe! Haben Sie das noch 

nicht begriffen?) 

und nicht, Herr Kollege Arendt, weil darin irgend-
welche sozialen Ungerechtigkeiten gewesen wären. 
Ich kann Ihnen nur eines dazu sagen. Wenn es 
wirklich der Fall gewesen wäre, daß soziale Unge-
rechtigkeiten in dem 312-DM-Gesetz in der von 
Ihnen hier behaupteten Form vorhanden gewesen 
wären oder vorhanden gewesen sein sollten — ich 
darf es einmal so formulieren —, dann verstehe ich 
nicht, daß noch unter Ihrer Ägide als 1. Vorsitzender 
der IGBE und nachfolgend von Ihrem jetzigen am-
tierenden Vorsitzenden für die Bergarbeiter im ge-
samten Bundesgebiet 

(Zurufe von der SPD: Langsam! Luft holen!) 

ab 1. Januar 1970 diese vermögenswirksame Lei-
stung eingeführt worden ist, — trotz der angeb-
lichen sozialrechtlichen Nachteile. Das ist doch die 
Situation! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie können doch nicht versuchen, uns in dieser 
Form zu verketzern. Sie können auch nicht behaup-
ten, daß Sie mit den 8 Millionen einen riesigen 
Erfolg gehabt hätten. 

(Abg. Wehner: Luft holen!) 

Von diesen 8 Millionen Menschen waren allein 
zwischen 4 und 5 Millionen in metallverarbeitenden 
und -produzierenden Berufen tätig. Das heißt, daß 
auf Grund des Abschlusses der IG-Metall rund 5 Mil-
lionen Arbeitnehmern diese Möglichkeit im Rahmen 
des Gesetzes eröffnet wurde. Über das Warum 
könnte man an dieser Stelle auch noch viel sagen. 
Ich will das nicht tun. 

Ich wollte nur verhindern, daß hier eine Bilanz 
aufgemacht wird, in der die Vergangenheit mehr 
oder weniger miesgemacht wird, die Gegenwart und 
Zukunft dagegen in höchsten Tönen gefeiert wer- 
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den. Es ist genau umgekehrt, meine Damen und 
Herren! Das müssen Sie sich sagen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei der 
SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Franke (Osnabrück). 

Franke (Osnabrück) : (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
Kollege Seidel und Herr Minister Arendt haben sich 
heute morgen in ihren Beiträgen hier eine Leistung 
der inneren Reformen auf ihre Fahnen geschrieben, 
die nicht ihre originäre Leistung ist. Ich habe eben 
schon durch eine Zwischenfrage klarzustellen ver-
sucht, daß die Vorsorgeuntersuchungen, die im 
Krankenversicherungsneuregelungsgesetz vorgese-
hen sind, nicht Ihnen als Leistung zugeschrieben 
werden können, sondern bereits in unserem Ge-
setzentwurf enthalten waren. Sie sind dann auf 
Grund der Sachdebatte und der hervorragenden 
Argumente der Öffentlichkeit auch in das neue 
Krankenversicherungsneuregelungsgesetz mit ein-
bezogen worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese 
Regierung konsumiert Leistungen als innere Refor-
men, die nicht auf ihrem Beet ich hätte beinahe 
ein anderes Wort gesagt — gewachsen sind. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Mist!) 

Wir werden die gesamte Öffentlichkeit immer wie-
der darauf aufmerksam machen, daß Sie Leistungen 
als Ihre Leistungen verkaufen, die letztlich nicht 
ihre Leistungen sind. Was wirkliche innere Refor-
men angeht, so haben wir von Ihnen bisher nur 
Absichtserklärungen gehört. Taten haben wir von 
Ihnen bislang noch nicht gesehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Spitzmüller. 

Spitzmüller (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Ich hörte eben die 
Bemerkung, ich sei in den letzten Jahren nicht da 
gewesen. Ich war sehr oft da, allerdings saß ich 
oben auf der Zuhörertribüne, Herr Kollege Katzer. 

(Abg. Müller [Remscheid] : Das war auch 
notwendig, Herr Kollege Spitzmüller! — 
Abg. Katzer: Das haben wir dankbar an

-

erkannt!) 

Ich weiß also sehr wohl, was hier vor sich gegangen 
ist. 

Herr Kollege Russe hat dem Kollegen Schmidt 
vorgeworfen, daß er zu 90 Prozent in der Vergan-
genheit gegraben habe. Herr Kollege Russe hat 
dasselbe zu 99 Prozent getan, indem er auf Dinge 
aus den Jahren 1965, 1966 und 1967 eingegangen 
ist und diese auch noch ein bißchen durcheinander

-

geworfen hat. 

Ich bin mir nicht ganz klar darüber, Herr Kollege 
Russe, ob Sie die Gesetze meinten, die Sie gemein-
sam mit der Freien Demokratischen Partei in den 
Jahren 1965 und 1966 verabschiedet haben, oder die 
Gesetze, die in diesen Jahren in Angriff genommen 
wurden, dann aber erst unter der Regierung der 
Großen Koalition zwischen CDU/CSU und SPD zur 
Verabschiedung kamen. Ich denke in diesem Zu-
sammenhang vor allem an das Dritte Kriegsopfer-
anpassungsgesetz, das CDU/CSU und FDP gemein-
sam konzipierten und das dann beinahe unter den 
Tisch gefallen wäre, wenn nicht Ihr neuer Koali-
tionspartner, die SPD, darauf gedrungen hätte, daß 
es doch noch zur Verabschiedung kam. Herr Kol-
lege Russe, Sie haben aber das Finanzänderungs-
gesetz vergessen, in dessen Rahmen über hundert 
Änderungen im sozialrechtlichen Bereich durchge-
führt wurden. Dieses Gesetz war aus der damaligen 
Notsituation heraus verständlich, kann aber letzten 
Endes doch nicht als sozialpolitisches Ruhmesblatt 
Ihrer Regierungsführung gelten. Meine Damen und 
Herren, in diesem Finanzänderungsgesetz haben 
Sie doch, nachdem Sie zuvor für die Knappschafts-
ausgleichsleistungen und für den Bergbau vieles 
getan hatten, die Renten der Knappschaftsrentner 
um 20 % kürzen müssen, weil Ihre Blüten- und 
Hoffnungsträume des Jahres 1957 nicht in Erfüllung 
gegangen sind. 

Meine Damen und Herren, wir sollten uns im 
sozialpolitischen Bereich nicht von der allgemeinen 
Krankheit und von dem Bazillus, der um sich greift, 
nämlich die totale Konfrontation zu suchen, anstek-
ken lassen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU. — Abg. 
Härzschel: Das ist auch unsere Meinung.) 

Wenn wir ehrlich sind, haben wir in den letzten 
20 Jahren alle miteinander unterschiedliche Mei-
nungen auf dem verschiedensten Gebieten gehabt. 
Aber wir haben uns mit den unterschiedlichsten 
Meinungen, die Gott sei Dank vorhanden waren, ge-
genseitig befruchtet und haben in der Austragung 
dieser unterschiedlichen Meinungen Dinge geschaf-
fen, die sich sehen lassen können. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU. - Abg. 
Katzer: Sehr einverstanden!) 

Wir sollten hier links oder rechts oder in der Mitte 
nicht so sehr auf Erstgeburtsrechte pochen. Denn 
wenn hier, wie es durch den Kollegen Burger, durch 
Zwischenfragen und durch die Reden der Kollegen 
von der CDU, geschehen ist, deutlich gemacht wurde, 
daß es noch soziale Ungerechtigkeiten und soziale 
Ungereimtheiten gibt, dann ist das doch nicht die 
Schuld dieser Regierung und auch nicht die Schuld 
früherer Regierungen, sondern dann ist das einfach 
das menschliche Unvermögen, mit den zur Verfü-
gung stehenden Mitteln, die wir aus dem gesamten 
Wirtschaftskreislauf herausnehmen können, alles so 
gerecht zu regeln, daß alle glücklich und zufrieden 
sein können. Das sollten wir doch ehrlich erkennen. 
Dann müssen wir aber auch ehrlich anerkennen, daß 
in den letzten 15 Monaten vieles geleistet und man-
ches von dem, was an Ungerechtigkeiten und Unge- 
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reimtheiten bestand, beseitigt oder gemildert wor-
den ist. 

(Zuruf des Abg. Härzschel.) 

Deshalb begreife ich nicht ganz die harte Diskussion 
der letzten Stunde. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Katzer? 

Spitzmüller (FDP): Bitte! 

Katzer (CDU/CSU) : Herr Kollege Spitzmüller, 
ich bin Ihnen für Ihre erste Erklärung dankbar und 
ich möchte sie auch gern unterstreichen. Aber Ihrer 
Schlußfolgerung kann ich leider nicht folgen. 

(Zurufe von der SPD: Fragen!) 

Würden Sie mir zustimmen, wenn ich Sie frage, 
ob es nicht unser gutes Recht ist, daß wir die Regie-
rung an dem messen, was sie in ihrer Regierungs-
erklärung versprochen und was sie davon eingehal-
ten bzw. nicht eingehalten hat? Darum ging es in 
der Debatte von heute morgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Spitzmüller (FDP) : Herr Kollege Katzer, das ist 
nicht nur Ihr gutes Recht, sondern das ist Ihre 
Pflicht. Ich habe das in den Jahren, in denen ich 
Abgeordneter der Opposition war, auch immer ge-
tan, 

(Abg. Franke [Osnabrück] : Sogar recht 
kräftig!) 

— und zwar recht kräftig, indem ich Ihnen Zitate 
aus der Regierungserklärung vorgelesen habe. 

(Abg. Katzer: So war es!) 

Nur sollte die CDU/CSU, Herr Kollege Katzer, zu-
mindest gelegentlich daran denken, daß im sozial-
politischen Bereich im Bewußtsein der „Sünden" 
und des „mea culpa", das man, wenn man zurück-
schaut, und zwar auch als CDU-Abgeordneter, hin 
und wieder aussprechen muß, etwas mehr christliche 
Demut statt des heidnischen Hochmuts angebracht 
wäre, der zuweilen in den CDU-Beiträgen zum Aus-
druck kam. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien. - Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Warnke. 

Dr. Warnke (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte den Antrag der 
CDU/CSU-Fraktion auf Umdruck 138 *) begründen, 
durch den die Anträge auf den Umdrucken 131 bis 
133**) ersetzt werden. 

Die Bundesregierung, Bundeskanzler Brandt per-
sönlich im Bericht zur Lage der Nation und auch 
der Parlamentarische Staatssekretär Herold haben 
zur Zweckbestimmung der 80 Millionen DM Zonen- 

*) Siehe Anlage 6 
**) Siehe Anlagen 7 bis 9  

rand-Förderungsmittel erklärt, diese seien für den 
Wohnungsbau und für soziale Einrichtungen im 
Zonenrandgebiet bestimmt. Die Aufteilung dieser 
Mittel, die uns heute vorliegt, ist erfolgt, ohne daß 
man den fachlich zuständigen Ausschuß für inner-
deutsche Beziehungen gehört hat. Wir bitten darum 
— ich nehme an, daß ich hier für alle Fraktionen 
sprechen kann , dieses Verfahren nicht zu wie-
derholen, denn es hat sich als unzweckmäßig her-
ausgestellt. 

Entgegen dem erklärten Willen der Bundesregie-
rung und aller drei Fraktionen ist der soziale Woh-
nungsbau in den Vorschlägen mit Null berücksich-
tigt worden. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Statt dessen sind eine ganze Reihe von Zwecken 
bedacht worden, die auch wir begrüßen, wie z. B. 
in dem hier zur Diskussion anstehenden Haushalt 
die Berufsbildung und Rehabilitation. Dabei hat man 
aber in der Eile übersehen, daß für den Rest dieses 
Jahres — diese Mittel sind ja bis zum Inkrafttre-
ten des Zonenrandförderungsgesetzes gesperrt; wir 
hoffen, daß das Mitte des Jahres sein wird, es liegt 
aber möglicherweise noch später — die Mittel, die 
hier zur Verfügung gestellt sind, weit über das hin-
ausgehen, was an förderungsreifen Projekten vor-
liegt. Es besteht die Gefahr, daß diese Mittel am 
Ende des Jahres verfallen oder daß sie ohne eine 
sorgfältige Planung und Zwecksetzung praktisch 
hinausgeschleudert werden. 

Schon deshalb, aber auch aus der klaren politi-
schen Zielsetzung heraus, daß die Arbeitnehmerför-
derung im Zonenrandgebiet nach der Ablehnung 
des Arbeitnehmerfreibetrages notleidend ist und 
daß der soziale Wohnungsbau der einzige Weg ist, 
auf dem wir helfen können, beantragt meine Frak-
tion, innerhalb dieser 80 Millionen DM — wovon 
ein Teil den Haushalt des Bundesarbeitsministe-
riums betrifft eine Umschichtung vorzunehmen 
und Mittel in Höhe von 30 Millionen DM für die 
Förderung des Arbeitnehmerwohnungsbaus im Zo-
nenrandgebiet zur Verfügung zu stellen. Die 10 Mil-
lionen DM, die heute von den Koalitionsfraktionen 
beantragt worden sind, werden auch von uns be-
grüßt. Ich glaube, hier hat ein gewisser Annähe-
rungsprozeß stattgefunden. Während wir in der 
vorigen Woche 40 Millionen DM ins Auge gefaßt 
hatten und die Koalition allenfalls bereit war, eine 
Entschließung in dritter Lesung für das nächste Jahr 
ins Auge zu fassen, haben wir uns genähert. Ich 
würde es begrüßen, wenn Sie sich das noch einmal 
überlegten, meine Damen und Herren. 10 Millionen 
DM sind zuwenig. Die Zwecke sind nicht in der 
gehörigen Relation gesehen, wenn wir die Mittel 
im Verhältnis 10 zu 70 zuungunsten des sozialen 
Wohnungsbaues verteilen. 

Ich bitte Sie deshalb: Setzen Sie im sozialen Woh-
nungsbau im Zonenrandgebiet den Schwerpunkt, 
den er verdient, und stimmen Sie deshalb dem 
Antrag der CDU/CSU-Fraktion auf Umdruck 138 zu. 
Lassen Sie uns aber darüber hinaus im interfrak-
tionellen Gespräch eine gemeinsame Entschließung 
in dritter Lesung anstreben, die die Stimme des 
Parlaments und seine Mitwirkung bei der Zweck- 
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bestimmung dieser Mittel für 1972 zur Geltung 
bringt, was diesmal leider nicht in ausreichendem 
Maße geschehen ist.  

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Burger. 

Burger (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Abgeordnete Warnke hat 
eben den Antrag auf Umdruck 138 begründet. Ich 
sehe hier unter Ziffer 1 b) einen Kürzungsvorschlag 
zu den Ansätzen für berufliche Rehabilitation sowie 
Förderung von Werkstätten für Behinderte im Zo-
nenrandgebiet. Hier habe ich allerdings einige Be-
denken. Wir haben vorhin gehört — und wir haben 
das auch in einer Großen Anfrage der CDU/CSU-
Fraktion vor dieses Hohe Haus gebracht —, daß auf 
diesem Sektor noch ein großer Nachholbedarf zu 
verzeichnen ist und daß dieser Nachholbedarf in 
den nächsten Jahren kontinuierlich abgebaut wer-
den muß. 

Ich frage deshalb den Herrn Bundesarbeitsmini-
ster klipp und klar: Herr Minister, wie sieht die 
Planung im Zonenrandgebiet aus? Wenn die vorge-
schlagene Kürzungen hier angenommen werden, 
können die geplanten Maßnahmen im Zonenrand-
gebiet dann noch durchgeführt werden? Diese Frage 
bitte ich mir zu beantworten. Wenn nicht, müßte ich 
gegen den Antrag stimmen, da er im Widerspruch 
zu den von der CDU/CSU-Fraktion einstimmig ge-
faßten Resolutionen steht. Diesen Zusammenhang 
bitte ich also noch zu klären. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird zu den Anträgen oder sonst zur Aus-
sprache noch das Wort gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Dann kann ich die Aussprache schließen 
und zur Abstimmung kommen. 

Wir stimmen zunächst über den Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf Umdruck 114 *) be-
treffend Kap. 11 02 ab. Wer diesem Antrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Das zweite ist 
die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Der Antrag Umdruck 133 **) ist zurückgezogen. 

Der Antrag Umdruck 138 ***) ist weitergehend als 
der Antrag 135. Ich komme also zum Änderungs-
antrag der Abgeordneten Dr. Warnke und Genos-
sen auf Umdruck 138, und zwar zunächst Ziffer 1 
betreffend Kap. 11 02. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Abgelehnt. 

Ich komme zum Änderungsantrag der Fraktionen 
der SPD, FDP auf Umdruck 135 ****) zu Kap. 11 02. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Mit Mehrheit angenommen. Da-
mit sind die Änderungsanträge erledigt. 

*) Siehe Anlage 2 
**) Siehe Anlage 9 

***) Siehe Anlage 6 
****) Siehe Anlage 3 

Wer dem Einzelplan 11 in der Ausschußfassung 
mit der soeben beschlossenen Änderung zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Bei zahlreichen Enthaltungen und Gegenstimmen an-
genommen. 

Meine Damen und Herren, ich komme nunmehr 
zum nächsten Einzelplan: 

Einzelplan 15 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Ju-
gend, Familie und Gesundheit 
— Drucksache VI/1745  —
Berichterstatter: Abgeordneter Baier 

Abgeordneter Prinz zu Sayn 
Wittgenstein-Hohenstein 

Ich frage, ob die Herren Berichterstatter das Wort 
wünschen. Der Abgeordnete Baier? — Der Abge-
ordnete Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein? - 
Nein. Ich danke den Herren Berichterstattern für den 
Schriftlichen Bericht und eröffne die Aussprache. 
Das Wort hat der Abgeordnete Baier. 

(Unruhe.) 

— Meine Damen und Herren, ich darf Sie um Ruhe 
bitten! 

Baier (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Das Ministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit ist von einer besonderen gesell-
schaftspolitischen Bedeutung. Wir haben diesem 
Ministerium, verehrte Frau Strobel, um damit allen 
Erfordernissen Rechnung zu tragen, auch eine aus-
reichende Personalbesetzung bewilligt. In diesem 
Zusammenhang habe ich jedoch bereits im Vorjahr 
auch auf die unerfreulichen, am Rande der Beam-
tenrechtslegalität liegenden Personalfälle hingewie-
sen. Ich hoffe, daß die eine Personalangelegenheit, 
sehr verehrte Frau Ministerin, in der seit Herbst 
1969, also seit der Regierungsbildung — — 

(Anhaltende Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich möchte Sie doch um etwas mehr Ruhe 
bitten. Privatgespräche können Sie in die Wandel-
gänge verlegen. Aber hier bitte ich Sie, es zu er-
möglichen, daß die Redner ungehindert sprechen. 

(Beifall.) 

Baier (CDU/CSU) : Vielen Dank, Herr Präsident. 
— Ich hoffe, daß Sie auch diesen Fall, in dem Sie 
gegen das Beamtengesetz verstoßen — Sie wissen, 
daß ich hierbei den Fall eines Ministerialdirigenten, 
eines früheren Abteilungsleiters, im Auge habe —, 
endlich zufriedenstellend, d. h. nach Recht und Ge-
setz, lösen. 

Zu kritisieren haben wir von der CDU/CSU-Frak-
tion die den Haushaltsansätzen dieses Ministeriums 
in der Form und in der Höhe zugrunde liegenden 
familienpolitischen Entscheidungen. Wir werden uns 
deshalb nicht in der Lage sehen, diesem Haushalt 
zuzustimmen, sondern wir müssen ihn ablehnen. 
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Anläßlich der ersten Beratung der Gesetzentwürfe 
zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes am 
16. September 1970 haben Sie, Frau Minister Stro-
bel, hier eine Zahl besonders familienfreundlicher 
Maßnahmen dieser Regierung aufgeführt. Sie führ-
ten in diesem Zusammenhang die Verbesserung des 
Wohngeldes, die Einführung der Sparzulage beim 
dritten Vermögensbildungsgesetz, die Unfallver-
sicherung für Schüler und Studenten sowie die Be-
seitigung der Verheiratetenklausel in allen Sozial-
gesetzen auf. All das ist zu begrüßen, und Sie wei-
sen ja auch bei den anderen Einzelplänen immer 
wieder auf diese punktuellen Verbesserungen hin. 
Aber alle diese Maßnahmen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, bedeuten lediglich eine Addi-
tion von familienpolitischen Maßnahmen in Teilbe-
reichen und bieten keinen grundlegenden Reform-
ansatz für eine Neuordnung der Familienpolitik, ins-
besondere des Familienlastenausgleichs. 

In einer grundsätzlichen Stellungnahme haben 
Sie, Frau Minister Strobel, darüber hinaus auch die 
Auffassung zu einer sogenannten rationalen Fa-
milienpolitik bekanntgegeben und festgestellt, daß 
die Reform des Familienlastenausgleichs die erfor-
derlichen ökonomischen Voraussetzungen schaffen 
muß, die es der Familie ermöglichen, ihre gesell-
schaftlichen Aufgaben zu erfüllen. Und Sie haben 
in Ihrem Artikel im „Vorwärts" erwähnt, daß da-
nach auch das Kindergeld vom ersten Kind an ge-
währt werden solle und daß es an den Kosten zu 
orientieren sei. Wir sagen zu dieser Feststellung ja. 
Aber ich möchte darauf hinweisen, daß eine kosten-
orientierte Kindergeldgesetzgebung bisher nicht er-
kennbar ist. 

Wiederholt hat die Regierung auch beteuert, die 
inneren Reformen voranzutreiben. Wir vermögen 
nicht zu erkennen, daß sie der Familienpolitik hier 
eine besondere Priorität eingeräumt hat. Dies er-
scheint jedoch um so notwendiger, wenn man auf 
Grund der wirtschaftlichen Entwicklung und nicht 
zuletzt des noch anhaltenden Anstiegs der Lebens-
haltungskosten die stärkere Belastung von Familien 
mit Kindern berücksichtigt. Deshalb ist die CDU/ 
CSU-Fraktion der Auffassung, daß in der Familien-
politik eine solche Priorität gesetzt werden muß, 
und wir haben dafür auch konkrete Vorschläge ge-
macht. 

Wir haben der Verbesserung des Familienlasten-
ausgleichs den Vorrang vor steuerlichen Maßnah-
men gegeben, und zwar nicht nur aus sozialpoliti-
schen Gründen, sondern weil zur Sicherung des 
wirtschaftlichen Wachstums nicht zuletzt auch eine 
ausgewogene Erwerbsstruktur notwendig ist. Dies 
steht in engem Zusammenhang mit der allgemeinen 
Bevölkerungsentwicklung. Seit 1966 ist eine rück-
läufige Entwicklung der Geburten von annähernd 
20 % zu verzeichnen. Die neuesten Zahlen zeigen, 
daß von 1969 auf 1970 ein Geburtenrückgang von 
10,4 % festzustellen ist. Es könnte somit zwangs-
läufig für den Staat eines Tages die Entscheidung 
anstehen, ob er nicht einen unter bevölkerungs-
politischen Gesichtspunkten gestalteten Familien-
lastenausgleich vornehmen muß, wenn wir die 
Dinge nicht rechtzeitig erkennen. 

Im vergangenen Jahr haben wir von der CDU/ 
CSU-Fraktion deshalb auch bei dem Gesetz zur 
Verbesserung des Kindergeldes auf diese Entwick-
lung hingewiesen. Aber alle unsere Vorschläge, 
über das dritte Kind hinaus auch für alle weiteren 
Kinder das Kindergeld um jeweils 10 DM anzu-
heben, wurden aus fiskalischen oder vielleicht aus 
ideologischen Gründen abgelehnt. Die zum 1. Ja-
nuar 1971 in Kraft getretenen geringfügigen Ver-
besserungen, nämlich die Anhebung der Einkom-
mensgrenze für das Zweitkindergeld auf 1 100 DM, 
sind in diesem Zusammenhang als völlig unzurei-
chend anzusehen. 

Sie, Frau Minister Strobel, haben diese gerechte 
Behandlung der Familien mit mehr als drei Kindern 
von diesem Platz hier aus fiskalischen Gründen ab-
gelehnt, obwohl ich Ihnen sagte, daß der Haushalts-
titel für das Bundeskindergeldgesetz für das Jahr 
1970 nach allen Erfahrungen wiederum so großzügig 
geschätzt ist, daß mit einem freien Volumen von 
100 Millionen DM gerechnet werden kann. Sie haben 
mir daraufhin hier wörtlich entgegnet: 

Ich kann nicht darauf verzichten, wenigstens auf 
einige sehr billige Äußerungen der verehrten 
Kollegen von der CDU/CSU kurz zu antworten: 
Herr Baier, Sie wissen sowohl aus dem Haus-
haltsausschuß als auch aus dem Fachausschuß, 
daß die Bundesanstalt für Arbeit uns mitgeteilt 
hat, daß die Anforderungen an das Kindergeld

-

Gesamtvolumen in diesem Jahr mehr ge-
stiegen sind, und daß die von Ihnen genannten 
Beträge aus diesem Grund für eine Verbesse-
rung leider nicht zur Verfügung stehen. 

Von 100 Millionen DM nicht zu verbrauchender 
Haushaltsmittel war die Rede, meine Damen und 
Herren! 

Nun hat vor einigen Tagen der Bundesminister 
der Finanzen dem Haushaltsausschuß den vorläufi-
gen Abschluß des Bundeshaushalts 1970 vorgelegt. 
Daraus entnehmen wir nicht verausgabte Beträge im 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesund-
heit: bei der Ausbildungsbeihilfe 102 Millionen DM, 
beim Kindergeld 103 Millionen DM. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Baier, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Moersch? 

Moersch (FDP) : Herr Kollege Baier, habe ich Sie 
recht verstanden, daß Sie zwischen dem Kinder-
geld und der Geburtenziffer einen Zusammenhang 
sehen? 

Baier (CDU/CSU) : Da haben Sie mich mißver-
standen, sehr verehrter Herr Kollege. Ich habe nur 
darauf hingewiesen, daß wir bei diesem Bevölke-
rungsrückgang eines Tages in eine Situation kom-
men könnten, wo wir auch im Rahmen der Familien-
politik Maßnahmen zu ergreifen haben, um unsere 
künftigen sozialpolitischen und wirtschaftspoliti-
schen Maßnahmen durchhalten zu können. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie noch 
eine Zusatzfrage? 

Moersch (FDP) : Herr Kollege Baier, könnten Sie 
uns die Maßnahmen näher erläutern? Der Geburten-
rückgang fällt ja in eine Zeit der Erhöhung des Kin-
dergeldes. 

Baier (CDU/CSU) : Es kann die Notwendigkeit 
eintreten, dann seitens des Staates eben mehr für 
die Familien zu tun, um eine größere Geburtenziffer 
zu haben. Aber das werden Sie nicht verstehen, Herr 
Moersch. Diese Dinge haben Sie noch nie verstan-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, 103 Millionen DM wur-
den an Kindergeld im Jahre 1970 eingespart und da-
zu verwendet, das Steuerdefizit dieses Jahres zu 
decken. Ich hoffe, sehr verehrte Frau Minister, daß 
Sie nunmehr — das würde ich als fair ansehen — 
Ihren Vorwurf zurücknehmen, ich hätte eine billige 
Äußerung getan. Es war eine sehr genaue Schätzung. 
Auf Grund Ihrer Fehlschätzung haben nunmehr die 
Familien mit mehreren Kindern den Nachteil zu er-
leiden. 

Mit großer Sorge, meine Damen und Herren, ver-
folgen wir auch die neue familienpolitische Konzep-
tion. Herr Kosmale, der Leiter der Abteilung Familie 
in diesem Ministerium, hat bei der Hauptausschuß-
sitzung des Deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge im November hervorgehoben, daß 
die Schwierigkeiten einer rationalen Familienpolitik 
auf die emotionelle Besetztheit der vergangenen Re-
gierungen zurückzuführen seien. Er forderte gleich-
zeitig eine rationale Familienpolitik. 

Frau Minister Strobel, wir fragen Sie und bitten 
um Antwort: Was verstehen Sie unter der „emotio-
nellen Besetztheit", und was verstehen Sie unter 
„rationaler Familienpolitik"? Welche Vorstellungen 
haben Sie angesichts der sich widersprechenden 
Aussagen von der Institution der Familie? Wir 
wollen mit Ihnen darin einig gehen, daß die Familie 
weder ein historisch überlebtes Produkt noch ein 
Hemmnis zur freien Entwicklung, sondern ein we-
sentliches Strukturelement, ein Baustein unserer 
freiheitlichen Gesellschaft ist. Bitte, sorgen Sie, Frau 
Minister Strobel, durch klare Worte und Hand-
lungen dafür, daß keine Mißverständnisse entste-
hen. 

Die verschiedenen widersprüchlichen Äußerungen 
haben Sorge, Enttäuschungen und Protest bei vielen 
kinderreichen Familien hervorgerufen. In den Fami-
lienzeitschriften war zu lesen: „Bundesregierung 
entscheidet sich für die Kleinfamilie — Die Stief-
kinder der Gesellschaft — Enttäuschend für die Müt-
ter, selbstmörderisch für Staat und Wirtschaft. Solche 
Äußerungen, Frau Minister Strobel, dürfte es nicht 
geben. 

Wir von der CDU/CSU fordern gleiches Recht für 
alle Kinder und fordern Chancengleichheit für alle 
Kinder. Das aber heißt: Die Höhe der Leistungen 
muß so bemessen sein, daß die Familien mit grö-
ßerer Kinderzahl in ihrer Lebenshaltung gegenüber  

anderen Personengruppen nicht zu stark zurückfal-
len. Von dem Entschluß einer größeren Zahl von 
Ehepaaren, mehr als zwei Kinder zu erziehen, wird 
es abhängen, ob es bei uns in den kommenden Jahr-
zehnten eine ausgewogene Altersstruktur der Be-
völkerung geben wird. 

Eine wichtige Voraussetzung hierfür ist sicherlich 
ein ausreichender und gerechter Familienlastenaus-
gleich. Dies war und ist unsere familienpolitische 
Konzeption. Das ist keine Ideologie, Frau Minister 
Strobel. Wenn es je eine Familienideologie gegeben 
hat, dann wurde sie erst in jüngster Zeit produziert. 
Die Überschrift in Ihrem Artikel im „Vorwärts" 
vom August letzten Jahres war daher falsch. Nicht: 
„Abschied von der Familienideologie", sondern: 
„Beginn einer Familienideologie, einer ungerechten, 
unsozialen und in den Auswirkungen diskriminie-
renden Familienideologie" müßte die Überschrift 
lauten. 

Lassen Sie uns, sehr geehrte Frau Minister Strobel, 
durch gemeinsames Handeln versuchen, in diesem 
Bereich eine gemeinsame Konzeption zu entwickeln. 
Die Familienpolitik sollte nicht ein Opfer parteipoli-
tischer Auseinandersetzungen sein, sondern wir soll-
ten gemeinsam dafür sorgen, in diesem wichtigen 
Bereich eine gemeinsame Konzeption und eine Hilfe 
zum Wohle der Familien und damit des Volkes zu 
entwickeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Spitzmüller. 

Spitzmüller (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Mit einem leichten 
Schmunzeln mußte ich vernehmen, daß Herr Kol-
lege Baier für die CDU den gesamten Einzelplan 15 
ablehnt, damit auch die Mittel, die für die Bundes-
prüfstelle für jugendgefährdende Schriften in Bonn 
eingesetzt sind. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Ich glaube, das ist doch eine nette Anekdote am 
Rande dessen, was Sie ausgeführt haben, Herr Kol-
lege Baier. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Kollege Spitz-
müller, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Baier? — 

Baier (CDU/CSU) : Lieber Kollege Spitzmüller, 
Sie waren doch lange genug in diesem Parlament, 
auch wenn Sie in der letzten Zeit nicht hier waren, 
um zu wissen, — — 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich bitte, eine 
Frage zu stellen. 

Baier (CDU/CSU): Dart ich Sie fragen, Herr Kol-
lege Spitzmüller, ob Sie noch wissen, daß mit der 
Ablehnung eines Haushalts zwar die Ablehnung 
der Politik dieser Regierung und dieses Ministe-
riums gemeint ist, aber sicherlich nicht die Ableh- 
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nung der Maßnahmen, die in diesem Ministerium 
durchzuführen sind? 

(Zurufe von den Regierungsparteien.) 

Spitzmüller (FDP) : Herr Kollege Baier, natürlich 
weiß ich, daß die Ablehnung eines Haushalts die 
Ablehnung der Politik bedeutet. Nur wurde das 
früher manchmal etwas nuancierter gemacht, indem 
man den Antrag auf Streichung des Amtsgehalts des 
Ministers stellte, damit nicht samt und sonders alle 
Maßnahmen des Ministeriums abzulehnen waren. 

(Abg. Rollmann: Das hat Ihr Koalitions

-

partner gemacht! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU. — Gegenrufe von der SPD 
und der FDP. — Abg. Baier: Wir wollen 
doch der Frau Strobel nicht ihr Gehalt strei

-

chen! — Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich bitte um Ruhe. 

Spitzmüller (FDP) : Herr Kollege Baier, ich 
wollte doch nur darauf hinweisen, wie problematisch 
es ist 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— nein, keine Schärfe hineinbringen, sondern im 
Gegenteil einen kleinen Scherz machen —, wenn 
man so global nein sagt, weil man dann auch zu 
Dingen nein sagen muß, die einem so sehr am Her-
zen liegen. 

(Abg. Baier: Das stimmt eben nicht!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Spitzmüller, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Ollesch. 

Ollesch (FDP) : Herr Kollege Spitzmüller, wür-
den Sie die Freundlichkeit haben, Herrn Baier dar-
auf hinzuweisen, daß die gleiche Argumentation, 
die Sie gerade gebraucht haben, in der Vergangen-
heit vornehmlich von der CDU/CSU uns gegenüber 
angewandt wurde? 

(Widerspruch von der CDU/CSU.) 

Spitzmüller (FDP) : Lassen wir diese kleinen 
Dinge. Ich hatte es als freundlichen Auftakt gedacht 
und bedaure, daß Sie da nun mit tiefem Ernst ein-
gestiegen sind. 

Herr Kollege Baier, Sie haben erfreulicherweise 
darauf hingewiesen, daß diese Regierung wenig-
stens punktuell etwas für die Familien getan habe, 
indem Sie auf das Wohngeld, auf die Sparzulagen, 
auf die Verheiratetenklausel, auf die Schülerunfall-
versicherung und einiges mehr hingewiesen haben. 
Sie sagen, das sind punktuelle Verbesserungen. 
Aber immerhin sind es Verbesserungen, und das 
dürfen wir einmal festhalten.  

Sie haber bedauert, daß bis jetzt kein Ansatz für 
grundsätzliche Reformen im Familienlastenausgleich 
sichtbar geworden ist. Lieber Herr Kollege Baier, 
Sie wissen ganz genau, daß ein Ministerium ein be-
stimmtes Eigenleben führt und daß der Wechsel des 

Ministers nicht bedeutet, daß alles sofort auf den 
Tisch gelegt werden kann, sondern daß der Minister 
auf das angewiesen ist, was von seinem Vorgänger 
an vorbereitenden Gedankenspielen vorliegt. 

(Abg. Dr. Hammans: Der Vorgänger war 
aber der gleiche!) 

-- Nein, der Vorgänger war von der CDU. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Stimmt nicht!) 

— Soweit es den familienpolitischen Bereich an-
langt, war es eine Dame der CDU, und vor dieser 
Dame war es ein sehr kampfesfreudiger Herr der 
Christlich-Demokratischen Union, nämlich Herr 
Wuermeling. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, Heck!) 

— Herr Heck. 

(Abg. Dr. Hammans: Sie haben Lücken, 
Herr Spitzmüller!) 

— Lücke und dann Heck und dann Wuermeling. 

(Heiterkeit.) 

Sie sehen also, meine Damen und Herren, wie 
außerordentlich vielfältig der Verschleiß an Per-
sönlichkeiten der CDU/CSU in diesem Bereich der 
Politik gewesen ist, daß man sich wirklich anstren-
gen muß, um festzustellen, wer alles in diesem 
familienpolitischen Bereich tätig gewesen ist. 

Aber offensichtlich hat die Frau Ministerin von 
ihrer Vorgängerin hier nicht viel vorgefunden, auf 
dem sie hätte weiter aufbauen können, sondern sie 
muß hier ganz offensichtlich neu beginnen. Daß das 
in einem Zusammenhang mit der Steuerreform zu 
sehen ist, wenn man zu einer Vereinfachung kom-
men will, ist auch nicht wegzustreiten. Von daher, 
Herr Kollege Baier, ist dieser Angriff, daß hier noch 
keine grundsätzlichen Reformvorstellungen vorge-
legt worden seien, nicht berechtigt, und wenn er 
berechtigt ist, ist er gleichzeitig ein Angriff auf die 
Minister, die das Amt des Familienministers vorher 
bekleidet haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich erinnere mich und, meine Damen und Herren, 
wir alle erinnern uns noch des Wehklagelieds, das 
der erste Familienminister, Herr Wuermeling, hier 
in den Jahren 1966, 1967, 1968, 1969 bis in die 
letzten Sitzungen des Bundestages hinein über die 
mangelnde Familienpolitik und die mangelnde Un-
terstützung für die Familien angestimmt hat. Herr 
Wuermeling gehörte Ihrer Fraktion und Partei an, 
und der Minister für Familienpolitik gehörte eben-
falls Ihrer Partei an. Dieses Klagelied ist also nicht 
neu. Es wurde von Ihrer Fraktion angestimmt und 
vorgetragen, als Sie noch die Regierungspolitik be-
stimmten 

(Abg. Dr. Hammans: Mitbestimmten! In der 
Großen Koalition!) 

- nein, bestimmten; Sie haben doch den Kanzler 
gestellt — und mitbestimmten dadurch, daß Sie 
selber das Familienministerium immer besetzt ge-
halten haben. 

Meine Damen und Herren, wenn Herr Kollege 
Baier mehr oder weniger von einem Versagen der 
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Familienpolitik gesprochen hat, dann kann es also 
nicht das Versagen der Familienpolitik dieser Re-
gierung sein, sondern das der Familienminister, die 
früher zuständig gewesen sind. 

(Abg. Baier: Sie wollen doch alles besser 
machen, Herr Spitzmüller!) 

Wenn wir Bilanz ziehen, kommen wir zu dem Er-
gebnis, daß diese Regierung und die zuständige 
Ministerin immerhin erreicht haben, daß wenig-
stens Verbesserungen beim Zweit- und Drittkinder-
geld durchgeführt worden sind. Ihnen ist bekannt, 
daß die Vorarbeiten zur Kindergeldreform laufen. 
Daß hier viele denkbare Modelle entwickelt werden 
müssen, damit das Kindergeld überschaubar, gerecht 
und zahlbar im Rahmen dessen wird, was uns 
an öffentlichen Mitteln zur Verfügung steht, weiß 
jeder, der sich mit dieser schwierigen Problematik 
in der Vergangenheit auseinandergesetzt hat und 
in der Gegenwart auseinandersetzt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Spitzmüller, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Köster? 

Köster (CDU/CSU) : Herr Kollege Spitzmüller, ist 
Ihnen bekannt, daß das Zweitkindergeld seit 1961 
nicht mehr verbessert wurde? 

Spitzmüller (FDP) : Aber selbstverständlich, Herr 
Kollege. Ich bin Ihnen für diese Frage sehr dank-
bar, weil ich daran die Bemerkung anknüpfen kann, 
daß die CDU von 1963 bis 1969 den Minister für 
Familienpolitik stellte und in diesen sechs Jahren 
nicht in der Lage war, eine Verbesserung durch-
zuführen, während die SPD-Ministerin in einer 
SPD-FDP-Koalition innerhalb von 12 Monaten in 
der Lage war, wenigstens eine erste bescheidene 
Verbesserung einzuleiten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Köster. 

Köster (CDU/CSU) : Ist Ihnen bekannt, Herr 
Spitzmüller, daß seit 1969 alle Anträge der CDU/ 
CSU-Fraktion, das Zweitkindergeld zu erhöhen, von 
der Koalition abgelehnt worden sind? 

Spitzmüller (FDP) : Bitte Frau Kollegin Eilers! 
Nehmen wir gleich zwei Fragen zusammen. 

Frau Eilers (SPD) : Herr Kollege Spitzmüller, ist 
Ihnen bekannt, daß in der mittelfristigen Finanz-
planung der Großen Koalition unter dem Finanz-
minister Franz Josef Strauß keine Mittel für fami-
lienpolitische Maßnahmen, d. h. Erhöhung des Kin-
dergeldes, bis zum Jahre 1972 eingestellt waren? 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Spitzmüller (FDP) : Frau Kollegin Eilers, ich bin 
Ihnen sehr dankbar. Sehen Sie, meine Damen und 

Herren von der Opposition, solche Zwischenfragen 
sind immer sehr interessant. Die CDU/CSU hat durch 
ihren Finanzminister Strauß für 1969, 1970 und 1971 
keine Erhöhungen vorgesehen gehabt. Aber kaum 
war Herr Finanzminister Strauß nicht mehr Finanz-
minister, da war er freudig damit einverstanden, 
daß seine Fraktion unverzüglich — nicht erst heute, 
sondern möglichst noch gestern — eine Verbesse-
rung durchführe, die er als Finanzminister abge-
lehnt hatte, in die langfristige Finanzplanung einzu-
beziehen. 

(Abg. Leicht: Nicht abgelehnt!) 

Daß die Koalitionsfraktionen Ihren Schaufensteran-
trag im Jahre 1969/70, das Kindergeld sofort zu er-
höhen, ablehnen mußten, ist selbstverständlich. 

(Abg. Baier: Warum?) 

— Diese Regierung hat wie jede Regierung die Ver-
antwortung, darüber zu wachen, daß der Haushalt 
in sich geschlossen bleibt und in sich selbst keine 
Deckungslücke oder keine allzu große Deckungslücke 
aufweist. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Ott? 

Spitzmüller (FDP) : Herr Ott, ich schätze Sie 
außerordentlich, und ich freue mich sehr, wenn Sie 
eine Frage stellen wollen. Bitte sehr, gern. 

(Abg. Leicht: Nicht so überheblich!) 

Ott (CDU/CSU) : Herr Kollege Spitzmüller, ist 
Ihnen bekannt, daß die Regierungskoalitionen am 
5. Juni 1970 — neun Tage vor der Landtagswahl in 
Nordrhein-Westfalen — im Finanzausschuß den An-
trag der CDU/CSU-Fraktion, das Zweitkindergeld 
anzuheben, abgelehnt haben mit der Begründung, 
daß sie die Verdoppelung des Arbeitnehmerfreibe-
trages wollen, und ist Ihnen ferner bekannt, daß 
Sie dann nach der Wahl vom 14. Juni in Nordrhein

-

Westfalen von sich aus die Verdoppelung des Ar-
beitnehmerfreibetrages abgesetzt haben? War das 
nicht ein echter Schaufensterantrag Ihrer Fraktion? 

Spitzmüller (FDP) : Herr Kollege Ott, wir müs-
sen ein bißchen unterscheiden zwischen den Anträ-
gen im Ausschuß und den Anträgen, die hier im 
Hohen Hause gestellt werden. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier] : Nein, nein!) 

— O doch. 

Herr Kollege Ott, ich möchte Ihnen darauf etwas 
anderes antworten. Wir haben die Verdoppelung 
des Arbeitnehmerfreibetrages zurückstellen müs-
sen, 

(Abg. Leicht: Das müßt ihr noch öfters! - 
Abg. Ott: Bis heute!) 

weil die überschäumende Konjunktur das einfach 
erfordert 

(Zurufe von der CDU/CSU: Und jetzt?) 
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und weil Sie mit Recht gesagt hätten, daß wir uns 
dann nicht konjunkturgerecht verhalten würden. 

(Abg. Leicht: Das haben wir sogar gesagt! 
Immer! - Abg. Ott meldet sich zu einer 

Zwischenfrage.) 

Herr Kollege Ott, ich gestatte Ihnen jetzt aber 
keine weiteren Zwischenfragen, weil ich meine Zeit 
nicht über Gebühr in Anspruch nehmen will. Ich 
sehe nämlich, daß die Uhr immer weiter läuft. 

(Abg. Dr. Hammans: Das wird abgerech

-

net! — Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 
Schwach!) 

Herr Kollege Baier hat versucht, so etwas wie 
einen Kausalzusammenhang zwischen Geburten-
rückgang und Kindergeld herzustellen. Ich sage 
nicht, daß er es direkt getan hat, aber es klang so 
ein bißchen an. Ich glaube, wir müssen uns von 
dieser Vorstellung frei machen, daß zwischen Ge-
währung von Kindergeld und Geburtenüberschuß 
oder Geburtenrückgang ein unmittelbarer Zusam-
menhang bestehen kann. 

(Abg. Härzschel: Schauen Sie einmal nach 
Frankreich!) 

Hier gibt es zwei Beispiele, die sich konträr gegen-
überstehen. Das eine ist ein Land, in dem es kein 
Kindergeld gibt, aber einen irrsinnigen Geburten

-

überschuß, das ist Indien, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

und es gibt ein anderes Land, in dem tatsächlich 
durch kräftige Kindergeldgewährungen der Gebur-
tenüberschuß mächtig angestiegen ist. Das ist in den 
30er Jahren in Frankreich der Fall gewesen. 

Meine Damen und Herren, ich teile die Sorge, 
die Herr Kollege Baier hier ausgesprochen hat, daß 
wir, sollte der Geburtenrückgang anhalten, große 
Schwierigkeiten hätten, die Verpflichtungen, die wir 
im Rahmen unserer Rentengesetzgebung für die zu-
künftigen Rentner übernommen haben, zu finanzie-
ren. Ich glaube, wir dürfen das nicht polemisch in 
in den Raum stellen, sondern müssen das in dem 
Sinne behandeln, wie Herr Kollege Baier das zum 
Schluß seiner Rede angeführt hat: gemeinsame Über-
legungen anstellen, um möglichst zu gemeinsamem 
Handeln zu kommen. 

Hier, Herr Kollege Baier und meine Damen und 
Herren von der CDU/CSU, haben wir einen erheb-
lichen Nachholbedarf, aber nicht aus den letzten 
15 Monaten, sondern aus den letzten 10 Jahren. Von 
da her sollten wir uns bewußt sein, daß die Frage 
der Kindergeldneuregelung im Zusammenhang mit 
der Steuerreformgesetzgebung zu sehen ist und daß 
der Familienlastenausgleich nicht nur eine Frage 
des Kindergeldes ist, sondern daß hier auch ein 
Komplex hinzugehört, der mit dem Stichwort Aus-
bildungskosten und Ausbildungsförderung umris-
sen und angedeutet ist. 

Meine Damen und Herren von der CDU/CSU, 
hier darf ich doch vielleicht daran erinnern, welche 
Mühe es gekostet hat, Ihre Fraktion dazu zu bewe-
gen, wenigstens zu einer Anfangslösung einer Aus-
bildungsförderung zu gelangen. Der entsprechende 

FDP-Entwurf wurde lange nicht behandelt, und es 
bedurfte des Drucks Ihres damaligen Koalitions-
partners SPD, daß es überhaupt zu einer Wertung 
in diesen Fragen gekommen ist. Ich glaube, hier 
müssen wir sehen, daß Kindergeld eine Frage des 
Familienlastenausgleichs ist, Ausbildungsförderung 
eine andere, aber die Chancengleichheit im schuli-
schen Bereich ebenfalls eine ganz entscheidende 
Komponente dessen ist, was man als Familienhilfe, 
Familienpolitik, Familienlastenausgleich bezeichnen 
kann. 

Wir Freien Demokraten kommen zu der Überzeu-
gung, daß das, was im Einzelplan 15 für Jugend, 
Familie und Gesundheit von dieser Regierung in 
diesem Jahr an Finanzierungsmöglichkeiten einge-
plant ist, nicht alle Blütenträume reifen lassen wird, 
die der eine oder andere haben mag, daß es aber 
das ist, was möglich ist, was notwendig ist und was 
in einem Jahr, das ja nur 12 Monate hat, zu ver-
wirklichen ist. Wir sind der Meinung, daß gute An-
sätze für die Weiterentwicklung einer guten Fami-
lien- und Gesundheitspolitik vorhanden sind. Des-
halb werden wir diesem Haushalt unsere Zustim-
mung geben, in der Hoffnung, daß es in den Aus-
schüssen bei der Beratung der einzelnen Gesetzes-
werke im Austausch der unterschiedlichen Vorstel-
lungen zu einer guten Zusammenarbeit kommen 
wird. 

Wir hoffen ferner, daß in diesem Austausch das 
eine oder andere Vorhaben auch durch Ideen der 
Opposition befruchtet wird und somit dieser Haus-
halt, wenn er verabschiedet ist, durch Zurverfü-
gungsstellung der Mittel überhaupt erst die Basis 
dafür schafft, daß diese Gesundheits- ,und Familien-
politik vorangetrieben werden kann. Dazu sagen 
wir ja. Deshalb stimmen wir diesem Haushalt voll-
inhaltlich zu und danken der Ministerin für die Ar

-

beit, die sie sich gemacht hat, um die Punkte, die 
in den verschiedensten Bereichen anzusetzen sind, 
in die Familien- und Gesundheitspolitik dieser Bun-
desregierung mit einzuführen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Rollmann. 

Rollmann (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Beratung 
des Einzelplans 15 gibt Gelegenheit, mehr als ein 
Jahr Jugendpolitik dieser Regierung einer kritischen 
Beurteilung zu unterziehen. Dabei muß sich die Ju-
gendpolitik dieser Regierung zum einen an den sach-
lichen Notwendigkeiten und zum anderen an den 
Aussagen des Herrn Bundeskanzlers in seiner Re-
gierungserklärung vom 28. Oktober 1969 zur Ju-
gendpolitik messen lassen. 

Es findet unsere Zustimmung, daß die Bundes-
regierung eine Kommission zur Erarbeitung eines 
neuen Jugendhilferechts berufen hat, die, wenn alles 
gutgeht, zum Ende dieser Legislaturperiode einen 
diskussionsfähigen Entwurf eines Jugendhilfegeset-
zes vorlegen wird. Wo aber bleiben die Bemühun-
gen der Bundesregierung um eine praktische Reform 
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der Jugendhilfe in unserem Lande? Wo, so frage 
ich, und mit welchem Erfolg hat die Bundesregierung 
im Jahre 1970 von der Möglichkeit des § 25 des 
Jugendwohlfahrtsgesetzes Gebrauch gemacht und 
Bestrebungen auf dem Gebiete der Jugendhilfe an-
geregt und gefördert, soweit sie über die Verpflich-
tungen der Jugendämter, Landesjugendämter und 
obersten Landesbehörden hinaus zur Verwirk-
lichung der Aufgaben der Jugendhilfe von Bedeu-
tung sind? 

Dies ist sicherlich nicht die Stunde, die Situation 
der Jugendhilfe in der Bundesrepublik Deutschland 
in der gebotenen Breite und Tiefe zu erörtern, aber 
ich möchte eine Große Anfrage der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion zu diesem Thema in Kürze ankün-
digen. Dann werden wir die Möglichkeit einer aus-
führlichen Diskussion haben. 

(Abg. Haehser: Wann genau?) 

— Wenn es Sie beruhigt, wenn Sie so genau die 
Termine wissen wollen: in vier Wochen. 

(Abg. Haehser: Ich danke Ihnen sehr!) 

Der Herr Bundeskanzler hat in seiner Regierungs-
erklärung vom 28. Oktober 1969 eine Reform des 
Bundesjugendplanes versprochen. Herausgekommen 
sind bisher im wesentlichen nur neue Richtlinien, 
denen wir weitgehend zustimmen, die aber — dar-
über sind wir uns wohl alle einig — den anspruchs-
vollen Namen einer Reform nicht verdienen. 

Dafür haben wir zum 20jährigen Jubiläum des 
Bundesjugendplans vom Bundesministerium für Ju-
gend, Familie und Gesundheit eine Pop-Wandzei-
tung bekommen, die zum einen Frau Minister Stro-
bel als Go-Go-Girl zeigt und zum anderen im wahr-
sten Sinne des Wortes wirklich ein Musterbeispiel 
für die skandalöse Informationspolitik dieser Re-
gierung ist! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Deutsche Bundesjugendplan ist von der ersten 
Regierung Adenauer geschaffen worden, und es 
war niemand anders als Bundeskanzler Konrad 
Adenauer selbst, der am 18. Dezember 1950 in die-
sem Saal den ersten deutschen Bundesjugendplan 
feierlich verkündet hat. 

(Abg. Wohlrabe: Sehr richtig!) 

Es waren Bundesinnenminister Lehr und die Bun-
desminister für Familie und Jugend Dr. Wuerme-
ling, Dr. Heck und Frau Brauksiepe, unter deren 
Amtsführung der Bundesjugendplan fast zwei Jahr-
zehnte hindurch entwickelt und gestaltet worden 
ist. 

(Zuruf des Abg. Wohlrabe.) 

Diese Wandzeitung „20 Jahre Bundesjugendplan" 
ist nicht nur optisch schief, sie ist auch inhaltlich 
schief. Wenn man diese Wandzeitung betrachtet, 
glaubt man, daß der Bundesjugendplan ein Werk 
der Sozialdemokratischen Partei ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das machen die 
mit allem so!) 

Von Herrn Bundeskanzler Brandt, von Frau Bundes

-

minister Strobel und von dem Herrn Parlamentari

-

schen Staatssekretär Westphal, die sich gerade in 

den letzten Jahren ein wenig um den Bundesjugend-
plan kümmern konnten, ist in dieser Wandzeitung 
in einem umgekehrt proportionalen Verhältnis zu 
ihren tatsächlichen Leistungen auf dem Gebiete der 
Jugendpolitik die Rede. Der große Anteil, den sich 
20 Jahre hindurch die Minister der CDU/CSU am 
Bundesjugendplan erworben haben, ist in dieser 
Wandzeitung völlig unterschlagen. Das ist die all-
gemeine Informationspolitik dieser Regierung, wie 
sie auch auf anderen Sektoren zu beobachten ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Typisch! Mehr 
Demokratie ist das!) 

Ich glaube, es wäre fair gewesen, wenn die jetzige 
Leitung des Hauses in dieser Wandzeitung, die ja 
nach bekannten Methoden in sämtlichen Jugendver-
bänden, Jugendheimen, Heimen der offenen Tür 
usw. verbreitet werden wird, auch auf die Leistung 
der Amtsvorgänger dieser Frau Minister hingewie-
sen hätte. 

(Abg. Ott: Dann hätte es ja keine Macht
-ergreifung gegeben!) 

Die Reform des Bundesjugendplans steht noch aus. 
Ich habe in einem Beitrag für die Zeitschrift „Deut-
sche Jugend" zum zwanzigjährigen Bestehen des 
Bundesjugendplans einige Ausführungen darüber 
gemacht, wie sich die Opposition die Reform des 
Bundesjugendplans vorstellt. Ich möchte heute zwei 
Gesichtspunkte hinzufügen. Wir müssen mit dem 
Bundesjugendplan stärker als bisher auch die nicht 
organisisierte Jugend fördern, und wir müssen mit 
dem Bundesjugendplan stärker als bisher gesell-
schaftliche Randgruppen der jungen Generation er-
reichen. Ich nenne nur drei Gruppen: Obdachlose, 
entlassene Strafgefangene, Drogen- und Rauschgift-
abhängige, ausländische Arbeitnehmer und ihre 
Kinder. 

Mit den Gastarbeiterkindern, die weitgehend sich 
selbst überlassen, weitgehend ohne ausreichende 
Schulbildung, weitgehend von unserer eigenen jun-
gen Generation isoliert, fern von den vertrauten 
Verhältnissen ihrer Heimat in einem ihnen fremden 
Lande heranwachsen, kommen Probleme auf uns zu, 
die uns in einigen Jahren noch schwer zu schaffen 
machen werden, wenn Bund, Länder und Gemein-
den und die freien Kräfte der Gesellschaft selbst 
diese Probleme nicht heute klar erkennen und ent-
schlossen anpacken. Wir meinen, daß hier auch eine 
Aufgabe des Bundesjugendplans ist. 

Meine Damen und Herren, wir begrüßen es, daß 
in Ausführung des § 9 des Jugendwohlfahrtsgeset-
zes Voraussetzung der Förderung aus dem Bundes-
jugendplan nach den neuen Richtlinien nicht nur die 
Bejahung der freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung, sondern auch die Bejahung der parlamenta-
risch-repräsentativen Willensbildung durch denjeni-
gen ist, der eine Förderung aus dem Bundesjugend-
plan begehrt. Diese Bestimmung besagt nicht, daß 
nicht am Inhalt, an den Formen, an Einzelerschei-
nungen unserer Demokratie und unseres Parlamen-
tarismus Kritik — auch harte Kritik — geübt wer-
den darf, geübt werden soll, geübt werden muß. 
Aber sie besagt, daß derjenige nicht noch Anspruch 
darauf hat, aus Mitteln unseres Staates gefördert 
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zu werden, der Demokratie und Parlamentarismus 
selber in Frage stellt, verneint und abschaffen will. 

Wenn in den neuen Richtlinien des Bundesjugend

-

plans die parlamentarisch-repräsentative Willensbil-
dung besonders genannt ist, dann aus der richtigen 
Erkenntnis heraus, daß in der deutschen Geschichte 
der Angriff auf die Demokratie noch immer mit dem 
Angriff auf den Parlamentarismus begonnen hat. 
Diejenigen, die heute in unserem Lande die Erset-
zung des Parlamentarismus durch das Rätesystem 
fordern, wollen auch die freiheitliche Demokratie 
durch die Diktatur des Proletariats ersetzen. Und 
diejenigen, die dieses alles wollen, werden wir nicht 
auch noch durch den Bundesjugendplan finanzieren, 
sondern die sollen sich ihr Geld bei denjenigen be-
schaffen, deren Geschäfte sie hier bei uns besorgen. 

(Zuruf von der SPD: Meinen Sie auch rechts

-

radikale Jugendverbände?) 

— Dazu kann ich Ihnen nur sagen, daß rechtsradikale 
Jugendverbände im Einklang mit dem Bundes-
jugendplan aus diesem nicht gefördert werden. 

Die Opposition wird sehr genau verfolgen, ob die 
Bundesregierung diese Förderungsvoraussetzungen, 
die sie mit unserer Zustimmung selbst geschaffen 
hat, auch tatsächlich anwendet, auch da, wo es, Herr 
„Jugendminister" Westphal, bei der eigenen Linken 
einmal wehtut. Zu dieser ganzen Frage wird sich 
nachher mein Kollege Wohlrabe noch einmal äußern. 

Wir sind unzufrieden mit der Untätigkeit dieser 
Regierung im Bereich des Jugendschutzes. Der seit 
langem angekündigte wissenschaftliche Forschungs-
auftrag zur Erforschung der Grundlagen des gesetz-
lichen Jugendschutzes ist bis heute nicht vergeben. 
Bei aller Anerkennung seiner Reformbedürftigkeit 
im einzelnen steht das Gesetz zum Schutze der 
Jugend in der Öffentlichkeit nur noch auf dem Pa-
pier. Im Bereich des Gesetzes über die Verbreitung 
jugendgefährdender Schriften ist ein scharfer Rück-
gang der Zahl der Indizierungsanträge bei der 
Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schriften 
eingetreten. Im Jahre 1968 waren es noch 428, im 
Jahre 1969 noch 275 Anträge, und im Jahre 1970 
sind es gerade noch 115 Anträge. Die Zahl der Indi-
zierungen durch die Bundesprüfstelle sank von 338 
im Jahre 1968 über 186 im Jahre 1969 auf 120 im 
Jahre 1970. Wer mag denn heute überhaupt noch 
einen Indizierungsantrag stellen, wenn die Bun-
desprüfstelle nicht einmal mehr die sogenannte 
St. Pauli-Presse für jugendgefährdend hält? Meine 
Damen und Herren, unter dieser Regierung hat sich 
die Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schrif-
ten zu einer Bundesprüfstelle für bestensfalls noch 
pornographisches Schrifttum entwickelt. 

Vorhin ist hier die Frage aufgeworfen worden, 
ob für diese Bundesprüfstelle noch Geld ausgege-
ben werden soll. Wir sind in der Tat der Meinung, 
daß sich im Grunde für diese Bundesprüfstelle in 
ihrer gegenwärtigen Form und Funktion überhaupt 
keine Geldausgabe mehr lohnt. Diese Entwicklung 
ist nicht darauf zurückzuführen, daß heute etwa 
wenige jugendgefährdende Schriften in der Bun-
desrepublik Deutschland verbreitet werden, sondern 
darauf, daß dieser Bundesregierung — vielleicht  

nicht nach ihren Worten; aber diese Regierung sol-
len wir ja auch mehr an ihren Taten als an ihren 
Worten messen — der literarische Jugendschutz in 
diesem Lande völlig gleichgültig ist. 

(Abg. Haehser: Diese Taten können sich 
sehen lassen!) 

Wir werden nicht mehr auf ein Tätigwerden dieser 
Regierung warten, sondern in den nächsten Wochen 
einen eigenen Gesetzentwurf zur Novellierung des 
Gesetzes über jugendgefährdende Schriften einbrin-
gen. 

(Abg. Haehser: Wann rechnen Sie damit?) 

Das von uns allen gewünschte Europäische Ju-
gendwerk hat auf der doch eigens dazu initiierten 
Europäischen Jugenddelegiertenkonferenz in Mün-
chen in der Konzeption des Ministerkomitees des 
Europarats keine Förderung, sondern, Herr West-
phal, eine kalte Dusche erfahren. Dürfen wir von 
Ihnen heute vielleicht erfahren, wie sich die Bun-
desregierung nach dieser ja auch politisch verun-
glückten Münchener Delegiertenkonferenz den Fort-
gang ihrer Bemühungen um die Gründung eines 
Europäischen Jugendwerks vorstellt? 

Der wesentlichste jugendpolitische Gesetzentwurf 
des vergangenen Jahres, der die Herabsetzung des 
Volljährigkeitsalters und des Ehemündigkeitsalters 
des Mannes vom 21. auf das 18. Lebensjahr beinhal-
tet, ist nicht von der Bundesregierung — sie über-
prüft diese Fragen seit der Regierungserklärung vom 
Oktober 1969 immer noch —, sondern von der Oppo-
sition im Deutschen Bundestag eingebracht worden. 
Genausowenig wie die Familienpolitik kann die 
Jugendpolitik der Bundesregierung unsere Zustim-
mung finden. 

Auch aus diesem Grunde lehnen wir den Einzel-
plan 15 ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Hauck. 

Hauck (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Sowohl der Herr Kollege 
Rollmann als auch der Herr Kollege Baier haben ge-
sagt, daß die Haushaltsdebatte uns nicht genügend 
Möglichkeiten gebe, die gesamten Aspekte der Ju-
gend-, Familien- und Gesundheitspolitik zu erörtern. 
Es ist immer das gleiche: zwischen dem Einzelplan 
01 und dem Einzelplan 15 liegt eine große Diskus-
sionsstrecke, wodurch wir zeitmäßig immer wieder 
in die Schranken verwiesen werden. 

(Abg. Dr. Hammans: Es kommen noch 15 
Einzelpläne!) 

Die soeben von Herrn Rollmann angekündigten Gro-
ßen Anfragen, Gesetzentwürfe usw. werden uns viel-
leicht die Chance geben, im Rahmen von Gesetzes

-

vorhaben schließlich doch einmal über den Gesamt-
komplex zu diskutieren. 

Es hat mich aber überrascht, Herr Baier, daß Sie 
von einer „unwahrhaftigen, diskriminierenden, ideo- 
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logisch geprägten Familienpolitik" des Ministeriums 
gesprochen haben. 

(Abg. Haehser: Das war ungezogen!) 

Im Ausschuß, bei dessen Beratungen Sie nicht an-
wesend sind — das ist kein Vorwurf, denn Sie sind 
Berichterstatter im Haushaltsausschuß —, ist davon 
nichts zu merken; da sieht es ganz anders aus. 

(Abg. Baier: Haben wir nicht in den De

-

batten darüber gesprochen?) 

Im Ausschuß sind wir uns in den Grundsatzdebatten 
einig. Nur weil Sie bei einer materiellen Entschei-
dung, nämlich beim Kindergeldgesetz, nicht durch-
gekommen sind, zweifeln Sie nun ständig die Ge-
samtkonzeption dieser Regierung in der Familien-
politik an. Ich will jetzt die gesamte Diskussion 
über das Kindergeld, die Sie heute fortgesetzt 
haben, nicht noch einmal nachvollziehen. Ich stelle 
aber fest, daß unsere Fraktion, diese Regierung und 
die Koalition zur Familie stehen, daß wir dafür 
Prioritäten setzen, daß wir uns in allen Gesetzen — 
davon gibt es eine ganze Reihe — für familien-
freundliche Akzente einsetzen und in dieser Legis-
laturperiode auch noch den so oft zitierten Familien-
lastenausgleich verwirklichen werden. 

Burger (CDU/CSU) : Darf ich Sie fragen, Herr 
Kollege Hauck, ob Sie der Meinung sind, daß Priori-
täten für die Familie in ausreichender Zahl gesetzt 
worden sind. 

Zweite Frage: 

(Abg. Haehser: Wie oft darf er denn fragen?) 

Sind Sie der Meinung, daß die Erhöhung des Kin-
dergeldes die Preissteigerungen der letzten 15 Mo-
nate kompensiert, ja oder nein? 

Hauck (SPD) : Sie kompensiert sie zweifellos 
nicht. Aber gehört es zu einem familienpolitischen 
Konzept, das alles auf Mark und Pfennig genau 
nachzurechnen? Das wird auch mit Ihren Konzeptio-
nen nicht möglich sein. Selbst wenn wir das Kinder-
geld erhöht und den Familienlastenausgleich be-
schlossen haben, wird es immer noch Diskrepanzen 
geben. Das kann man einfach finanziell nicht abdek-
ken. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, bitte! 

Burger (CDU/CSU) : Sie leugnen also nicht Ihre 
Verantwortung gerade für die Preissteigerungen der 
letzten 15 Monate. Deshalb sollte für die Familie 
ein Äquivalent geschaffen werden. 

Hauck (SPD) : Wir haben Leistungen erbracht, 
die, wie heute schon Herr Spitzmüller dargelegt hat, 
in der Finanzplanung des früheren Finanzministers 
gar nicht vorgesehen waren. Wir haben das, was 
möglich war, auf dem Wege über die Gesetz-
gebung durchgeführt und so den Familien geholfen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie weitere Zwischenfragen? 

Hauck (SPD) : Ich möchte jetzt meine Ausführun-
gen zu Ende bringen. 

(Abg. Haehser: Herr Baier, setzen Sie sich, 
damit wir weiterkommen!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Baier, es ist 
das Recht des Redners, Zusatzfragen abzulehnen. 

Hauck (SPD) : Es ist das  Recht  des Redners, wie 
der Herr Präsident gerade gesagt hat. 

(Abg. Baier: Sicherlich ist es Ihr Recht, sich 
nicht fragen zu lassen!) 

— Das ist doch schon auf allen Seiten des Hauses 
vorgekommen, Herr Kollege Baier. Sie haben bei 
solchen Debatten, weil wir sonst wenig Zeit haben, 
versucht, durch Zwischenfragen die Ernte in Ihre 
eigene Scheuer zu bringen. 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Hammans: Das ist doch nicht richtig!) 

Darf ich jetzt etwas zu den Ausschußberatungen 
und zum Einzelplan 15 sagen. 

(Abg. Baier: Herr Hauck, ich wollte Ihnen 
sagen, was ich als „ungerecht und diskri

-

minierend" bezeichnet habe!) 

Der Ausschuß hat den Entwurf einstimmig gebilligt. 
Wir waren sogar froh, daß bei den Beratungen des 
Zonenrandförderungsgesetzes und der damit ver-
bundenen Erhöhungen der einzelnen Haushalte ge-
rade unser Haus sowohl im medizinischen Bereich 
als auch im familienpolitischen Bereich als auch im 
jugendpolitischen Bereich gut weggekommen ist. 
Das werden wir heute noch sehen. Umstritten war 
— das soll man auch ganz eindeutig sagen — die 
Kindergeldregelung — das haben wir gerade abge-
handelt — und die Krankenhausfinanzierung. Im 
ersten Fall haben wir bereits durch Gesetz entschie-
den, im anderen Fall steht uns die Beratung dieses 
Gesetzes noch bevor. Auch hier werden wir aus-
führlich dazu Stellung nehmen müssen. Auf die Lei-
stungen bezogen, werden wir mit dem Bundesaus-
bildungsförderungsgesetz und dem Krankenhaus-
finanzierungsgesetz in den nächsten Monaten noch 
zwei große Gesetzgebungsvorhaben zu verabschie-
den haben. Außerdem gibt uns die Vorlage des Ge-
sundheitsberichts die Chance und die Möglichkeit, 
die Gesundheitspolitik hier auf breiter Grundlage 
zu diskutieren. Deshalb möchte ich mich in Anbe-
tracht der fortgeschrittenen Zeit nicht auf eine 
Grundsatzdiskussion einlassen. 

Gestatten Sie mir noch ein paar Bemerkungen zu 
dem, was Herr Rollmann gesagt hat. Ich hoffe, Herr 
Rollmann, Sie erkennen es an und sind sich dessen 
bewußt, daß Ihnen in erster Linie die Transparenz 
der Arbeit des Ministeriums eine gute Diskussions-
möglichkeit gibt und Sie in diesen Informations-
stand versetzt. 

(Abg. Rollmann: Welche Transparenz?) 
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— Ich will es Ihnen gleich sagen. Erst Frau Minister 
Strobel hat es ermöglicht, daß Mitglieder dieses 
Flohen Hauses an den Sitzungen des Bundesjugend-
kuratoriums teilnehmen können und daß alle Mit-
glieder des Ausschusses sofort die Protokolle des 
Bundesjugendkuratoriums erhalten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Was hat sich da geändert, wenn ich an die diesbe-
züglichen Anfragen der letzten Jahre denke, die 
immer schroffe Ablehnung zur Folge hatten? Auch 
haben wir, Herr Kollege Rollmann, erstmalig in 
zwanzig Jahren die Richtlinien für den Bundes-
jugendplan ausführlich im Ausschuß besprochen. 
Auch das hat es vorher nicht gegeben, das ist erst 
hier möglich geworden. 

Sie loben in den Richtlinien des Bundesjugend-
p lanes einen Passus über die freiheitliche Demo-
kratie und die parlamentarische Willensbildung, 
verschweigen aber, daß Sie z. B. eine ganz konser-
vative Haltung bei der Mitwirkung von Insassen 
von Studentenwohnheimen eingenommen haben, 
die bei der Belegung mitsprechen sollen. 

(Abg. Dr. Hammans: Da sind wir in bester 
Gesellschaft, Herr Hauck!) 

— Wir sind beim Bundesjugendplan, Herr Kollege 
Rollmann. Es ist von keiner Seite des Hauses be-
stritten, daß der Bundesjugendplan in den letzten 
zwanzig Jahren — wir wissen, wer in diesen Jahren 
die Regierung gebildet hat — unserer Jugendpolitik 
und Jugendarbeit wichtige Impulse gegeben hat. Wir 
sind uns aber auch darüber einig, daß wir die Ent-
wicklung dieser zwanzig Jahre so deuten müssen, 
daß wir sowohl die Richtlinien als auch die Schwer-
punktbildung überdenken müssen. Da ist meine 
Fraktion der Meinung, daß wir bei der Schwerpunkt-
bildung gerade in Anbetracht der Herabsetzung des 
Wahlalters der politischen Bildung Vorrang geben 
müssen, daß wir der internationalen Jugendbegeg-
nung ein verstärktes Augenmerk widmen müssen, 
daß wir den Freizeitbereich, der immer mehr auf 
uns zukommt, in diese Möglichkeiten einschließen 
müssen, daß wir der Mitarbeiterfort- und -weiter-
bildung mehr Beachtung schenken müssen und daß 
wir sozialpädagogische Modelle für unterprivile-
gierte Gruppen, wie es hier schon genannt worden 
ist, ebenfalls in den Bundesjugendplan integrieren 
müssen. 

Zur internationalen Jugenbegegnung möchte ich 
gleich sagen, daß diese Regierung durch ihren Bun-
deskanzler in der Regierungserklärung zum Aus-
druck gebracht hat, daß sie für die Schaffung eines 
Europäischen Jugendwerks eintreten wird. Alle Ini-
tiativen sind seit dieser Zeit verstärkt worden. Es 
gibt einen Statutenentwurf des Europarats, und die 
Jugendverbände und freien Träger können darüber 
diskutieren. Herr Rollmann, die Jugenddelegierten-
konferenz von München war ein solches Diskus-
sionsgremium. Da wurden nur Berichte gegeben 
und keine Beschlüsse gefaßt. Wenn Sie daraus 
schlußfolgern, daß damit die Grundidee verloren-
gegangen ist oder die Regierung ausgeschaltet wird 
und die Regierung praktisch nur die Millionen geben 
müßte und andere sie verwalten, dann liegen Sie  

schief. Man kann von einem sechsstündigen Besuch 
in München nicht das gesamte Arbeitsergebnis einer 
Konferenz in Briefen wiedergeben und daraus Kon-
sequenzen ziehen. 

Aber an dem Beispiel des Europäischen Jugend-
werks — das möchte ich ganz ernsthaft sagen — 
sehen Sie, wie schwierig es ist, osteuropäische Staa-
ten und die Jugend Osteuropas in die internationale 
weltweite Jugendbegegnung mit einzubeziehen. 

(Abg. Dr. Hammans: An wem liegt das 
denn?) 

Deshalb möchte ich sagen, gerade nach den neuen 
Ansätzen unserer Osteuropapolitik wollen wir — 
dieser Meinung ist das ganze Haus — auch der 
Jugendbegegnung mit Polen und anderen osteuropä-
ischen Ländern ein breites Augenmerk widmen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Rollmann: 
Da stimmen wir doch überein!) 

Aber ich möchte Sie jetzt um eines bitten. 17 Jahre 
nach der ersten deutsch-französischen Jugendbegeg-
nung kam das Deutsch-Französische Jugendwerk, 
und es kam acht Jahre nach dem Deutschland-Ver-
trag. 

(Abg. Dr. Hammans: Wo steht das denn im 
Polen-Vertrag?) 

Wir sollten uns daher einig sein: wir wollen die 
Begegnung zwischen der polnischen Jugend und 
unserer Jugend. Wir wollen aber nicht gleich Bar-
rieren aufbauen mit der Forderung nach einem 
deutsch-polnischen Jugendwerk, das zu errichten 
sehr schwer sein wird. Wenn es möglich ist, durch 
Kulturabkommen und durch andere Abkommen 
mehr Jugendliche, Tausende von Jugendlichen zu-
sammenzubringen, dann sollte das schon unserer 
Mühe wert sein. Man sollte jedenfalls nicht am 
Anfang institutionelle Barrieren aufbauen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und 
bei Abgeordneten der CDU/CSU. — Abg. 
Dr. Hammans: Warum steht das nicht im 

Vertrag, Herr Hauck?) 

— Warum steht das noch nicht im Vertrag? Es hat 
auch im Deutschland-Vertrag noch nicht gestanden. 
Das muß doch wachsen. Wir sind doch erst am Be-
ginn der Normalisierung. Das wird ein wesent-
licher Bestandteil unserer Bemühungen sein. Wir 
werden beharrlich daran arbeiten, und wir werden 
auch weiterkommen. Ich war selbst acht Tage in 
Warschau und habe mit offiziellen Vertretern ge-
sprochen. Sie sind alle für eine Ausweitung der 
Jugendbegegnung. Aber in dem Moment, wo wie-
der Institutionen geschaffen werden sollen, werden 
sie aus verschiedenen Gründen zurückhaltend. Sie 
sehen das ja aus der Haltung der osteuropäischen 
Länder zum Europäischen Jugendwerk. Deshalb muß 
man hier beharrlich vorgehen und zuerst einmal den 
Austausch junger Menschen erreichen. Dann erst 
kann man zu Weiterem kommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nun noch ein paar Bemerkungen zu dem, was zum 
Jugendschutz gesagt worden ist. Herr Kollege Roll-
mann, in unserer ersten Ausschußsitzung hat die 
Frau Minister erklärt, daß wir den Jugendschutz 
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überdenken und neue Gesichtspunkte entwickeln 
müssen und daß wir daran arbeiten werden. Ich 
kann für meine Fraktion erklären, im Zusammen-
hang mit dem Vierten Strafrechtsänderungsgesetz 
werden wir den Jugendschutz verstärkt in die Ge-
setzgebung einbauen. Wir werden ihn von dem 
„Nebenkriegsschauplatz", dem Gesetz über jugend-
gefährdende Schriften, ins Strafrecht hineinnehmen, 
um damit dem Jugendlichen einen Schutz zu garan-
tieren und um die immer stärker werdende Über-
flutung einzudämmen. Dabei wird auch das Gesetz 
geändert werden müssen. Wir kennen ja die Schwie-
rigkeiten. Die Bundesprüfstelle muß in den Stand 
gesetzt werden, den Markt zu beobachten, sie muß 
gutachtlich auch für andere Stellen tätig werden 
können, und es muß überlegt werden, welches Zu-
gangsrecht geschaffen werden kann, um mehr An-
träge zu bekommen. Es muß auch die Frage geprüft 
werden, ob das übergeordnete Ministerium weiter-
hin antragsberechtigt sein soll. Es stellt ja Anträge 
an die nachgeordnete Stelle, was nicht gerade gut 
ist. 

(Abg. Rollmann: Problematisch!) 

Es ist problematisch. Damals ist es aber von 
anderen Mehrheiten hier so beschlossen worden. 

(Abg. Rollmann: Das haben Sie doch 
mitgemacht!) 

Sie sehen also, daß wir auch hier auf einen Weg 
kommen, den Sie, glaube ich, mit beschreiten kön-
nen. 

Sie haben gerade Ihre Initiative hinsichtlich der 
Volljährigkeit so gelobt. Herr Kollege Rollmann, 
Sie haben sie hier eingebracht. Aber Sie geben mir 
doch zu, daß Sie nur die Bestimmungen des BGB 
und des Jugendgerichtsgesetzes ändern wollen. Bei 
vielen, vielen anderen Gesetzen, in denen auf die 
Volljährigkeit abgestellt wird, müssen aber noch 
Hunderte von Paragraphen überprüft und geändert 
werden. 

(Abg. Rollmann: Das ist Referentenarbeit!) 

Das ist ein großes Werk, das vor uns liegt. Wir 
wollen es uns gemeinsam vornehmen und hoffen, 
daß wir zu einer guten Lösung kommen. 

Sie haben die Jugendpolitik dieser Regierung 
abqualifiziert und gesagt, Sie könnten dem Haus-
halt nicht zustimmen, obwohl Sie partiell nichts 
Negatives sagen konnten. Das wundert uns sehr! 
Nach der Meinung meiner Fraktion ist Jugenpolitik 
eine zentrale gesellschaftspolitische Aufgabe, die 
man heute in einem größeren Zusammenhang sehen 
muß als nur in den traditionellen Bereichen der 
Jugendfürsorge, der Jugendpflege und der Jugend-
sozialarbeit. Moderne Jugendpolitik muß die Be-
lange aller jungen Menschen erfassen, um die Vor-
aussetzungen zur freien Entfaltung der Persönlich-
keit zu schaffen. Jugendpolitik ist daher vorrangig 
Bildungspolitik und in der Demokratie in erster 
Linie Bildung zur Freiheit und zur selbständigen 
Entscheidung in allen Bereichen. Das müssen wir in 
der Jugendpolitik durchsetzen, und zwar nicht nur 
im Einzelplan 15, sondern alle sind aufgerufen, in 
allen Gesetzen, die zu verabschieden sind, diese 
jugendpolitischen Akzente stärker zur Geltung zu  

bringen, damit der jungen Generation wirkungsvoll 
geholfen werden kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Rollmann: Wandzeitung, Herr Hauck! 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat die 
Frau Bundesministerin für Jugend, Familie und Ge-
sundheit. 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Es ist das Wesen einer 
solchen Haushaltsdebatte, daß die Opposition das 
ausspricht, was ihrer Meinung nach nicht oder nicht 
gut geschehen ist, und daß sie nicht das ausspricht, 
was geschehen ist. 

(Abg. Rollmann: Das machen Sie doch 
reichlich, Frau Minister! — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das haben wir alles von Ihnen 

gelernt! — Weitere Zurufe.) 

Gestatten Sie mir deshalb einmal, folgendes zu 
sagen. Wenn ich die Regierungserklärung und das 
in ihr für den Bereich Jugend, Familie und Gesund-
heit Angekündigte sowie meine Ausführungen vor 
dem Ausschuß des Bundestages, die Sie ja schrift-
lich haben, mit dem vergleiche, was in diesen ein-
einhalb Jahren bisher geschehen ist, dann kann sich 
dieses Ministerium wahrlich sehen lassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich nenne das Ausbildungsförderungsgesetz; der 
neue Entwurf mit erheblichen Verbesserungen ist 
dem Bundesrat zugegangen. 

(Abg. Rollmann: Darüber werden wir noch 
reden!) 

Die erste Kindergeldverbesserung wurde vorge-
nommen; für die gesundheitliche Aufklärung sind 
die Mittel in diesem Haushalt verdoppelt worden; 
für die Krebsforschung wurden die Mittel ebenfalls 
verdoppelt. Das Institut für Sozialmedizin und 
Epidemiologie ist geschaffen. Das Gesetz zur Über-
nahme des Paul-Ehrlich-Instituts durch den Bund, 
dem die Verbesserung der Impfstoffkontrollen zu-
grunde liegt, ist eingebracht und liegt den gesetz-
gebenden Körperschaften vor. Das Gesetz zur Ver-
besserung der Impfschadenregelung, ein Gesetz, 
meine Damen und Herren, das nur einem ganz 
kleinen Teil unserer Bevölkerung nützt, das aber 
dringend nötig war, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

gerade im Hinblick auf den Passus in der Regie-
rungserklärung, in dem steht, daß wir den beson-
ders Benachteiligten helfen wollen, liegt den ge-
setzgebenden Körperschaften vor. Die Studien-
reform für Ärzte ist beschlossen. Erstmalig seit Be-
stehen des Grundgesetzes und des Bundestages hat 
diese Bundesregierung am 30. Dezember 1970 einen 
Gesundheitsbericht beschlossen und ihn dem Parla-
ment zugeleitet. Wenn Sie ihn leider noch nicht ha-
ben, liegt das daran, daß die Universitäts-Druckerei 
gegenwärtig völlig überlastet ist; die entsprechende 
Drucksachennummer gibt es ja schon. Dieser Ge- 



5672 	Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 100. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. Februar 1971 

Bundesminister Frau Strobel 
sundheitsbericht, meine Damen und Herren, ist frei 
von Schönfärberei und bringt eine offene Darle-
gung der Situation. 

In der Frage der Bekämpfung des Drogen- und 
Rauschmittelmißbrauchs haben wir ein Aktionspro-
gramm vorgelegt und die ersten Maßnahmen, die 
auf Bundesebene möglich sind, eingeleitet. Gerade 
auch um an der Basis, weil es dort so wichtig ist, 
die Beratung und Hilfe auszubauen, werden z. B. 
Modellseminare für Berater einschließlich der Schü-
lermitverwaltung durch die Bundesarbeitsstelle 
„Aktion Jugendschutz" durchgeführt. 

Der Entwurf für die große Reform der Gesetz-
gebung für Lebensmittel, Bedarfsgegenstände, Ta-
bakwaren und Kosmetikartikel liegt dem Bundes-
kabinett vor und dürfte morgen verabschiedet wer-
den. Damit wird dem Parlament Gelegenheit ge-
geben, das wohl umfassendste Verbraucherschutz-
gesetzgebungswerk in dieser Legislaturperiode 
ohne Zeitdruck zu beraten. 

Durch die Beteiligung des Bundes an der Kran-
kenhausfinanzierung und durch deren Neuordnung 
wollen wir dafür sorgen, daß für jeden kranken 
Menschen das für ihn notwendige Krankenhausbett 
in erreichbarer Nähe und in einem leistungsfähigen 
Krankenhaus zur Verfügung steht. Es ist ein beson-
deres Bemühen dieser Regierung — ich betone: die

-

ser Bundesregierung —, auf diesem Gebiet endlich 
weiterzukommen. Die Grundgesetzänderung habe 
ich in der vorigen Regierung beantragt; im Mai 1969 
wurde sie endgültig beschlossen. Aber, meine Da-
men und Herren, dies ist ein Gesetzentwurf, der ge-
rade in den letzten Wochen sehr im Blickpunkt der 
Öffentlichkeit steht. Wir haben gerade auch durch 
eine Meinungsumfrage erfahren, wie sehr den Men-
schen das Krankenhausproblem auf den Nägeln 
brennt. Mit diesem Gesetzentwurf könnten wir ein 
Jahr weiter sein, wenn es schon in der Regierung 
der Großen Koalition gelungen wäre, in der dama-
ligen Vorausplanung für den Haushalt 1970 die 600 
Millionen DM einzustellen, die eben diese Bundes-
regierung eingestellt hat, wenn auch optisch die Be-
träge im Bundeshaushalt geringer erscheinen, weil 
im Haushalt nur die Mittel stehen, die für Zins- und 
Schuldentilgung notwendig sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aber damals, meine Damen und Herren, ist im 
Kabinett die Auffassung vertreten worden: Wir 
haben zwar die Gesetzgebungskompetenz durch die 
Grundgesetzänderung bekommen, aber wir haben 
keine Finanzierungskompetenz bekommen. Ich 
würde sagen, dreimal dürfen Sie raten, wer die 
Auffassung im Kabinett vertreten hat und woran 
damals die Einstellung der Mittel im Haushalt ge-
scheitert ist. 

Durch Ihren Antrag verändern Sie praktisch nichts 
zugunsten der Krankenhausträger, denn sie bekom-
men dadurch keinen Pfennig mehr. Es ist lediglich 
ein anderes Kreditaufnahmeverfahren, als es die 
Bundesregierung vorgesehen hat. 

Meine Damen und Herren, ich will heute hier nicht 
mehr zum Krankenhausgesetz sagen, weil wir ja  

demnächst die Debatte darüber haben. Aber wenn 
immer der Eindruck erweckt wird, daß viel zu wenig 
Mittel bereitgestellt werden, dann lassen Sie mich 
bitte hier auch darauf hinweisen, daß neben den 
bereits im Jahre 1972 636 Millionen DM betragen-
den Bundesmitteln durch die volle Übertragung der 
Benutzerkosten auf die Patienten und ihre Kranken-
kassen zusätzlich weitere 400 bis 450 Millionen DM 
mehr in die Krankenhäuser fließen. Ich bin davon 
überzeugt, daß wir eines Tages zusammen feststel-
len können, daß wir hier eine Reform in der Ver-
sorgung der Menschen im Krankenhaus eingeleitet 
haben, die sich sehen lassen kann. 

Mir liegt ein Antrag vor, den die Ländergesund-
heitsministerkonferenz 1959 an die damalige Bun-
desregierung gerichtet hat und mit dem damals ein 
Zehnjahresplan für die Krankenhausfinanzierung 
mit Aufwendungen in Höhe von 300 Millionen DM 
im Jahr gefordert wurde. Nun, meine Damen und 
Herren, seither war fast nichts geschehen. Erst diese 
Bundesregierung hat das alles in Bewegung ge-
bracht. 

Nun zur Jugendpolitik und in diesem Zusammen-
hang zum Jugendplan. Herr Rollmann, da muß ich 
sagen, wir haben zunächst gemeinsam mit den Trä-
gern der Jugendhilfe eine kritische Ü berprüfung des 
Bundesjugendplans vorgenommen und stärkere Zei-
chen gesetzt. Man kann das als Weiterentwicklung 
bezeichnen. Ich bin der Meinung, die Reform des 
Bundesjugendplans ist ein ständiger, gleitender Pro-
zeß. Aber immerhin, wenn Sie auf diese Veröffent-
lichung anspielen — bei Ihrer Bezeichnung für mich 
müssen die Leute ja annehmen, es sei ein Jugend-
bildnis von mir veröffentlicht. 

(Abg. Rollmann: Aus den Jugendjahren! 
Sie wirken sehr jung auf diesem Bild!) 

Ich möchte nur darauf hinweisen, daß 1969 im Bun-
deshaushalt, wenn man die Studentenwohnheime 
einbezieht, 72 Millionen DM Bundesjugendplanmit-
tel standen. 1970 waren es 81,5 Millionen, und 1971 
sind es 113,08 Millionen DM. Ich glaube, das ist 
schon eine erhebliche Förderung, 

(Abg. Rollmann: Aber keine Reform!) 

und da werden Sie auch verstehen, daß wir unter 
diesen Umständen nicht allein auf die Steigerungen 
in den 20 Jahren sondern auch auf diese Steigerun-
gen hinweisen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es kommt uns darauf an, im Bundesjugendplan 
Schwerpunkte in der politischen Bildung zu setzen 
— das ist geschehen —, Schwerpunkte in der inter-
nationalen Jugendbegegnung zu setzen und  auch 
die sportliche Jugendbildung entsprechend ihrem 
Gewicht in diesen Bundesjugendplan einzuführen. 
Ich glaube, das ist befriedigend gelungen. Darüber 
hinaus darf ich sagen, wir möchten nicht, daß die 
Gießkanne weiter Vorrang hat, und wir werden in 
dieser Beziehung den Bundesjugendplan auch wei-
terentwickeln. 

(Abg. Rollmann: Sie haben doch Ihre Vor

-

gänger alle totgeschwiegen!) 
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Nur betrachten Sie, Herr Rollmann, den von Ihnen 
gestellten Antrag; die Mittel für die studentischen 
Verbände um 100 000. DM zu kürzen, anscheinend 
als ein Stück in der Richtung der Reform, wie Sie sie 
sehen wollen. Ich möchte dazu nur sagen, mit diesem 
Antrag treffen Sie nicht einen einzelnen linksstehen-
den Studentenverband, sondern Sie treffen alle, weil 
diese 100 000 DM dann bei allen eingespart werden 
müssen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte zu der Gesamtreplik im Zusammen-
hang mit der Verbesserung der Richtlinien, die ja 
von Herrn Rollmann insbesondere bezüglich des 
Passus, welche Bedingungen zu erfüllen sind, ange-
sprochen wurden, nur folgendes sagen. Auch für die 
studentischen Verbände einschließlich des VDS gilt 
diese Bestimmung, und an dem Verhalten gegen-
über dieser Bestimmung und ihrem Inhalt wird auch 
die Finanzierung studentischer Verbände gemessen. 
— Sie haben das nicht direkt angegriffen, aber indi-
rekt ein bißchen gestichelt. 

Zum Europäischen Jugendwerk will ich nur sa-
gen: Dank der Aktivität der deutschen Beteiligten 
und insbesondere des Parlamentarischen Staatsse-
kretärs dieses Ministeriums sind wir heute so weit, 
daß dem Ministerkomitee des Europarats ein Sat-
zungsentwurf zur Entscheidung vorliegt. Uns kommt 
es dabei auch ganz stark darauf an, daß das Euro-
päische Jugendwerk für die junge Generation aus 
den osteuropäischen Ländern geöffnet ist. In diesem 
Zusammenhang sehen wir natürlich — und Herr 
Bundeskanzler Brandt hat in Warschau schon vor 
Herrn Barzel die Gespräche darüber geführt — vor 
allen Dingen auch den Ausbau des deutsch-polni-
schen Jugendaustausches. — Bitte sehr! 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Frau Minister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Rollmann? 

Rollmann (CDU/CSU) : Frau Minister, haben Sie 
nicht nach dem Studium der Berichte, Protokolle 
usw. von der Europäischen Jugenddelegiertenkonfe-
renz in München selbst den Eindruck gewonnen, daß 
das Europäische Jugendwerk in der Konzeption des 
Ministerkomitees des Europarates dort bedauer-
licherweise durchgefallen ist? 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Herr Rollmann, ich habe es 
nicht zu lesen brauchen, ich habe die Eröffnungssit-
zung in München mitgemacht und habe die Reden 
auch deutscher Teilnehmer gehört, die sich skeptisch 
gegenüber der Art der Institutionalisierung dieses 
Europäischen Jugendwerks geäußert haben. Das 
muß uns doch nicht davon abbringen, die Linie zu 
verfolgen, die wir für richtig halten und die wir vor-
her auch mit einem großen Teil der deutschen Ju-
gendverbände immer abgesprochen haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich will noch ein Wort zur Jugendschutzgesetz-
gebung sagen. Sie haben uns dauernd vorgeworfen,  

daß wir das übereilen wollten. Jetzt geht es Ihnen 
plötzlich zu langsam. Ich muß sagen, ich halte die 
Verbesserung der Jugendschutzgesetzgebung für 
dringend notwendig, bin aber der Meinung, daß wir 
uns dafür die genügenden wissenschaftlichen Un-
terlagen verschaffen müssen. Es wird hier nichts 
überstürzt, aber auch nichts unnötig konserviert. Da 
es sich empfiehlt, schon bei der Strafrechtsreform 
den Jugendschutz zu verbessern, haben wir einiges 
dahin verlagert. Das werden Sie in  der  nächsten 
Zeit im Ausschuß erleben. Bezüglich des Gesetzes 
zum Schutz der Jugend in der Öffentlichkeit haben 
wir bekanntlich die Änderungsvorschläge gesam-
melt. Die Bundesarbeitsgemeinschaft Jugendschutz 
hat sie zusammengefaßt, und für das Frühjahr ist 
ein Kolloquium darüber vorgesehen. Wir hoffen, 
noch in diesem Jahr dann den Gesetzentwurf vor-
legen zu können. 

Aber zu Ihrer Kritik an der Bundesprüfstelle, Herr 
Rollmann. Zunächst einmal bin ich der Meinung, 
dies ist eine unabhängige Institution. Sie haben 
diese unabhängige Institution geschaffen. So weit 
stimme ich diesem Gesetz zu. Aber das ganze Ge-
setz stammt ja von Ihnen und nicht etwa von  die-
ser Regierung oder gar dieser sozialdemokratischen 
Bundestagsfraktion. Ich kann jetzt nicht nachsehen, 
ob wir damals dem Gesetz zugestimmt haben; 

(Abg. Rollmann: Doch!) 

aber ich bin ziemlich sicher, daß wir diesem Gesetz 
gegenüber sehr skeptisch gewesen sind. 

Ich bestätige Ihnen, meine Damen und Herren von 
der CDU, sehr gern, daß Sie immer sehr gut dar-
über informiert sind, was wir im Ministerium ge-
rade erarbeiten. Ihnen stehen bekanntlich alle Tü-
ren des Ministeriums offen. Dabei haben Sie den 
Vorteil, daß die Ausarbeitungen und Referenten-
entwürfe nicht erst, wie wir, mit den Ländern, betei-
ligten Kreisen und anderen Ressorts zu beraten 
brauchen. Das könnte man an Ihrem Entwurf zum 
Opiumgesetz oder an Ihren Vorschlägen zur Kran-
kenhausfinanzierung sehr schön darstellen, indem 
man sie mit unseren Referentenentwürfen vergleicht, 
bevor diese in das Stadium der Länderberatungen 
gegangen sind. Wie man aber eine solche Situation 
auch korrekt darstellen kann, möchte ich gern ein-
mal dadurch beweisen, daß ich einen Satz aus einem 
Brief eines Ihrer Kollegen zitiere, den ich gestern 
bekommen habe. Ich tue es ausgesrpochen gern, 
weil ich das als besonders korrekt und loyal emp-
finde. Da heißt es: 

Es ist mir sehr unangenehm, daß ich mich dabei 
des in Ihrem Hause erarbeiteten Textes für eine 
Änderung des Arzneimittelgesetzes bedienen 
mußte. Ich habe das nicht verheimlicht, und ich 
werde darauf auch bei jeder Gelegenheit hin-
weisen. 

So kann man es auch machen, wenn man Initiativ-
gesetzentwürfe einzubringen beabsichtigt. Ich halte 
das für eine loyale und gute Reaktion. 

Ich will noch ganz kurz etwas zur Familienpolitik 
sagen. Wie bei der Jugendpolitik haben wir auch 
unser Konzept für die Familienpolitik den Beteilig-
ten nicht aufgezwungen, sondern in extra dafür ge- 



5674 	Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 100. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. Februar 1971 

Bundesminister Frau Strobel 
schaffenen Arbeitsgruppen allen Beteiligten Gele-
genheit gegeben, ihre Auffassung einzubringen. 

Unsere Grundsätze der Familienpolitik — ich 
bin gezwungen, sie hier zu wiederholen, weil Herr 
Baier sie in Frage gestellt hat — für alle Familien, 
die werdende Familie, die junge Familie, die kin-
derreiche Familie, sind, daß die Politik vom Kinde 
aus konzipiert werden muß, daß jedes deutsche 
Kind ein Recht auf Erziehung hat, daß man insbe-
sondere die Eltern in den Stand setzen muß, dieses 
Recht zu realisieren, und daß wir darum die Er-
ziehungskraft und die Erziehungsfähigkeit der Fa-
milie durch wirksame Formen der Elternbildung, 
größere Effektivität der Elternbildung und Verbes-
serung und Vergrößerung des Angebots stärken 
wollen. Das habe ich hier schon gesagt; das wieder-
hole ich jetzt. 

Ich muß auch wiederholen, daß für uns Familien-
politik ein integrierter Bestandteil allgemeiner Ge-
sellschaftspolitik ist. Wir haben darauf immer wie-
der hingewiesen. Das geht von der Bildungspolitik 
bis hin zur Rechtsreform auf allen Gebieten, die die 
Familie angehen. — Bitte, Herr Baier! 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Baier. 

Baier (CDU/CSU): Frau Minister Strobel, darf 
ich Sie fragen, ob Sie meine vorhin gestellte Frage 
beantworten würden, nämlich was Sie unter dem 
verstehen, was Ihr Leiter der Abteilung Familie, 
Herr Kosmale, sagte, nämlich emotionelle Besetzt

-

heit und rationale Familienpolitik? 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Herr Baier, Sie haben meinen 
Artikel im „Vorwärts" sehr genau gelesen. Da steht 
es drin, da können Sie es noch einmal nachlesen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Baier: Das 
war aber schwach!) 

Sie haben eine weitere Frage gestellt, die ich jetzt 
direkt beantworten will. Sie haben die Behauptung 
aufgestellt, daß im Haushalt 1970 zu Lasten der 
Familien 100 Millionen DM Kindergeld nicht aus-
gegeben worden sind. 

(Abg. Baier: Jawohl! Das stimmt!) 

Herr Baier, ich will nicht dieselben Formulierungen 
wählen wie damals. Sie wissen, daß die Kindergeld-
verbesserung für die Familien mit zwei Kindern, 
die dazu geführt hat, daß 670 000 Familien neu Kin-
dergeld bekommen, so spät beschlossen wurde, daß 
dieses zusätzliche Kindergeld 1970 nicht mehr aus-
gezahlt werden konnte. Das macht 70 Millionen 
DM aus, die 1970 nicht mehr ausgezahlt werden 
konnten. Das sind also von den 100 Millionen DM 
schon 70. Außerdem wissen auch Sie, daß es nicht 
unsere Schätzungen waren, sondern daß wir auf die 
Schätzungen der Bundesanstalt für Arbeit angewie-
sen sind, und die hat auch nicht gerade einen sozial-
demokratischen Leiter. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt ist der 
arme Stingl schuld!) 

Ich möchte es der Anstalt nicht zur Last legen, daß 
sie sich verschätzt hat. Aber Sie wissen auch, daß 
es immer eine Frage ist, wieviel Gastarbeiter mit 
wieviel Kindern hier tätig sind und Kindergeld 
beziehen. 

(Abg. Baier meldet sich zu einer Zwischen

-

frage.) 

— Herr Baier, lassen Sie mich das gerade noch zu 
Ende führen. — 30 Millionen DM wären es also 
in Wirklichkeit gewesen, um die man sich in der 
Bundesanstalt verschätzt hat. Aber dieser Betrag 
hätte doch nicht ausgereicht, um die Kindergeldsätze 
für die vierten und weiteren Kinder um je 10 DM, 
wie es beantragt war, zu erhöhen. Für das letzte 
Jahresdrittel wäre das mit 52 Millionen DM zwar 
möglich gewesen, aber im Haushalt 1971 hätten wir 
dann 156 Millionen DM mehr gebraucht, die wir 
eben im Haushalt — auch ich sage: leider — nicht 
haben. 

Darf ich schnell noch ein Wort zu dem so sehr 
beklagten System des Familienlastenausgleichs 
sagen. Hohe Kinderfreibeträge bei der Einkommen-
steuer und der Lohnsteuer für hohe Einkommen und 
unzureichender Ausgleich durch das Kindergeld für 
Familien, die diese Steuervergünstigung auf Grund 
ihrer niedrigeren Einkommen nicht in Anspruch 
nehmen können, das ist tatsächlich die Situation. 
Aber sie ist doch nicht von uns geschaffen, sondern 
sie ist von Ihnen geschaffen worden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die CDU/CSU hat doch mit ihren Mehrheiten diese 
Gesetzgebung beschlossen, und Sie haben in der 
damaligen Zeit alle Versuche der SPD-Fraktion, 
bessere Lösungen anzustreben, abgelehnt. Wir ha-
ben die erste Korrektur noch in der vergangenen 
Legislaturperiode durch das Erste Ausbildungsförde-
rungsgesetz vorgenommen, das man, wie ich meine, 
im Rahmen des Familienlastenausgleichs sehen muß. 
Wir haben das Gießkannenprinzip, das von Ihnen 
eingeführt war, abgelöst. Dieses Ausbildungsförde-
rungsgesetz ist doch erst durch den Einfluß der 
SPD-Fraktion in der Großen Koalition möglich ge-
worden. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Rollmann: 
Wir haben doch hier einen eigenen Ge

-

setzentwurf gemacht!) 

— Herr Rollmann, ich habe das im Kabinett mit-
gemacht, und Sie haben es im Bundestag mitge-
macht, wo es darum ging, 

(Abg. Rollmann: Wir haben doch hier einen 
Entwurf eingebracht!) 

welche Vorschläge den Vorrang zu bekommen hat-
ten, die Vorschläge des Ministeriums, das zuerst 
nur die Studentenförderung übernehmen wollte, 
oder die Vorschläge aus dem Parlament, die sehr 
viel weiter gingen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Frau Bundesmini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneter von Bockelberg? Bitte! 
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von Bockelberg (CDU/CSU) : Frau Minister, ist 
Ihnen bekannt, daß der steuerlich abzugsfähige 
Kinderfreibetrag bereits wesentlich älter ist als die 
Bundesrepublik Deutschland? 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Seit 20 Jahren hätte die CDU/ 
CSU mit ihren Mehrheiten Gelegenheit gehabt, das 
zu ändern. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber lassen Sie mich in diesem Zusammenhang 
noch sagen: ich habe erlebt, daß Herr Bundesfami-
lienminister Heck sich im Kabinett der Großen 
Koalition sehr bemüht hat, eine wesentliche Ver-
besserung des Familienlastenausgleichs zu errei-
chen. Genauso habe ich erlebt, daß der damalige. 
Finanzminister gesagt hat: Dies ist erst mit der Gro-
ßen Steuerreform möglich. Aber erst diese Regierung 
hat die Große Steuerreform eingeleitet. 

(Abg. Baier: Na!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Rollmann? 

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal] : Davon ist 
aber vorläufig noch nichts zu sehen!) 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Aber Herr Schmidt, Sie wissen 
doch ganz genau, daß man das nicht aus dem 
Ärmel schütteln kann. 

(Abg. Baier: Aber wir doch auch nicht!) 

Wie leichtfertig wären wir denn da! 

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal] : Wir müßten 
längst an der Arbeit sein, wenn das in 
dieser Legislaturperiode erledigt werden 

soll! Längst!) 

Rollmann (CDU/CSU) : Frau Ministerin, ist Ihnen 
nicht bewußt, daß neben anderen Fraktionen dieses 
Hauses auch die Bundestagsfraktion der CDU/CSU 
in der letzten Legislaturperiode den Entwurf eines 
Ausbildungsförderungsgesetzes hier eingebracht 
hat? 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Doch, das ist mir schon be-
kannt. Mir ist aber auch bekannt, daß das damals 
vom Bundestag beschlossene Gesetz sehr stark die 
Züge des Entwurfs der SPD-Fraktion trägt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber ich möchte sehr darum bitten. daß Sie mich 
jetzt zu Ende reden lassen, weil das ja alles von 
der Zeit abgeht. 

Wir haben jetzt das umfassende Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz im Bundeskabinett verab-
schiedet. Es bringt höhere Ausbildungsförderung 
und strukturelle Verbesserungen. Die Reform des 
Familienlastenausgleichs ist — das haben Sie selber 
immer wieder gesagt — erst mit der Steuerreform 
möglich. Wir haben immerhin zunächst einmal die 
Verbesserung der Kindergeldgesetzgebung vorge-

nommen. Natürlich gibt es in diesem Bundesmini-
sterium auch unsererseits eine Reihe von Aktivi-
täten — Sie sind darüber unterrichtet —, Modelle 
für die Verbesserung des Familienlastenausgleichs 
zu entwickeln. Welches Modell im Rahmen der 
Steuerreform möglich sein wird, das ist heute noch 
nicht entscheidungsreif, und deshalb werde ich mich 
hüten, hier mehr zu sagen, als bis jetzt ausgespro-
chen worden ist. Ich würde sagen: alles auf einmal, 
das kann keiner, nicht einmal diese Regierung. 

(Abg. Rollmann: Was? Ist ja erstaunlich! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich komme zum Schluß. Wir haben den größten 
Teil unserer Reformvorhaben vorgelegt. Einiges ha-
ben wir noch auf der Tagesordnung. Dazu gehört der 
Familienlastenausgleich, dazu gehört eine einge-
leitete Verbesserung der Sozialhilfe, dazu gehört 
eine Verbesserung des Umweltschutzes 

(Abg. Baier: Können Sie uns einen Zeit

-
punkt sagen?) 

— Herr Baier, wir haben bekanntlich anderthalb 
Jahre von vier Jahren hinter uns —, dazu gehört 
eine Verbesserung der Hilfe für ältere Menschen 
und ein Vorschaltgesetz für die Reform des Arz-
neimittelgesetzes sowie die von Herrn Rollmann 
schon angeschnittene Vorbereitung der Reform des 
Jugendhilferechts. 

Für mich persönlich möchte ich nur noch sagen, 
ich bin kein selbstzufriedener Mensch; ich über-
prüfe laufend die Richtigkeit und die Effizienz un-
serer Politik im Lichte der großen Verantwortung, 
die wir gerade auch in diesen Bereichen vor unserer 
Bevölkerung haben. Ich meine, daß wir uns quali-
tativ und quantitativ bemüht haben, den hohen An-
forderungen, die wir an uns selber stellen, gerecht 
zu werden. Ich möchte die Gelegenheit benutzen, 
allen, die uns dabei geholfen haben, zu danken. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Prinz zu Sayn -Wittgenstein. 

Prinz zu Sayn -Wittgenstein -Hohenstein 
(CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Die Ausführungen der Frau Mi-
nister haben außer Zweifel unter der Losung ge-
standen, die  einstmals der Herr Staatssekretär 
Ahlers ausgegeben hat, nämlich verschönte Wahr-
heit zu verkaufen, wenn nicht unter Umständen hier 
ein klassischer Titel eher als Überschrift zu wählen 
wäre, nämlich „Dichtung und Wahrheit". 

Meine Damen und Herren, allein die Ausführun-
gen der Frau Bundesminister zur Gesundheitspolitik 
würden hier eine gesundheitspolitische Debatte not-
wendig machen. 

(Abg. Dr. Hammans: Sehr wahr!) 

Ich glaube, es gehört aber auch zur verantwortlichen 
Gesundheitspolitik, Herr Kollege Hammans, wenn 
wir im Hinblick auf die Geschäftslage davon Ab-
stand nehmen und hier lediglich zwei Themen an-
sprechen, die schon an anderer Stelle eine Rolle ge-
spielt haben. 
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Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 

Frau Minister, ich habe vermißt, daß Sie heute 
wie auch in der Debatte am 16. Dezember unsere 
Fragen, die das Bundesgesundheitsamt in Berlin 
betreffen, beantwortet haben. Ich habe Ihnen in der 
Debatte am 16. Dezember die Frage gestellt, wann 
Ihr Haus endlich dem Bundestag und insbesondere 
dem Haushaltsausschuß den Organisations- und Aus-
bauplan für das Bundesgesundheitsamt vorlegt. 
Denken Sie nicht, daß das nur eine Beharrlichkeit 
wäre, weil man andere politische Argumente nicht 
habe und dies deshalb immer wieder vorgebracht 
würde. Die Tatsache, daß Sie diesen Plan nicht vor-
legen, die Tatsache, daß Sie dem Haushaltsausschuß 
über Ihre zukünftigen Überlegungen, die das Bun-
desgesundheitsamt betreffen, nichts vorlegen, wirkt 
sich zum Schaden des Bundesgesundheitsamtes aus. 
Der Haushaltsausschuß mußte in diesem Jahr auf 
Grund haushaltsrechtlicher Bestimmungen 6,6 Mil-
lionen DM mit dem Erfolg streichen, daß sämtliche 
Ausbaumaßnahmen für das Bundesgesundheitsamt 
in diesem Jahr nicht durchgeführt werden können, 
obwohl gerade der Kollege Strohmayr und ich uns 
bei unserem Besuch in Berlin dafür eingesetzt haben, 
daß Ausbaumaßnahmen dringend und schnell durch-
geführt werden. 

Wenn der Herr Bundeskanzler verkündet, daß 
Wissenschaft und Forschung zu den Prioritäten die-
ser Regierung gehören, 

(Abg. Haehser: Da hat er recht!) 

dann darf man das nicht nur auf die Hochschulen 
beschränken, Herr Kollege Haehser, sondern muß 
auch die bundeseigenen Institutionen in die Förde-
rung von Wissenschaft und Forschung miteinbezie-
hen. Gerade das Bundesgesundheitsamt ist von der 
Frau Bundesminister in ihrer politischen Verantwor-
tung sträflich vernachlässigt worden. 

(Abg. Dr. Hammans: Hört! Hört!) 

Sie können hier auch nicht ausführen, daß die Be-
träge für das Bundesgesundheitsamt in den letzten 
Jahren erhöht worden sind. Es sind mehr oder we-
niger zwangsläufige Personalausgaben gewesen 
oder die von Bundestag und Haushaltsausschuß 
bewilligten Stellen für das neue Institut für Sozial-
medizin und Epidemiologie. Und auch hier, Frau 
Bundesminister, warten wir gespannt auf einen Be-
richt von Ihnen über die erfolgreiche bzw. die bishe-
rige Arbeit dieses Instituts. Wenn trotz der hohen 
Aufwendungen, die dieses Hohe Haus bewilligt hat, 
bisher erst wenige tausend Probanden untersucht 
worden sind, so kann ich nur sagen, daß das eine 
bedauerliche Fehlleistung ist. 

(Abg. Dr. Hammans: Wie vorausgesagt!) 

Und wenn in die Erfolgsbilanz der Gesetzentwurf 
zur Überleitung des Paul-Ehrlich-Instituts in die Ver-
antwortung des Bundes aufgenommen wird, kann ich 
nur feststellen, daß das keine so stolze Leistung ist. 
Bereits im vorigen Jahr war dieser Gesetzentwurf 
angekündigt worden, und die Mittel mußten qualifi-
ziert gesperrt werden, weil das Ministerium nicht 
in der Lage war, diese Dinge rechtzeitig zu machen. 

Wir möchten Ihnen, Frau Bundesminister, gerade 
im Hinblick auf die Unruhe im Bundesgesundheits-

amt — weil man merkt, daß die politisch verantwort-
liche Ministerin diesem Amt nicht die Fürsorge zu-
kommen läßt, die notwendig ist — empfehlen, daß 
Sie einmal nach Berlin zum Bundesgesundheitsamt 
fahren und dort mit den verantwortlichen Leuten, 
aber auch mit den wissenschaftlichen Mitarbeitern 
sprechen, einmal deren Meinung hören, den Perso-
nalrat anhören, damit wir auch in diesem Bereich 
der Bundesinstitutionen ein kleines Stückchen Mit-
bestimmung und Mitgestaltung durch die Mitarbeiter 
verwirklichen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Lassen Sie mich zu einem anderen Punkt kommen 
und damit gleichzeitig die Begründung zu Ziffer 1 
unseres Antrags auf Umdruck 115 liefern. Ich 
möchte mich kurz mit dem Krankenhausfinanzie -
rungsgesetz beschäftigen, auf das ja auch schon die 
Frau Bundesminister eingegangen ist. 

Der Herr Bundeskanzler hat noch in der vorigen 
Woche von diesem Platz aus gesagt: 

Die Regierung wird sich nichts vornehmen, was 
sie nicht finanzieren kann. 

Nun, zumindest hat der Herr Bundeskanzler bei die-
ser Äußerung nicht an das Krankenhausfinanzie-
rungsgesetz gedacht. Wenn Sie, Frau Bundesmini-
ster, hier hervorheben, daß in diesem Jahr 300 Mil-
lionen DM über den Kreditmarkt bereitgestellt wer-
den, so kann ich nur sagen, daß Sie in der Öffentlich-
keit den Eindruck erwecken, als ob der Bund ein 
Drittel der mit diesem Gesetz verbundenen Kosten 
trage. Aber haargenau das ist nicht der Fall. 

Neulich ist Ihnen im Bundesrat doch sehr deutlich 
gesagt worden, daß Ihre Schätzungen völlig falsch 
sind, daß Sie von ganz anderen Krankenhausbet-
tenwerten ausgehen müssen und daß der Bund 
nicht, wie im Gesetz angekündigt, ein Drittel, son-
dern höchstens ein Sechstel zur Verfügung stellt. 
Wenn man nach außen hin verkündet, der Bund 
werde im Rahmen der Reformen ein Drittel der 
Kosten übernehmen, man dann die Dinge aber prak-
tisch auf ein Sechstel begrenzt, muß man das als 
unwahrhaftig bezeichnen. Man sollte dann ebenso 
deutlich sagen, daß eine Begrenzung vorgenommen 
wird. 

Was passiert durch diese Begrenzung in der 
Gesetzesfassung? Der Schwarze Peter wird den 
Gemeinden und Ländern zugeschoben, und die Lücke 
von 1,1 Milliarden DM, die durch diese Finanzie

-

rungsart entsteht, belastet praktisch zusätzlich die 
Länder und Gemeinden. Was das bei der derzeitigen 
Finanzsituation der Länder und Gemeinden bedeu-
tet, weiß, so glaube ich, jeder in diesem Hause. 

Mit dieser Belastung der Länder entsteht gleich-
zeitig die Schwierigkeit, daß die Länder und Ge-
meinden gezwungen werden, von sich aus den Kre-
ditmarkt in Anspruch zu nehmen und gewisserma-
ßen ihre Kreditmarktmarge auszunutzen. Ich darf 
hier mit Genehmigung des Herrn Präsidenten einige 
Argumente gegen die Schuldendienstbeihilfen des 
Bundes vortragen, die im Protokoll der Bundesrats-
sitzung vom 29. Januar 1971 enthalten sind: 
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Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
Hiergegen sprechen haushalts- und finanzpo-
litische Überlegungen. Wenn der Bund seine 
Finanzhilfen nicht durch Investitionszuschüsse, 
sondern im Wege von Fremddarlehen erbringen 
will, so ist bei dem in Aussicht genommenen 
Darlehnsvolumen eine Störung des Kapital-
marktes nicht auszuschließen. Finanzpolitisch 
unannehmbar ist auch die Absicht, die Auf-
nahme der Darlehen den Ländern oder den 
Krankenhausträgern zu überlassen. Der ohne-
hin begrenzte Kreditaufnahmespielraum würde 
einseitig zuungunsten der Länder und Gemein-
den eingeengt. Der Bund muß daher die Finanz-
hilfen in Form von Investitionszuschüssen be-
reitzustellen. 

Genau dahin geht unser Antrag, nämlich das, was 
der Bund über den Kreditmarkt aufbringt oder dritte 
Instanzen an Krediten aufbringen läßt, im Haus-
haltsplan auszuweisen, damit jeder hier im Hause 
erkennt, welch erhebliche Belastungen in der Zu-
kunft durch diese Finanzierungsart auf den Haus-
halt zukommen. 

Wenn auch in diesem Jahr für die Bereitstellung 
von 300 Millionen DM zunächst nur ein Betrag von 
9 Millionen DM notwendig ist, so ist, wenn Sie 
diese Finanzierungsart beibehalten, in einem abseh-
baren Zeitraum, nämlich schon im Jahre 1980, der 
jährliche Schuldendienst, den der Bund aufbringen 
muß, genauso hoch wie der jährlich zur Verfügung 
stehende Kreditbetrag. Das zeigt genau die unsolide 
Finanzierungsart, von der der Herr Finanzminister 
Möller bei einer Sitzung im Jahre 1966 einmal ge-
sagt hat: Wir wollen keinen Schattenhaushalt neben 
dem Bundeshaushalt, sondern wir fordern, daß diese 
Mittel in den Bundeshaushalt aufgenommen werden. 

(Abg. Dr. Hammans: Das hat der Bundes

-

finanzminister gesagt; jetzt weiß er es nicht 
mehr!) 

Hier müssen wir verlangen, daß diese Forderung 
auch erfüllt wird. 

Im Bundesrat ist eine Änderung des § 21 Abs. 3 
beschlossen worden, die gleichfalls diesen Inhalt 
hat: Der Bund stellt die Finanzhilfen den Ländern 
in Form von Investitionszuschüssen zur Verfügung. 
Zur Begründung ist ausgeführt worden, daß haus

-

halts- und finanzpolitische Überlegungen gegen die 
vorgesehenen Schuldendienstbeihilfen des Bundes 
sprechen. Wenn der Bund seine Finanzhilfen nicht 
durch Investitionszuschüsse, sondern im Wege von 
Fremddarlehen erbringen will, so ist bei dem in 
Aussicht genommenen Darlehensvolumen eine Stö-
rung des Kapitalmarktes nicht auszuschließen. 

Der Bundesrat hat außerdem eine Entschließung 
des Landes Hessen angenommen, in der gleichfalls 
darauf hingewiesen wird, daß sich der Bundesrat im 
Hinblick auf die unsolide Finanzierungsart vorbe-
hält, dieses Gesetz im nächsten Durchgang abzu-
lehnen. 

Daher fordern wir Sie, meine Damen und h erren, 
auf, dem Antrag der CDU/CSU-Fraktion auf Um-
druck 115 zuzustimmen, in dem es zur Begründung 
heißt: 

Nach dem vorgesehenen Gesetz zur wirtschaft-
lichen Sicherung der Krankenhäuser und  zur 
Regelung der Krankenhauspflegesätze soll der 
Bund den Ländern Finanzhilfen gemäß Arti-
kel 104 a Abs. 4 GG in Höhe von grundsätzlich 
1 /3 der Investitionskosten der Krankenhäuser 
gewähren. Es widerspricht den Grundsätzen 
einer soliden Finanzpolitik und dem Prinzip 
der Haushaltsklarheit und Haushaltswahrheit, 
bei dieser Sachlage .im Bundeshaushalt lediglich 
Mittel für den Zins- und Tilgungsdienst sowie 
eine Bürgschaftsermächtigung im Haushaltsge-
setz einzustellen. Dadurch wird nur das volle 
Ausmaß der vom Bund übernommenen Bela-
stungen verschleiert und das Haushaltsvolumen 
und der Umfang der davon ausgehenden Inan-
spruchnahme des Kreditmarktes optisch herun-
termanipuliert. 

(Abg. Hermsdorf [Cuxhaven] : Solange Sie 
das machten, war alles in Ordnung! Bloß 

jetzt nicht!) 

- Nein! Das ist ja der Sündenfall gewesen. Damals, 
Herr Kollege Hermsdorf, hat ja der Finanzminister 
darauf hingewiesen, daß man eben einen solchen 
Schattenhaushalt nicht schaffen darf, nur um die 
magische obere Grenze des Haushaltsansatzes bei-
zubehalten. Genau das machen Sie jetzt mit der Bil-
dungsanleihe und ebenso hier bei der Krankenhaus-
finanzierung. Außerdem verzichtet dieses Haus doch 
darauf, in bezug auf erhebliche Beträge, für die der 
Bund Schuldner ist, entsprechende Beschlüsse zu 
fassen und die Ubersicht zu behalten. Dagegen weh-
ren wir uns. Eigentlich müßte es im Interesse aller 
Kollegen sein, wenn diese Ansätze in den Bundes-
haushalt entsprechend unserem Antrag aufgenom-
men würden. Ich darf Sie herzlich bitten, unserem 
Antrag auf Umdruck 115 zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Haeh

-

ser: Versuchen Sie mal, ob Sie eine Mehr

-

heit dafür finden!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Herr 
Staatssekretär Westphal. 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte gern kurz die gesundheitspolitischen Fragen, 
die Herrn von Wittgenstein eben gestellt hat, be-
antworten. 

Erstens. Was das Bundesgesundheitsamt betrifft, 
so ist zu sagen, daß der Ausbaubericht zur Zeit beim 
Finanzminister liegt. Er wird nun von den beiden 
Ressorts gemeinsam beraten. Für diesen Ausbau 
sind in der mittelfristigen Finanzplanung im Jahre 
1971 36 Millionen DM vorgesehen. Dieser Betrag 
wird sich im Jahre 1972 auf 55 Millionen DM, im 
Jahre 1973 auf 70 Millionen DM und im Jahre 1974 
auf 84 Millionen DM steigern. Auch die Ausbau-
zahlen auf dem Personalsektor sind erheblich. 

Zweitens. Zum Thema „Institut für Sozialmedizin" 
möchte ich Ihnen folgendes sagen, Herr von Witt-
genstein. Wir befinden uns in der Periode der Vor- 
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arbeiten. Es werden Repräsentativuntersuchungen 
durchgeführt — das geschieht zur Zeit in Hessen —, 
auf denen aufbauend dann in der nächsten Zeit die 
Vorsorgeuntersuchungen in der rationellsten und 
effizientesten Weise durchgeführt werden sollen. 

Drittens und letztens komme ich auf die Kranken-
hausfinanzierung zu sprechen. Sie werden Anfang 
März die Gelegenheit haben. hier in erster Lesung 
über einen entsprechenden Gesetzentwurf zu disku-
teren. Der Antrag, den Sie zu diesem Haushaltsplan 
gestellt haben, zielt auf eine andere Art der Finan-
zierung ab. Die Finanzierung, die Sie wollen, ist 
aber auch nur auf der Basis errechnet, die im Re-
gierungsentwurf vorgesehen ist: Übernahme ein es 
Drittels der Kosten durch den Bund im Wert von 
300 Millionen DM. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Schulte [Unna] : 
Das war eine kurze Rede! — Abg. Prinz zu 
Sayn-Wittgenstein-Hohenstein: Das war ein 

bißchen zu kurz, Herr Staatssekretär!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wohlrabe. 

WOhlrabe (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die CDU/CSU-Fraktion be-
dauert es, daß Frau Minister Strobel nicht zu dem 
hier erhobenen Vorwurf Stellung genommen hat, 
daß in der Wandzeitung nicht die Leistungen ihrer 
Amtsvorgänger genannt worden sind. 

(Abg. Baier: Sehr richtig! Sie ist heute viele 
Male ausgewichen!) 

Ich meine, Sie hat ein schlechteres Beispiel geliefert 
als der Verteidigungsminister Schmidt, der immer-
hin die Fairneß besaß, in seiner Jubelbroschüre auch 
seine Vorgänger zu nennen. 

(Abg. Baier: Es ist eine Selbstverständlich

-

keit, daß man das tut!) 

Das vermissen wir hier sehr. Das nur vorweg und 
auch für das Protokoll, damit dieser Tatbestand 
ersichtlich ist. 

Meine Damen und Herren, ich möchte eine Be-
gründung des Antrags der CDU/CSU-Fraktion auf 
Umdruck 124 *) geben. Der Antrag sieht vor, den 
Ansatz für studentische Verbände von 1 190 000 DM 
um 100 000 DM auf 1 090 000 DM herabzusetzen. Das 
bedeutet, wir wünschen die Beibehaltung des Ansat-
zes von 1970. 

In der Debatte über den Etat des Bundesinnenmi-
nisters waren wir uns hier im Hause im wesentlichen 
einig darüber, daß alle Parteien demokratisch han-
deln müssen und daß wir unsere demokratische Ord-
nung gemeinsam gegen Anfeindungen durch Links- 
und Rechtsradikale zu sichern haben. Diese Sicherung 
hat in erster Linie in der notwendigen Auseinan-
dersetzung mit politischen Mitteln zu erfolgen. Das 
Gebot der geistigen Auseinandersetzung entbindet 
uns aber nicht von der Verpflichtung, die staatlichen 
Mittel so einzusetzen, daß unsere verfassungs- und 

*) Siehe Anlage 10  

gesetzmäßige Ordnung bewahrt wird. Niemand 
kann von uns erwarten, daß dieses Parlament z. B. 
jene unterstützt und ihnen hilft, die den Abbau der 
demokratischen Grundordnung und der repräsenta-
tiven Demokratie auf ihre Fahne geschrieben haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Bei diesem Handeln kommt den Verfassungsorgan-
nen der Bundesrepublik Deutschland, z. B. der Bun-
desregierung und insbesondere auch diesem Haus, 
eine hohe Verantwortung zu. Dazu gehört unter 
anderem die sorgfältige Prüfung, ob diejenigen, die 
Förderungsmittel aus dem Bundesjugendplan be-
antragen, auch wirklich die Voraussetzungen des § 9 
des Jugendwohlfahrtsgesetzes, wie es der Kollege 
Rollmann vorhin bereits dargestellt hat, erfüllen, 
d. h. ob sie für die freiheitliche Demokratie und den 
Parlamentarismus uneingeschränkt einstehen und 
sie bejahen. 

Die vorangegangene Regierung der Großen Koali-
tion hat gerade bei der Bewertung dieser Maßstäbe 
klare Zeichen gesetzt. Sie hat z. B. dem Verband 
Deutscher Studentenschaften, dem VDS, der sich als 
sozialistischer Kampfverband deklarierte und auf 
den Sturz der parlamentarischen Demokratie hinar-
beitete, konsequenterweise die Subvention aus dem 
Bundeshaushalt gestrichen. Bis zur Stunde ist in 
keiner Weise erkennbar — ich erinnere hier nur an 
den kürzlich im Plenum von Herrn Staatssekretär 
Westphal vorgelesenen Brief —, daß der VDS, und 
zwar nicht nur der Vorstand, sondern auch die Mit-
gliederversammlung, ein klares Bekenntnis zur frei-
heitlich-demokratischen Grundordnung ablegt. Wir 
bedauern daher, daß der Staatssekretär seinerzeit in 
der Fragestunde eine ausweichende Antwort gege-
ben hat und nicht erneut die Haltung, die die Große 
Koalition einnahm, bestätigte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir, die CDU/CSU, treten dafür ein, daß dieser Be-
schluß aufrechterhalten wird. Wir werden dies hier 
auch immer wieder vortragen, solange die von uns 
genannten Kriterien vom VDS nicht erfüllt werden. 

Meine Damen und Herren, diese Sorge ist deshalb 
nicht unbegründet, weil die Sozialdemokratische 
Partei und auch die Bundesregierung nach meinem 
Eindruck, aber sicher auch nach dem Eindruck vieler 
Mitbürger draußen, einem wachsenden Druck von 
links ausgesetzt sind, 

(Zurufe von der SPD) 

der ihre Entscheidungsfähigkeit zu beeinträchtigen 
droht. 

(Oh-Rufe von der SPD.) 

— Meine Damen und Herren, ich möchte wirklich 
nicht gern zitieren. Ich habe hier von Herrn Eichen-
grün, dem ehemaligen Jungsozialistensekretär, eine 
Dokumentation über das, was Sie dann erwarten 
würde. Ich will aber nicht daraus zitieren, weil ich 
mich bemühen möchte, dieses Thema wirklich sach-
lich abzuhandeln. Polemisieren kann ich auch, das 
fällt mir nicht schwer; aber das will ich heute nicht 
tun. 

(Zurufe von der SPD.) 
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Meine Furcht vor Labilität und übergroßer Tole-
ranz gegenüber linksradikalen Kräften darf ich 
kurz durch folgende Tatsachen im einzelnen begrün-
den. 

Erstens. Der Kollege Walkhoff hat sich, offenbar 
als Sprecher einer Gruppe von einigen Sympathi-
santen innerhalb der SPD-Fraktion, in einer Anfrage 
für die Aufhebung der Sperre der Gelder für den 
VDS verwandt, obwohl ihm bekannt sein muß, daß 
im Vorstand des VDS ein Mitglied des kommuni-
stisch gesteuerten Spartakusbundes und vier SHB-
Mitglieder sitzen, die sich nach eigener Aussage in 
ihrer Programmatik der DKP stärker verbunden 
fühlen als der SPD. 

Zweitens. Der SPD-Vorsitzende, Herr Bundes-
kanzler Brandt, hat kürzlich in einem Rundfunk-
interview angedeutet, daß der vom Parteirat der 
SPD am 14. November 1970 in München gefaßte 
Beschluß, der Aktionsgemeinschaften zwischen 
Sozialdemokraten und Kommunisten grundsätzlich 
als parteischädlich untersagt, nicht unabänderlich 
sei. Diese Ausführungen des Parteivorsitzenden 
können nur als ein Zurückweichen vor den Jung-
sozialisten, 

(Abg. Baier: Sehr wahr!) 

den linken Kräften in der SPD und der Gesellschaft 
gewertet werden, die für ihre Strategie der system-
überwindenden Reformen auf punktuellen Aktions-
gemeinschaften auch mit Kommunisten bestehen. 

(Abg. Schulte [Unna] : Was reden Sie denn 
für einen Unfug!) 

— In diesem Zusammenhang — ich verweise hier 
auf einen Artikel in der „Frankfurter Rundschau" 
vom 30. Januar 1971, der nicht dementiert worden 
ist — wurde ferner dargelegt, daß die Zusammen-
arbeit von Sozialdemokraten und Kommunisten in 
Betriebsräten und Studentenvertretungen von die-
sem Beschluß ausgenommen sein sollen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Drittens. Eine Dokumentation des Ringes Christ-
lich-Demokratischer Studenten, des RCDS, der ge-
stern sein 20jähriges Bestehen feiern konnte und 
der sich als Studentenverband uneingeschränkt zur 
parlamentarischen Demokratie bekennt, hat nach-
gewiesen, daß auf der 11. ordentlichen Bundesdele-
giertenversammlung des Sozialdemokratischen 
Hochschulbundes in Koblenz im November 1970 —
das sind also alles ziemlich neue Fakten — folgen-
des beschlossen wurde: 

Der Sozialdemokratische Hochschulbund ist der 
Meinung, daß eine Aktionsgemeinschaft mit 
Kommunisten in Fragen, in denen gemeinsame 
Interessen und Auffassungen bestehen, ein not-
wendiges und weiterhin vom Sozialdemokrati-
schen Hochschulbund zu praktizierendes Mittel 
ist, einen Politisierungsprozeß in der Bevölke-
rung und in der Studentenschaft zu fördern. 

Als Ausdruck solcher Aktionen kann man z. B. das 
„Strauß-Guttenberg-Tribunal" bezeichnen und die 
Frage stellen, ob so etwas durch Mittel aus dem 

Bundesjugendplan gefördert wird. Unsere Meinung 
dazu brauche ich hier wohl nicht vorzutragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Prominente Mitglieder dieses, sich wie ich sage, 
„sozialdemokratisch" nennenden Verbandes erklä-
ren außerdem, daß sie der Programmatik der DKP 
näher stünden als der der SPD. Folgerichtig haben 
Mitglieder bei verschiedenen Anlässen und Aktio-
nen die Auffassung der DKP unterstützt. Die RCDS-
Dokumentation weist das sehr gut an Hand von 
einzelnen Tatbeständen nach. 

Es bleibt der SPD überlassen, meine Damen und 
Herren — hier mischen wir uns nicht ein, das geht 
uns nichts an —, wie lange sie diese Aktivitäten, 
durch die die Position des freiheitlichen Sozialismus 
bewußt mit Füßen getreten wird, aus ihrer Partei-
kasse fördern will. 

(Abg. Rollmann: Und mit dem Namen 
„sozialdemokratisch"!) 

Wir alle aber tragen die Verantwortung dafür, 
wenn wir im Deutschen Bundestag mit unserer 
Stimme derartige Aktionen und Interessenverbin-
dungen unterstützen. Dazu ist die CDU/CSU-Frak-
tion nicht bereit. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Viertens. Zu den studentischen Verbänden gehört 
auch der Liberale Studentenbund, der im August 
1969 mit der FDP offiziell gebrochen hat. Seitdem 
bemüht sich der LSD, eine sozialistische Massenbe-
wegung, wie er sagt, zu formieren. Dieses Bemühen 
wurde im Jahre 1970 aus dem Bundesjugendplan 
mit 55 000 DM gefördert. 

(Abg. Baier: Dafür gibt es Steuergelder! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Hier in Bonn firmiert der LSD unter anderem als 
Herausgeber des Publikationsmittels „Rote Blätter — 
die Presse der proletarischen Linken" und verbrei-
tet vorwiegend Erkenntnisse und Aktionsanlei-
tungen der Roten Zellen und anderer kommunisti-
scher Splittergruppen, die bekanntermaßen eine 
revolutionäre und deshalb verfassungsfeindliche 
Entwicklung einleiten wollen. Seit Sonntag — ich 
habe Ihnen das aus Berlin mitgebracht — fordert 
der LSD, der sich in Berlin LSW, Liberaler Studen-
tenbund Westberlin, nennt, in der Zeitung der 
SED durch seinen Vorsitzenden unverhohlen, in Zu-
kunft solle man in Berlin SED wählen. Zuschuß: 
55 000 DM. 

(Abg. Baier: Dafür gibt es Steuergelder! 
Unerhört! — Abg. Rollmann: Das finan

-

zieren wir hier!) 

Nachdem der Bundesminister des Innern, wie ich 
zuverlässig weiß, die zunehmende Radikalisierung 
mit immer größerer Sorge beobachtet und gewillt 
ist, den Radikalen mit entschlossener Anwendung 
der bestehenden Gesetze das Handwerk zu legen, 
sollten wir ihn, und zwar alle Parteien, in dieser 
wichtigen Frage nicht allein lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die CDU/CSU-Fraktion tritt deshalb für die Wieder

-

herstellung des Haushaltsansatzes 1970 ein und 
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spricht sich für eine Förderung der studentischen Ver-
bände in Höhe von 1 090 000 DM aus. Sie ist aus den 
hier von mir kurz geschilderten Gründen der Auffas-
sung, daß eine Erhöhung des Ansatzes diesmal nicht 
in Frage kommt, da offensichtlich ist, daß Verbände 
gefördert werden, die die Mittel nicht richtlinien-
gemäß verwenden. Diese Verbände sollen nach Auf-
fassung der CDU/CSU bei der Förderung aus dem 
Bundesjugendplan in Zukunft nicht berücksichtigt 
werden. Ich bitte alle Parteien in diesem Hause, die-
sem wichtigen Anliegen, das uns wirklich betrifft, 
die Zustimmung nicht zu versagen. Ich bitte auch die 
Kollegen aus dem 16. Stock, diese Frage einmal zu 
überdenken und gegebenenfalls zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Hermsdorf. 

Hermsdorf (Cuxhaven) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Bemerkungen des 
Kollegen Wohlrabe veranlassen mich, einige Aus-
führungen zu machen. Zunächst möchte ich die 
Frage stellen — dies zieht sich durch die ganze 
Debatte hier —: Wovon würden sie eigentlich le-
ben, wenn es den SHB und die Jusos nicht gäbe? 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Rollmann: Verniedlichen Sie nicht 

das Problem!) 

Der zweite Punkt. Selbstverständlich haben alle 
Parteien dieses Hauses mit ihren Jugendorganisa-
tionen Auseinandersetzungen. Aber auch Sie wissen 
genauso gut wie ich, daß der SHB eine völlig 
selbständige Organisation ist, auf die wir hinsicht-
lich ihrer politischen Aussage nicht den geringsten 
Einfluß haben. Wir können uns von dem, was dort 
ausgesagt wird, wenn wir es nicht billigen, nur ent-
sprechend distanzieren. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Rollmann? 

Hermsdorf (Cuxhaven) (SPD) : Nein. — Der 
nächste Punkt ist, daß auch wir als sozialdemokra-
tische Fraktion der Auffassung sind, daß Organisa-
tionen, gleich, welcher Art, die nicht im Einklang 
mit dem Grundgesetz stehen, nicht gefördert werden 
sollen. An diesen Richtlinien halten wir fest. 

(Beifall und Zurufe von der CDU/CSU.) 

Der letzte Punkt ist folgender. Die Politik der 
Sozialdemokraten wird auf dem Parteitag der So-
zialdemokraten festgelegt und nicht auf Kongressen 
anderer Organisationen. Wenn Sie sich an die er-
klärte Politik halten, dann haben Sie die verbind-
liche Aussage der Sozialdemokraten. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Wohlrabe: 
Es geht hier aber um das Geld!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Geisenhofer. 

Geisenhofer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich darf den 

Antrag der CDU/CSU-Fraktion auf Umdruck 130 *) 
kurz begründen. Die CDU/CSU-Fraktion hat kürz-
lich einen Gesetzentwurf zur Verbesserung des 
Bundessozialhilfegesetzes für Kleinrentner in die-
sem Hohen Hause eingereicht. Nach diesem Gesetz-
entwurf sollen durch Einführung eines Rentenfrei-
betrages die Einkommen von ca. 320 000 Sozial-
hilfeempfängern, die gleichzeitig Rentner sind, we-
sentlich verbessert werden, und zwar um 50 bis 
60 DM monatlich. Die Kosten dieses Gesetzentwurfs 
belaufen sich auf insgesamt 160 Millionen DM. Sie 
sollen je zur Hälfte vom Bund und von den Ländern 
getragen werden. Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, es ist unmöglich, die Mehrkosten den finanz-
schwachen Trägern der Sozialhilfe aufzubürden. 
Hier muß ein Bundesausgleich geschaffen werden, 
weil sich gerade die Schwächsten in unserer Ge-
sellschaft in wirtschaftlich schwachen Gebieten kon-
zentrieren. Wir gehen davon aus, daß die Beratun-
gen in den zuständigen Ausschüssen es ermög-
lichen werden, daß der Gesetzentwurf am 1. Juli 
dieses Jahres in Kraft gesetzt wird. Das erfordert 
die Bereitstellung eines Betrages von 40 Millionen 
DM aus Bundesmitteln für die zweite Hälfte dieses 
Jahres. Der Ihnen vorliegende Änderungsantrag 
Umdruck 130 sieht vor, diese 40 Millionen DM im 
Einzelplan 15 — Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Jugend, Familie und Gesundheit — bereit-
zustellen. 

Als Deckungsvorschlag bieten wir eine Kürzung 
beim Einzelplan 23 an. Ich verweise hierzu auf den 
Ihnen vorliegenden Änderungsantrag der CDU/ 
CSU-Fraktion auf Umdruck 116 (neu) **), der ja beim 
Einzelplan 23 aufgerufen und noch diskutiert wird. 

Nach unserer Auffassung sollen die benötigten 
40 Millionen DM so lange gesperrt bleiben, bis der 
Gesetzentwurf in Kraft gesetzt werden kann. Erst 
dann soll der Betrag mit Zustimmung des Haus-
haltsausschusses freigegeben werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
bitte herzlich und dringend, diesem Änderungs-
antrag, der die Bereitstellung von 40 Millionen DM 
vorsieht, Ihre Zustimmung nicht zu versagen, damit 
den Bedürftigsten in unserer Gesellschaft recht bald 
geholfen werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Strohmayr. 

Strohmayr (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Antrag der CDU/CSU-Fraktion auf 
Umdruck 130 sieht vor, in Kap. 15 02 im Anschluß 
an Tit. 643 05 einen neuen Tit. 643 06 mit der 
Zweckbestimmung „Beteiligung des Bundes an der 
Erstattung der Mehraufwendungen der Träger der 
Sozialhilfe auf Grund des Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Bundessozialhilfegesetzes" mit einem 
Ansatz von 40 Millionen DM einzufügen. In die 
Zweckbestimmungsspalte soll der Vermerk aufge-
nommen werden: 

*) Siehe Anlage 11 
**) Siehe Anlage 12 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 100. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. Februar 1971 	5681 

Strohmayr 
Die Mittel sind gesperrt und dürfen erst nach 
Verkündung des vorgesehenen Dritten Ge-
setzes zur Änderung des Bundessozialhilfege-
setzes mit Zustimmung des Haushaltsausschus-
ses des Deutschen Bundestages freigegeben 
werden. 

Die Deckung soll nach dem Vorschlag der Oppo-
sition durch eine entsprechende Kürzung des Be-
teiligungsanteils der Bundesrepublik am Grund-
kapital der Internationalen Entwicklungsorgani-
sation (IDA) vorgenommen werden. 

Der Initiativgesetzentwurf der CDU/CSU-Fraktion 
vom 16. Dezember 1970 sieht eine Teilfreistellung 
der Renten von der Anrechnung auf die Sozialhilfe 
vor. Nach Angaben der Antragsteller verursacht die 
Gesetzesinitiative einen Mehraufwand von 150 Mil-
lionen DM, den der Bund zur Hälfte tragen soll. Da 
die Opposition ihren Gesetzentwurf bis zum 1. Juli 
1971 verabschiedet haben möchte, soll durch den 
jetzt von ihr gestellten Antrag die Deckung für die 
zweite Hälfte 1971 sichergestellt werden. 

Hierzu ist zu sagen, daß der Initiativgesetzentwurf 
erst am 20. Januar 1971 an die Ausschüsse überwie-
sen worden ist. Schon bei der ersten Lesung des Ge-
setzentwurfs haben sich erhebliche Meinungsver-
schiedenheiten sowohl über den materiellen Inhalt 
als auch über die vorgeschlagene Art der Finanzie-
rung deutlich gezeigt. Auf Grund dieser Meinungs-
verschiedenheiten ist eine Etatreife zur Zeit über-
haupt nicht gegeben. 

Zu dem materiellen Inhalt des Entwurfs ist folgen-
des zu sagen. Die vorgesehene Freistellung eines 
Teils der Renten von der Anrechnung verstößt gegen 
das geltende Sozialhilfegesetz, das mit Ausnahme 
der Rentenfreistellung keine Ausnahme von der 
Anrechnung kennt, weil die Sozialhilfe subsidiär ist 
und das Auffangbecken für alle Sozialfälle bildet. 
Das Sozialhilfegesetz gesteht in besonderen Fällen 
insbesondere über 65 Jahre alten erwerbsunfähigen 
Personen lediglich einen Mehrzuschlag von 30 v. H. 
zum Regelsatz der Sozialhilfe zu. Eine Freistellung 
der Rente bis zur Höhe von 40 v. H. der Regelsätze 
wäre ein systemwidriges Novum und bedeutete für 
alle anderen Sozialhilfempfänger eine große soziale 
Ungerechtigkeit. 

(Abg. Ott: Märchen!) 

Dieser Gesetzentwurf würde die Freistellung des 
sonstigen Einkommens von der Sozialhilfeanrech-
nung präjudizieren und auch zu zwangsläufigen Be-
rufungen bei anderen einschlägigen Sozialgesetzen 
führen. Die Kostenfolgen wären nicht zu übersehen. 

(Abg. Geisenhofer: Das ist nicht überzeu

-

gend! — Zuruf des Abg. Ott.) 

Im Vorschlag der CDU/CSU-Fraktion ist sogar 
vorgesehen, daß sich der Bund mit 50 v. H. der 
Mehrkosten beteiligen soll. Dies würde die Finan-
zierungszuständigkeit völlig verwischen. Mit Aus-
nahme der im Rahmen der Sozialhilfe anfallenden 
Kriegsfolgekosten hat der Bund keine Finanzie-
rungszuständigkeit auf diesem Sektor. Es ist somit 
auch nicht Sache des Bundes, die Mehrkosten der 
Sozialhilfe zu tragen. 

Der Deckungsvorschlag, der von der Opposition 
gemacht wird, kann unter keinen Umständen akzep-
tiert werden. Einmal würde dieser Vorschlag eine 
Gesetzesvorlage schon vor ihrer Behandlung in den 
Ausschüssen im Etat 1971 zementieren; zum anderen 
würde er den Einstieg in eine künftige Mehrbela-
stung erzwingen. Nach eigenen Angaben der CDU/ 
CSU-Fraktion würden in den Folgejahren jeweils 
80 Millionen DM benötigt werden, für die in der mit-
telfristigen Finanzplanung keine Deckung vorhan-
den ist. 

(Abg. Geisenhofer: Stabilität auf Kosten 
der Armen!) 

Der Bund wäre dann auf jeden Fall gezwungen, die 
jetzt am Beitrag für die IDA gekürzten 40 Millio-
nen DM spätestens im Jahre 1974 nachzuetatisieren. 
Eine Annahme des CDU/CSU-Antrages auf Umdruck 
130 hätte für die Jahre 1972 bis 1974 zwangsweise 
folgende nicht gedeckten Mehraufwendungen zur 
Folge: für 1972 80 Millionen DM, für 1973 80 Millio-
nen DM und für 1974 120 Millionen DM. 

Aus all diesen vorgenannten Gründen stelle ich 
den Antrag, die Vorlage der CDU/CSU-Fraktion auf 
Umdruck 130 abzulehnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Ott: Pfui! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU: Das ist enttäuschend! — Reaktionär!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Grobecker. 

Grobecker (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der auf Umdruck 

115 *) vorgelegte Antrag ist ein weiterer Versuch 
der Unionsfraktion, dieser Regierung unsolide 
Finanzpolitik und unsolide Haushaltspolitik vorzu-
werfen. Sie wollen den Eindruck erwecken, als ließe 
es dieser Haushalt an der nötigen Klarheit fehlen. 

Der Gesetzentwurf zur wirtschaftlichen Sicherung 
der Krankenhäuser und zur Regelung der Kran-
kenhauspflegesätze sieht vor, daß der Bund in den 
Jahren 1971 bis 1974 seine Finanzhilfe über am 
Kreditmarkt aufgenommene Darlehen erbringt und 
dafür den Schuldendienst übernimmt. Dieser Rege-
lung des Gesetzentwurfes trägt der Ansatz im Bun-
deshaushalt Rechnung. Damit ist der Vorwurf, diese 
Art der Veranschlagung entspreche nicht der Haus-
haltswahrheit und der Haushaltsklarheit, gegen-
standslos. Diese Art der Finanzierung ist im Gesetz-
entwurf gewählt worden, weil die vom Bund zu 
beauftragenden Institute und Einrichtungen, Herr 
zu Sayn-Wittgenstein, auch solche Kredite beschaf-
fen können, die nach Art und Umfang für eine 
Aufnahme durch den Bund selbst gewöhnlich nicht 
geeignet sind. 

Sie müssen sich gefallen lassen, Herr zu Sayn-
Wittgenstein, daß ich Ihnen diesen Ball zurückgebe. 
Wie immer bei derartigen Anträgen der CDU/CSU 
ist auch dieser frisch, fromm und fröhlich gestellt, 
ohne daß eine Deckungsmöglichkeit vorgeschlagen 
wird. Sie versuchen darüber hinaus auf diese Weise, 

*) Siehe Anlage 13 
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der Öffentlichkeit zu suggerieren, Kreditfinanzie-
rungen für öffentliche Investitionen seien etwas 
ganz Verwerfliches und Unsolides. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wir dagegen, Herr von Wittgenstein, sind der Auf-
fassung und diese hat sich längst als Allgemein-
gut herausgestellt —, daß der Kapitalmarkt auch für 
Sozialinvestitionen zur Verfügung stehen muß. 
Krankenhausfinanzierung ist eine Gemeinschafts-
aufgabe. Der Kapitalmarkt wird an Umfang zuneh-
men. Die Verfügungsmarge für das Sparen wird grö-
ßer werden durch entsprechende Gesetze, auch Ver-
mögensbildungsgesetze. Die Möglichkeiten, den Ka-
pitalmarkt in Anspruch zu nehmen, dürfen nicht nur 
für private, sondern müssen auch für öffentliche 
Investitionen gegeben sein. 

Ich bitte daher, diesen Antrag abzulehnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, dies war die Jungfernrede des Kollegen 
Grobecker. 

(Beifall.) 

Wir gratulieren ihm und uns und wünschen ihm viel 
Glück für sein späteres Schaffen. 

Herr Abgeordneter Kirst hat das Wort. — Er ver-
zichtet. Es liegen keine Wortmeldungen mehr vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über die verschie-
denen Anträge zu Einzelplan 15. 

Zunächst stelle ich Antrag Umdruck 115 *) Zif-
fer 1 zur Abstimmung. Sind die Antragsteller damit 
einverstanden, daß wir über die Buchstaben a und b 
zusammen abstimmen? 

(Zustimmung.) 

Wer zustimmen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Das zweite war die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen über Antrag Umdruck 124 **) ab. Ich 
frage die Antragsteller, ob wir über die Ziffern 1 
und 2 zusammen abstimmen können. 

(Abg. Wohlrabe: Getrennte Abstimmung!) 

— Getrennte Abstimmung. Zunächst stimmen wir 
über Antrag Umdruck 124 Ziffer 1 ab. Wer zustim-
men will, gobe das Handzeichen. - Gegenprobe! — 
Mit derselben Mehrheit abgelehnt. 

Wir stimmen über Antrag Umdruck 124 Ziffer 2 
ab. Wer zustimmen will, möge das Handzeichen 
geben. — Gegenprobe! — Das letzte war die Mehr-
heit; damit ist auch Ziffer 2 abgelehnt. 

Wir kommen zu Antrag Umdruck 126 ***). Ich bitte 
die Antragsteller, sich dazu zu äußern, ob über die 
Ziffern 1 und 2 getrennt abgestimmt werden soll. 

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen

-

stein: Es kann geschlossen abgestimmt wer

-

den!) 
— Wir stimmen also über Antrag Umdruck 126 im 
ganzen ab. Wer zustimmen will, gebe das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich 
stelle einstimmige Annahme fest. 

Wir stimmen über Antrag Umdruck 130 ****) Zif-
fer I ab. Wer zustimmen will, gebe das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Das zweite war die Mehrheit; 
der Antrag ist abgelehnt. 

(Pfui-Rufe von der CDU/CSU.) 

Wir kommen zu Antrag Umdruck 138*****) Ziffer 2: 
zu Kap. 15 02 — Allgemeine Bewilligungen —. Ich 
frage die Antragsteller, ob über die Buchtsaben a, 
b und c geschlossen abgestimmt werden kann. — Es 
kann geschlossen abgestimmt werden. Wer zustim-
men will, gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Das zweite war die Mehrheit; der 
Antrag ist abgelehnt. 

Antrag Umdruck 136******) ! Wer zustimmt, gebe 
das Handzeichen. — Gegenprobe! - Enthaltungen? 
— Bei einigen Enthaltungen angenommen. Damit 
haben wir über die Änderungsanträge abgestimmt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 15. Wer dem Einzelplan 15 in der jetzigen 
Fassung zustimmen will, der gebe das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das erste war 
die Mehrheit. Der Einzelplan 15 ist angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 23 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

— Drucksache VI/1748 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Esters 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Kiep. Seine 
Fraktion hat für ihn eine Redezeit von 20 Minuten 
erbeten. 

Kiep (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Bei aller grundsätz-
lichen Übereinstimmung mit der Bundesregierung 
in der Frage der Bedeutung der Entwicklungspolitik 
und der Grundzüge dieser Politik habe ich für die 
Fraktion der CDU/CSU einige kritische Anmerkun-
gen zu machen, wobei ich mich bemühen werde, mich 
an die zur Verfügung stehende knappe Zeit zu hal-
ten. 

Die Ereignisse in Guinea stellen nicht nur für die 
Beziehungen der Bundesrepublik zu den afrikani-
schen Staaten, sondern insgesamt für die Entwick-
lungspolitik in unserem Lande einen Rückschlag dar. 
Erste und vordringlichste Aufgabe scheint es uns zu 
sein — und wir sind der Bundesregierung dankbar, 
daß sie in dieser Richtung bereits tätig geworden 
ist —, für den Schutz der in der Entwicklungspolitik 
tätigen Menschen zu sorgen. Der Schutz für diese 
Menschen sollte nach unserer Meinung nicht nur 
durch eine multilaterale Konvention im Rahmen der 
Vereinten Nationen gesichert werden, sondern wir 
meinen, daß eine solche multilaterale Konvention 

*) Siehe Anlage 13 
**) Siehe Anlage 10 

***) Siehe Anlage 14 
****) Siehe Anlage 11 
*****) Siehe Anlage 6 

******) Siehe Anlage 4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 100. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. Februar 1971 	5683 

Kiep 
durch bilaterale Verträge zwischen der Bundesrepu-
blik und den Staaten, mit denen wir Entwicklungs-
beziehungen unterhalten, ausgefüllt werden sollte. 

Es erscheint mir richtig, daß auch die Bundes-
regierung auf der Basis der Gegenseitigkeit mit die-
sen Ländern den Status der im Dienst der Bundes-
republik in diesen Ländern tätigen Personen so re-
gelt, daß in Zukunft Ereignisse wie die von Guinea 
möglichst ausgeschlossen bleiben. Als kleine An-
merkung in diesem Zusammenhang, weil es den 
Status der Entwicklungshelfer betrifft, und als Er-
innerungsposten sei hier die Frage des Wahlrechts 
für diesen Personenkreis noch einmal der Bundes-
regierung in Erinnerung gebracht. 

Wir sind weiterhin der Meinung, daß die Bun-
desregierung im Falle Guinea zu langsam reagiert 
hat, daß die Berichte der Botschaft offensichtlich 
den Ernst der Lage nicht frühzeitig genug haben er-
kennen lassen und daß daher insgesamt die Reak-
tion der Bundesregierung auf das Vorgehen der 
Regierung von Guinea unbefriedigend ist. 

Hierzu gehört sicherlich auch, daß die deutschen 
Botschaften im Ausland technisch einfach nicht mehr 
in der Lage sind, auf Situationen, wie sie sich in die-
ser Welt, in der wir leben, stellen, zu reagieren. 
Angesichts der Tatsache, daß die meisten deutschen 
Botschaften auch in Gebieten, die man zu den Zonen 
der Erde zählen kann, in denen solche Krisen mög-
lich sind, heute noch ohne Funkgeräte sind, daß sie 
auf postalische Verbindungen angewiesen sind, die 
natürlich im entscheidenden Moment zusammenbre-
chen, kann man sich vorstellen, wie schwer es für 
die Botschafter ist, ihre Aufgabe der Wahrung der 
Interessen der dort tätigen Deutschen wahrzuneh-
men, wie schwierig es für die Bundesregierung ist, 
Berichte zu empfangen und Weisungen zu geben. 
Ich möchte die Bundesregierung bitten, doch mit 
Rücksicht auf die Ereignisse diese Frage der tech-
nischen Ausstattung noch einmal eingehend zu 
überprüfen. 

Ich möchte weiterhin feststellen, daß die Ereig-
nisse von Guinea uns auch in einer anderen Hin-
sicht bedenkenswert — oder besser gesagt: bedenk-
lich erscheinen, bedenkenswert und bedenklich 
deshalb, weil sich hier zum ersten Male in drasti-
scher Form abgezeichnet hat, wie die von der Bun-
desregierung in ihrer Konzeption der Außen-, 
Deutschland- und Ostpolitik vorgesehene friedliche 
Koexistenz und das geregelte Nebeneinander zwi-
schen DDR und Bundesrepublik in der Praxis aus-
sehen. Man kann nur mit Schrecken daran denken, 
wie es wohl gehen wird, wenn eines Tages womög-
lich mit Hilfe der Bundesregierung diese DDR in den 
multilateralen Organisationen der UN Mitglied-
schaften erwirbt. 

(Abg. Baron von Wrangel: Sehr richtig!) 

Ich fürchte, daß dann nicht das eintritt, was der Bun-
deskanzler neulich einmal sagte: wenn das unter 
bestimmten Voraussetzungen einmal der Fall sei, 
würden endlich die querelles allemandes aus der 
internationalen Diskussion verschwinden. Ich meine, 
Guinea zeigt uns, daß im Gegenteil eine Mitglied- 

schaft einer so gesonnenen DDR dazu führen wird, 
daß die querelles allemandes institutionalisiert wer-
den und die Arbeit dieser Organisationen behindert 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Erlauben Sie mir eine Bemerkung zu den Bezie-
hungen der Bundesrepublik zu Chile. Der Staats-
sekretär im Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit war zu Besprechungen in Chile und 
ist vor einigen Tagen zurückgekehrt. Seine Äuße-
rungen nach der Rückkehr erscheinen mir in zweier-
lei Hinsicht besonders bemerkenswert. Erstens ge-
hört es wohl zu den ungewöhnlichsten Taktlosig-
keiten, die wir bisher erlebt haben, daß ein Staats-
sekretär nach einem Gespräch mit einem fremden 
Staatsoberhaupt Äußerungen dieses Staatsober-
haupts über Politiker in diesem Lande hier in der 
Presse zum besten gibt. Ich kann mich nicht erin-
nern, daß ein solcher Vorgang seit Bestehen der 
Bundesrepublik hier einmal vorgekommen ist. Die 
Kritik, die Herr Staatsskeretär Sohn gegenüber dem 
früheren Bundeskanzler und dessen Außenpolitik 
geübt hat, erscheint mir . besonders bemerkenswert, 
weil, wie Sie alle wissen, diese Bundesregierung 
unter Bundeskanzler Kiesinger einen Außenminister 
Brandt hatte, der diese Außenpolitik geführt hat. Ich 
weiß nicht, was diese Auslassung bedeuten soll. Ich 
könnte mir vorstellen, daß der Staatspräsident von 
Chile, einem Land, das mit der Bundesrepublik durch 
jahrzehntelange gute Beziehungen verbunden ist, 
über diese Indiskretion nicht sehr glücklich ist. 

Ich möchte nicht zu dem Inhalt dessen Stellung 
nehmen, was Herr Staatssekretär Sohn nach seiner 
Reise berichtet hat. Ich selber hatte Gelegenheit, mit 
Staatspräsident Allende zu sprechen, und ich möchte 
nicht meinerseits in die Taktlosigkeit von Herrn 
Sohn verfallen und nicht die Äußerungen wider

-

geben, die der Staatspräsident mir gegenüber ge-
macht hat. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Aber ich glaube, daß doch ein Punkt festgehalten 
werden muß. Staatssekretär Sohn hat davon gespro-
chen, daß die Regierung von Chile die Absicht habe, 
die DDR anzuerkennen. Wir wissen das, und auch 
ich habe diese Mitteilung bei meinem Besuch in 
Santiago bekommen. Bemerkenswert erscheint mir 
— und das ist der zweite Punkt , daß Staatssekre-
tär Sohn daran die Aussage geknüpft hat, man 
werde nunmehr Chile zu einem Zentrum der Ent-
wicklungspolitik in Lateinamerika machen. Was nun 
mit dieser Äußerung bezweckt ist, vermag ich nicht 
zu übersehen. Ich meine, daß auch die anderen latein-
amerikanischen Staaten eine derartige Schwerpunkt-
absichtserklärung, wenn ich es so ausdrücken darf, 
unter Umständen mißverstehen könnten. 

Ich möchte die Bundesregierung auch im Namen 
meiner Fraktion an dieser Stelle bitten, bei den 
künftigen Verhandlungen mit Chile — und ein grö-
ßeres Kapitalhilfeprojekt steht zur Diskussion — 
doch ernsthaft den Versuch zu unternehmen, die 
chilenische Regierung zu bitten, die Eigentumsrechte 
der Deutschen in Chile, die durch die Verfassung 
garantiert sind und die durch die Verstaatlichungs- 
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politik der Regierung nicht betroffen sind, die aber 
zur Zeit durch kalte Enteignungen bedroht sind, im 
Interesse der dort lebenden deutschen Bürger wahr-
zunehmen und die Verhandlungen über künftige 
Kapitalhilfeprojekte mit dieser Frage zu verbinden. 

Ich möchte dann auf einen Punkt kommen, der 
gerade in den letzten Tagen in der Diskussion war 
und durch einige Interviews auch des Herrn Mini-
sters etwas mißverständlich wiedergegeben wurde. 
Es geht um die Frage der Novellierung des Entwick-
lungshilfe-Steuergesetzes, mit dem sich die Bundes-
regierung offensichtlich befaßt. Ich darf für meine 
Fraktion erklären, daß wir für eine Fortsetzung des 
Entwicklungshilfe-Steuergesetzes auf der bisherigen 
Grundlage eintreten, daß wir aber gern bereit sind, 
zusätzlich über das zu sprechen, was heute im Ent-
wicklungshilfe-Steuergesetz enthalten ist, sowie dar-
über, wie man durch eine Veränderung im Sinne 
einer Verbesserung die Investitionsbereitschaft und 
damit die Privatinvestitionen in noch stärkerem Um-
fang in die Entwicklungspolitik einschalten kann. 
Wir sind der Meinung, daß die Privatinvestitionen 
trotz der heute in unserem Lande hierüber laufen-
den Diskussion einen unverzichtbaren Teil der Ge-
samtentwicklung dieser Länder ausmachen, und wir 
können uns in dieser Frage auch auf zahlreiche Aus-
sagen der Regierungen der Entwicklungsländer sel-
ber stützen. 

Herr Minister, die Diskussion darüber, ob die 
Politik, die Sie und Ihr Haus betreiben, mit Ideologie 
belastet sei, ideologisch gefärbt sei, reißt nicht ab. 
Wir sind uns — ich habe das auch an anderer Stelle 
betont in den Grundzügen der Entwicklungspolitik 
einig. Aber ich meine, daß Sie, Herr Minister, ein 
persönliches Umweltproblem haben. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Sie befinden sich ständig innerhalb einer ideologi-
schen Dunstglocke, die Sie auf Schritt und Tritt be-
gleitet und die Sie im Interesse der Entwicklungs-
politik und im Interesse der breiten gemeinsamen 
Basis in diesem Hause und in der Öffentlichkeit 
durch klare und deutliche Distanzierungen auflösen 
sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir bitten Sie, Herr Minister, dafür Sorge zu tra-
gen, daß nicht draußen der Eindruck entstehen 
kann, hier in der Entwicklungspolitik, insbesondere 
in dem Ministerium und den Organisationen der 
Entwicklungshilfe, geschehe das, was die Linke von 
der Entwicklungspolitik, von Ihnen und von uns, 
erwarte, nämlich die Förderung der Kräfte, die 
friedliche Veränderungen als untauglichen Versuch 
ablehnen und die Revolution, Krieg und Chaos als 
Weg zur Entwicklung in der Dritten Welt empfeh-
len möchten. 

Ich darf für meine Fraktion abschließend erklä-
ren, daß wir uns bei aller Zustimmung zu der Ent-
wicklungspolitik, bei aller Zustimmung auch zur 
langfristigen Planung dieser Politik im Rahmen 
unserer Beurteilung der Gesamtpolitik dieser Regie-
rung beim Einzelplan 23 der Stimme enthalten wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Brück (Holz). 

Brück (Holz) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bin sehr froh, Herr Kiep, 
daß Sie zu Beginn Ihrer Ausführungen auf die 
grundsätzliche Übereinstimmung in Fragen der Ent-
wicklungspolitik zwischen den Fraktionen dieses 
Hauses hingewiesen haben. Aber deshalb bin ich 
um so erstaunter, daß sich Ihre Fraktion der Stimme 
enthalten wird. Ich kann mich des Eindrucks nicht 
erwehren, daß sich die Kollegen, die sich in der 
CDU/CSU-Fraktion mit Entwicklungshilfe befassen, 
nicht immer durchsetzen können gegen einige, die 
da jener sogenannten Dunstglocke erliegen, die 
nicht vom Minister, sondern von einigen Zeitungen 
erzeugt wird. 

(Abg. Kiep: „Dunstglocke" ist ein Umwelt

-

problem!) 

— Das ist ein Umweltproblem, aber diese Dunst-
glocke wird ja von irgend jemandem erzeugt. 

(Abg. Baron von Wrangel: So ist es, Herr 
Brück!) 

- Soll ich Ihnen auch die Zeitungen nennen, die sie 
erzeugen? Aber das wissen Sie genauso gut wie ich. 

Herr Kollege Kiep, Sie haben Guinea erwähnt. 
Ich glaube, daß es an dieser Stelle, wo es um die 
Verabschiedung des Bundeshaushalts, also darum 
geht, wieviel Geld wir in der Zukunft für Entwick-
lungshilfe ausgeben werden, notwendig ist, dazu 
etwas zu sagen. Ich stimme Ihnen zu, wenn Sie 
sagen, daß die Ereignisse in Guinea unsere Bezie-
hungen zu diesem Land, unsere Entwicklungshilfe 
insgesamt schwieriger ,gemacht haben, einfach des-
halb, weil man in der deutschen Bevölkerung kein 
Verständnis dafür hat, daß wir Geld für die Ent-
wicklungsländer ausgeben und Menschen in  die  Ent-
wicklungsländer schicken, wo dann diese Schwierig-
keiten entstehen. Sie haben aber vergessen zu 
sagen, Herr Kollege Kiep, daß die Ereignisse i n. 

 Guinea kein Beweis dafür sind, 'daß die deutsche 
Entwicklungspolitik schlechthin gescheitert ist und 
schlecht ist. Sie sind in keiner Weise ein Beweis 
dafür. 

(Abg. Baron von Wrangel: Herr Brück, das 
hat er doch gar nicht gesagt! — Abg. Breid

-

bach: Dazu besteht doch kein Anlaß!) 

Entwicklungshilfe ist langfristig angelegt, 

(Abg. Kiep: Selbstverständlich!) 

und man muß ihre Ergebnisse auch langfristig be-
urteilen. 

(Abg. Kiep: Ich habe auch nur von einem 
Rückschlag gesprochen!) 

Ich glaube, daß wir uns auch einig sind, wenn 
es um einen besseren Schutz für die deutschen Ent-
wicklungshelfer geht. Ob ein Status ähnlich dem 
der Diplomaten der bessere Schutz ist, kann ange-
sichts dessen, was es in Entwicklungsländern auch 
gegenüber Diplomaten gegeben hat, doch mehr oder 
weniger als fragwürdig bezeichnet werden. 

Es ist nicht meine Aufgabe, hier die Bundesregie-
rung zu verteidigen, auch nicht meine Aufgabe, dazu 
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Stellung zu nehmen, was Staatssekretär Sohn ge-
sagt hat. Ich glaube, das sollte nachher die Bundes-
regierung selbst tun. Ich kann mich aber entsinnen, 
Herr Kollege Kiep, daß ich einmal im Anschluß an 
ein Interview, das Sie dem Saarländischen Rund-
funk gegeben hatten, gefragt wurde, was ich denn 
dazu sage. Ich kann hier nur mitteilen, daß es gar 
nicht ganz einfach war, gegenüber dem neuen 
Regime in Chile freundlicher als Sie dazustehen, 
weil Sie sich eindeutig dafür ausgesprochen hatten, 
die Hilfe für Chile fortzusetzen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zwischenfrage? 

Brück (Holz) (SPD) : Ja, bitte schön! 

Kiep (CDU/CSU) : Herr Kollege Brück, damit das 
gleich aus der Welt geschafft wird, darf ich Sie 
fragen, ob Ihnen bekannt ist, daß sich meine Äuße-
rungen eben in gar keiner Weise gegen die chile-
nische Regierung richteten, sondern dagegen, daß 
ein Mitglied der Bundesregierung Äußerungen des 
Präsidenten jenes Landes hier in der Presse ver-
öffentlicht hat, und zwar Äußerungen, die sich 
kritisch mit Personen in der Bundesrepublik befaß-
ten. Meine Äußerung von damals halte ich in vol-
lem Umfang aufrecht. 

Brück (Holz) (SPD) : Herr Kollege Kiep, ich habe 
das auch nur deshalb gesagt, weil wir uns beide 
wohl darin einig sind, daß Entwicklungshilfe kein 
Instrument aktueller Außenpolitik sein kann, kein 
Schlagstock und kein Instrument gegen eine Regie-
rung, die etwas tut, was wir im Augenblick nicht 
für richtig halten. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU.) 

Ich will noch einige Bemerkungen zu Guinea 
machen. Sie haben der Bundesregierung vorgewor-
fen, sie habe zu langsam reagiert. Ich glaube, daß 
das so nicht richtig ist. Die Frage ist, ob sie hyste-
risch hätte reagieren sollen, oder ob es nicht not-
wendig war, die Dinge in aller Ruhe zu sehen und 
das zu tun, was wir tun konnten, um den Deutschen, 
die noch dort waren, zu helfen. Deshalb war ich 
sehr froh, daß die Bundesregierung die diplomati-
schen Beziehungen von sich aus nicht abbrach. Sie 
werfen jetzt dazwischen, Sie seien eigentlich auch 
einverstanden gewesen, aber vorhin haben Sie ge-
sagt, die Bundesregierung habe zu langsam reagiert. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Noch eine Zwi-
schenfrage? 

Brück (Holz) (SPD) : Bitte schön, Herr Kollege 
Kiep! 

Kiep (CDU/CSU) : Herr Kollege Brück, ich darf 
Sie fragen, ob Sie nicht mit mir der Meinung ge-
wesen sind oder auch heute noch sind, daß es bes-
ser gewesen wäre, wenn die Bundesregierung 
schneller im Sinne des Schutzes, d. h. der Abberu-
fung der in der Entwicklungspolitik Tätigen in 
Guinea reagiert hätte. 

Brück (Holz) (SPD) : Herr Kollege Kiep, man 
kann darüber streiten. Man muß auch bedenken, 
daß man, wenn wir nach der Invasion in Guinea die 
deutschen Entwicklungshelfer abberufen hätten, uns 
wahrscheinlich unterstellt hätte, daß das der Beweis 
dafür sei, was die guineische Regierung uns eigent-
lich vorgeworfen hat. Darüber kann man sprechen. 
Es ist immer schwierig, in solchen Dingen das Rich-
tige zum richtigen Zeitpunkt zu tun. 

Lassen Sie mich noch einige Bemerkungen allge-
meiner Art machen. Ich wäre sehr dankbar — Sie 
haben das neulich auch gesagt —, wenn wir uns in 
diesem Hohen Hause demnächst einmal darüber 
unterhalten könnten, was für die deutsche Entwick-
lungshilfe notwendig ist, und ich wäre sehr dank-
bar, wenn wir beispielsweise auch das Thema Aus-
rüstungshilfe einmal behandeln und darüber spre-
chen könnten, ob es denn für die deutsche Entwick-
lungshilfe und für unsere Außenpolitik schlechthin 
gut ist, wenn wir Ausrüstungshilfe gewähren. Ich 
will das jetzt nur am Rande bemerken. Ich glaube, 
wir müssen uns alle darüber unterhalten, ob selbst 
das, was die Bundesregierung an Steigerungs-
raten vorgesehen hat, ausreicht, um das Ziel 
von 0,7 %, das wir uns auf Grund des Pearson

-

Berichtes gesetzt haben, zu erreichen. Daher habe 
ich mit einigem Erstaunen den Kürzungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU gelesen und auch mit eini-
gem Erstaunen festgestellt, daß es noch einen An-
trag gibt, der vorwiegend von CSU-Abgeordneten 
unterzeichnet ist und aus dem sich ergibt, wo das 
Geld verwendet werden soll, das man im Einzelplan 
23 einspart. 

Herr Kollege Kiep, ich habe den Eindruck, daß 
einige Kollegen der CDU/CSU hier eigentlich das 
bestätigen, was in den Debatten der letzten Woche 
eine Rolle gespielt hat, daß man in eine Ecke kommt, 
in die man eigentlich nicht kommen will. Wir alle 
wissen, daß Entwicklungshilfe nicht sehr populär ist. 
Unter diesem Gesichtspunkt scheint es mir Populari-
tätshascherei zu sein, wenn man bei der Entwick-
lungshilfe Geld einsparen und dieses Geld dann an 
anderer Stelle für soziale Notwendigkeiten aus-
geben will. 

Lassen Sie mich zum Schluß — unsere Zeit ist ja 
sehr knapp bemessen — noch einige Bemerkungen 
zum Problem der ausländischen Arbeiter machen, 
das heute morgen auch eine Rolle gespielt hat. Ich 
glaube, wir sehen zwar zur Zeit den Zusammenhang 
zwischen ausländischen Arbeitern bei uns und der 
Entwicklungshilfe, wir müssen diesen Zusammen-
hang in der Zukunft aber noch stärker sehen. 

In diesem Zusammenhang richte ich an alle Kol-
legen des Haushaltsausschusses den Appell, die 
Mittel, die für das Gastarbeiterprogramm der Bun-
desregierung gesperrt sind, freizugeben, weil wir 
dann nämlich zwei Fliegen mit einer Klappe schla-
gen können. Wir wissen, daß wir ausländische Ar-
beiter hier haben, die wir brauchen. Wir wissen, 
daß sie bei uns Geld verdienen. Wir wissen aber 
auch, daß sie bei uns eine Ausbildung erhalten. Ich 
glaube allerdings, daß es gut ist, wenn wir dafür 
sorgen, daß diese Ausbildung noch besser wird, so 
daß sich die ausländischen Arbeiter in ihren Hei- 
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matländern eine neue Existenz schaffen können. 
Das hilft sowohl ihnen als auch uns. 

(Abg. Kiep: Sehr richtig!) 

Es ist eine Selbstverständlichkeit, wenn ich be-
tone, daß wir dem Haushalt zustimmen. Was den 
Änderungsantrag der CDU/CSU betrifft, wird dazu 
mein Kollege Esters noch Stellung nehmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, nach der Vereinbarung des Ältestenrats soll 
von 14 bis 15 Uhr die Fragestunde stattfinden. Herr 
Minister, brauchen Sie lange? 

(Bundesminister Dr. Eppler: Nein! Zehn 
Minuten vielleicht!) 

— Gut, das Haus wird sicherlich nicht protestieren. 
Ich erteile Ihnen das Wort. 

Dr. Eppler, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Kiep, Sie haben das 
Thema Guinea aufgegriffen. Ich bin Ihnen dankbar, 
daß Sie das nicht in der Weise getan haben, wie das 
gelegentlich draußen der Fall war. Nur: Der Schutz 
unserer Experten ist etwas, was uns sehr viel häu-
figer beschäftigt, als das in der Öffentlichkeit klar 
wird. Es ist uns z. B. seinerzeit gelungen, gerade 
noch kurz vor Ausbruch des jordanischen Bürger-
krieges unsere Experten zurückzurufen. Im Fall 
Guinea ist das geschehen, was der Kollege Brück 
schon angedeutet hat. Die Zuspitzung kam durch 
die Invasion so plötzlich, daß der Rückzug gar nicht 
mehr möglich gewesen wäre, ohne die Situation noch 
weiter zu verschärfen und möglicherweise Anhalts-
punkte gerade gegen diese Experten zu bieten. 

Der zweite Punkt, Herr Kollege Kiep: Chile. Wir 
sind uns wohl darin einig, daß das ein Thema ist, das 
nicht besser wird, wenn wir hier sehr lange darüber 
sprechen. Aber ich wundere mich ein bißchen, daß 
gerade Sie meinen Staatssekretär angegriffen haben. 
Sie erinnern sich, daß Sie selbst — ich glaube nicht, 
daß Sie das bestreiten — bei Ihrer Rückkehr aus 
Chile Anfang Dezember auch einiges gesagt haben. 
Ich entnehme aus der „Stuttgarter Zeitung" — das 
ist nie dementiert worden —, was Sie damals gesagt 
haben: 

Auch die Ankündigung Allendes, die DDR dem-
nächst anzuerkennen, sollte nach Meinung des 
Unionspolitikers 

— gemeint sind Sie — 

die Bundesrepublik nicht dazu veranlassen, ihre 
Entwicklungspolitik zu ändern. 

Herr Sohn hat im Grunde nichts anderes gesagt als 
Sie. Er hat nämlich davon gesprochen, daß Chile 
bislang ein Schwerpunkt unserer Entwicklungshilfe 
gewesen sei und daß er keinen Grund sehe, das zu 
ändern. Im Grunde sind das in der Sache identische 
Aussagen. 

Der dritte Punkt, das Entwicklungshilfe-Steuer-
gesetz. Herr Kollege Kiep, Sie wissen, daß die Äuße-
rung, die ich gemacht habe, in einem einstündigen 

Rundfunkgespräch mit Ihnen gefallen ist. Damals ha

-

ben Sie sinngemäß das gesagt, was in Ihrem neuen 
Programm steht. Ich bitte Sie, sich einmal an dieses 
neue Programm zu erinnern. Das gilt natürlich nicht 
für die Damen und Herren von der CSU; die geht 
das nichts an, wie wir vorhin aus dem Antrag fest-
gestellt haben. Aber es geht wahrscheinlich die Kol-
legen von der CDU etwas an. Da heißt es: 

Private Investitionen sind ein wichtiger Beitrag 
zur Entwicklung, Sie müssen die sozialen und 
kulturellen Wirkungen berücksichtigen und dür-
fen aus öffentlichen Mitteln nur gefördert wer-
den, wenn sie den entwicklungspolitischen Ziel-
setzungen der Bundesrepublik und der Entwick-
lungsländer entsprechen. 

Stellen Sie sich einmal praktisch vor, was es an Ge-
setzgebungsarbeit und administrativer Arbeit bedeu-
ten würde, wenn wir auch nur das, was Sie hier 
vorschlagen, direkt in die Wirklichkeit übersetzen 
wollten! Wenn ich nun davon spreche, daß wir we-
nigstens das Entwicklungshilfe-Steuergesetz einmal 
auf Grund der Kriterien, die Sie selbst hier setzen, 
ansehen wollen, dann ist Ihnen das schon wieder 
zuviel. 

(Abg. Kiep: Das habe ich doch gar nicht ge

-

sagt! Da haben Sie mich völlig mißverstan

-

den!) 
— Gut. 

Noch zwei Bemerkungen: Sie haben von einer 
„ideologischen Dunstglocke" gesprochen, und zwar 
genau eine Woche, nachdem Sie in einem einstün-
digen Rundfunkgespräch nicht nur in keinem Fall 
den Vorwurf der Ideologie gegen unsere Entwick-
lungspolitik und mir gegenüber erhoben haben, son-
dern einen solchen Vorwurf in allen Fällen zurück-
gezogen haben. Nun müssen Sie endlich einmal klar 
sagen, was Sie eigentlich wollen. Wollen Sie sagen: 
was wir hier tun, ist richtig, oder wollen Sie Ihre 
Segel aufspannen, um ein bißchen von einem reak-
tionären Rückenwind in der Entwicklungspolitik ein-
zufangen? Was Sie nicht können, ist, Ihre Segel auf-
spannen, um diesen reaktionären Rückenwind zu 
bekommen, und gleichzeitig Ihr Bötchen progressiv 
so bemalen, daß es auch der Linken noch gefällt. So 
geht es nicht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dies ist also keine Frage der Glaubwürdigkeit un-
serer Politik, sondern dies ist eine Frage der Glaub-
würdigkeit dessen, was Sie von der Opposition ver-
treten. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Kiep wollte eine Frage stellen. 

Kiep (CDU/CSU) : Herr Minister, wären Sie be-
reit, zur Kenntnis zu nehmen, daß ich einen Ideolo-
gie-Vorwurf oder -Verdacht gegen Sie deshalb nicht 
zurücknehmen kann, weil ich einen solchen nicht er-
hoben habe, und wären Sie weiter bereit, mir zuzu-
stimmen, daß eine Dunstglocke, unter der man steht, 
im allgemeinen nicht allein von dem erzeugt wird, 
der unter ihr steht, sondern ein Produkt einer Fülle 
von Äußerungen und atmosphärischen Begebenhei- 
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ten ist, die der Kontrolle des einzelnen, der unter ihr 
leidet, nicht immer unterstellt sind? 

Dr. Eppler, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Da bin ich mit Ihnen völlig ein-
verstanden. Und wenn Sie zu der „Dunstglocke" 
noch einige Presseorgane hinzunehmen wollen, die 
Ihrer Partei außerordentlich nahestehen, sind wir 
uns völlig einig, Herr Kiep. 

(Beifall bei der SPD.) 

Schließlich noch ein Letztes. Das richtet sich vor 
allem an die Kolleginnen und Kollegen in Ihrer 
Fraktion, die mit Entwicklungshilfe zu tun haben. 
Ich gestehe Ihnen zu, daß der Einzelplan 23 eines 
der schwierigsten Kapitel ist, die wir in diesem 
Hause und überhaupt in der Politik zu bewältigen 
haben. Ich habe zwei Jahre lang an diesem Haus-
halt gebohrt, um ihn in seinen letzten Verästelun-
gen zu verstehen. Deshalb will ich Ihnen, Herr Kiep 
und meine Damen und Herren von der Union, in 
diesem Moment nicht unterstellen, daß Sie mit dem 
Antrag, den Sie eingebracht haben, billig Populari-
tät haschen wollen in dem Sinne: streichen wir bei 
der Entwicklungshilfe soundso viel ab, dann können 
wir es da und dort hinzutun! Dieser Eindruck könnte 
entstanden sein. Nachher wird Herr Esters zu Ihrem 
Antrag sprechen. Er wird Ihnen die Einzelheiten 
und die Konsequenzen, die sich aus Ihrem Antrag 
ergeben — möglicherweise wollen einige von Ihnen 
diese Konsequenzen nicht , erläutern. Bitte den-
ken Sie dann noch einmal darüber nach, ob nicht 
Ihre Entwicklungspolitik und auch Ihr Programm zur 
Entwicklungspolitik um so glaubwürdiger sein wird, 
je größer die Mehrheit sein wird, die Ihren Antrag 
ablehnt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine weiteren 
Wortmeldungen. Wir kommen zur Abstimmung 
über die Änderungsanträge. 

(Abg. Dr. Althammer: Herr Präsident, die 
Anträge müssen erst begründet werden!) 

— Ich dachte, die Redner Ihrer Fraktion hätten die 
Anträge implicite schon begründet. 

Zur Begründung hat Herr Althammer das Wort. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe 
mich deshalb nicht zu Wort gemeldet, weil ich dach-
te, die Haushaltsberatungen würden jetzt wegen der 
Fragestunde unterbrochen. 

Ich habe hier den Antrag auf Umdruck 116 (neu) *) 
zu begründen. Vorweg möchte ich aber noch folgen-
des sagen. Herr Minister, ich bedaure es außeror-
dentlich, daß Sie uns hier zweierlei unterstellt haben. 
Zum einen wurde unterstellt, daß ein Unterschied 
zwischen CDU und CSU zu machen wäre. Wenn Sie 
sich den Antrag ansehen, werden Sie feststellen, daß 
er von der Fraktion der CDU/CSU gestellt ist. Zum 
anderen bedaure ich, Herr Minister, daß Sie hier 
den Eindruck erweckt haben, es handele sich um 

*) Siehe Anlage 12  

einen Fall billiger Effekthascherei, etwa in dem Sin-
ne, daß es populär sei, in diesem Einzelplan Strei-
chungen vorzunehmen. 

Der Haushaltsausschuß hat den Einzelplan 23 — 
wie auch alle anderen Einzelpläne — daraufhin zu 
prüfen, ob die Anforderungen nach Auffassung der 
Kollegen, die sich mit dieser Materie beschäftigen, 
gerechtfertigt sind oder nicht. Bei der Prüfung ergab 
sich folgendes — Herr Esters kann mich korrigieren, 
wenn das, was ich sage, nicht stimmt —: Offenbar 
nach der Intention der Regierung ist von dem Herrn 
Berichterstatter der Antrag gestellt worden, 120 Mil-
lionen DM aus der Kapitalhilfe umzuschichten, d. h. 
sie an anderer Stelle einzusetzen. Im Prinzip haben 
auch wir von der CDU/CSU diesem Vorgang zuge-
stimmt. Unter diesen 120 Millionen DM befand sich 
nun die Position der 81 Millionen DM zur Aufstok-
kung des deutschen Beitrages für die Weltbank. Wir 
haben im Ausschuß die Frage gestellt, ob diese Auf-
stockung unabweisbar sei und welche Gründe even-
tuell dagegen sprächen. Bei dieser Diskussion hat 
sich ergeben, daß die Bundesrepublik bisher die 
Möglichkeit hatte, ihren Beitrag auf Grund der inter-
nationalen Vereinbarungen in vier Raten zu bezah-
len, daß die Regierung jetzt aber diesen Betrag nicht 
in vier, sondern in drei Raten bezahlen möchte. 

Ich habe im Ausschuß daraufhin die Frage gestellt, 
welcher Zinsverlust denn durch dieses Vorziehen 
der Ratenzahlung entstünde. Mir wurde von den 
zuständigen Herren des Ministeriums die Antwort 
erteilt: pro Jahr 6 Millionen DM. Daraufhin haben 
wir gesagt: Wir würden lieber an der bisherigen 
Regelung festhalten, diesen Betrag in vier Raten 
und nicht in drei Raten zu zahlen. Wir folgerten, 
daß die 81 Millionen DM für die Aufstockung nicht 
benötigt werden, dieselben 81 Millinoen DM, die 
offenbar auch von Ihrem Ministerium bei der Kapi-
talhilfe für dieses Jahr als entbehrlich angesehen 
wurden. 

Ich weise Sie weiter darauf hin, daß bei der Ka-
pitalhilfe auch im vergangenen Jahr 200 Millio-
nen DM nicht ausgegeben werden konnten. Wir 
haben im Ausschuß auch die Frage gestellt, warum 
denn eine Reduzierung der Kapitalhilfe notwendig 
sei. Daraufhin ist uns gesagt worden, daß dies — 
und das ist völlig richtig — langfristige Abflüsse von 
Geld seien, bezüglich derer man nicht so weit vor-
ausplanen könne, so daß sich hier immer wieder 
Veränderungen ergäben. 

Aus dieser Begründung ersehen Sie, daß man aus 
diesem Antrag beim besten Willen nicht eine Ent-
wicklungshilfefeindlichkeit herauslesen kann. Es 
geht vielmehr einzig und allein um die Frage, ob 
diese 81 Millionen DM jetzt im Jahre 1971 benötigt 
werden oder ob sie im Jahre 1974 bezahlt werden 
können. Um diesen Punkt geht es. 

Herr Minister, Sie haben dann darauf hingewie-
sen, daß ein zweiter Antrag vorliege, den insbeson-
dere Kollegen der CSU unterschrieben haben — ich 
nenne ihn einmal den Geisenhofer-Antrag —, in 
dem es um die Finanzierung der Kleinrentner-Maß-
nahmen geht. Dazu möchte ich Ihnen sagen, daß die-
ses Thema mit diesem Antrag ursprünglich gar nichts 
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zu tun hatte. Aber bei den Überlegungen, wie die 
sich auf Grund unseres Gesetzentwurfes ergeben-
den Ausgaben gedeckt werden könnten, ist festge-
stellt worden, daß nur an diesem Punkt im gesam-
ten Bundeshaushalt ein freier Betrag zu finden war. 

Ich möchte also ausdrücklich betonen, daß es bei 
uns nicht die gedankliche Verbindung gegeben hat: 
Nehmt es bei der Entwicklungshilfe weg und gebt es 
lieber den Kleinrentnern! Dieser Gedanke liegt uns 
völlig fern. Ich betone das, wie gesagt, ausdrücklich, 
damit hier kein falscher Eindruck entsteht. Der Kol-
lege Brück weiß, daß auch ich diese Dinge kenne. 
Wir waren nämlich zusammen in Biafra. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, ich hatte gedacht, wir könnten den Einzel-
plan noch vor der Fragestunde erledigen. 

(Abg. Dr. Apel: Das können wir auch! Das 
ist der letzte Redner! Drei Minuten! — Zu -

rufe von der CDU/CSU: Einverstanden!) 

— Einverstanden? — Gut! 

Esters (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Dr. Althammer, der Antrag 
der CDU/CSU-Fraktion bedeutet in der Tat eine 
Kürzung des Plafonds des Einzelplans 23. Das heißt, 
daß Sie einen Antrag einbringen, der die Entwick-
lungspolitik insofern benachteiligt, als der von der 
Regierung vorgesehene Plafond nicht eingehalten 
werden kann. 

Bei der Grundkapitalaufstockung der Internationa-
len Entwicklungsorganisation ist darauf hinzuwei-
sen, daß solche Kapitalaufstockungen bisher generell 
in einem Dreijahresturnus vollzogen wurden. Bei 
einer Kapitalaufstockung der IDA und gleichzeiti-
gem Übergang zu einem Vierjahresturnus müßten 
1974 Mittel für die letzte Jahresrate dieser Kapital-
aufstockung und die erste Rate einer möglicherweise 
zu erwartenden neuen Kapitalaufstockung bereit-
gestellt werden. Darüber hinaus wäre die Bundes-
republik Deutschland der erste Geberstaat, der eine 
Ausnahme von dem Grundsatz der Abwicklung von 
Grundkapitalaufstockungen der IDA in drei Jahres-
raten beantragt. 

Als der Bundeshaushalt für das Jahr 1971 in Druck 
ging, konnte die Regierung noch nicht abschätzen, 
inwieweit Mittel auf Grund von Erhöhungen der 
Verpflichtungsermächtigungen für den Bereich der 
Kapitalhilfe herangezogen werden konnten. Aus 
diesen Gründen, Herr Dr. Althammer, haben wir die 
Vorschläge des Bundesfinanzministeriums aufgegrif-
fen und den Dreijahresturnus gewählt. 

Bezüglich des Zinsverlustes ist folgendes zu sagen. 
Hier könnte natürlich die Frage gestellt werden, 
warum man nicht generell eine Verschiebung auf 
einen viel späteren Zeitpunkt vornimmt. Ihre Rech-
nung ist eine Milchmädchenrechnung. Ein Zinsver-
lust für den Bund tritt nicht ein. Es gibt allerdings 
zwei Alternativen. Die erste Alternative lautet: 
Wenn aus den laufenden Einnahmen finanziert wird, 
ergibt sich kein Zinsverlust, weil die Überschüsse  

aus den laufenden Einnahmen auf dem Zentralkonto 
des Bundes bei der Deutschen Bundesbank nicht ver-
zinst werden. Die zweite Alternative lautet: Sollte 
zufällig dieser IDA-Anteil durch Haushaltskredite 
finanziert werden, entsteht auch dadurch keine zu-
sätzliche Zinsbelastung, weil dann andere Ausgaben 
nach Maßgabe des Plafonds eingespart oder zurück-
gestellt werden. 

Etwas polemisch, Herr Dr. Altkammer, könnte 
man sagen: Dieser Antrag auf Umdruck 116, den wir, 
das ist klar, ablehnen werden, stellt unter Beweis, 
daß Ihre Fraktion fester denn je davon überzeugt 
ist, auch noch 1974 in der Opposition zu sein. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU.) 

Sonst würde sie dem Finanzminister im Jahre 1974 
die vierte Rate der dritten und möglicherweise die 
erste Räte einer vierten Kapitalaufstockung der IDA 
ersparen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu-
rufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Liegen weitere 
Wortmeldungen vor? — Das ist nicht der Fall. Wir 
kommen zur Abstimmung. 

Über den Antrag auf Umdruck 130 *) brauchen wir 
nicht mehr abzustimmen; nachdem Abschnitt I ab-
gelehnt worden ist, ist Abschnitt II gegenstandslos. 

Wir stimmen über den Änderungsantrag auf 
Umdruck 116 (neu) **) ab. Wer dem Antrag zustim-
men will, der gebe das Handzeichen. — Gegen-
probe!  — Enthaltungen? — Bei einer Enthaltung und 
vielen Gegenstimmen ist der Antrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan  23. Wer ihm zustimmen will, der gebe das 
Handzeichen. Die Gegenprobe! — Enthaltungen? 
- Bei einer Gegenstimme und zahlreichen Enthal-

tungen ist der Einzelplan angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir unterbrechen jetzt 
die Aussprache über das Haushaltsgesetz und gehen 
zur Fragestunde über. Ich kündige an, daß als näch-
ste Einzelpläne die Einzelpläne 12 und 13, Verkehr 
und Post, aufgerufen werden. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

— Drucksachen VI/1807, VI/1809 — 

Ich rufe die Dringliche Mündliche Frage aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen des Abge-
ordneten Müller (Mülheim) auf: 

Womit begründet die Bundesregierung die durch das zustän-
dige Bundesministerium angeordnete Einstellung des Luftpost-
verkehrs innerhalb der Bundesrepublik Deutschland und im 
grenzüberschreitenden Verkehr? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Kollege, in der Nacht von 

*) Siehe Anlage 11 
**) Siehe Anlage 12 
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Samstag auf Sonntag hat das für die Abwehr von 
Gefahren für die Sicherheit des Luftverkehrs zu-
ständige Bundesverkehrsministerium für den ge-
samten grenzüberschreitenden und innerdeutschen 
Verkehr — einschließlich des Berlin-Verkehrs - 
verschärfte Maßnahmen im Rahmen des § 29 Abs. 1 
Luftverkehrsgesetz angeordnet. Die Verschärfung 
erfolgte auf Grund zahlreicher nachrichtendienst-
licher Informationen, die konkrete Hinweise über 
geplante Entführungen und andere die Sicherheit 
des Luftverkehrs gefährdende Anschläge zum Inhalt 
hatten. Im Zuge dieser verschärften Maßnahmen 
wurde vom Bundespostministerium die gesamte 
Luftpostbeförderung im innerdeutschen und grenz-
überschreitenden Verkehr his auf Widerruf einge-
stellt. Die weitere Annahme der Post wurde von 
dieser Maßnahme nicht betroffen, da ein ausdrück-
licher Annahmestopp zu keinem Zeitpunkt ange-
ordnet wurde. Die Weiterleitung der Post auf dem 
Landwege innerhalb des Bundesgebietes und in die 
europäischen Nachbarländer führte nur zu geringen 
Verzögerungen. Die Beschränkungen der Postbe-
förderung wurden am Montag durch gezielte Ein-
zelmaßnahmen ersetzt. Die Sicherungsmaßnahmen 
sind flexibel und werden ständig der jeweiligen 
Gefahrenlage angepaßt, ohne die Flüssigkeit und die 
Schnelligkeit des Luftverkehrs unnötig zu beein-
trächtigen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage. 

Müller (Mülheim) (SPD) : Zählen Sie es zu den 
flexiblen Maßnahmen, wenn Beschränkungen im 
überseeischen Luftpostverkehr bis heute nicht auf-
gehoben worden sind? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Kollege, die Materie ver-
trägt nach unserer Auffassung keine detaillierte 
öffentliche Erörterung. Sie wissen, daß wir es in 
den vergangenen Monaten mit besonderen Umstän-
den zu tun hatten. Es ist kein Anlaß gegeben, anzu-
nehmen, daß sich die Lage wesentlich verändert 
hätte. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Schmude (SPD) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie uns Auskunft darüber geben, ob im Zuge 
der von Ihnen geschilderten Maßnahmen Briefsen-
dungen, die für Berlin bestimmt waren und an sich 
über den Luftverkehr gegangen wären, auf dem 
Landweg dorthin befördert warden sind? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Kollege, ich habe angedeu-
tet, daß die Beförderung der Luftpostsendungen im 
Laufe des Montags so geregelt wurde, daß be-
stimmte Bedenken nicht mehr bestehen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich komme zu den 
Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für wirtschaftliche Zusammenarbeit. Zunächst 
die Frage 1 des Abgeordneten Dr. Schmude: 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß der Zweck der Ent-
wicklungshilfe die Rückkehr in der Bundesrepublik Deutschland 
ausgebildeter Ausländer in ihre einheimischen Entwicklungs-
länder allgemein fordert, also auch dann, wenn das betreffende 
Land für den heimkehrenden Fachmann keine Verwendung hat 
oder seine in der Bundesrepublik Deutschland erworbene Be-
fähigung nicht anerkennt und ihm dadurch die Betätigung in 
seinem Beruf unmöglich macht? 

Bitte, Frau Staatssekretär! 

Frau Freyh, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit: Die Bundesregierung ist mit Ihnen, Herr Kol-
lege Dr. Schmude, der Meinung, daß entwicklungs-
politische Belange die Rückkehr von in der Bundes-
republik ausgebildeten Ausländern aus Entwick-
lungsländern in ihre Heimat zwingend fordern. Wie 
in Ihrer Frage angedeutet, wird von hier Ausgebil-
deten oft vorgebracht, es gebe für sie keine ausbil-
dungsadäquate Arbeitsmöglichkeit in ihrer Heimat. 
Trotzdem dürfte im Laufe der Entwicklung des be-
treffenden Landes normalerweise ein Einsatz im in 
der Bundesrepublik erlernten Beruf möglich werden, 
zumal die Berufsbilder in den Entwicklungsländern 
oft weniger starr festgelegt sind als hier. Für eine 
Übergangszeit erscheint es nicht unzumutbar, daß 
der Rückkehrer auch außerhalb seines Arbeitsge-
bietes tätig wird. 

Das von Ihnen außerdem angesprochene Problem 
der Anerkennung deutscher Examina wird von der 
Bundesregierung seit Jahren in Äquivalenzverhand-
lungen mit den in Betracht kommenden Ländern 
betrieben. Mit der Aufwertung der deutschen Inge-
nieurschulen zu Fachhochschulen erledigt sich ein 
wesentlicher Teil dieser Problematik. Im übrigen 
beweist die Erfahrung, daß selbst bei offizieller 
Nichtanerkennung deutscher Examina der Rückkeh-
rer fast immer zu angemessenen Bedingungen in 
seinem Beruf beschäftigt wird. 

Mein Haus ist bei den von Ihnen aufgeworfenen 
Problemen unmittelbar berührt bei der Vergabe 
von Stipendien aus Mitteln des BMZ. Dabei gehen 
wir von folgenden Grundsätzen aus. Die Vergabe 
der Fortbildungsstipendien wird streng an den vor-
aussehbaren Bedarf der Entwicklungsländer gebun-
den. Die Fortbildungsförderung wird von der An-
erkennung deutscher Examina abhängig gemacht. 
Das BMZ gibt bei der Wiedereingliederung Hilfe-
stellung durch Nachkontaktmaßnahmen. Schließlich 
wird durch die Vergabe von Sur-place-Stipendien 
verstärkt die Ausbildung in den Entwicklungslän-
dern selbst gefördert. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage. 

Dr. Schmude (SPD) : Frau Staatssekretärin, ist in 
Ihrer Antwort berücksichtigt, daß z. B. der Irak von 
in Deutschland ausgebildeten Ärzten die Wieder-
holung des Examens verlangt, das die in der Bun-
desrepublik ausgebildeten regelmäßig nicht be-
stehen, weil sie die gesellschaftspolitischen Kennt-

nisse nicht haben, die dort neuerdings gefordert 
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Dr. Schmude 
werden, so daß sie damit aus dem ärztlichen Beruf 
ausgeschlossen sind? 

Frau Freyh, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit: Herr Kollege Dr. Schmude, ich kann mich 
nur auf das beziehen, was unmittelbar Stipendiaten, 
die mit Mitteln des Bundesministers für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit gefördert werden, angeht. 
Aus diesen Fällen ist mir keiner bekannt, auf den 
diese Ihre Feststellung zutrifft. Ich wäre Ihnen 
allerdings dankbar, falls Sie Unterlagen besitzen, 
wenn Sie diese unserem Haus zuleiten könnten, 
übrigens auch um daraus zu erkennen, ob es sich 
um Stipendiaten, die aus öffentlichen Mitteln ge-
fördert werden, handelt oder um in der Bundes-
republik Auszubildende, die ihr Studium aus ande-
ren Quellen oder aus eigenen Mitteln finanzieren. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Schmude (SPD) : Frau Staatssekretärin, ist 
die Bundesregierung bereit, den bei der Erteilung 
oder Verlängerung von Aufenthaltsgenehmigungen 
zu berücksichtigenden entwicklungspolitischen 
Zweck allgemeinverbindlich zu präzisieren, so daß 
dieser Zweck der Beurteilung der Polizeibehörde im 
Einzelfall entzogen ist? 

Frau Freyh, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit: Der Bereich, den Sie hier ansprechen, Herr 
Kollege, fällt in die Zuständigkeit des Bundesmini-
sters des Innern und auch in die Zuständigkeit der 
Länderinnenminister. Mein Haus ist lediglich darum 
gebeten worden, zu den Richtlinien, soweit sie ent-
wicklungspolitische Belange betreffen, Stellung zu 
nehmen, und hat in dieser Stellungnahme ausdrück-
lich betont, daß aus entwicklungspolitischen Über-
legungen eine Rückkehr soweit wie möglich ange-
strebt werden muß. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Frau Staatssekretärin, teilen 
Sie meine Meinung, daß der Zweck der Entwick-
lungshilfe nur Hilfe zur Selbsthilfe sein kann und 
daß unter diesem Gesichtspunkt auch das hier an-
gesprochene Problem gesehen werden muß? 

Frau Freyh, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit: Herr Kollege, darauf kann ich mit Ja ant-
worten. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage. 

Dr. Gleissner (CDU/CSU) : Frau Staatssekretärin, 
wie viele Ärzte und andere Experten aus Entwick-
lungsländern sind hier ausgebildet worden und 
haben vollen Abschluß, d. h. mit Examina und 
Praxis, erreicht, und wie viele sind nach dieser 

Ausbildungszeit oder nach einer gewissen Frist, die 
nach der Ausbildungszeit verstrichen ist, in ihre 
Heimatländer zurückgekehrt? Können Sie das fest-
stellen lassen? 

Frau Freyh, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit: Herr Kollege, ich kann Ihnen im Augenblick 
nur eine Auskunft geben, die die Zahl der in der 
Bundesrepublik ausgebildeten und noch nicht zu-
rückgekehrten Ärzte betrifft. Ich bin aber gerne be-
reit, Ihnen darüber hinaus auch eine schriftliche Ant-
wort mit der Zahl der Zurückgekehrten zu geben. 

Zur Zahl der im Augenblick in der Bundesrepublik 
ausgebildeten Ärzte möchte ich feststellen, daß es 
sich um 1100 aus Asien, um 700 aus Lateinamerika 
und um 300 aus Afrika handelt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die beiden ande-
ren Fragen dieses Geschäftsbereichs, die Fragen 96 
und 97 des Abgeordneten Dr. Jahn (Braunschweig), 
die ursprünglich vom Auswärtigen Amt beantwortet 
werden sollten, werden schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlage abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers der Finanzen. Frage 39 des Abgeordneten 
Dr. Pohle ist zurückgezogen worden. Wir kommen 
zur Frage 40 des Abgeordneten Meister. Ist der Ab-
geordnete im Saal? — Das ist nicht der Fall. Dann 
wird die Frage schriftlich beantwortet, und die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 41 des Abgeordneten Cramer 
auf: 

Werden von der Bundesregierung Überlegungen angestellt, 
die Höchstbeträge für Sonderausgaben bei der Lohnsteuer zu 
erhöhen oder evtl. nach Wegen zu suchen, eine gerechtere 
Lösung zu finden? 

Bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär! 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Die Bundes-
regierung beabsichtigt nicht, vor Verabschiedung der 
Reformgesetze die Höchstbeträge für Sonderausga-
ben zu erhöhen oder andere Lösungen in Erwägung 
zu ziehen. Diese Aufgabe bleibt der Steuerreform 
vorbehalten. Ob dabei die Höchstbeträge erhöht 
oder die Sonderausgaben in anderer Weise als bis-
her abgesetzt werden können, hängt in erster Linie 
auch vom zukünftigen Verfahren ab, das ebenfalls 
im Rahmen der Steuerreform geklärt wird. Abge-
sehen davon könnte eine Erhöhung der Höchstbe-
träge nicht auf die Arbeitnehmer beschränkt werden, 
sondern müßte aus verfassungsrechtlichen Gründen 
auf alle Einkommensteuerpflichtigen ausgedehnt 
werden. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage. 

Cramer (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß ein Angestellter mit einem Monatsgehalt 
von etwa 1900 DM Abzüge für Kranken-, Renten- 
und Arbeitslosenversicherung von etwa 3000 DM im 
Jahr hat, während einem Ledigen nur der Höchst- 
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Cramer 
betrag von 1100 und einem Verheirateten der von 
2200 DM zur Verfügung steht? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Das ist mir zwar 
in dieser Genauigkeit nicht bekannt, aber ich kann 
mir vorstellen, daß es so ist. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die zweite Zusatz-
frage. 

Cramer (SPD) : Meinen Sie nicht, Herr Staats-
sekretär, daß Sie den Finanzämtern eine ganze An-
zahl von Anträgen auf Jahreslohnsteuerausgleich er-
sparen könnten, wenn man diese Höchstbeträge er-
höhte? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege, 
ich halte das für möglich, muß aber noch einmal 
betonen, daß das eine typische Frage der Steuer-
reform ist, die nur in deren Rahmen geklärt werden 
kann. Wir haben uns bewußt vor dem Vorliegen 
des Berichts der Steuerreformkommission jeder 
Äußerung enthalten. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage. 

von Bockelberg (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, liege ich richtig mit der Annahme, daß außer 
den Höchstbeträgen, die der Kollege genannt hat, 
noch weitere Höchstbeträge von 1000 DM für Ledige 
und von 2000 DM für Verheiratete gerade für diese 
Versicherungen zur Verfügung stehen? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Jawohl, das ist 
richtig. Diese Beträge sind da. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wir kommen zur 
Frage 42 des Abgeordneten Wagner (Günzburg). Der 
Fragesteller hat um schriftliche Beantwortung ge-
beten; die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 43 des Abgeordneten Dr. Apel auf: 
Sind Pressemeldungen zutreffend, nach denen sogenannte 

„Lohnsteuer-Fachleute" die Unkenntnis ausländischer Arbeit-
nehmer ausnutzen, indem sie ihnen die Lohnsteuerkarte des 
Jahres 1970 zu einem Preis, der weit unter dem zu erwartenden 
Rückzahlungsbetrag im Lohnsteuer-Jahresausgleich liegt, „ab-
kaufen", um selbst den Steuerausgleich zu kassieren, und welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, derartige Geschäfte zu 
unterbinden? 

Dr. ReiSchl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Die von Ihnen 
angesprochenen Pressemeldungen beziehen sich auf 
Fälle, die in Bayern, insbesondere in München, vor-
gekommen sein sollen. Zu diesen Pressemeldungen 
hat der Bayerische Staatsminister der Finanzen in 
einer Pressekonferenz am 2. Februar 1971 Stellung 
genommen. Über diese Pressekonferenz ist vom 
Bayerischen Staatsminister der Finanzen eine Ver-
lautbarung herausgegeben worden, die inzwischen 
in der Tagespresse abgedruckt wurde. Aus der Ver-

lautbarung sind für die Beantwortung Ihrer Frage 
folgende Ausführungen wesentlich: 

Anträge von ausländischen Gastarbeitern auf 
Durchführung des Lohnsteuer-Jahresausgleichs wer-
den nach den allgemeinen Vorschriften bearbeitet. 
Es war bisher nicht festzustellen, daß betrügerische 
Handlungen zu Lasten ausländischer Gastarbeiter 
begangen worden sind. Sollten allerdings nähere 
Einzelheiten oder sogar Namen bekanntgegeben 
werden und hinreichende Verdachtsgründe bestehen, 
wird die Finanzverwaltung nicht zögern, die erfor-
derlichen Maßnahmen in die Wege zu leiten. — Im 
übrigen ist die Finanzverwaltung bemüht, die aus-
ländischen Gastarbeiter noch intensiver als bisher 
über ihre Rechte aufzuklären. Sie kann aber nur vor-
sorglich vor Abtretungen an zweifelhafte Dritte war-
nen. Eine unmittelbare Möglichkeit der Einfluß-
nahme auf ausländische Gastarbeiter besteht inso-
weit nicht. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage. 

Müller (Mülheim) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
was kann man denn tun, um möglichen Fällen, wie 
sie hier aufgezeigt worden sind, entgegenzutreten? 
Kann man nicht eine Aufklärung der Gastarbeiter 
betreiben, die diese vor solchen Manipulationen 
warnt? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege, wie 
ich schon gesagt habe, ist die Aufklärung der ein-
zige Weg, weil eine unmittelbare Einwirkung bei 
der bürgerlich-rechtlich an sich möglichen Abtretung 
nicht möglich ist. Wir als Finanzverwaltung können 
diese Abtretung nicht verbieten. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage. 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, wäre es nicht 
möglich, den Lohnsteuerkarten für ausländische Ar-
beitnehmer ein Merkblatt in der jeweiligen Landes-
sprache beizufügen, in dem auf die Möglichkeiten, 
die bestehen, hingewiesen wird? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege, 
man müßte prüfen, ob man wenigstens eine Kurz-
information über die Rechte, die man bei der Lohn-
steuer hat, beifügen könnte. Daß jemand seine An-
sprüche abtritt, kann man auf diesem Wege nicht 
verhindern. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage. 

Ott (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, könnte das 
ganze Problem nicht dadurch aus der Welt geschafft 
werden, daß die Finanzämter bei der summarischen 
Vorlage solcher Lohnkonten genau prüfen, wer der 
Einreicher ist? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Das geschieht 
ohnehin schon. Es wird eingehend geprüft, wer der 
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Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Reischl 

Berechtigte ist. Aber wenn eine formell gültige 
Abtretungserklärung für die Ansprüche des Berech-
tigten vorliegt, ist dagegen nichts zu machen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine Zusatzfrage 
mehr. 

Dann rufe ich die Frage 44 des Abgeordneten von 
Alten-Nordheim auf: 

Bedeutet die Anweisung des Bundesministers der Finanzen an 
die Dienststellen der Bundesvermögensverwaltung, für Grund-
stückserwerbe von pauschalierenden Land- und Forstwirten in 
den Jahren 1968 und 1969 keine Umsatzsteuer zu zahlen, eine 
umsatzsteuerliche Sonderstellung des Fiskus im Sinne einer 
Freistellung von der Zahlungsverpflichtung, obwohl dies gemäß 
§ 24 UStG i. V. m. Einführungserlaß BdF vom 20. Dezember 1968 
— IV A/3 — S 7410 — 41/68 — allgemein vorgeschrieben ist? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Die von Ihnen 
erwähnte Anweisung meines Hauses an die Dienst-
stellen der Bundesvermögensverwaltung bedeutet 
keine umsatzsteuerrechtliche Sonderstellung des 
Fiskus. Die Möglichkeit, die Zahlung der von den 
Land- und Forstwirten in der Zeit vom 1. Januar 
1968 bis zum 31. Dezember 1969 unter Berufung auf 
§ 24 des Umsatzsteuergesetzes zusätzlich zum maß-
gebenden Grundstückspreis gesondert berechneten 
Umsatzsteuer abzulehnen, bestand vielmehr für alle 
Grundstückserwerber; denn aus dieser umsatzsteuer-
rechtlichen Bestimmung und dem hierzu ergangenen 
Erlaß meines Hauses vom 20. Dezember 1968 ließ 
sich nicht — wie zum Teil angenommen wurde — 
die  Berechtigung für eine zusätzliche Anforderung 
der Umsatzsteuer herleiten. Sie besagte lediglich, 
daß der Land- und Forstwirt berechtigt und auf Ver-
langen des Erwerbers verpflichtet war, den im Ein-
zelfall ermittelten oder zwischen den Beteiligten 
vereinbarten Grundstückspreis in das umsatzsteuer-
liche Entgelt und die darauf entfallende Steuer auf-
zuteilen. Der Sinn dieser Regelung lag darin, dem 
Käufer, der das Grundstück für seinen unternehme-
rischen Bereich erwarb, den Vorsteuerabzug zu er-
möglichen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage. 

von Alten -Nordheim (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, würden Sie mir zustimmen, wenn ich fest-
stelle, daß in der Bundesrepublik Deutschland grund-
sätzlich jeder der Besteuerung unterliegt, bei dem 
der Tatbestand zutrifft, an den das Gesetz die Lei-
stungspflicht anknüpft, und daß das auch bedeutet, 
daß Behörden oder behördenähnliche Institutionen, 
soweit sie Rechtsgeschäfte tätigen, die der Besteue-
rung unterliegen, ebenfalls zur Leistungspflicht her-
angezogen werden müssen? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Das ist im Grun-
de sicher richtig, allerdings nicht uneingeschränkt; 
denn es gibt auch gewisse gesetzliche Bestimmungen, 
worin Ausnahmen gemacht sind. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage. 

von Alten -Nordheim (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, wie würden Sie das Verhalten des Fiskus 
rechtlich beurteilen, wenn Ihnen umgekehrt Fälle 
bekannt würden, nach denen fiskalische Institutio-
nen als Veräußerer die Umsatzsteuer gesondert aus-
gewiesen und von Land- und Forstwirten verlangt 
haben? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege, 
ich würde dies nur für möglich halten, wenn der 
Käufer von der veräußernden Stelle die gesonderte 
Ausweisung der Umsatzsteuer verlangt hat. Aber 
ich halte es für ausgeschlossen, daß die Umsatz-
steuer, ohne daß die gesonderte Ausweisung ver-
langt wird, zusätzlich gefordert wird. Das würde der 
Fiskus wohl kaum tun. So war der Erlaß auch nicht 
gedacht, Herr Kollege. Er war so gedacht, daß der 
Käufer, der seinerseits zum Vorsteuerabzug berech-
tigt ist, vom Fiskus eine Aufteilung verlangen kann. 
Ich halte es nach den ganzen Erlassen für zulässig, 
daß der Fiskus meinetwegen sagt: „Wir haben 
10 000 DM vereinbart. Davon sind soundso viel der 
echte Preis und soundso viel die Umsatzsteuer." In 
diesem Fall wird der vereinbarte Preis zugunsten 
des Erwerbers aufgeteilt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich rufe die Frage 
45 des Abgeordneten Bäuerle auf: 

Trifft es zu, daß sich amerikanische Stationierungsstreitkräfte 
in der Bundesrepublik Deutschland auf Grund ihres besonderen 
Status weigern können, die in ihren Familienwohnungen anfal-
lenden Abfälle nicht in örtliche Müllverbrennungsanlagen be

-

fördern zu lassen, sondern statt dessen private Abfallgruben 
benutzen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Nach Art. 53 
Abs. 1 des Zusatzabkommens zum NATO-Truppen-
statut können die amerikanischen Streitkräfte inner-
halb der ihnen überlassenen Liegenschaften hier-
zu gehören auch Familienwohnungen — auf dem Ge-
biet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ihre 
eigenen Vorschriften anwenden, soweit diese gleich-
wertige oder höhere Anforderungen stellen als das 
deutsche Recht. Die Beantwortung der Frage wird 
deshalb im Einzelfall davon abhängen, welche ört-
lichen deutschen Vorschriften zur Müllbeseitigung 
bestehen, ob diese höhere Anforderungen auf dem 
Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung stel-
len als die amerikanischen Vorschriften und ob das 
von den US-Streitkräften im Einzelfall gewählte 
Müllbeseitigungsverfahren diesen höheren Anforde-
rungen genügt. Wenn dem Bundesfinanzministerium 
Fälle bekannt werden, in denen es auf örtlicher 
Ebene zu Schwierigkeiten gekommen ist, wird es 
diese Fälle prüfen und, soweit erforderlich, die ge-
eigneten Schritte unternehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Bäuerle. 

Bäuerle (SPD) : Darf ich Sie fragen, Herr Staats-
sekretär, ob Sie bereit sind, in dem konkreten Falle, 
der meiner Anfrage zugrunde liegt — es handelt 
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sich um zwei amerikanische Garnisonen in Hanau 
und in Badenhausen, die nach wie vor ihren Müll 
in eine offene Grube im Kreisgebiet des Kreises 
Offenbach abladen, obwohl die Stadt und der Kreis 
Offenbach vor geraumer Zeit eine Müllverbren-
nungsanlage gebaut haben, die zur Zeit arbeitet —, 
im Rahmen Ihres Hauses und Ihrer Zuständigkeit 
über amerikanische Stellen zu intervenieren, daß 
dieser Mißstand abgestellt wird? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Ich bin gern be-
reit, wenn Sie die Angelegenheit in allen Einzel-
heiten schriftlich an mich herantragen, der Sache 
nachzugehen und zu versuchen, sie im Einvernehmen 
mit den Amerikanern zu lösen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine Fragen mehr 
aus diesem Geschäftsbereich. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung. 

Zunächst die Frage 64. Der Fragesteller, Abge-
ordneter Folger, bittet um schriftliche Beantwortung. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Dann die Frage 65 des Abgeordneten Dr. Apel: 
Wie steht die Bundesregierung zu der Forderung verschie-

dener Industriezweige in der Bundesrepublik Deutschland, bei 
Anwerbung von ausländischen Arbeitskräften die bislang grund-
sätzlich auf ein Jahr begrenzten Arbeitsverträge auf zwei bis 
drei Jahre zu erhöhen? 

Zur Beantwortung der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Rohde. 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege Dr. Apel, die Bundesanstalt für Arbeit ver-
mittelt über ihre Auslandsdienststellen grundsätz-
lich nur dann ausländische Arbeitnehmer, wenn eine 
Befristung des Arbeitsvertrages auf höchstens ein 
Jahr vorgesehen ist. Damit soll sichergestellt wer-
den, daß ausländische Arbeitnehmer nicht über Ge-
bühr an einen bestimmten Arbeitgeber gebunden 
werden. Nach Ablauf dieser Jahresfrist steht es den 
Vertragspartnern frei, den Arbeitsvertrag unbefristet 
zu verlängern oder sich voneinander zu trennen. 

Nach den Erfahrungen meines Hauses hat sich 
diese einjährige Befristung der Arbeitsverträge im 
allgemeinen bewährt. Deshalb ist auch keine Aus-
dehnung dieser Frist beabsichtigt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Dr. Apel. 

Dr. Apel (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß einzelne Wirtschaftszweige mit der 
Bundesanstalt verhandeln, um eine Verlängerung 
der Frist zu erreichen, mit dem Ziel, die Abhängig-
keit der ausländischen Arbeitnehmer von dem je-
weiligen Betrieb zu verstärken? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Ich  

habe davon gehört, möchte aber zur Sache selbst auf 
meine Antwort verweisen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Dr. Apel. 

Dr. Apel (SPD) : Ich interpretiere Ihre Antwort 
also richtig, wenn ich feststelle, daß Sie sich der-
artigen Tendenzen im übrigen mit meiner Zu-
stimmung widersetzen werden? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Ja, 
wir würden uns dagegen aussprechen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Dr. Gleissner. 

Dr. Gleissner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie im Sinne Ihrer Antwort bereit und in der 
Lage, darauf einzuwirken, daß vor Anwerbung 
neuer ausländischer Arbeitnehmer oder vor Ver-
längerung von Arbeitsverträgen dafür gesorgt wird, 
daß die zum Teil fehlenden sozialen Voraussetzun-
gen, vor allem Wohnungen usw., gesichert sind? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege, ich hatte schon einmal Gelegenheit, auf 
eine Zusatzfrage von Ihnen darauf hinzuweisen, 
daß die Verhältnisse regional unterschiedlich sind. 
Wir sind mit der Bundesanstalt im Gespräch, soge-
nannte Koordinierungsausschüsse auf lokaler Ebene 
zu schaffen, in denen neben der Arbeitsverwaltung 
auch die sonstigen an diesen Problemen beteiligten 
Stellen vertreten sein sollen. Es würde dann mög-
lich sein, Schwierigkeiten der Art, wie Sie sie hier 
angedeutet haben, in solchen regionalen Koordinie-
rungsausschüssen zu erörtern. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich rufe dann die 
Frage 66 des Abgeordneten Gerlach (Obernau) auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Streitfrage, ob dem 
Rentner nach dem Zweiten Krankenversicherungsänderungsgesetz 
ein Erklärungsrecht als außerordentliches Kündigungsrecht zur 
sofortigen Lösung seines privaten Krankenversicherungsvertrages 
zusteht oder ob der Gesetzgeber es übersehen hat, diese Frage 
einwandfrei zu lösen? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Präsident, ich wäre dankbar, wenn ich die beiden 
Fragen des Abgeordneten Gerlach zusammen beant-
worten dürfte. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ist der Fragestel-
ler einverstanden? — Dann rufe ich auch die Frage 
67 des Abgeordneten Gerlach (Obernau) auf: 

Hält die Bundesregierung eine Ergänzung des Zweiten Kran-
kenversicherungsänderungsgesetzes zur Beseitigung dieser 
Rechtsunsicherheit für notwendig? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Eine 
bestimmte Gruppe von Rentnern kann nach Art.  4 
§ 3 des Zweiten Krankenversicherungsänderungsge- 
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Parlamentarischer Staatssekretär Rohde 
setzes bis zum 31. März 1971 der gesetzlichen Kran-
kenversicherung durch die Erklärung beitreten, „daß 
die Versicherungspflicht wirksam werden soll". Für 
die Lösung des privaten Versicherungsertrages gilt 
in diesem Falle das in den Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen der Krankenversicherungsunter-
nehmen vorgesehene Recht zur vorzeitigen Kündi-
gung bei Eintritt der Versicherungspflicht in der ge-
setzlichen Krankenversicherung. Eine besondere ge-
setzliche Regelung wurde deshalb bei den parlamen-
tarischen Beratungen nicht für erforderlich gehalten. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage. 

Gerlach (Obernau) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, ist Ihnen bekannt, daß der Sprecher des 
Verbandes der privaten Krankenversicherungen die 
Meinung vertreten hat, es handele sich bei diesem 
erörterten Beitrittsrecht um keine Pflichtversiche-
rung, da der Beitritt kraft Erklärung, die ja von dem 
Versicherten abgegeben werden muß, erfolgt und 
nicht kraft Gesetzes und daß sich hieraus ergebe, 
daß die Rentner eigentlich nur nach normaler Kündi-
gung aus ihrer Verpflichtung entlassen werden 
könnten. Ich beziehe mich hierbei auf eine Meldung 
des „Main-Echo" vom 2. Februar 1971. 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege, ich darf Sie auf die Beratungen des Ge-
setzes im letzten Jahr und auf die Ausschußdoku-
mentation verweisen. Es würde die Fragestunde 
überziehen, wenn ich das an dieser Stelle im ein-
zelnen darlegen sollte. Aber ich bin gern bereit, 
Ihnen das auf schriftlichem Wege mitzuteilen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Gerlach (Obernau) (CDU/CSU) : Können Sie mir 
versichern, daß diese Frage insbesondere mit den 
Vertretern des Verbandes der privaten Kranken-
versicherungen von Ihrem Hause abgeklärt wird, 
nachdem offensichtlich dort Meinungsverschieden-
heiten aufgetreten sind? - 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege, wenn ich mich recht erinnere, sind die Ver-
treter der privaten Krankenversicherungen sowohl 
bei der Entwicklung des Referentenentwurfs in un-
serem Hause als auch bei den parlamentarischen 
Beratungen gehört worden. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich rufe die Frage 
68 des Herrn Abgeordneten Dr. Enders auf: 

Kann die Bundesregierung darauf hinwirken, daß die jährliche 
Rechtsverordnung über das anzurechnende Einkommen gemäß 
I 33 Abs. 1 des Bundesversorgungsgesetzes so rechtzeitig er-
lassen wird, daß bei den Versorgungsämtern die Berechnung 
der Ausgleichsrente für die Kriegsopfer möglichst schon zum 
1. Januar des nächsten Jahres erfolgen kann? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesmnister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 

Kollege Dr. Enders, der Zeitraum für den Erlaß 
der von Ihnen angesprochenen jährlichen Rechts-
verordnung ist nach geltendem Recht sehr begrenzt, 
da diese Verordnung jeweils rechtlich abhängig ist 
von der im gleichen Jahr für den Bereich der gesetz-
lichen Rentenversicherungen zu erlassenden Bezugs-
größenverordnung, die ihrerseits von der amtlichen 
Feststellung bestimmter statistischer Daten abhängt. 
In meinem Hause wird zur Zeit geprüft, ob eine 
Änderung des bisherigen Verfahrens, notfalls durch 
eine Modifizierung des § 33 des Bundesversorgungs-
gesetzes, erreicht werden kann. In jedem Falle wer-
den wir uns weiterhin bemühen, die jährliche An-
rechnungsverordnung so früh wie möglich zu erlas-
sen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Enders. 

Dr. Enders (SPD) : Könnte dann damit gerechnet 
werden, daß künftig die Kriegsopfer nicht mehr drei 
Monate warten müssen, bis die Neuberechnung er-
folgt ist und der Betrag ausgezahlt werden kann? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege, ich habe darauf hingewiesen, in welche 
Richtung unsere Bemühungen zielen. Nur darf ich 
um Ihr Verständnis dafür bitten, daß vor Ab-
schluß der sehr schwierigen Verfahrensfragen ich 
hier noch nicht auf eine Frist abheben möchte. 

Dr. Enders (SPD) : Danke schön. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine weitere Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Glombig. 

GlOmbig (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es mög-
lich, daß die schleppende Durchführung der Rechts-
verordnung zu § 33 des Bundesversorgungsgesetzes 
auch auf die unterschiedlichen Arbeitsverhältnisse 
in den Versorgungsämtern bzw. Landesversorgungs-
ämtern der einzelnen Länder der Bundesrepublik zu-
rückzuführen ist, und haben Sie einen Überblick dar-
über, was man tun kann, um hier zu einer möglichst 
einheitlichen schnellen Bearbeitung der Umstellung 
dieser Leistungen zu kommen? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege, ich will nicht ausschließen, daß die von 
Ihnen genannten Unterschiede in der Praxis beste-
hen. Aber ehe ich mich dazu präziser äußere, würde 
ich das doch gern zunächst auf einer der nächsten 
Zusammenkünfte der Ländervertreter besprechen, 
die insbesondere auf dem Felde des Versorgungs-
rechtes tätig sind. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich rufe die Frage 
69 des Herrn Abgeordneten Dr. Haack auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, gesetzlichen 
Krankenkassen (z. B. Innungs-Krankenkassen) das Recht zu 
geben, bei langdauernden Krankheitsfällen Krankenhauspflege 
unbeschränkt - d. h. über die jetzt geltende 78-Wochen-Frist 
hinaus — zu gewähren? 
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Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege Dr. Haack, Krankenhauspflege wird grund-
sätzlich ohne zeitliche Begrenzung gewährt; für den 
Fall der Krankenhauspflege wegen derselben Krank-
heit besteht der Anspruch jedoch nur für höchstens 
78 Wochen innerhalb von je drei Jahren. Im Schrift-
lichen Bericht des Ausschusses für Arbeit und So-
zialordnung zum Zweiten Krankenversicherungsän-
derungsgesetz wurde ausdrücklich hervorgehoben, 
daß mit der Änderung der Vorschriften über die Ge-
währung von Geldleistungen während der Kranken-
hauspflege die Dauer des Anspruchs auf Kranken-
hauspflege nicht verändert werden sollte. Im Rah-
men der Arbeiten der Sachverständigenkommission 
zur Weiterentwicklung der Krankenversicherung 
soll geprüft werden, ob die Krankenhauspflege auch 
bei derselben Krankheit ohne zeitliche Begrenzung 
gewährt werden kann. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wir kommen zum 
Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidi-
gung. Ich rufe die Frage 2 des Abgeordneten Dr. 
Jenninger auf: 

Treffen Meldungen zu, wonach die Bundesregierung erwägen 
soll, die Vorschriften des § 12 Abs. 4 Nr. 1 a, 1 b und 2 des 
Wehrpflichtgesetzes so abzuändern bzw. einzuengen, daß künftig 
wehrdienstpflichtige Betriebsleiter landwirtschaftlicher Betriebe 
ohne Ausnahme und ohne Rücksicht auf wirtschaftliche Nachteile 
des Betriebes zum Wehrdienst herangezogen werden? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Präsident, 
ich möchte gern mit Ihrer Genehmigung die beiden 
Fragen gemeinsam beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Der Fragesteller 
ist einverstanden. Ich rufe ferner die Frage 3 des 
Abgeordneten Dr. Jenninger auf: 

Wenn ja, wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß 
landwirtschaftliche Betriebe, für deren Erhaltung und Fort-
führung der Wehrpflichtige unentbehrlich ist, im Falle der Her-
anziehung des Betriebsleiters zum Wehrdienst noch weiter 
existieren können? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Meldungen, wo-
nach die in Ihrer ersten Frage angesprochenen Ge-
setzesbestimmungen geändert werden sollen, treffen 
nicht zu, Herr Kollege Dr. Jenninger. Wegfallen soll 
allerdings die zur Zeit noch bestehende Möglichkeit, 
Wehrpflichtige aus Härtegründen für den verkürz-
ten Grundwehrdienst vorzusehen (§ 5 Abs. 3 des 
Wehrpflichtgesetzes) . 

Da der verkürzte Grundwehrdienst aus organisa-
torischen Gründen nicht durchgeführt werden kann, 
bedeutet dies, daß Wehrpflichtige, die im eigenen 
oder elterlichen landwirtschaftlichen oder gewerb-
lichen Betrieb tätig sind, überhaupt nicht zum 
Grundwehrdienst herangezogen werden. Die vorge-
sehene Neuregelung beseitigt dieses „Privileg" und 
trägt damit durch Gleichbehandlung des genannten 
Personenkreises mit allen anderen Wehrpflichtigen 
zur größeren Gerechtigkeit bei der Heranziehung 
eines Jahrgangs bei. 

Betriebsleiter landwirtschaftlicher Betriebe kön-
nen auch künftig wie alle anderen Wehrpflichtigen  

vom Wehrdienst zurückgestellt werden, wenn durch 
die Heranziehung die wirtschaftliche Existenz-
grundlage des Betriebes vernichtet werden würde. 
Auch die Möglichkeit einer Unabkömmlichstellung 
im öffentlichen Interesse bleibt nach wie vor beste-
hen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Susset. 

Susset (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie dem Bescheid einer Wehrerfassungsbehörde zu-
stimmen, die den Zurückstellungsantrag eines aus 
der Landwirtschaft kommenden Wehrpflichtigen mit 
der Begründung ablehnt, die Aufgabe der Viehhal-
tung sei für die Zeit, in der ein junger Landwirt ein-
gezogen werde, ohne weiteres zumutbar? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, ich 
weiß, daß in der Landwirtschaft besonders schwie-
rige Fälle auftreten können. Aber ich kann über die-
sen Einzelfall keine Auskunft geben, da ich ihn 
dann genau wie die zuständige Verwaltungsbehörde 
prüfen müßte. Es besteht für denjenigen, der die 
Unabkömmlichkeit beantragt hat, die Möglichkeit, 
einen Ausschuß anzurufen, und ich kann Ihnen nur 
anraten, diese Entscheidung herbeizuführen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich rufe die Frage 
des Abgeordneten Walkhoff auf. Ist er im Saal? 
Der Fragesteller ist nicht da; die Frage wird schrift-
lich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage ab-
gedruckt. 

Ich rufe die Frage 5 des Abgeordneten Josten auf: 

Wieweit ist sichergestellt, daß Wehrpflichtige, welche am 
1. Oktober 1969 eingezogen wurden und ihr Studium mit dem 
Sommersemester 1971 beginnen wollen, vorzeitig entlassen 
werden können? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege 
Josten, Soldaten, die auf Grund der Wehrpflicht am 
1. Oktober 1969 zur Ableistung des Grundwehr-
dienstes einberufen worden sind und im Sommer-
semester 1971 ein Studium an einer höheren Fach-
schule, z. B. einer staatlichen oder staatlich aner-
kannten Ingenieurschule, oder an einer vergleich-
baren Einrichtung aufnehmen wollen, können auf 
Antrag zum Semesterbeginn beurlaubt werden. Die 
Höchstdauer der Beurlaubung beträgt einen Monat 
vor Ablauf der regulären Dienstzeit. Die Geld- und 
Sachbezüge einschließlich der freien Heilfürsorge 
entfallen, sofern der Urlaub genehmigt wird. Der 
Wehrpflichtige hat in seinem Antrag auf Beurlau-
bung lediglich nachzuweisen, daß er für ein Studium 
zu dem in seinem Antrag genannten Termin zuge-
lassen ist. 

Einer Regelung für Abiturienten des Einstellungs-
termins 1. Oktober 1969 bedurfte es nicht, weil die 
Entlassung zum 31. März 1971 die Aufnahme eines 
Studiums an einer wissenschaftlichen Hochschule im 
Sommer 1971 — Vorlesungsbeginn etwa 15. April 
1971 — ermöglicht. 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wird es 
nicht zweckmäßig sein, für Wehrpflichtige, die ihren 
Dienst ableisten und ein Studium aufnehmen wol-
len, eine generelle Regelung zu treffen, wobei 
sichergestellt werden müßte, daß keine Benachteili-
gung gegenüber denjenigen Wehrpflichtigen ein-
tritt, die nicht zur Wehrpflicht herangezogen wer-
den? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege 
Josten, diese Frage ist nicht neu, und wir haben uns 
in großen Debatten und in Fragestunden häufig da-
mit beschäftigt. Sie wissen, daß für diese Lösung 
Zustimmung der Universitäten, der Kultusminister 
und von uns notwendig ist. Wir sind dabei, dieses 
Einvernehmen herzustellen. Nichtsdestoweniger 
wird auch in Zukunft derjenige, der nicht zum 
Grundwehrdienst herangezogen wird, einen zeit-
lichen Vorzug haben, den wir durch nichts, aber 
auch durch gar nichts ausgleichen können. In der 
Karnevalszeit, Herr Josten, sei mir erlaubt: Gummi-
monate können auch wir nicht erfinden. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die Frage 6 des 
Abgeordneten Jung: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Weigerung der Bundes-
wehr, Berufssanitätsoffiziersanwärtern Studienplätze zur Ver-
fügung zu stellen, obwohl ein Mangel an solchen Offizieren 
vorliegt und die Bundeswehr diesen Mangel durch „Ausleihen" 
von Ärzten ausgleichen muß, die nicht der Bundeswehr ange-
hören? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, die 
Frage geht von der Annahme aus, daß die Bundes-
wehr in der Lage wäre, Sanitätsoffiziers-Anwärtern 
Studienplätze zur Verfügung zu stellen. Dies trifft 
leider nicht zu. Vielmehr liegt die Zuständigkeit für 
die Studienzulassung ausschließlich bei den Hoch-
schulen und Universitäten. Alle Versuche des Bun-
desministeriums der Verteidigung in Absprache mit 
den Kultusministerien der Länder bzw. den Hoch-
schulen zu einer grundsätzlichen Bereitstellung von 
Studienplätzen für Sanitätsoffizier-Anwärter zu 
kommen, haben trotz der Aufgeschlossenheit der 
Länder für diese Frage noch zu keiner verbindlichen 
Regelung geführt. Das Bundesministerium der Ver-
teidigung ist daher bemüht, die Aufnahme eines 
Passus in das Hochschulrahmengesetz sowie in die 
Hochschulgesetze der Länder zu erreichen, wonach 
ein Teil der Studienplätze für Anwärter für den 
öffentlichen Sanitätsdienst bereitgestellt wird. 
„Öffentlicher Sanitätsdienst" schließt die Sanitäts-
offizier-Laufbahn ein. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage. 

Jung (FDP) : Herr Staatssekretär, die Tatsache, 
daß das Bundesministerium keine Studienplätze zur 
Verfügung stellen kann, ist mir natürlich bekannt. 
Aber wird die Berufssanitätsoffizier-Laufbahn, die 
wir bzw. das Ministerium neu eingeführt haben, um 
den Mangel an Sanitätsoffizieren, und zwar Berufs-
sanitätsoffizieren, zu beheben, nicht zur Farce,  

wenn es dem Bundesverteidigungsministerium nicht 
gelingt, in Absprache mit der Kultusministerkonfe-
renz zumindest eine bestimmte Anzahl von Studien-
plätzen für diese Gruppe der künftigen Berufs-
sanitätsoffiziere an den Universitäten bereitzu-
stellen? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege 
Jung, Sie gehören einer liberalen Partei an, und Sie 
wissen, daß ein Wesenszug des Liberalismus die 
Kunst zum Kompromiß ist. Ich würde nicht so abso-
lut argumentieren, wie Sie hier argumentieren, wenn 
Sie zum Beispiel zur Kenntnis nehmen, daß von den 
insgesamt 81 Sanitätsoffizier-Anwärtern der Einstel-
lungsjahrgänge 1969 und 1970 — andere Zahlen ste-
hen mir nicht zur Verfügung — bisher 26, also etwa 
ein Drittel der Bewerber, ohne Studienplatz geblie-
ben sind. Für zwei Drittel ist es gelungen, einen Stu-
dienplatz zu finden. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage. 

Jung (FDP) : Darf ich daraus schließen, Herr 
Staatssekretär, daß sich das Ministerium auch künf-
tig dafür verwenden wird, diesen Sanitätsoffizier

-

Anwärtern, die bisher noch keinen Studienplatz be-
kommen haben, in Absprache mit den Ländern und 
den dafür zuständigen Kultusministern noch einen 
entsprechenden Studienplatz an einer Universität zu 
verschaffen? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege 
Jung, natürlich bemühen wir uns. Sie sind ja schon 
der Stachel, der mich zwingt, mich laufend aktiv in 
dieser Frage zu betätigen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Frage 7 des Abge-
ordneter Jung: 

Aus welchem Grunde erhalten Angehörige der Bundeswehr, 
die bei Wahlen zu kommunalen Vertretungskörperschaften kan-
didieren, lediglich eine stundenweise Dienstbefreiung, während 
Kandidaten zum Bundestag oder Landtag vom Dienst beurlaubt 
werden? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Wie auch Ihnen 
bekannt ist, Herr Kollege Jung, ist der Wahlkampf 
zu einer kommunalen Vertretungskörperschaft hin-
sichtlich seines Umfangs und damit der Beanspru-
chung des Kandidaten nicht mit dem Wahlkampf zum 
Deutschen Bundestag oder zu einem Landtag der 
deutschen Länder zu vergleichen. Er bedarf ver-
gleichsweise nicht so eingehender Vorbereitung und 
— das ist das Wesentliche — er wird in der Regel in 
der Wohngemeinde des Kandidaten durchgeführt. 
Hierzu darf ich auch daran erinnern, daß im Gegen-
satz zur Mandatsausübung im Deutschen Bundestag 
oder in einem Landtag der Mandatsträger in einer 
kommunalen Vertretungskörperschaft eine ehren-
amtliche Tätigkeit ausübt, ohne daß er in den einst-
weiligen Ruhestand versetzt wird. 

Aus diesem Grunde ist mit Erlaß vom 3. Dezember 
1970 angeordnet worden, daß Soldaten, die ihre 
Wahl in eine kommunale Vertretungskörperschaft 
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Parlamentarischer Staatssekretär Berkhan 
vorbereiten wollen, die erforderliche Dienstbe-
freiung zu bekommen haben. Der Anspruch auf 
Dienstbefreiung entsteht mit der Bekanntgabe der 
öffentlichen Kandidatur, frühestens jedoch zwei 
Monate vor dein Wahltag. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage. 

Jung (FDP) : Herr Staatssekretär, da ich meine 
Frage im wesentlichen auf die Wahl in einen Be-
zirkstag bezog, der nicht ohne weiteres mit einer 
kommunalen Vertretung in einer Stadt oder einer 
Gemeinde oder mit einem Kreistag vergleichbar ist, 
frage ich Sie: Besteht bei Bezirkstagswahlen, die be-
kanntlich nur in Bayern und in der Pfalz stattfinden 
und nicht identisch sind mit der Wahl zu einer kom-
munalen Vertretungskörperschaft, die Möglichkeit, 
die Kandidaten in der Weise freizustellen, wie das 
für Landtags- und Bundestagswahlen der Fall ist? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Wir werden das 
prüfen, Herr Kollege Jung. Das Phänomen der Be-
zirkstage ist mir erst bekanntgeworden durch die 
Beratungen im Verteidigungsausschuß, an denen Sie 
sich ja aktiv beteiligt haben. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich rufe die Frage 8 
des Abgeordneten Dr. Hammans auf: 

Wie erklart es die Bundesregierung, daß des Bundesministe-
rium der Verteidigung inzwischen bereits die Genehmigung für 
Übungsflüge des Senkrechtstarters „Harrier" in der Venloer 
Heide erteilt hat, und warum ist vor Erteilung dieser Genehmi-
gung nicht der vom Parlamentarischen Staatssekretär Berkhan 

am 15. September 1970 zugesagte Anhörungstermin nach dem 
Luftverkehrsgesetz mit den betroffenen örtlichen Behörden durch-
geführt worden? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Wie Ihnen be-
kannt ist, Herr Kollege Hammans, ist diese Frage 
das Thema eines Briefwechsels zwischen Ihnen und 
mir. Vorab teile ich Ihnen daher mit: Das Verteidi-
gungsministerium hat den britischen Gaststreitkräf-
ten die Genehmigung für Übungsflüge des Senk-
rechtstarters „Harrier" in der Venloer Heide erteilt, 
nachdem feststand, daß es dazu der Anlage eines 
Flugplatzes nicht bedurfte. Ein inzwischen vorsorg-
lich eingeleitetes Anhörungsverfahren wurde des-
halb auch vom Verteidigungsministerium nicht wei-
ter fortgesetzt. 

Der Flugzeugtyp „Harrier' der Royal Air Force 
ist dazu bestimmt, in beliebigem Gelände zu landen 
und zu starten. Das muß bereits in Friedenszeiten 
zur Erhaltung der Einsatzbereitschaft und des Ein-
satzwertes unter wechselnden Bedingungen laufend 
geübt werden. Die Royal Air Force legt deshalb 
Wert darauf, an möglichst vielen Geländestellen 
den Einsatz zu üben. Ein und dieselbe Stelle im Ge-
lände wird daher nur in größeren Abständen und 
durch jeweils nur wenige Flugzeuge benutzt. Die 
Rechtsgrundlage dafür liegt aber im Manöverrecht 
des Bundesleistungsgesetzes, §§ 66 ff. 

Über eine unterschiedliche Rechtsauffassung der 
Landesregierung Nordrhein-Westfalen findet zur 
Zeit noch ein Schriftwechsel mit ihr statt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wie beurteilen Sie eine Bundesregierung, die dem 
zuständigen Wahlkreisabgeordneten einen Brief 
schreibt und ihn in dem Glauben läßt, daß über die 
Zulassung zum Landen und Starten — — 

Vizepräsident Dr. Schmid: Es ist nicht Auf-
gabe eines Staatssekretärs, seine Regierung zu be-
urteilen. Ich lasse die Frage nicht zu. 

Dr. Hammans (CDU/CSU): Ich formuliere die 
Frage anders. Herr Staatssekretär, warum schreiben 
Sie mir im September einen Brief, in dem Sie Ver-
handlungen andeuten, und genehmigen gleichwohl 
direkt den Briten das Landen und Starten, ohne mir 
irgendeine Mitteilung zu machen und ohne daß die 
zuständigen Kreise und Gemeinden davon etwas er-
fahren? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, ich 
muß zugeben, es ist mir entgangen, daß wir mittler-
weile Feststellungen getroffen hatten, die mir bis 
dato, als ich den Briefwechsel unterschrieb, nicht be-
kannt waren, Daher habe ich Ihnen eben gesagt, daß 
ich Ihnen, bevor ich meinen Brief an Sie abschicke, 
schon hier eine Auskunft gebe. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Hammans (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
sind Sie bereit, mir zuzugeben, daß es eine unzu-
mutbare Lärmbelästigung für Besucher des Natur-
parks diesseits und jenseits der Grenzen ist, wenn 
der „Harrier" dort mehrmals wöchentlich landet und 
startet? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege Dr. 
Hammans, es ist ohne Zweifel eine Zumutung. Wenn 
ich Ihnen zustimmte, daß die Zumutung unzumutbar 
ist, würde das bedeuten, daß die britischen Streit-
kräfte das Flugzeug abziehen müßten. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Funcke.) 

Ich weiß nicht, ob die Fragestunde geeignet ist, eine 
so ernste und für die Sicherheit so entscheidende 
Frage zu behandeln. Ich glaube nicht, Herr Kollege 
Hammans, daß die Royal Air Force und die Regie-
rung Ihrer Majestät, aber ich glaube auch nicht, daß 
die Bundesregierung leichtfertig eine Lärmbelästi-
gung in unseren Einwohnergebieten zuläßt, sondern 
das alles steht im Zusammenhang mit der Verpflich-
tung, die die Royal Air Force im Rahmen des 
NATO-Vertrages übernommen hat. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie, nachdem ich ja den anderen Weg beschrit-
ten hatte, nämlich Ihnen zu schreiben, und nachdem 
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Dr. Hammans 
ich von Ihnen keine Antwort bekommen habe, be-
reit, mir zuzugeben, daß mir nichts anderes übrig-
blieb, als damit in die Fragestunde zu gehen? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Das gebe ich 
Ihnen gern zu, Herr Kollege Hammans. Ich habe das 
auch nicht zu kritisieren, daß Sie in die Fragestunde 
gegangen sind. Ich stelle nur fest, daß ich hier für 
den Bundesminister der Verteidigung und für die 
Bundesregierung keine Antwort auf die Frage ge-
ben kann, was bei fliegenden Verbänden der be-
freundeten oder der eigenen Luftwaffe zumutbar 
oder nicht zumutbar ist. 

Vizepräsident Dr. Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Jung. 

Jung (FDP) : Herr Staatssekretär, ist es nicht ge-
rade der große Vorteil eines senkrecht startenden 
und landenden Flugzeugs, wie es der „Harrier" dar-
stellt, daß die Lärmbelästigung auf einen Punkt 
konzentriert ist und nicht in einer geraden Linie die 
Bevölkerung beeinträchtigt, daß also gerade ein 
solches Flugzeug die Frage der Lärmbelästigung, 
die wir immer wieder haben, mit positiv löst? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege 
Jung, das trifft nur sehr eingeschränkt zu. Es muß 
zugegeben werden, daß das Flugzeug „Harrier" 
Lärm verursacht. Aber leider gibt es noch kein 
Flugzeug, welches geräuschlos fliegt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. Ich danke dem Herrn Parlamentarischen 
Staatssekretär Berkhan. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Verkehr und für das Post- und Fern-
meldewesen. Zur Beantwortung Herr Parlamenta-
rischer Staatssekretär Börner. 

Ich rufe die Frage 9 des Herrn Abgeordneten 
Meister auf. Der Abgeordnete ist nicht im Saal. 
Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die Ant-
wort wird als Anlage zum Stenographischen Bericht 
abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 10 des Herrn Abgeordneten 
Höcherl auf. Er ist auch nicht anwesend. Die 
Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 11 des Herrn Abgeordneten 
Müller (Mülheim) auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die in Schweden durch den 
Technischen Überwachungsdienst geübte Praxis, in regelmäßigen 
Abständen von sechs Monaten Einzelstatistiken ihrer Unter-
suchungen zu publizieren, aus denen die „schwachen Punkte" 
aller geprüften Automodelle, insbesondere im Bereich der Sicher-
heit, hervorgehen, und hält sie die Einführung eines solchen 
Verfahrens in der Bundesrepublik Deutschland für möglich und 
wünschenswert? 

Bitte schön! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 

Fernmeldewesen: Herr Kollege, nach Ansicht der 
Bundesregierung ist die statistische Erfassung der 
Untersuchungsergebnisse bei der technischen Fahr-
zeugüberwachung erforderlich. Solche Statistiken 
werden seit fünfzehn Jahren auch im Bundesgebiet 
geführt und halbjährlich veröffentlicht. Das schwe-
dische System unterscheidet sich hiervon durch die 
besondere Angabe der Fabrikate und Fahrzeug-
typen. Im Bundesgebiet besteht bei der zur Zeit 
laufenden Umstellung der Statistik auf elektronische 
Datenverarbeitung die Möglichkeit, die gleichen 
Daten zu erhalten wie in Schweden. Über die Ver-
öffentlichung solcher Daten kann erst nach der Um-
stellung entschieden werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Müller. 

Müller (Mülheim) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
meine Frage ging aber in die Richtung, ob es die 
Bundesregierung für wünschenswert hält, ähnlich 
wie in Schweden zu verfahren, ob sie beispielsweise 
das Vorhaben des Technischen Überwachungsvereins 
Rheinland begrüßt, das, aufbauend auf dem schwe-
dischen Beispiel, so zu verfahren beabsichtigt. 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Kollege, Ihre Frage kann be-
jaht werden. Allerdings ist eine solche Statistik nur 
aussagekräftig, wenn sie einheitlich für das ganze 
Bundesgebiet geführt wird. Deshalb bitte ich um 
Verständnis, daß während der Zeit der Umstellung 
hier noch keine Bewertung gegeben werden kann. 
In der Tendenz sind wir aber durchaus Ihrer Mei-
nung. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Müller. 

Müller (Mülheim) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
würden Sie es wie ich für unverständlich halten, 
wenn sich die deutsche Automobilindustrie — wie 
bereits geschehen — massiv gegen ein solches Vor-
haben wendet, während die gleiche Industrie — in 
jeder Tageszeitung und in jedem Journal nachzu-
lesen — der Öffentlichkeit ausschließlich die posi-
tiven Seiten ihrer Produkte unterbreitet? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Kollege, die Bundesregierung 
hat auf die Sicherheit der Fahrzeuge und auf den 
Schutz des Verbrauchers zu achten. Daraus ergibt 
sich die Antwort auf Ihre Frage. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Wir kommen zur Frage 14 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Fuchs. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. 
Die Frage wird schriftlich beantwortet. 

Auch die Frage 15 des Abgeordneten Geldner wird 
schriftlich beantwortet. 
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Vizepräsident Frau Funcke 
Ich rufe die Frage 16 des Herrn Abgeordneten 

Haar auf: 

Kann die Bundesregierung Angaben über Zahl und Ausmaß 
von Schadensfällen machen, die durch explodierte oder in Brand 
geratene Fernsehgeräte entstanden sind? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen: Frau Präsidentin, ich bitte um Ihre 
Zustimmung, die beiden Fragen des Herrn Kollegen 
Haar gemeinsam beantworten zu dürfen, wenn der 
Herr Kollege einverstanden ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Einverstanden! 
Dann rufe ich noch die Frage 17 des Herrn Abgeord-
neten Haar auf: 

Besteht die Möglichkeit, daß die Deutsche Bundespost beim 
Zulassungsverfahren von Fernsehgeräten bestimmte Vorschrif-
ten — ähnlich den VDE-Vorschriften — erläßt, damit die Scha-
densgefahr auf Grund von Explosionen oder Bränden von 
Fernsehgeräten vermindert wird? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Kollege, es gibt keine ver-
läßlichen Unterlagen über Schadensfälle, die durch 
implodierte Bildröhren oder in Brand geratene Fern-
sehgeräte entstanden sind, weil darüber keine stati-
stischen Erhebungen vorgenommen werden. Die 
Deutsche Bundespost prüft im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeit nach dem Fernmeldeanlagengesetz an 
Hand von Serienmustern, ob die Fernsehgeräte 
Störungen bei anderen Geräten oder bei Funk-
diensten verursachen. 

Für die elektrische Sicherheit ist der Hersteller 
der Apparate verantwortlich. Er ist verpflichtet, sich 
nach den einschlägigen VDE-Vorschriften zu richten. 
Das VDE-Prüfzeichen tragen nur die von der VDE-
Prüfstelle geprüften Gerätetypen. 

Vizepräsident Frau .Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Die Fragen 12 und 13 sind vom Fragesteller zu-
rückgezogen worden. 

Wir sind damit am Ende Ihres Geschäftsbereichs. 
Ich danke dem Herrn Parlamentarischen Staats-
sekretär Börner. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten. Zur Beantwortung ist Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Logemann an-
wesend. 

Die Fragen 58 und 59 des Herrn Abgeordneten 
Löffler werden schriftlich beantwortet. 

Der Fragesteller der Frage 60 hat sich mit schrift-
licher Beantwortung einverstanden erklärt. Die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. 

Dann rufe ich die Frage 61 des Herrn Abgeord-
neten Josten auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch eine Erklärung 
von Staatssekretär Hartkopf, daß arsenhaltige Pflanzenschutz-
mittel von den Winzern zum Schutz der Reben verwandt wür-

den, Empörung unter dem gesamten Berufsstand ausgelöst hat,  

weil bereits seit 1942 arsenhaltige Mittel für den Weinbau keine 
Verwendung mehr finden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Herr Kollege Josten, der Bundesregie-
rung ist bekannt, daß das Interview, in dem auch 
von Wasserverunreinigungen durch Arsen als Folge 
von Pflanzenschutzmaßnahmen im Weinbau die 
Rede war, zu Mißdeutungen geführt hat. Es trifft 
zu, daß die Anwendung arsenhaltiger Pflanzen-
schutzmittel im Weinbau bereits seit 1942 verboten 
ist. Die z. B. im Rheinwasser auftretenden geringen 
Arsenkonzentrationswerte sind geogenen Ursprungs; 
sie sind somit auf natürliche Arsenvorkommen zu-
rückzuführen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, teilen 
Sie meine Meinung, daß die beste Werbung für den 
deutschen Wein nicht den erwünschten Erfolg haben 
kann, wenn in der Presse solche Falschmeldungen 
erscheinen? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Solche Meldungen sind der Weinwer-
bung sicherlich abträglich. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wären 
Sie bereit, in Ihrem Hause dafür einzutreten, daß 
diese Meldung richtiggestellt wird? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Dafür werde ich Sorge tragen. Ich hoffe, 
daß wie übrigens in jedem Fall, in dem unrich-
tige Meldungen bekanntgegeben werden — diese 
Richtigstellung in der Zwischenzeit schon erfolgt ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 62 des Herrn Abgeordneten 
Susset auf: 

Ist der Bundesregierung die Feststellung des Kontrollverban-
des Kurhessen bekannt, daß selbst bei einer Milchleistung von 
4000 Liter je Kuh das erzielte Jahresarbeitseinkommen nur 
550 DM beträgt? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Darf ich die beiden Fragen, weil sie 
im Zusammenhang stehen, zusammen beantworten? 

Vizepräsident Frau Funcke: Dann rufe ich 
noch die Frage 63 des Herrn Abgeordneten Susset 
auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, trotz dieser 
unbefriedigenden Ergebnisse, die Milchviehbetriebe in die Lage 
zu versetzen, das durch die Förderschwelle festgesetzte und 
fortzuschreibende Einkommen zu erzielen? 
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Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Der Bundesregierung sind die Auswer-
tungsergebnisse des Kontrollverbandes Kurhessen 
über durchgeführte Wirtschaftlichkeitskontrollen in 

 der Milcherzeugung bekannt. Es geht hier ja um 
eine Meldung in der Zeitschrift „Der Tierzüchter". 
Abgesehen davon, daß derartige Stückkostenrech-
nungen über die Rentabilität der Milcherzeugung 
wegen der Schwierigkeit der Zuordnung der Kosten 
äußerst problematisch sind, ist der von Ihnen, Herr 
Abgeordneter, hergestellte Zusammenhang zwischen 
diesen Ergebnissen und der Förderungsschwelle im 
neuen Förderungsprogramm nicht generell gege-
ben. 

Die Ergebnisse des Kontrollverbandes beziehen 
sich auf die Jahre 1966 bis 1969. Die Förderungs-
schwelle ist hingegen auf das Jahr 1974 bezogen. 
Aus den Berechnungen des Kontrollverbandes geht 
aber auch hervor, daß durch Ausschöpfen noch vor-
handener Reserven auf der Aufwands- und Ertrags-
seite weitere Einkommenssteigerungen möglich 
sind, so daß ein Vergleich dieser Ergebnisse ohne 
entsprechende Fortschreibung mit der Förderungs-
schwelle für das Jahr 1974 ohnehin nicht möglich 
wäre. 

Die hergestellte Beziehung zwischen der Förde-
rungsschwelle und den Ergebnissen des Kontroll-
verbandes ist auch deshalb nicht ganz zutreffend, 
weil die Förderungsschwelle das Reineinkommen 
des gesamten Unternehmens und darüber hinaus 
bestimmte außerlandwirtschaftliche Einkommen mit 
beinhaltet. Die Ergebnisse des Kontrollverbandes 
beziehen sich dagegen nur auf das Arbeits- und Ka-
pitaleinkommen aus der Milcherzeugung. Bei dieser 
isolierten Betrachtung werden keine anderen Be-
triebszweige mitberücksichtigt. 

Durch das neue Förderungsprogramm wird der 
Landwirtschaft ein Katalog von alternativen Hilfen 
angeboten. Gerade den Grünland- und Futterbau-
betrieben sollen dabei besondere Hilfen zuteil wer-
den. Sie erhalten nicht nur höhere öffentliche Dar-
lehen für größere Baumaßnahmen, sondern auch 
Hilfen für die Rindviehaufstockung. Ich erinnere 
auch an die Anhebung des Trinkmilchpreises, die in-
zwischen erfolgt ist, und an die bevorstehenden 
Preisverhandlungen in Brüssel mit der Aussicht auf 
eine Erhöhung des Milchpreises und des Rinder-
orientierungspreises. 

Abschließend darf ich noch besonders darauf hin-
weisen, daß die Förderungsschwelle keineswegs ein 
starres Abgrenzungskriterium darstellt, sondern 
sehr flexibel ist. Bei der Fortschreibung der Förde-
rungsschwelle wird die Bundesregierung selbstver-
ständlich die Einkommensentwicklung der Landwirt-
schaft in allen Betriebszweigen berücksichtigen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Susset. 

Susset (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, meinen 
Sie nicht, daß die Ergebnisse, die der Kontrollver-
band Kurhessen für die Jahre 1966 bis 1969 ermittelt  

hat, nicht noch positiver sind als die Ergebnisse, die 
in dieser Richtung für die Jahre 1969 und 1970 zu 
erwarten sind? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Ja, ich bin der Meinung, daß wir hier 
tatsächlich einen gewissen Trend feststellen können. 
Bei der Förderungsschwelle, Herr Kollege, ist in 
der Tat von 1974 auszugehen und auch eine entspre-
chende Preisentwicklung zu unterstellen. Ich habe 
schon darauf hingewiesen, daß hier vieles flexibel 
ist. Wir kennen die Erhöhung des Trinkmilchpreises, 
die, wie ich zugebe, für die Landwirtschaft nur sehr 
geringe Auswirkungen hat. Aber wir bemühen uns 
in Brüssel, andere Preisanhebungen durchzusetzen. 
Ich habe an den Milch- und Rindfleischpreis erin-
nert. Auch das würde die Entwicklung zu der 
Schwelle hin positiv beeinflussen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Gleissner. 

Dr. Gleissner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wird die landwirtschaftliche Verwaltung in Bund 
und Ländern durch die Einrichtung der sogenannten 
Förderungsschwelle und die damit verbundene 
Selektion nicht erneut überfordert, und handelt es 
sich hier nicht um Tendenzen, die sich nicht nur 
negativ auf die noch vorhandenen bäuerlichen Be-
triebe auswirken, sondern die in dieser Form kei-
nem Berufsstand in der Bundesrepublik oder in der 
EWG zugemutet werden? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Herr Kollege Dr. Gleissner, das würde 
ich so nicht sagen. Es gibt auch sonst Überlegungen 
darüber, wie man bestimmte Einkommensmöglich-
keiten vorausberechnen oder ansteuern kann. Ich 
finde, die Landwirtschaft ist mit dieser Zielschwelle 
keineswegs unter Ausnahmerecht gestellt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage, 
bitte schön, Herr Kollege! 

Dr. Früh (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, fürch-
ten Sie nicht, daß die Kostensteigerungen bis zum 
Jahre 1974, auf das sich die Förderungsschwelle be-
zog, stärker sein werden als die Hoffnungen, die 
Sie in bezug auf die Preisentwicklung geweckt ha-
ben? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft, 
und Forsten: Das würde ich nicht ohne weiteres be-
jahen, denn auch die Kostensteigerungen wird man 
bei der Berechnung der Zielschwelle berücksichtigen 
müssen. Hier besteht also ein Zusammenhang zur 
Berechnung. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Peters. 
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Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie bereit, Herrn Dr. Gleissner daran zu erin-
nern, daß der Selektionsgedanke, von dem er ge-
sprochen hat, von Herrn Minister Höcherl stammt? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Ich glaube, darüber ist hier gestern 
schon ausführlich diskutiert worden. Aber ich kann 
es für Herrn Gleissner noch einmal wiederholen: es 
ist in der Tat so, daß wir gewisse Zielvorstellungen 
vorgefunden haben, die schon von Herrn Höcherl 
in diesem Hause entwickelt worden sind. 

Vizepräsident Frau Funcke: Wir sind damit 
am Ende der Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. Vielen Dank, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Logemann. Zugleich sind wir am Ende 
der heutigen Fragestunde. 

Wir setzen die Beratungen über den Haushalts-
plan in zweiter Lesung fort. Ich rufe auf: 

Einzelplan 12 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ver-
kehr 

— Drucksache VI/1742 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Haehser 

Einzelplan 13 

Geschäftsbereich des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen 

— Drucksache VI/1743 —

Berichterstatter: Abgeordneter Rawe 

Ich gehe davon aus, daß Sie damit einverstanden 
sind, daß ich gleichzeitig den Einzelplan 13 aufgeru-
fen habe. 

Der Berichterstatter, Herr Abgeordneter Haehser, 
hat ums Wort gebeten. Er hat zugleich darum ge-
beten, seine Rede für die Fraktion anschließen zu 
dürfen. Bedenken bestehen nicht. Ich bitte nur dar-
um, daß Sie ankündigen, wann Sie sich in den Frak-
tionssprecher verwandeln. 

Haehser (SPD) : Frau Präsidentin, diese „Um-
wandlung" erfolgt sehr schnell. 

Meine Damen und meine Herren, ich habe dem 
Hause lediglich eine Druckfehlerberichtigung vorzu-
tragen. Im Mündlichen Bericht zum Einzelplan 12 — 
Drucksache VI/1742 — sind in dem Haushaltsvermerk 
auf Seite 5, rechts unten, die beiden fett gedruckten 
Titelnummern 820 03 und 820 04 durch die Titel-
nummern 882 03 und 882 04 zu ersetzen. 

Jetzt würde ich mich gerne „verwandeln", Frau 
Präsidentin. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in die-
sem Jahr kann ich mich bei der Beratung des Ein-
zelplans 12 noch mehr als im Vorjahre auf die Be-
handlung von Schwerpunkten dieses Einzelplans be-
schränken. Wir hatten am 2. Dezember 1970 eine  

ausführliche Debatte in diesem Hause anläßlich der 
Vorlage des Verkehrsberichts der Bundesregierung. 
Bei dieser Debatte wurden die finanziellen Pro-
bleme behandelt, und das war ganz gut so. Denn 
was der eine oder andere vielleicht gar nicht recht 
in Erinnerung haben mag, beim Verkehrshaushalt 
handelt es sich mit Abstand um den größten In-
vestitionshaushalt des Bundes. 

Lassen Sie mich zunächst ein paar Bemerkungen 
zur Deutschen Bundesbahn machen. Der Verkehrs-
bericht sagt, unser Verkehr ist ohne Eisenbahn nicht 
denkbar. Dieser Satz war in der Vergangenheit rich-
tig, und er gilt auch für die Zukunft. Das verkehrs-
politische Programm, der Leber-Plan, hat die Ver-
kehrspolitik der Bundesregierung in den Blick der 
Öffentlichkeit gerückt und auch das Interesse am 
Unternehmen Deutsche Bundesbahn geweckt. Es 
wird gesagt, Opas Eisenbahn sei tot. Das ist richtig. 
Die Deutsche Bundesbahn hat sich zu einem fort-
schrittlichen, modernen und dynamischen Unterneh-
men entwickelt. Es wird nicht mehr Verwaltung 
großgeschrieben, sondern Wettbewerb. 

Die Bahn beteiligt sich offensiv an diesem Wett-
bewerb mit kundennahen Angeboten. Diese Betei-
ligung hat ihr Erfolge gebracht. Erfolge bezüglich 
des Zuwachses von Einnahmen im Güterverkehr 
und auch im Personenverkehr. Vor ein paar Jahren 
war das Erzielen von 5 Milliarden DM jährlicher 
Güterverkehrseinnahmen eine Traumgrenze und war 
das Erzielen von 5 Milliarden DM jährlicher Per-
sonenverkehrserträge eine Traumgrenze. Diese 
Traumgrenze ist längst überschritten. 1970 wurden 
im Güterverkehr 6,4 Milliarden DM an Erträgen er-
zielt und im Personenverkehr 3,3 Milliarden DM. 
Die Bahn verbesserte ihre Erträge in den letzten 
drei Jahren um 3 Milliarden DM; in sieben Jahren 
zuvor war eine solche Verbesserung nur um 1,8 Mil-
liarden DM möglich. 

Ich verrate Ihnen kein Geheimnis, daß mit der 
Steigerung der Erträge auch die Aufwendungen ge-
stiegen sind. Die Gründe sind Ihnen bekannt. Die 
Steigerung ist im wesentlichen auf die Personalin-
tensität des Unternehmens zurückzuführen. Wir wer-
den es 1971 mit weiter steigenden Aufwendungen zu 
tun haben. Sie sind nicht abzuwenden. Eine Ertrags-
verbesserung etwa durch gesteigerte Kapazitätsaus-
lastung ist nicht möglich. Dieser Weg bietet sich des-
wegen nicht an, weil die Deutsche Bundesbahn 1971 
erfreulicherweise mit ausgelasteter Kapazität fährt. 
Was möglich ist, ist, daß man die Verkehrspreise 
marktgerecht fortbildet. Dazu sind von den ent-
scheidenden Gremien die entsprechenden Beschlüsse 
gefaßt worden. „Die Verkehrspreise marktgerecht 
fortbilden" — das wird man mitbekommen haben — 

(Abg. Haase [Kassel] : Preiserhöhungen!) 

ist ein anderer Ausdruck für Preiserhöhung. 

(Abg. Haase [Kassel] : So etwas verschö

-

nernd!) 

— Nun, Herr Kollege Haase, Ihnen zuliebe habe ich 
das so schön ausgesprochen. 

Ich möchte gern festhalten, daß der schnelle Weg 
begrüßt werden kann, der von der Vorlage des 
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Vorstands der Deutschen Bundesbahn, die Preise 
marktgerecht fortzubilden, bis zur Genehmigung die-
ser Fortbildung durch den Bundesverkehrsminister 
erzielt worden ist. Mit diesem Instrument der Fort-
bildung der Preise sollen höhere Einnahmen erzielt 
und die gestiegenen Aufwendungen abgefangen 
werden. Das wird zu einem Teil zweifellos möglich 
sein. 

Die Ergebnisse der erhöhten Tarife sind schätzbar 
— solche Schätzungen liegen vor —, aber natürlich 
nicht genau zu quantifizieren. Daher gibt es beim 
DB-Ansatz eine Unbekannte. Die Bundesregierung 
und die Deutsche Bundesbahn wissen das und wer-
den sich entsprechend verhalten. Ich weiß jedenfalls 
vom Bundesverkehrsminister, daß er darüber nicht 
nur unterrichtet ist, sondern daß er das natürlich 
auch zu beurteilen vermag. 

Die Deutsche Bundesbahn wird weiter moderni-
siert und rationalisiert. An dieser Stelle ist vielleicht 
ein Hinweis darauf angebracht, daß die bisherigen 
Maßnahmen die Produktivität des DB-Personals um 
30 % verbessert haben. Das, meine ich, verdient An-
erkennung des ganzen Hauses; denn ohne große 
Anstrengungen des Personals wären solche Ratio-
nalisierungs- und Modernisierungsmaßnahmen nicht 
mit diesem Ergebnis auszuzeichnen. Die Leistungen, 
die das Personal vollbringt, machen es wieder selbst-
bewußter. Das DB-Personal und seine Haltung sind 
für das Unternehmen ein nicht meßbares Kapital. 

Lassen Sie mich zum Haushaltsansatz Deutsche 
Bundesbahn kommen. Sie kennen die Zahlen: rund 
4 Milliarden DM, eine hohe Summe, 2,475 Millionen 
DM Abgeltungsleistungen für betriebsfremde und 
politische Lasten, 500 Millionen DM zur Förderung 
der fortzuführenden Rationalisierung und Moderni-
sierung, mehr als 1 Milliarde DM Liquiditätszuwen-
dungen für den Verlustausgleich. Die Abgeltungs-
leistungen, die ich hier noch einmal genannt hatte — 
der  Bundesfinanzminister hatte dies kürzlich auch 
getan —, bleiben und werden steigen. Sie sind der 
sichtbare fiskalpolitische Preis für öffentliche Auf-
gaben, die niemand besser und niemand billiger er-
ledigen kann und auf die niemand verzichten kann. 
Das muß auch die Opposition dieses Hauses wissen, 
obwohl man manchmal daran zweifeln kann, daß sie 
aus dem Wissen die richtigen Schlußfolgerungen 
zieht. 

Meine Damen und meine Herren, wenn ich mir den 
Entschließungsantrag ansehe, den Sie uns für die 
dritte Lesung angedroht haben 

(Abg. Rawe: Wir sind bei der zweiten Le

-

sung!) 

— wenn man doch schon etwas weiß, was Sie produ-
ziert haben, „zusammengeschustert haben", müßte 
man besser sagen, kann man doch ruhig einmal dar

-

rüber reden —, dann muß ich sagen: die Opposition 
verlangt von der Bundesregierung prophetische Ga-
ben in einem Ausmaß, wie sie selbst diese Bundes-
regierung nicht besitzt. So soll z. B. die künftige Ent-
wicklung der Deutschen Bundesbahn von 1971 bis 
1975 berichtet werden, obwohl doch jedermann weiß, 
wie sehr die Entwicklung dieses Unternehmens vom 
Wirtschaftsablauf oder auch von der Besoldungs

-

entwicklung abhängig ist. Oder die CDU verlangt -
man muß sich das anhören -- spätestens mit der 
Vorlage des Finanzplans 1971-1975 Auskunft über 
die im Finanzplan vorgesehenen Bundesmittel. Die 
stehen doch gerade darin. Warum wollen Sie denn 
darüber einen ausdrücklichen Bericht? Sie müssen 
entschuldigen, dieser Entschließungsantrag ist zu-
mindest in Teilen nicht ernst zu nehmen. 

Sie befassen sich auch wieder mit der Umschul-
dungsaktion, die nötig ist, und Sie verweisen in der 
Begründung auf die Regierungserklärung von Bun-
deskanzler Brandt und auf die Vorlage des Ver-
kehrsberichts durch Minister Leber. Ich kann Ihnen 
hier nur sagen, die Umschuldung der Bundesbahn 
ist in den 17 Jahren des Verkehrsministers Seebohm 
erforderlich gewesen, aber nicht vollzogen worden, 
und sie kann nicht in 15 Monaten sozialliberaler 
Koalition vollzogen werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sie ist vom Bundeskanzler und vom Bundesver-
kehrsminister angekündigt. Sie wird ganz sicher 
auch kommen, und darauf wird die Fortschreibung 
der Finanzplanung Rücksicht nehmen. 

(Abg. Dr. Althammer: Nun widerspricht 
er sich selber!) 

— Herr Kollege Althammer, Sie haben einem Teil 
meiner Ausführungen nicht zugehört; sonst könnten 
Sie einen solchen abenteuerlichen Zwischenruf nicht 
machen. 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Abenteuerlich! — Sind Sie ein 

Prophet, Herr Haehser?) 

— Natürlich, in dem Rahmen, in dem man das sein 
kann. Ich bin Ihnen sicher auf diesem Gebiet etwas 
voraus. 

Lassen Sie mich nun zum Fernstraßenhaushalt 
ein paar Bemerkungen machen. Nach den letzten 
Mineralölsteuerschätzungen wird er, wenn ich die 
Kredite in Höhe von 350 Millionen DM mit berück-
sichtige, ein Volumen von mehr als 5 Milliarden 
DM haben. Das sind 75 % aller Bundesausgaben für 
Sachinvestitionen, wenn ich die Investitionen im 
militärischen Bereich nicht berücksichtige. 

Der Ausbau des Bundesfernstraßennetzes hat bei 
der Beratung des Einzelplanes 12 immer im Vorder-
grund gestanden. Das liegt an der Problematik, die 
in diesem Bundesfernstraßennetz steckt. Aber die 
Erkenntnis scheint mir an Boden zu gewinnen, daß 
wir uns mehr und mehr mit den Verkehrsfragen der 
Ballungsräume und der Stadtkerne beschäftigen 
müssen. Verstopfte Autobahnen an Wochenenden 
und zur Urlaubszeit sind ganz gewiß problematisch; 
das tägliche Chaos aber in unseren Städten und in 
den Ballungsräumen wird womöglich dazu führen, 
daß wir zur Bildung neuer Schwerpunkte kommen 
müssen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Welch eine gute 
Erkenntnis!) 

Es gilt ganz sicher der Grundsatz, meine Damen 
und meine Herren, daß es darum geht, Verkehr in 
Ballungsräumen abzuwickeln und Verkehr in struk- 
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torschwachen Gebieten zu entwickeln. Aber ich 
glaube, daß wir dazu kommen werden, Schwer-
punkte insbesondere für die Ballungsräume zu set-
zen. Und wenn ich, der ich aus Trier, also aus einem 
strukturschwachen Gebiet komme, das sage, mag 
das noch unterstreichen, wie ernst es mir mit die-
ser Aussage ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie sieht es 
denn mit dem Ausbauplan aus? — Weitere 

Zurufe.) 

— Haben Sie noch ein bißchen Geduld! Ich möchte 
Ihnen auch dazu etwas sagen. 

Meine Damen und Herren, für den Fernverkehr 
haben wir im zweiten Ausbauprogramm eine groß-
artige Konzeption. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Großartig! — 
Ach du lieber Gott! — Weitere Zurufe.) 

Ihre volle Erfüllung ist finanziell nicht abgesichert. 
Der Bundesverkehrsminister hat das selber ausge-
führt, und jedermann, der lesen und rechnen kann 
und der weiß, welche Einnahmen wir zu erwarten 
haben, weiß ja auch, daß dort zwischen dem, was 
erforderlich ist, und dem, was man zur Verfügung 
hat, eine Lücke vorhanden ist. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Die Lücke wird 
durch Ihre Inflationspolitik immer größer! 
— Zuruf von der CDU/CSU: Für euch ist 

alles großartig, was von euch kommt!) 

- Sie mit Ihrer Inflationspolitik! Herr Kollege Mül

-

ler-Hermann, Ihnen ist schon von anderer und kom-
petenterer Stelle deutlich gemacht worden, daß das 
Drucken von Millionen und Milliarden in einer 
Woche und daß der Zwang, für eine Bosco 8 bis 
12 Mark und für eine Lucky Strike 12 bis 15 Mark 
bezahlen zu müssen, Inflation bedeuten, aber nicht 
das, womit wir es in der Bundesrepublik zu tun 
haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen bei der CDU/CSU.) 

Aber das werden Sie wohl nie ganz mitbekommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das erzählen Sie 
mal Ihren Gewerkschaftskollegen!) 

Lassen Sie mich zum Thema „Verkehrsprobleme 
in den Städten und in den Ballungsräumen" noch 
einige Bemerkungen machen. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Sie sehen doch, ich habe den Vorteil des Mikro-
phons. Ich bin kraft der Technik ganz zwangsläufig 
lauter als Sie, außerdem aber ohnehin durch die 
Stimme, die ich habe. 

Es fehlt, was die Verkehrsprobleme in den Bal-
lungsräumen, in den Städten und Gemeinden angeht, 
an einer Gesamtkonzeption. Hier ist dem Bundes-
verkehrsminister kein Vorwurf zu machen, denn er 
hat die geringste Verantwortung für den Verkehr in 
den Städten und insbesondere auch für den Per-
sonennahverkehr. Es ist um so erfreulicher, wenn 
Minister Leber angekündigt hat, daß ein Gesamt-
programm für den öffentlichen Personennahverkehr 
entwickelt werden soll. Wir werden es bei diesem 

Programm mit einer finanziellen Größenordnung zu 
tun haben, die das Zusammenwirken von Bund, Län-
dern und Gemeinden erforderlich macht. Gegebenen-
falls müssen wir uns auch mit der Neuverteilung 
von Zuständigkeiten vertraut machen. Denn es hätte 
wohl kein Bürger Verständnis dafür, daß eine Ge-
bietskörperschaft auf ihre Unzuständigkeit und auf 
die Zuständgikeit einer anderen hinweisen würde. 

Ich wiederhole, es fehlt nicht nur an Geld, sondern 
auch an der Gesamtkonzeption. Minister Leber will 
sie entwickeln. Hier helfen nicht Einzelmaßnahmen, 
wiewohl man darüber diskutieren kann, z. B. über 
die Entlastung des öffentlichen Personennahverkehrs 
von der Mineralölsteuer oder auch über den soge-
nannten Nulltarif. 

Ich will mich übrigens beim Nulltarif nicht auf-
halten, aber doch dies sagen dürfen: Wenn der Bahn 
Geld fehlt, wenn für den Fernstraßenbau Geld fehlt, 
wenn für Ballungsräume Geld fehlt, dann ist der 
Wegfall von Einnahmen für den Verkehrsträger 
sicher keine Lösung zur Bewältigung der Proble-
matik. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Den Befürwortern des Nulltarifs — ich gehöre nicht 
dazu, wie Sie aus meinen Bemerkungen messer-
scharf schlußfolgern können — sei gesagt, daß im 
Jahre 1921 die Stadt Moskau auf öffentlichen Ver-
kehrsmitteln freie Fahrt gewährte. Aber im gleichen 
Jahr wurde das Prinzip der Bezahlung wieder ein-
geführt — ich habe das im „Volkswirt" gelesen —, 
so daß die Abschaffung des Nulltarifs in Moskau in 
diesem Jahr ein goldenes Jubiläum feiert. 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Die werden gelegentlich auch 

vernünftig!) 

Lassen Sie mich, meine verehrten Damen und 
Herren, zu den Ballungsräumen zurückkommen. Der 
Bundesminister für Verkehr sprach davon, daß es 
eine autogerechte Stadt nicht geben könne. Dem muß 
man zustimmen. Denn Straßen, Schienen, Parkplätze 
und Leitungen bilden nicht die Stadt; sie könnte, 
wenn man sie so sähe, ihre Stadtfunktion nicht er-
füllen. Diese Einsicht erfordert Konsequenzen und 
politischen Mut. Im Bereich der Ballungsräume und 
der Städte sind verkehrslenkende Maßnahmen er-
forderlich. 

Der Bundesminister für Verkehr hat z. B. bei der 
Beschränkung des Lkw-Verkehrs in Urlaubsmonaten 
ein Beispiel gegeben, wie man solche verkehrs-
lenkenden Maßnahmen treffen kann. Sie sind auch 
in dem skizzierten Bereich erforderlich; denn ein 
passives Hinnehmen der Entwicklung wäre nicht 
vertretbar. Hier sind nicht nur große finanzielle 
Aufwendungen erforderlich, sondern auch verkehrs-
lenkende Maßnahmen wie Parkplatz am Stadtrand, 
attraktive Schnellverbindungen in die Innenstadt, 
Erhöhung des Rahmens der Parkgebühr. Auch vieles 
andere muß überlegt und durchdacht werden, und 
daraus müssen Schritte abgeleitet werden. 

(Abg. Franke [Osnabrück): Thema für den 
nächsten Programmparteitag!) 

Wie wir die Investitionen, die erforderlich wer-
den, bezahlen können, wird in dieser Beratung noch 
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eine offene Frage sein. Der Bundesminister hat an-
gekündigt, daß es Überlegungen bezüglich der Er-
höhung der Mineralölsteuer geben kann und wird. 
Ich möchte die Bundesregierung ausdrücklich ermun-
tern, noch in diesem Jahr eine Überlegung bezüglich 
der Erhöhung der Mineralölsteuer, beginnend mit 
dem Jahr 1972, anzustellen und dem Hohen Hause 
vorzulegen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Für welchen 
Zweck?) 

— Ich habe doch über die Zwecke, nämlich über die 
Schwerpunkte, die ich sehe, gesprochen, Herr Kol-
lege Müller-Hermann. Ich glaube nicht, daß ich das 
wiederholen muß. 

(Abg. Lemmrich: Ich meine, der Minister hat 
gesagt, es gibt keine Erhöhung!?) 

Jedermann in unserem Land spürt, daß wir im Be-
reich der Verkehrsinvestitionen mehr tun müssen. 
Ich kann mir denken, daß derjenige, der das spürt, 
auch eine Bereitschaft dazu hat, die Mehraufwen-
dungen möglich zu machen. 

Lassen Sie mich abschließend ein paar Bemerkun-
gen zum Thema Luftfahrt machen. Die Aufwendun-
gen des Bundes für die Luftfahrt steigen in den fünf 
Jahren von 1969 bis 1974 um rund das Fünffache. 
1969 haben wir 50 Millionen DM ausgegeben. Für 
1974 werden 230 Millionen DM erforderlich sein. 
Diese Investitionen sind insbesondere im Bereich 
der Flughäfen und besonders im Bereich der Flug-
sicherung notwendig. 

Die Aufwendungen für die Flugsicherung steigen 
auf Grund des Ausbauprogramms der Bundesregie-
rung von 1970 bis 1971 um 100 %. Erfreulicherweise 
hat nunmehr auf deutsche Initiative hin der Mini-
sterrat ,der Eurocontrol die Einführung von Flug-
sicherungsgebühren ab 1. November 1971 beschlos-
sen. Die Gebühren decken zunächst nur 15 % der 
Flugsicherungskosten. Das ist ein Anfang. 

Der Bundesminister für Verkehr sollte mit Nach-
druck auf einer Wegekostenregelung gerade im Be-
reich des Flugverkehrs bestehen, mit dem Ziel, daß 
die Kosten für Passagier- und Frachtflüge voll von 
den Benutzern getragen werden müssen. Ich weiß, 
daß das ein heißes Eisen ist; aber ich bin nicht da, 
um solche heißen Eisen nicht anzufassen. Dem 
Steuerzahler kann man nicht zumuten, daß auf seine 
Kosten der Ausbau der regionalen Flughäfen und 
die notwendige Flugsicherung erfolgt, Einrichtungen, 
die nur wenigen zugute kommen. Auch hier, meine 
Damen und Herren, können wir nicht gebannt auf 
das sehen, was auf uns zukommt. Bei der Knapp-
heit des Luftraums können wir uns eine beliebige 
Ausweitung des Individualverkehrs in der Luft nicht 
erlauben, wenn wir dort nicht die gleichen Lasten 
und Sorgen bekommen wollen, wie wir sie mit dem 
Individualverkehr auf der Erde haben. Die Politik 
darf nicht übersehen, daß der Luftraum in der Bun-
desrepublik Deutschland schon jetzt knapp ist. Im 
Luftraum muß der Liniendienst auf weiten Strecken 
absolute Priorität genießen. Deswegen, meine ich, 
muß man gegenüber der Ausweitung des Individual-
verkehrs in der Luft Zurückhaltung üben. 

Die letzte Bemerkung. Meine Damen und Herren, 
im Einzelplan 12 haben wir es mit viel Geld zu tun. 
Das können wir getrost in die Hände des Bundes-
verkehrsministers — und natürlich auch in die 
Hände dieses Hohen Hauses — geben. Wir wissen 
Vernünftiges damit anzufangen. Aber in diesem Ein-
zelplan 12 steckt auch viel Verkehrsproblematik. 
Auch mit dieser Verkehrsproblematik wird Herr 
Minister Leber sicher fertig werden, wenn ihm ein 
aufgeschlossenes Parlament gegenübersteht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
der Abgeordnete Rawe. 

Rawe (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Zunächst darf ich dem Kollegen 
Haehser dafür danken, daß er mit uns darin über-
einstimmt, daß es natürlich nicht sehr gut ist, daß 
wir Verkehrsdebatten unter diesem Zeitdruck füh-
ren, wie wir es heute wieder einmal tun müssen. 
Denn in der Tat ist dieser Haushalt so umfangreich, 
Herr Haehser, daß es sich lohnen würde, darüber 
mehr Worte zu verlieren, als wir es jetzt tun kön-
nen. Wir sind aber alle gezwungen, uns in der Zeit 
zu beschränken, und auch ich will das sehr gern tun. 

Wir haben im vergangenen Jahr dem Einzelplan 
12 nicht unsere Zustimmung gegeben, sondern uns 
nur der Stimme enthalten, weil wir der festen Über-
zeugung waren, daß es eigentlich möglich sein 
müsse, gerade in diesem Bereich eine gemeinsame 
Politik zu machen. Wir haben damals deutlich ge-
macht, daß wir erwarten, daß diese gemeinsame 
Politik angegangen wird, weil auch wir davon 
überzeugt sind, daß es in diesem Bereich, in diesem 
Haushalt Notwendigkeiten gibt, denen man sich 
nicht entziehen sollte und denen wir uns auch nicht 
entziehen wollen. Aber wir haben natürlich eine 
andere Politik erwartet als die, die uns jetzt ge-
boten wird, nämlich als das Vorgaukeln von Zu-
kunftsbildern, von denen jeder schon jetzt sagen 
muß, daß sie gar nicht verwirklicht werden können. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundesverkehrsminister, ich will heute nicht 
in die Versuchung verfallen, Ihnen die Zweifelhaf-
tigkeit so mancher Ihrer Versprechungen vor diesem 
Hohen Hause vor Augen zu halten, und ich will 
auch nicht wieder in die Verkehrsdebatte vom 2. 
Dezember 1969 zurückfallen, obwohl es sicherlich, 
Herr Kollege Apel, außerordentlich vergnüglich 
wäre, einmal die Nuancen herauszuarbeiten, die in 
Ihren Ausführungen gegenüber der Ansicht, die der 
Verkehrsminister hier vertreten hat, zum Ausdruck 
kamen. 

(Abg. Dr. Apel: Wissen Sie, wir sind eine 
demokratische Partei!) 

— Natürlich! Ich will mir das ja heute auch be-
wußt schenken; denn wir haben uns ja an dieser 
Stelle immer dadurch ausgezeichnet, daß .  wir die 
Aussprache über den Einzelplan 12 ganz bewußt an 
den Positionen dieses Haushalts orientiert haben, 
und genau dieser Übung will auch ich mich jetzt 
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unterziehen. Ich will deswegen an ganz, ganz we-
nigen Punkten darlegen, Herr Bundesminister für 
Verkehr, weshalb wir diesem Haushalt unsere Zu-
stimmung nicht geben können. 

Herr Haehser hat sehr elegant deutlich gemacht, 
daß ein Sorgenkind der Verkehrspolitik die Deut-
sche Bundesbahn geblieben ist. Ich stimme mit ihm 
darin überein. Wer sich die Protokolle der letzten 
Beratungen der verschiedenen Haushalte und auch 
der verschiedenen Verkehrsdiskussionen ansieht, 
der weiß, daß sie ein Sorgenkind bleiben muß. Die 
Deutsche Bundesbahn hat immer im Streit der Mei-
nungen gestanden, weil es bislang einfach nicht ge-
lungen ist, um einmal mit dem Verkehrsminister 
Leber zu sprechen, die Deutsche Bundesbahn in die 
Nähe der Eigenwirtschaftlichkeit zu führen. Das ist 
seinem Vorgänger, dem Verkehrsminister Seebohm, 
nur vorübergehend gelungen. Uns ist es während 
der Großen Koalition gemeinsam nicht gelungen, 
aber auch Ihnen, Herr Verkehrsminister Leber, ist 
es weiß Gott nicht gelungen, und das sollten Sie 
gelegentlich auch einmal ehrlich zugeben. 

(Abg. Haase Kassel: Trotz Vollbeschäftigung!) 

Ich will Ihnen das gar nicht vorwerfen. Aber ich 
wende mich dagegen, daß wir uns, so wie es der 
Kollege Haehser gerade wieder versucht hat, indem 
er nämlich keine konkreten Zahlen genannt hat, auf 
den Weg machen, ein Bild zu malen, als ob bei der 
Deutschen Bundesbahn alles in bester Ordnung sei, 
obwohl wir ganz genau wissen, daß dem nicht so ist. 
Denn, lieber  Herr Haehser, trotz der hervorragenden 
Leistungen der Eisenbahner, die jeder von uns in 
diesem Hause in der richtigen Weise bei der Ver-
kehrsdebatte gewürdigt hat und die wir auch heute 
würdigen wollen, trotz der hervorragenden Ausla-
stung, von der Sie gesprochen haben, können wir 
uns doch nicht darüber hinwegtäuschen lassen, daß 
sich die Finanzlage der Deutschen Bundesbahn ge-
radezu alarmierend verschlechtert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ganz wenige Zahlen dazu. Im Jahre 1970 ist der 
Deutschen Bundesbahn ein Verlust — Herr Haehser, 
Sie haben das vorhin so elegant umschrieben —
von 1,2 Milliarden DM entstanden. Für 1971 werden 
es nach den eigenen Schätzungen Ihres Hauses, Herr 
Minister Leber, 2,8 Milliarden DM sein, und dies, 
obwohl die Leistungen an die Deutsche Bundesbahn 
aus dem Bundesetat ganz erheblich höher geworden 
sind. Selbst nach Durchführung der massiven Tarif-
erhöhungen werden sich die Verluste am Ende die-
ses Jahres noch immer auf mindestens 2 Milliarden 
DM belaufen. Denn selbst die optimistischen Schät-
zungen von 800 Millionen DM, die Sie durch die 
Tariferhöhungen einspielen wollen, sind doch nicht 
ohne Risiko. 

Nun, was haben Sie getan? Sie haben, obwohl dies 
alles bekannt war, im Bundeshaushalt keine aus-
reichenden Mittel zur Abdeckung dieses Verlusts 
zur Verfügung gestellt. Infolgedessen bleibt für 1970 
nach Abzug der Bundeszuweisungen eine Finanzie-
rungslücke von 800 Millionen DM und für 1971 eine 
solche von 1 Milliarde DM. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: So ist es!) 

Herr Kollege Dr. Jobst hat in der Aussprache am 
2. Dezember auf diese außerordentlich bedenkliche 
Entwicklung hingewiesen, und Sie können sich jetzt 
nicht damit verteidigen, daß Sie es nicht gewußt 
haben. Denn bei Abschluß der Beratungen im Haus-
haltsausschuß war dies alles bekannt. Wenn Sie 
einen korrekten Haushalt hätten vorlegen wollen, 
hätten Sie die Liquiditätszuweisungen hier ent-
sprechend erhöhen müssen, 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

so wie es in den Bemerkungen Ziffer 8 zu dieser 
Einzelposition ausgeführt ist. So verstehe ich, Herr 
Minister Leber, den § 28 Abs. 2 des Bundesbahnge-
setzes, daß eine erkennbare Finanzierungslücke auch 
sofort durch entsprechende Liquiditätszuweisungen 
zu decken ist. Wenn Sie das nicht wollen, gehen Sie 
einen außerordentlich bedenklichen Weg. Denn Sie 
verweisen dann die Bundesbahn auf den Weg einer 
weiteren Verschuldung und damit einer weiteren 
Kostenerhöhung und verschlechtern weiter die Er-
tragslage. Ich weiß nicht, ob Sie das so wollen. 
Sicherlich stimmt das aber in gar keiner Weise mit 
dem überein, was Sie in Ihrem Verkehrspolitischen 
Programm verkündet haben, oder mit dem, was Sie 
in diesem schönen Heftchen „Gesagt — getan" ver-
kündet haben. Sie wissen, Sie haben eine Regie-
rungserklärung herausgegeben. Darin haben Sie 
diesem Hohen Hause deutlich gemacht, daß das für 
Sie ja sowieso nur ein Umbuchungsvorgang ist, die 
Deutsche Bundesbahn zu entschulden, und Sie haben 
damit versprochen, daß Sie die gesamte Schuldenlast 
der Deutschen Bundesbahn auf den Bundeshaushalt 
übernehmen wollen. Aber es paßt ja würdig in die 
Illusionspolitik dieser Regierung, die sich auch bei 
den anderen Ressorts widerspiegelt, daß Sie uns 
ganz bewußt auf dieses Versprechen in Ihrer Regie-
rungserklärung unter der Rubrik „Getan" die Ant-
wort schuldig geblieben sind. 

Wogegen wir uns also wenden, ist der Umstand, 
daß hier gerade an der Position Deutsche Bundes-
bahn deutlich wird, daß Sie eine Politik betreiben, 
von der wir sagen müssen, sie ist aus den von mir 
dargelegten Gründen inkorrekt. Erstens täuschen 
Sie die deutsche Öffentlichkeit über die Wirklichkeit 
bei der Deutschen Bundesbahn. Zweitens sage ich 
Ihnen aber auch ganz hart, ich halte dieses Verfah-
ren gegenüber der Deutschen Bundesbahn für aus-
gesprochen unfair. Denn diese wird am Ende des 
Jahres bekennen müssen, daß sie die geschätzten 
Verluste, die Sie uns hier nach dem Haushaltsplan 
bekanntgeben, in Wirklichkeit nicht einhalten kann, 
sondern daß die Verluste viel, viel höher werden. 
Und das ist außerordentlich bedenklich. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nun hat Herr Haehser von einer Traumgrenze ge-
sprochen. 

(Abg. Haase [Kassel] : Ein Alptraum!) 

Lieber Herr Haehser, 

(Abg. Haehser: Lieber Herr Rawe!) 

eine Traumgrenze haben Sie natürlich in der Tat 
erreicht. Ich will Sie heute nicht mehr mit vielen 
Zahlen behelligen. Aber wenn der Herr Verkehrs- 
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minister bei der Einbringung seines verkehrspoliti-
schen Programms am 8. November 1967 hier verkün-
det hat, daß der besorgniserregende Zustand bei der 
Bundesbahn dazu führen könne, daß wir, wenn wir 
die Maßnahmen, die er damals von uns wollte, nicht 
sofort beschließen würden, im Jahre 1972 die Grenze 
von 5 Milliarden DM erreichen würden, wenn er 
uns dann heute schon demonstriert — obwohl wir 
jetzt 4,25 Milliarden DM an Zuwendungen geben 
müssen daß wir am Ende dieses Jahres die 
5-Milliarden-Grenze schon überschreiten, dann ha-
ben Sie in der Tat eine Traumgrenze erreicht. Aber 
dies ist ein Alptraum. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nur meine ich, Ihnen sagen zu müssen, daß wir 
eine solche Grenze bewußt vermeiden sollten. Ich 
bin nämlich gar nicht der Auffassung, die der Kol-
lege Seibert bei der verkehrspolitischen Debatte 
geäußert hat, daß wir uns mit dem Gedanken ver-
traut machen sollten, mit dem Defizit der Bundes-
bahn zu leben. 

Ich wiederhole unser Angebot, Herr Bundes-
minister für Verkehr. Ich weiß, daß die Situation bei 
der Bundesbahn so schwierig ist, daß auch ich Ihnen 
kein Patentrezept anbieten kann. Aber wir sollten 
uns gerade in diesem Bereich gemeinsam bemühen, 
die Dinge in den Griff zu bekommen. Ich will Ihnen 
sagen, daß es vielleicht besser gewesen wäre, Sie 
hätten sich nicht vom Wirtschaftsminister überstim-
men lassen, als es notwendig war, die Tarife anzu-
heben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Dr. Müller-Hermann hat Ihnen hier schon nachge-
wiesen, daß es sinnlos ist, immer an diesen soge-
nannten Verwaltungstarifen festzuhalten. Das ist 
volkswirtschaftlich nicht durchzuhalten, denn dann 
erhalten Sie die Ergebnisse, die Sie jetzt mit dem 
hohen Defizit haben. Ich bin zwar nicht sicher, daß 
Sie damit den gesamten Verlust eingespielt hätten, 
aber Sie hätten ihn wesentlich geringer halten kön-
nen, und das ist ein Vorwurf, den wir Ihnen jetzt 
nicht ersparen können. Es hat doch gar keinen Sinn, 
daß Sie sich am 12. Dezember hier hinstellen und 
beschwörend erklären, die Deutsche Bundesbahn 
könne auf keinen grünen Zweig kommen, wenn 
man ihr nicht die Chance einräume, auch die Preise 
entsprechend anzuheben. Ich frage Sie einmal, wer 
ist denn dafür verantwortlich, daß die Deutsche 
Bundesbahn die richtigen Preise bekommt? Das ist 
doch niemand anderes als die Bundesregierung und 
da der zuständige Ressortchef, nämlich Sie, Herr 
Minister Leber. Ich glaube, das muß Ihnen doch in 
dieser Deutlichkeit gesagt werden! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Haehser: 
Herr Stoltenberg hätte dann von Inflation 

geschwätzt!) 

- Ach wissen Sie, das ist doch völlig albern, und 
darüber, Herr Haehser, haben wir uns doch lange 
genug unterhalten. 

(Abg. Haehser: Albern?!) 

Ja, das ist albern, wenn Sie glauben, Sie könnten 
ständig dem Kostendruck dadurch ausweichen, daß 

Sie nur um der Statistik willen solche Preise fest-
halten. Das ist völlig albern, sage ich Ihnen, das 
bringt Ihnen gar nichts ein. 

Ich will dies sagen: wir müssen versuchen, das 
Problem Deutsche Bundesbahn in der richtigen 
Weise anzugehen. Ich würde dem Minister Leber 
raten, daß er sich vielleicht doch einmal das jetzige 
Verhandlungspapier der SNCF ansieht, das ja die 
Frage der Verteilung der Lasten zwischen dieser 
französischen Staatsbahn und dem französischen 
Staat jetzt neu regeln will. Dort ist man einen inter-
essanten Weg gegangen, Herr Haehser, der sicher 
auch Sie als ersten Berichterstatter interessieren 
muß. Dort schlägt man vor, die Kosten, die politisch 
vom Staat zu übernehmen sind, in der Tat bei den 
Ressorts auszuweisen, wo sie eigentlich hingehören. 
Das wäre ein wesentlicher Fortschritt bei unserer 
Kontenbereinigung, wie wir sie uns vorstellen. Ich 
meine, Herr Minister Leber, sie sollten einmal prü-
fen, ob wir nicht gemeinsam einen solchen Weg 
gehen können. Ich jedenfalls würde das für ausge-
sprochen begrüßenswert halten. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das wäre auch 
im Interesse der Bahn!) 

Natürlich ist das im Interesse der Bahn. Ich will 
es mir jetzt ersparen — denn die Zeit läuft mir 
davon, Frau Präsidentin —, auf die vielfältigen 
Dinge einzugehen, die gerade hierzu, auch was die 
Wegekosten angeht, noch zu sagen wären. Ich 
meine, dieser Weg bietet sich auch auf Grund des 
§ 28 a des Bundesbahngesetzes an, nach dem aus-
drücklich die politischen Lasten abzugelten sind und 
von dem, wie Sie wissen, wir Gott sei Dank sagen 
können, daß er auf unsere Initiative zurückzuführen 
ist. 

Meine Damen und Herren, ich glaube wenn man 
das so sieht, muß man erkennen, daß uns in diesem 
Bereich der Eisenbahn nach dem Haushaltsbild 
eine Zukunftsversion vorgegaukelt wird, die so, 
wie sie jetzt in den Haushaltsansätzen zum Aus-
druck kommt, unrealistisch ist. Deswegen lehnen 
wir diesen Haushalt ab. 

Ich will aber noch einen weiteren Grund nach-
schieben, das ist das Kap. 12 10. Herr Haehser hat 
dankenswerterweise hier ausgeführt, daß es sicher-
lich richtig ist, daß wir immer mehr Aufwendungen 
für den Straßenbau machen. Sie wissen, Herr Haeh-
ser, daß die Grenze von 5 Milliarden DM auch jetzt 
überschritten ist, nur scheint auch hier der Bundes-
minister für Verkehr der Auffassung zu sein, daß 
es richtig ist, Illusionen zu wecken. Denn der Be-
darfsplan, den er uns vorgelegt hat und zu dem er 
selbst bekennen mußte, daß er die Mittel bis zum 
Jahre 1985 mit Sicherheit nicht zusammenbekommt 
— jedenfalls nicht nach den jetzigen Finanzierungs-
grundlagen , bedeutet ein Wecken solcher Illu-
sionen. Was für einen Sinn hat es denn, wenn wir 
feststellen müssen, daß wir bei einer Wirtschafts-
politik, die zu diesen steigenden Preisen geführt hat, 
zwar volumenmäßig erheblich mehr - Herr Dr. 
Müller-Hermann hat damals 14 % ausgerechnet -
für den Straßenbau ausweisen, aber am Ende dieses 
Jahres zu dem Ergebnis kommen werden, Herr 
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Minister Leber, daß wir effektiv weniger Straßen, 
weniger Brücken gebaut haben als im Jahre 1970. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: 14 % weniger!) 

Wenn Sie es einmal richtig nachrechnen, werden Sie 
zu dem Ergebnis kommen, daß Sie im Jahre 1970 
weniger Straßen gebaut haben als im Jahre 1969. 
Ich kann Ihnen da nur sagen, das ist außerordent-
lich bedauerlich. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU. — 
Abg. Haase [Kassel] : Was ist wohl schuld 

daran?) 

Herr Bundesminister, wir sehen mit einem gewis-
sen Interesse Ihrem Bericht entgegen, den Sie uns 
im Haushaltsausschuß versprochen haben, gerade 
zu diesem Problem; denn wir möchten einmal detail-
liert nachgewiesen bekommen, wie es nun in Wirk-
lichkeit mit dem Straßenbau aussieht. Sie brauchen 
keine Sorge zu haben, ich habe nicht die Absicht, 
Sie allein dafür verantwortlich zu machen. Schuld 
ist diese Bundesregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie haben aber nun einmal das Pech, daß Sie diesen 
Haushalt vertreten müssen und daß Sie als der 
zuständige Ressortminister auch Mitglied dieser 
Regierung sind. 

Ich bin jetzt versucht, Ihnen alle diese Positionen 
im Haushalt einmal vorzurechnen, bei der Schiffahrt, 
bei den Investitionshilfen für den Schiffbau, bei den 
Abwrackprämien, wo Sie alle die gleichen Ansätze 
wie im vergangenen Jahr gebracht haben und wo 
wir alle auf Grund dieser Steigerungsraten jetzt zu 
dem Ergebnis kommen, daß die so Geförderten in 
Wirklichkeit weniger erreichen als den Jahren vor-
her. 

(Abg. Haase [Kassel] : Wie überall!) 

Das ist ein Vorwurf, Herr Bundesminister für Ver-
kehr, den wir Ihnen nicht ersparen können und auch 
nicht ersparen wollen. Ich meine, das muß Ihnen 
zum Vorwurf gemacht werden, und deswegen kön-
nen wir diesem Haushalt so nicht zustimmen. 

Ich will noch auf das Argument des Kollegen 
Haehser eingehen. Wenn ich ihn richtig verstanden 
habe, hat er andeuten wollen, daß wir uns im Rah-
men des Straßenbauplans ernsthaft überlegen müs-
sen, ob wir nicht für die Ballungsräume und für den 
innergemeindlichen und innerstädtischen Verkehr 
künftig mehr tun müssen als für den Fernstraßenbau. 
Herr Haehser, ich bin mit Ihnen der Meinung, daß 
wir uns wirklich die Prioritäten überlegen sollten. 
Aber ich darf Sie daran erinnern, daß das ein altes 
Anliegen meines Kollegen Dr. Müller-Hermann ist, 
der Ihnen das ständig vorgetragen hat. Wenn Sie 
jetzt darauf eingehen wollen, kann ich nur sagen, 
daß das eine großartige Sache ist. Es zeigt, daß wir 
vielleicht doch noch die Chance haben, in diesem 
Bereich zu Gemeinsamkeiten zu kommen. 

Ich wäre allerdings daran interessiert, Herr Bun-
desminister für Verkehr, daß Sie uns bei der detail-
lierten Aufstellung auch einmal nachweisen, in 
welchem Umfange draußen auf dem Lande Straßen-
baumaßnahmen zum Zuge kommen, damit wir nicht 
immer erleben müssen, daß die Menschen draußen  

in den Landkreisen zwar zum Steueraufkommen in 
der gleichen Weise beitragen dürfen, aber von den 
Verkehrsbauten wenig profitieren. Die Zeit reicht 
nicht, um das hier auszumalen. Das wäre sicherlich 
interessant. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie wissen, ich habe Ihnen bei einer anderen Haus-
haltsberatung einmal eine Rechnung aufgemacht, 
von der Sie gesagt haben, daß sie stimme. 

Ich will das jetzt aber nicht vertiefen, denn ich 
möchte versuchen, sehr schnell zum Schluß zu kom-
men, und das kann ich nicht, ohne noch eine weitere 
Position zu erwähnen. Das ist die Frage der Be-
handlung der Mittel für die Öffentlichkeitsarbeit. 

Sie werden merken, Herr Minister, daß ich das 
sehr fair machen werde. Aber ich glabe, dazu muß 
ich doch einiges sagen. Als Sie am vergangenen 
Jahr mehr Geld haben wollten, um die Straßenver-
kehrsordnung entsprechend bekanntzumachen, ha-
ben wir ja gesagt. Wir haben Ihnen auch mehr Mit-
tel bewilligt, als es darum ging, einen wirksameren 
Kampf gegen den Mißbrauch des Alkohols im Ver-
kehr zu führen. Das alles haben wir getan. Wir sind 
der Meinung, daß das gut war. Wir sind allerdings 
nicht dafür, Herr Bundesminister, daß diese unge-
heuer hohen Mittel nun in erster Linie dafür Ver-
wendung finden, daß der Bundesminister für Ver-
kehr eine besonders gute Imagepflege betreibt. Ich 
gebe Ihnen gerne zu, daß das Ihre Werbemanager 
in hervorragender Weise verstehen. Ich meine aber, 
daß Steuermittel für einen solchen Personenkult, der 
sich ja im übrigen sehr gut in das Gehabe der 
übrigen Ressorts einfügt, zu schade sind. Ich meine 
auch, Herr Bundesminister für Verkehr, daß Sie das 
in dieser Form an sich nicht nötig hätten. Deswegen 
meine herzliche Bitte an Sie: Stellen Sie das ab. Sie 
erweisen sich damit selbst den besten Dienst. 

Meine Damen und Herren, die Zeit ist abgelau-
fen. Ich wollte meine Redezeit bewußt nicht über-
schreiten. Ich habe mich darauf beschränkt, nur 
einige haushaltsbezogene Punkte der Kritik anzu-
führen. Aber ich bin der Auffassung, daß wir uns 
bei Ihrem Haushalt, Herr Bundesminister für Ver-
kehr, aus den hier angegebenen und aus vielerlei 
anderen Gründen, die Freunde von mir noch vortra-
gen werden, einfach nicht mehr nur der Stimme 
enthalten können. Wir müssen diesen Haushalt ab-
lehnen, und zwar deswegen, weil der deutschen 
Öffentlichkeit mit diesem Haushalt bewußt ein fal-
sches Bild vorgegaukelt wird und weil dieser Haus-
halt, wie ich in einigen Punkten nachgewiesen habe, 
inkorrekt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Haehser: 
Nachweisen wollten!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
der Abgeordnete Ollesch. 

Ollesch (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Der Sprecher der Oppo-
sition hat angekündigt, daß sie den Haushalt ab-
lehnt, weil er in seinen Zahlen unrealistisch sei - 
Sie haben die Zahlen genannt, Herr Kollege Rawe 
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— und weil im Haushalt und in Erklärungen des 
zuständigen Ministers Zukunftsbilder vorgegaukelt 
würden, die nicht realisiert werden könnten. Herr 
Kollege Rawe, die Opposition hat natürlich die 
Pflicht zur Kritik, darauf hinzuweisen, wo etwas 
verbesserungswürdig ist. Aber sie ist nicht daran 
gehindert, dem Haushalt in Gestalt von Änderungs-
anträgen wieder eine realistische Form zu geben. 
Daran sind Sie nicht gehindert. Änderungsanträge zu 
diesem Haushalt aber liegen bis zur Stunde nicht 
vor. Mir sind jedenfalls keine Änderungsanträge der 
Opposition zu diesem Haushalt bekanntgeworden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihr stimmt uns 
doch permanent nieder! 	Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Ollesch, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 

Abgeordneten Rawe? 

Rawe (CDU/CSU) : Herr Kollege Ollesch, sind Sie 
nicht mit mir der Meinung, daß es nicht nur selbst-
verständlich, sondern nach dem Gesetz Pflicht der 
Regierung ist, einen korrekten Haushalt vorzulegen, 
und sind Sie nicht mit mir weiter der Meinung, daß 
der Minister, wenn eine Entwicklung deutlich ist — 
Sie werden sich vorstellen können, daß ich meine 
Zahlen nicht aus der Luft greife; da der Bundes-
minister für Verkehr ordentlich mit uns zusammen-
arbeitet, habe ich sie aus seinem Hause — und wenn 
er Entwicklungen erkennt, sie auch realistisch in 
den Haushalt einstellen muß? 

Ollesch (FDP) : Herr Kollege Rawe, ich stimme 
Ihnen zu, und ich stelle die Behauptung auf, daß 
dieser Haushalt realistisch ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Rawe: Dann kann ich Ihnen nur sagen: dann 
kennen Sie die Dinge nicht! — Abg. Lemm

-

rich: Nach dem Motto vom Veilchen und 
dem Elefanten!) 

Der Verkehrshaushalt nimmt im Rahmen des Ge-
samtetats eine bedeutende Stellung ein, einmal 
wegen der Wichtigkeit des Problems an sich, aber 
auch wegen der Höhe der Mittel, die diesem Haus-
halt zur Verfügung gestellt werden. Dieser Haus-
halt weist gegenüber dem Haushalt des vergangenen 
Jahres eine Steigerung von rund 14 % auf, die sich 
über der allgemeinen Steigerung des Gesamthaus-
halts bewegt. Wir haben in den letzten Monaten 
hier im Hause die Probleme — — 

(Abg. Leicht: Das stimmt ja auch nicht, 
Herr Ollesch, was Sie sagen!) 

— Sie können ja gleich hier heraufgehen und ande-
re Zahlen bringen, Herr Kollege. Daran sind Sie 
nicht gehindert. 

(Abg. Leicht: Sie haben etwas Falsches 
gesagt!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Ollesch, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 

Abgeordneten Müller-Hermann? 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU) : Herr Kol-
lege Ollesch, haben Sie eigentlich noch nicht ver-
standen, daß wir nicht die Mehraufwendungen im 
Rahmen des Bundeshaushalts für Verkehr kritisie-
ren, sondern daß wir kritisieren, daß mit den Mehr-
aufwendungen ein Minus an effektiven Leistungen 
verbunden ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ollesch (FDP): Herr Kollege Müller-Hermann, 
meine Ausführungen haben mit Ihrer hier allgemein 
geübten Kritik gar nichts zu tun. Ich stelle nur fest, 
daß dieser Haushalt um den von mir genannten Pro-
zentsatz gegenüber dem Vorjahr gestiegen ist. 

(Abg. Haase [Kassel] : Was kommt denn 
unter dem Strich dabei heraus? — Weniger 

Straßen!) 

Herr Dr. Müller-Hermann, von der Effektivität der 
zur Verfügung gestellten Beträge war in meinen 
Ausführungen überhaupt noch nicht die Rede. Von 
daher fehlt Ihnen jede Grundlage, meine Ausfüh-
rungen zu kritisieren. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Ollesch, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Rawe? 

Rawe (CDU/CSU) : Herr Kollege Ollesch, ich 
hoffe doch nicht, daß Ihnen entgangen ist, daß ich 
mich im Gegensatz zu dem Kollegen Haehser der 
Mühe unterzogen habe, hier konkrete Zahlen vor-
zubringen. Wir haben also nicht die Zahlen in Frage 
gestellt. Es wäre wirklich dankenswert — und darum 
bitte ich Sie —, wenn Sie das nicht in Zweifel ziehen 
wollten. Sonst diskutieren wir aneinander vorbei. 

Ollesch (FDP) : Herr Kollege Rawe, Ihnen muß 
ich sagen: Für Sie gilt die gleiche Antwort, die ich 
dem Herrn Kollegen Müller-Hermann gegeben habe. 
Ich habe eine Feststellung getroffen, weiter nichts. 
Mir wird es doch erlaubt sein, hier Feststellungen 
zu treffen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Lemmrich: Sicher, und mögen sie noch 
so falsch sein! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU.) 
Die Probleme des Verkehrs wurden hier im Hause 

in den letzten Monaten sehr intensiv diskutiert an 
Hand von Vorlagen, die sich mit den einzelnen 
Sparten des Verkehrs beschäftigten. Aber die Dis-
kussion wird in der deutschen Öffentlichkeit weiter-
geführt, weil die brennenden Fragen, die ungelösten 
Probleme im Verkehr jedem Bürger unseres Landes 
tagtäglich deutlich sichtbar werden. 

Der Haushalt des Verkehrsministeriums hat fol-
gende Schwerpunkte: den Straßenbau nach dem 
Straßenbauplan, die Probleme der Bundesbahn, den 
öffentlichen Personennahverkehr, die Binnenschiff-
fahrt und die Luftfahrt. Nun hat der Kollege Rawe 
auf den Bedarfsplan hingewiesen, auf den Plan für 
die nächsten fünfzehn Jahre, und erklärt, daß dieser 
Plan Illusionen wecke 

(Zurufe von der CDU/CSU: Und wie!) 
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und geeignet sein, Hoffnungen zu wecken, die später 
durch die harten Realitäten widerlegt würden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es doch!) 

Sie haben dabei erwähnt, daß der Bundesverkehrs-
minister bei der Debatte über den Straßenverkehrs-
plan selbst darauf hingewiesen hat, daß die vor-
aussichtlich zur Verfügung stehenden Mittel für eine 
volle Realisierung des Bedarfsplanes nicht ausrei-
chen werden. 

(Zuruf des Abg. Leicht.) 

Es ist ja gar nicht so neu, daß ein Bedarfsplan nach 
Ablauf der gesetzten Frist, nach Ablauf der Zeit, die 
man sich als Ziel gesetzt hat, nicht immer mit den 
gegebenen Realitäten übereinstimmt, 

(Abg. Leicht: Davon gehen Sie also aus!) 

daß die Wirklichkeit sich also von den Zielen des 
Bedarfsplans entfernt hat. Meine Damen und Herren, 
das ist aber nicht nur jetzt, da diese Regierung im 
Amt ist, der Fall; 

(Zuruf des Abg. Stücklen) 

es ist auch das Schicksal von Plänen, von Bedarfsplä-
nen auch der vergangenen Regierungen gewesen, 
daß sie auf Grund des Eintretens bestimmter Um-
stände oder auf Grund von neuen Erkenntnissen 
nicht in vollem Umfang erfüllt werden konnten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Ollesch, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-

geordneten Rawe? 

Rawe (CDU/CSU) : Herr Kollege Ollesch, ich ver-
spreche Ihnen, daß dies meine letzte Zwischenfrage 
sein wird. Darf ich also Ihren Ausführungen ent-
nehmen, daß Sie selbst davon ausgehen, daß Sie 
diesen Straßenbauplan nicht erfüllen werden? 

Ollesch (FDP) : Nein, davon dürfen Sie nicht aus-
gehen, Herr Kollege Rawe. Sie hätten genau zu-
hören sollen. Aber das Zuhören fällt Ihnen ja immer 
etwas schwer, weil Sie etwas Bestimmtes heraus-
hören wollen. Ich habe gesagt, daß der Bedarfsplan 
mit den bisher vorausschaubar auf Grund von Ge-
setzen und Verordnungen zur Verfügung stehen-
den Mitteln nicht in vollem Umfang erfüllt werden 
kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zur Hälfte!) 

Das hat auch der Bundesverkehrsminister hier in 
voller Offenheit erklärt, und wir haben darüber 
debattiert. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der CDU/CSU: Was soll denn 
dann der Plan, Herr Ollesch? — Das ist 

doch ein Windei!) 

Auch Sie, Herr Kollege Rawe, haben damals nicht 
gesagt, wie Sie diesen Bedarfsplan erfüllen werden. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Wir haben ihn 
ja nicht aufgestellt! — Abg. Lemmrich: Wir 
haben auch nicht den Eindruck erweckt, daß 
das in den nächsten 15 Jahren gemacht 
werden kann! Das hat doch Herr Leber ge-
macht! - Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Sie haben auch keinen anderen Plan vorgelegt. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Ein Verdum

-

mungsmanöver! — Abg. Lemmrich: Er stellt 
doch nur fest, mag es noch so falsch sein! 

Weitere lebhafte Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Ollesch, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Schmitt (Lockweiler)? 

Ollesch (FDP) : Frau Präsidentin, ich möchte 
meine Ausführungen jetzt im Zusammenhang zu 
Ende bringen. Meine Damen und Herren, lassen Sie 
mich im Zusammenhang weitersprechen. Sie haben 
ja Gelegenheit, dazu Stellung zu nehmen. 

Nach dem Straßenbauplan werden in diesem Jahr 
5 Milliarden DM zur Verfügung gestellt. Das ist ein 
Betrag, der um 630 Millionen DM über dem des 
vergangenen Jahres liegt. Niemand wäre in der 
Lage ein Mehr an Mitteln für den derzeitigen Be-
darf und für die Durchführung von zur Zeit bau-
reifen Maßnahmen einzusetzen, 

(Abg. Lemmrich: Da lache ich doch nur! Sie 
haben ja nicht die geringste Ahnung!) 

ohne auf die gesamtwirtschaftliche Lage Rücksicht 
nehmen zu müssen. 

(Abg. Lemmrich: Sie haben keine Ahnung! 
Das kommt bei Ihnen ja aber oft vor, daß 

Sie reden, ohne eine Ahnung zu haben!) 

Wir haben im vergangenen Jahr — aus diesem 
Grunde ist der Streit darüber, ob die Mittel für den 
Bedarfsplan ausreichen oder nicht, verhältnismäßig 
müßig — aus konjunkturellen Gründen das Geld 
nicht ausgeben dürfen und können, das ursprünglich 
für den Straßenbau vorgesehen war. 

Sie können immer nur den Bedarf, der vorhanden 
sein wird, auf der Grundlage einer Entwicklung, die 
so weiterläuft, wie sie sich heute abzeichnet, fest-
stellen. Es können schließlich Umstände eintreten, 
die es notwendig machen, den Plan zu forcieren 
oder ihn zu kürzen, also seine Durchführung zu ver-
langsamen. 

Meine Damen und Herren, aus der Tatsache, daß 
schon für die Mitte der 70iger Jahre die Sättigung 
im Kraftfahrzeugbestand erwartet wird 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Nein!) 

— doch, Mitte der 70er Jahre; das sind die neue-
sten Zahlen! —, läßt sich leicht ablesen, daß ein 
Bedarfsplan über einen so langen Zeitraum so viele 
Unsicherheiten in sich birgt, daß er eben nur ein 
Bedarfsplan sein kann. 

(Abg. Stücklen: Ihr müßt keine Pläne 
machen, ihr müßt Straßen bauen!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Ollesch, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Leicht? 

Ollesch (FDP) : Nein, ich möchte jetzt fortfahren. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU.) 
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Meine Damen und Herren, die Bundesbahn hat in 

den bisherigen Ausführungen besonderes Interesse 
gefunden. Herr Kollege Rawe sprach von der 
„Traumgrenze" der Zuwendungen des Bundes an die 
Bundesbahn. 

(Abg. Haase [Kassel] : Das war eine „Alp

-

traumgrenze", Herr Kollege!) 

Herr Kollege Rawe, seit Jahren debattieren wir 
über die Sanierung und die Verbesserung der 
Wirtschaftlichkeit der Bundesbahn. Diese Debatte 
wurde geführt, als Sie den Bundesverkehrsminister 
stellten, und sie wird zur Zeit geführt, wo die Koa-
lition aus Sozialdemokraten und Freien Demokraten 
den Bundesverkehrsminister stellt. Es ist eine un-
bestreitbare Tatsache, daß die von uns angestrebte 
Rationalisierung Erfolge erzielt hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.- 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Es ist ferner eine unbestreitbare Tatsache, daß die 
Maßnahmen der Bundesbahn selbst, ihre Versuche, 
dieses Unternehmen wirtschaftlicher und kaufmän-
nischer zu führen, als es in der Vergangenheit ge-
schehen ist, zu größeren Erträgen geführt haben. Das 
ist unbestreitbar. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Stücklen: Siehe das Defizit!) 

Aber, Herr Kollege Rawe, auch Sie hätten nicht ver-
hindern können, 

(Abg. Leicht: Wo ist der Ertrag des Unter

-

nehmens?) 

daß der positive Effekt dieser Maßnahmen durch 
inzwischen eingetretene Kostensteigerungen, die die 
Deutsche Bundesbahn nicht zu verantworten hat, 
zum großen Teil wieder zunichte gemacht worden 
ist. 

(Abg. Dr. Jobst: Das hat doch die Regierung 
zu verantworten! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU und Gegenrufe von der SPD.) 

Nun sagen Sie, meine Damen und Herren: „Dafür 
tragen Sie die Verantwortung." Herr Kollege Mül-
ler-Hermann, ich darf Ihnen vorhalten, daß die 
Bundesregierung, die bestrebt ist, die Bundesbahn 
rationeller zu führen, von Ihnen und von Ihnen nahe-
stehenden Politikern in den Ländern daran gehin-
dert wird, entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. 
Erst unlängst hat das Land Bayern sich durch einen 
Kabinettsbeschluß dafür entschieden, gegen den 
Beschluß der Bundesregierung und der Deutschen 
Bundesbahn, die Bundesbahndirektion Regensburg 
aufzulösen, Klage vor dem Bundesverfassungsgericht 
zu erheben. 

(Abg. Haase [Kassel] : Das haben doch die 
Hessen auch gemacht, Menschenskind!) 

— Herr Kollege Haase, es spielt doch keine Rolle, 
ob das die Hessen auch gemacht haben. 

(Abg. Haase [Kassel] : Sie wollen uns etwas 
in die Schuhe schieben, was Sie selbst 

machen!) 

Sie können dieser Regierung und der Leitung der 
Deutschen Bundesbahn nicht vorwerfen, sie seien 

nicht in der Lage gewesen, bei dem Versuch, die 
Bundesbahn zu sanieren, einen größeren Effekt zu 
erzielen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Haase [Kassel] : Wer sitzt denn in Wies

-

baden? Das sind doch Ihre Genossen!) 

Meine Damen und Herren, hier wurde gesagt, die 
Bundesregierung habe es in der Vergangenheit ver-
säumt, rechtzeitig für kostendeckende Tarife zu 
sorgen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich habe, wie Sie wissen, kürzlich von dieser Stelle 
aus gefordert, daß auch der Bundesbahn die von ihr 
benötigten finanziellen Mittel zugestanden werden 
müßten. 

(Abg. Stücklen: Sicher!) 

Jede Leistung fordert ihren Preis, und auch der 
Bundesbahn muß für die von ihr angebotene Dienst

-

leistung ein angemessener Preis eingeräumt werden. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das haben Sie 
doch verhindert!) 

Aber, meine Damen und Herren, Sie wissen ebenso-
gut wie ich, daß übergeordnete Gründe konjunktu-
reller Art den Bund daran gehindert haben, zu einer 
Zeit, als Preisdämpfung oberstes Gebot war, 

(Abg. Leicht: Wo haben Sie denn ge-
dämpft? Dampfen Sie, dämpfen Sie nicht!) 

mit Tarifanhebungen, die bis zum Verbraucher 
durchschlagen, eine Kostenlawine auszulösen. 

(Abg. Stücklen: Das ist es ja! Das ist eure 
Politik! Das ist ja die Katastrophe!) 

— Nein, meine Damen und Herren, das ist nicht 
und das war nicht unsere Politik, sondern das ist 
Ihre Politik; denn die Tarife waren schon seit 1964 
festgefroren, 

(Beifall bei den Regierungsparteien — Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

also seit einer Zeit, als Ihr Kollege Seebohm Bundes-
verkehrsminister war. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungspar-
teien. — Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Auch zu der Zeit, als Sie den zuständigen Minister 
stellten, gab es für die Bundesbahn aus übergeord-
neten politischen Gründen keine kostendeckenden 
Preise. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Haase [Kassel] : Besser machen! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wir stellten jedenfalls fest, daß die eingeleiteten 
Maßnahmen dieser Regierung, obwohl sie im Er-
gebnis durch — auch in ihrer Höhe — unvorher-
gesehene Lohn- und Gehaltstarifanhebungen zum 
Teil zunichte gemacht wurden, die Bundesbahn auf 
die Dauer in die Lage versetzen, ihren Betrieb nach 
kaufmännischen und wirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten zu führen und ihr notwendiges Ergebnis einzu-
fahren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. - Abg. 
Haase [Kassel] : Das glaubt doch kein 

Mensch! — Zuruf des Abg. Rawe.) 
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Ollesch 
Die Probleme der Finanzierung der Gemeinde-

verkehrswege haben zur Zeit hier und in der Öffent-
lichkeit und in der Diskussion um die Finanzierung 
des Personennahverkehrs eine besondere Rolle ge-
spielt. Wir erleben in diesen Tagen, daß eine Reihe 
von öffentlichen Personennahverkehrsunternehmen 
gezwungen ist, die Tarife anzuheben, daß trotz der 
ständigen Tarifanhebungen kein Ergebnis erzielt 
wird, das annähernd die Kosten in diesen Betrieben 
deckt. 

(Abg. Stücklen: Na, was macht ihr dann?) 

Diese Feststellung ist nicht auf die Unternehmen in 
der Bundesrepublik Deutschland allein beschränkt. 
Kein kommunaler Verkehrsbetrieb in der westlichen 
Welt fährt ohne Defizit. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das stimmt 
auch nicht!) 

Es gibt eine Reihe von Vorschlägen, den Defiziten 
zu begegnen. In der Vergangenheit sind von seiten 
der Länder Finanzhilfen gewährt worden durch 
Nachlässe in der Kraftfahrzeugsteuer, durch Er-
lasse in der Wegekostenabgabe. 

Heute wird zur Sanierung dieser Betriebe von den 
Kommunen, aber auch von den Ländern der Ver-
zicht des Bundes auf die Mineralölsteuer gefordert. 

(Abg. Stücklen: Sehr gut!) 

Ein entsprechender Antrag des Bundesrates 

(Abg. Lemmrich: Und des SPD-Bundes

-

parteitags!) 

liegt vor, der eine Mehrbelastung des Bundes in 
Höhe von 175 Millionen DM bedeutet. Selbst wenn 
der Bund zur Zeit in der Lage wäre, auf diese 175 
Millionen DM zu verzichten, wird damit das Pro-
blem der Finanzierung unserer öffentlichen Nahver-
kehrsbetriebe auf die Dauer nicht gelöst werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Lemmrich: Der erste Satz in dieser Rede, 

der stimmt!) 

Das sind nur Palliativmittelchen, meine Damen und 
Herren, und wir sollten uns hüten, auf diesem Wege 
fortzufahren. 

(Abg. Stücklen: Was sollen wir tun? 
Gegenruf des Abg. Dr. Apel: Sie müssen 

zu Fuß gehen!) 

Der Bundesverkehrsminister hat angedeutet und 
erklärt, daß er im Laufe dieses Jahres ein Gesamt-
konzept für den öffentlichen Personenverkehr vor-
bereitet und vorlegen wird. Herr Kollege Stücklen, 
Sie fragen: Was sollen wir denn tun? — Sie sind 
doch — das erklären Sie seit einigen Tagen — im 
Besitz der höheren Weisheit. Dann sagen Sie doch, 
was Sie tun müssen, ohne daß wir es Ihnen sagen 
müssen. 

(Abg. Stücklen: Sind wir in der Regierung, 
oder sind Sie in der Regierung? Wofür 

werden die Brüder bezahlt?!) 

Ich versuche Ihnen ja zu sagen, was wir tun wer-
den. Ebenso wie der Bund für seinen Bereich, für 
die Deutsche Bundesbahn, dafür sorgt, daß diese 
Bundesbahn ihre Leistung für die Gesamtbevölke-

rung weiter erbringen kann, müssen hier die Ge-
meinden — das sind die zuerst Betroffenen —, die 
Länder, aber auch der Bund gemeinsam nach Lösun-
gen suchen, die die Nahverkehrsunternehmen wie-
der in den Stand versetzen, Fahrgäste an sich heran-
zuziehen und den Individualverkehr mit seinen 
schrecklich teuren Lasten für die Gesamtheit auf den 
öffentlichen Nahverkehr herüberzuziehen. 

(Abg. Stücklen: Wie? — Abg. Dr. Müller

-

Hermann: Was Sie bisher gesagt haben, 
war nicht neu!) 

- Meine Damen und Herren, Sie werden hier ent-
sprechende Vorschläge von dieser Bundesregierung 
und dem zuständigen Minister erhalten. Er hat sie 
angekündigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Müller-Hermann: Sollen wir da fragen?) 

- Erwarten Sie, die Sie ja nicht in der Lage sind, 
einen einzigen Gegenvorschlag zu machen, von mir 
in diesem Moment, daß ich Ihnen ein abgerundetes 
Konzept für die Sanierung des Nahverkehrs vor-
lege? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nein! - Abg. 
Lemmrich: Wir sind mit Ihnen durchaus 
einig, aber Sie verhindern, daß wir einig 

werden!) 

— Da sind wir uns wieder einig. 

Meine Damen und Herren, bei der Bewältigung 
dieses Problems Personennahverkehr darf nicht im-
mer nur nach dem Bund gesehen werden, darf nicht 
immer nur Hilfe allein vom Bund erwartet werden. 
Auch die Unternehmen selbst, meine ich, haben in 
der Vergangenheit nicht in vollem Umfang das Ihri-
ge getan, um den Fahrgast zu veranlassen, weiterhin 
die öffentlichen Nahverkehrsmittel zu benutzen. Wo 
bleibt die Werbung dieser Unternehmung? Das klingt 
schrecklich unwichtig. Aber wir wissen, daß die 
Deutsche Bundesbahn einen begehbaren Weg zur 
Gewinnung weiterer Personenkreise als Fahrgäste 
beschritten hat. Wo hat je ein Nahverkehrsunter-
nehmen für die Benutzung des Unternehmens selbst 
geworben, durch Werbung, aber auch - meine 
Damen und Herren, das sei einmal ausgesprochen — 
durch gute Behandlung der Kunden dieser Unterneh-
mungen? 

(Abg. Stücklen: Jawohl, das kann ich be

-

stätigen!) 

Das muß an dieser Stelle einmal gesagt werden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Die Nahverkehrsunternehmen erwarten - hier 
kommen wir zu Ihrer beliebten Tirade — einen 
Verlust in Höhe von 640 Millionen DM aus dem 
Verkehr 

(Abg. Rawe: Sie werden lachen, darüber 
habe ich gar nicht gesprochen!) 

und in diesem Jahr einen Verlust von 1 Milliarde 
DM. Allein an diesen Zahlen wird das ganze Pro

-

blem sichtbar, das mit dem Erlaß der Mineralölsteuer 
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in Höhe von 175 Millionen DM allein überhaupt 
nicht zu lösen ist. 

(Abg. Stücklen: Na, na, aber immerhin!) 

Meine Damen und Herren, ich erlaube mir ferner 
den Hinweis: überall dort, wo der Bund Aufgaben 
mitfinanziert, die zuvorderst den Gemeinden oder 
den Ländern obliegen, sind die eigenen Anstrengun-
gen der anderen Ebenen in fast gleichem Umfang, 
jedenfalls in erheblichem Umfang zurückgegangen. 
Als die 3 Pfennig der Mineralölsteuer, die der Bund 
in die Finanzierung der Lösung der Verkehrsproble-
me der Gemeinden steckt, den Gemeinden zugewie-
sen wurden, sank der Anteil der Gemeinden am 
Verkehrswegebau erheblich. 

(Abg. Stücklen: Das stimmt ja gar nicht!) 

Auch das muß bedacht werden, wenn immer nach 
der Hilfe des Bundes gerufen wird. 

(Abg. Stücklen: Herr Ollesch, das können 
Sie nicht beweisen!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Ollesch, Sie haben schon etwas Verlängerung we-

gen der Zwischenfragen bekommen. Seien Sie so 
gut, zum Schluß zu kommen. 

Ollesch (FDP) : Ich bitte, mir das nachzusehen. 
Ich bin über Gebühr, vielleicht von mir provoziert, 
gestört worden. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ab-
schließend folgendes sagen. Der Haushalt des Bun-
desverkehrsministeriums versucht, mit den gegebe-
nen Möglichkeiten den finanziellen Problemen, die 
der Verkehr uns stellt, zu begegnen. Die Schwer-
punkte sind sorgsam gewählt und sind kaum ver-
änderbar. Fast die Hälfte des zur Verfügung stehen-
den Geldes fließt dem Straßenbau zu in Beachtung 
des auf uns zukommenden Verkehrsaufkommens. 
Die andere Hälfte geht zum größten Teil in die 
Anlagen und in den Betrieb der Deutschen Bundes-
bahn, des bedeutendsten Verkehrsträgers der Bun-
desrepublik. 1 Milliarde DM erhalten die Gemein-
den aus dem Mineralölsteueraufkommen, das für 
die Gemeinden vorbehalten war, und der Rest ver-
teilt sich auf die Bundeswasserstraßen, Luftfahrt 
und Seeschiffahrt. 

Die Politik der Bundesregierung beruht auf einem 
Konzept, das gestaltet wurde, als die jetzige Oppo-
sition noch mit Regierungsverantwortung trug. Die 
gegebenen Fakten in der Verkehrspolitik lassen im 
Grunde genommen eine andere Schwerpunktpolitik, 
als sie der Haushalt aufweist, nicht zu. Aus diesem 
Grunde stimmen die Freien Demokraten dem Haus-
halt in der vorliegenden Form zu. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Lemmrich. 

(Zurufe von der SPD: Ah! — Schön!) 

Lemmrich (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich freue mich, 
daß die Kollegen von der SPD meiner Rede mit 
solcher Freude entgegensehen. 

(Abg. Dr. Apel: Wie immer! Spaß muß sein 
bei der Beerdigung!) 

Ich hoffe, ich werde Sie, wie immer, nicht enttäu-
schen. 

(Zustimmung und Bravo-Rufe bei Abgeord

-

neten der SPD. — Abg. Dr. Apel: So ein 
kleiner Kiesinger ist das, nur ein bißchen 
jünger! - Abg. Hermsdorf [Cuxhaven] : 

Staatsschauspieler!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Ver-
kehrspolitik ist ja letztlich ein Bereich der gesamten 
Wirtschaftspolitik, 

(Zurufe von der SPD: Oho! - Ein sehr 
wahres Wort!) 

und der Verkehrshaushalt wird in einer ganz be-
sonderen Weise von der inflationären Politik der 
Regierung Brandt getroffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

An diesem Haushalt wird sichtbar, wie die Wirklich-
keit ausschaut und wie sie sich von den Propaganda-
redensarten, die Sie mit sehr viel Geld unserer 
Steuerzahler unter die Leute bringen, sichtbar ab-
hebt. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Zwei Bereiche — sie sind schon angesprochen wor-
den — machen dies sehr deutlich, und ich möchte 
das noch etwas vertiefen. Das ist einmal der Bereich 
der Deutschen Bundesbahn, und zweitens ist es der 
Bereich des Fernstraßenbaus. 

(Zuruf von der SPD: Mehr Pose!) 

Trotz voller Auslastung der Kapazitäten der Bun-
desbahn, trotz beeindruckender Rationalisierung seit 
vielen .Jahren, 

(Zuruf von der SPD: Ist hier Karneval?) 

trotz der Tatsache, daß die Deutsche Bundesbahn 
eine der modernsten Eisenbahnen der Welt ist, hat 
sich ihre Etragslage in einer alarmierenden Weise 

(Zuruf von der CDU/CSU: Alarmierend!) 

verschlechtert. Ursache ist eben, daß die Bundes-
bahn von der vollen Wucht der inflationären Poli-
tik dieser Regierung getroffen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Pfui-Rufe bei 
der SPD.) 

— Und da hilft auch kein Pfui, meine verehrten 
Herren. Daß Ihnen das nicht paßt, wissen wir ja. 

(Zurufe von der SPD.) 

Sie sind ja immer sehr allergisch, wenn man Ihnen 
einmal die Wahrheit sagt. Im Austeilen sind Sie und 
Ihre Herren immer ganz groß; 

(anhaltende Zurufe von der SPD) 

im Einstecken sind Sie empfindsam wie Mimosen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Aber ich will das ja nicht nur so generell sagen, 

sondern ich möchte einmal ein paar Daten nennen, 
die das sichtbar machen. 

(Abg. Dr. Apel: Dann mal los, komm!) 

Wir haben im Jahre 1970 Preissteigerungen - — 

(Zuruf von der SPD: Reden Sie doch ein 
bißchen schneller!) 

— Das überlassen Sie mir, Herr Kollege, wie ich 
hier rede. 

(Zuruf von der SPD: Ja, ja!) 

Sie können Ihre Gelüste, andere dirigieren zu wol-
len, zu Hause abladen, aber nicht bei mir. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. 
— Lachen und Zurufe bei der SPD.) 

Dazu also einige Daten: die Kohlenpreise für die 
Bundesbahn sind um 27 % gestiegen, der Preis für 
Koks um 53 %, der für Arbeiten am Gleisoberbau 
um 25 %. 

(Abg. Haase [Kassel] : Das verdanken wir 
Schiller!) 

Die Hochbaupreise stiegen um 24 %, 

(Abg. Haase [Kassel] : Wem verdanken wir 
das?) 

die Preise für Stahlbaumaßnahmen — Brücken- und 
konstruktiver Ingenieurbau — um 35 %. 

(Abg. Stücklen: Hört! Hört!) 

Dieselben Baumaßnahmen bei Beton wurden um 
25 % teurer, dazu schweres Heizöl um 35 %, — um 
nur einiges zu nennen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Müller-Hermann.) 

In weiteren wesentlichen Sachbereichen, auf die die 
Bundesbahn angewiesen ist, sind bereits Preiserhö-
hungen für 1971 angekündigt worden. 

(Abg. Stücklen: Nur der Wodka ist billiger 
geworden!) 

Das ist die Ursache dafür, daß trotz stärkster An-
strengungen der Bahn und trotz kaufmännischen 
Verhaltens eine Kostenlawine auf sie zukommt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Lemmrich, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. von Bülow (SPD) : Herr Kollege Lemmrich, 
hätten Sie vielleicht — das würde die Sache etwas 
objektiver machen — die Vergleichszahlen von der 
SNCF bei der Hand, und können Sie die hier vor-
tragen? 

Lemmrich (CDU/CSU) : Nein, ich habe die Ver-
gleichszahlen von der SNCF hier nicht zur Hand. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Sie küm

-

mern sich nicht darum!) 

— Ach, Herr Schäfer, hören Sie doch mit diesen 
Redensarten auf! Sie tun doch alle Fragen so peu 
à peu zur Seite wischen. Gerade Ihre letzte Rede hat 
doch deutlich gemacht, wie wenig Sie sich in vielen 

Sachbereichen auskennen, aber großtönend daher-
reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Lemmrich, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Leicht? 

Leicht (CDU/CSU) : Wären Sie vielleicht so 
freundlich, Herr Kollege Lemmrich, den Kollegen, 
die eben gefragt haben, klarzumachen, daß die Ver-
gleichspreise der SNCF bei dem Thema, das Sie 
hier verdeutlichen wollen, keine Rolle spielen? 

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Kollege Leicht, ge-
nau an dem ist es. Wir haben hier die Probleme 
der Deutschen Bundesbahn und dieses Bundeshaus-
halts darzulegen. Natürlich verstehe ich, daß man 
mit solchen etwas windigen Ablenkungsmanövern 
ein bißchen aus dem Schneider herauskommen will, 
in dem man so tief drinsitzt, daß man nicht mehr 
recht hinausschauen kann. 

(Lachen bei der SPD.) 

Dazu kommt eine Steigerung der Personalkosten 
um 1 Milliarde DM. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, solche Kostenbelastungen kann keiner-
lei Rationalisierung auffangen; darüber muß. man 
sich im klaren sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Fehlbetrag wird steigen, trotz der schönen Re-
den, die Herr Minister Leber seit Jahren draußen 
gehalten hat, wo er lauthals erklärt hat, unter ihm 
werde die Bundesbahn aus dem Defizit herauskom-
men, mit seinem Vorgänger sei ja nicht so viel los

-

gewesen. Statt dessen hätte sich der Herr Minister 
bei seiner Amtsübernahme vielleicht etwas inten-
siver mit den Problemen vertraut machen sollen; 
dann wäre er in manchen seiner Äußerungen zu-
rückhaltender gewesen 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und brauchte sich hier heute nicht manches sagen zu 
lassen. Aber das ist ja meistens so: Je weniger 
jemand eine Sache richtig kennt, um so lauter redet 
er davon. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen und 
ironischer Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

— Nun, meine verehrten Herren, warten Sie ab! Es 
geht noch weiter. 

Zu diesem Fehlbetrag nahm der Herr Bundes-
minister der Finanzen unlängst hier Stellung. Er hat 
die Zahlen des Kollegen Leicht zurechtzubiegen 
versucht und gesagt, das stimme so nicht. Die Zah-
len, die der Bundesminister der Finanzen nach dem 
Protokoll des Bundestages hier vorgetragen hat, 
sind nicht zutreffend. Das muß festgestellt werden. 

(Abg. Dr. Barzel: Hört! Hört!) 

Er hat erklärt, die Deutsche Bundesbahn schätze den 
Fehlbetrag für 1971 auf 2 Milliarden DM. Davon 
werde 1 Milliarde DM durch Mehreinnahmen infolge 
Tariferhöhungen und 1 weitere Milliarde DM durch 
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die in Einzelplan 12 enthaltenen Liquiditätshilfen ab-
gedeckt. 

Tatsache ist, daß die Aufwendungen der Bundes-
bahn für 1971 mit 16,4 Milliarden DM veranschlagt 
sind. Die Erträge ohne die Tariferhöhungen belaufen 
sich auf 13,6 Milliarden DM. Das ergibt den Fehlbe-
trag, den Herr Kollege Rawe hier aufgeführt hat, 
von 2,8 Milliarden DM. Gehen wir davon aus, daß 
aus den Preiserhöhungen der Deutschen Bundesbahn 
800 Millionen DM eingehen — diesen Betrag hat der 
Bundesminister für Verkehr im Haushaltsausschuß 
genannt; er wird auch in der Antwort der Bundes-
regierung auf die Kleine Anfrage genannt; es würde 
uns freuen, wenn 1 Milliarde DM eingebracht wer-
den; aber gehen wir von den 800 Millionen DM 
aus , dann müssen wir eben feststellen, daß ein 
Betrag, der nicht in der Liquiditätshilfe in Einzel-
plan 12 dieses Bundeshaushalts ausgewiesen ist, 
von 1 Milliarde DM ungedeckt ist. 

(Abg. Dr. Barzel: Hört! Hört!) 

Das ist nicht drin! 

(Abg. Dr. Barzel: Das Wort hat Herr Möl

-

ler! — Abg. Haase [Kassel] : Ein ganz schwe

-

rer Vorwurf!) 

Dazu kommt noch etwas Weiteres. Infolge der 
Erhöhung der Personalkosten ergibt sich wegen der 
überhöhten Versorgungslast der Deutschen Bundes-
bahn, zu deren Abdeckung sich der Bund verpflich-
tet hat, ein weiterer Betrag von 70 Millionen DM. 
Dazu kommt ein noch nicht quantifizierter Betrag, 
der sich daraus ergibt, daß die Sozialtarife der Deut-
schen Bundesbahn nicht angehoben werden. Hier ist 
ja bisher eine Regelung praktiziert worden, indem 
der Bund von diesem Fehlbetrag 80 %  getragen hat. 
Ich möchte den Bundesminister der Finanzen fragen, 
ob das so ist, ob diese Regelung gilt, daß 80 % vom 
Bund getragen werden. Auch hier ein weiterer Un-
sicherheitsfaktor in diesem Haushalt! 

Das ergibt also einen Betrag, der über 1 Milli-
arde DM liegt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

So sind die Sachverhalte, und daran kommt man 
nicht vorbei. 

Sicher kann dieses Defizit durch die Übernahme 
des Schuldendienstes aus dem Einzelplan 12 in den 
Einzelplan 32 hinübergebracht werden. Darüber wird 
im Moment verhandelt. Zur Debatte steht ein Be-
trag von 700 Millionen DM. Der Bundesminister für 
Verkehr, Herr Leber, hat vor dem Haushaltsausschuß 
gesagt, das sei ein Umbuchungsvorgang. Das stimmt 
auch. Der Gesamtbundeshaushalt bleibt nach wie vor 
mit Sicherheit aus diesem Bereich mit einem Unsi-
cherheitsfaktor von über 1 Milliarde DM belastet. 

Wie kam es eigentlich zu solch einem Dilemma? 
Das Dilemma kommt daher, daß der Bundesminister 
für Verkehr die Dinge augenscheinlich immer nur 
etwas an der Oberfläche gesehen hat und daß er 
seine malerischen Kunstwerke in Rosarot selbst für 
die Wirklichkeit gehalten hat. In Anbetracht der 
Kostensteigerungen, das muß gesagt werden, sind 
die Dienste der Deutschen Bundesbahn einfach zu  

billig verkauft worden. Und wenn wir dann doch 
wissen, wie man die heilige Kuh „administrative 
Preise" im Bundeskabinett behandelt hat — mit den 
administrativen Preisen ist es ja so als wenn man 
glaubt, eine Blinddarmentzündung durch das Auf-
kleben eines Pflasters heilen zu können. Die Sache 
ist hinausgeschoben worden, und je länger sie hin-
ausgeschoben wird, um so schwieriger werden die 
Probleme. Es wird unumgänglich sein, daß die 
Erträge der Deutschen Bundesbahn in kürzeren Ab-
ständen an die steigenden Kosten angeglichen wer-
den. Hier wird sichtbar, wie sich die Gesamtwirt-
schaft in unserem Lande entwickelt, und jedem wird 
sichtbar, ob eine Politik der Stabilität oder eine infla-
tionäre Politik betrieben wird. 

Daneben — das hat auch Kollege Haehser gesagt, 
und hier sind wir sicher einer Meinung — müssen 
die Rationalisierungen im technischen, organisatori-
schen und betrieblichen Bereich fortgeführt werden, 
obwohl man sich auch im klaren sein muß, daß die 
Möglichkeiten schon stark ausgeschöpft sind. Bei der 
Deutschen Bundesbahn zeigt sich ein Problem, vor 
dem immer mehr Bereiche unserer Wirtschaft stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Eine ähnliche Malaise zeichnet sich ja auch beim 
Bundesfernstraßenbau ab. Nicht nur 1970 mußten 
800 Millionen DM allein für die Preissteigerungen 
aufgewendet werden; für 1971 zeichnet sich eine 
ebenso beängstigende Situation ab. Für 1971 wird 
mit Preissteigerungen im Straßenbau von 10 bis 
15 % gerechnet, hervorgerufen durch Erhöhungen 
verschiedener Bereiche. Ich will zugestehen, die 
erste, die ich nenne, ist nicht unbedingt in der Hand 
der Bundesregierung. Der Preis für Bitumen ist am 
1. Januar 1971 im Schnitt um 40 % erhöht worden. 

(Abg. Stücklen: Hört! Hört!) 

Hinzu kommen noch die Forderungen der Erdöllän-
der, so daß man noch einiges erwarten muß. Aber 
dann kommen die Dinge, die die Regierung zu ver-
treten hat: die Anhebung der GNT-Sätze. Es ist 
natürlich eine Folge, daß das Gewerbe unter Kosten-
druck geraten ist. Die GNT-Sätze sollen um 18 % an-
gehoben werden. Der Erdbau spielt eine enorme 
Rolle im Straßenbau. Da kann sich jeder ausrechnen, 
wie sich das niederschlägt. Die Steigerung der lohn-
bezogenen Kosten wird sicherlich nicht unter 12 % 
liegen. 

Die Folge wird sein, meine verehrten Kollegin-
nen und Kollegen, daß zahlreiche im Straßenbauplan 
1971 aufgeführte Bauprojekte nicht durchgeführt 
werden können. Die Unruhe wird unter allen, auch 
unter den Kollegen hier, in deren Bereichen das pas-
siert, sicherlich wachsen. 

Noch im Haushaltsausschuß hat der Bundesmini-
ster für Verkehr am 17. Dezember 1970 auf meine 
Frage hin, ob nicht schon Baumaßnahmen einge-
stellt worden seien, erklärt, es sei ihm nichts dar-
über bekannt. Später hat er bestätigen müssen, daß 
konkrete Maßnahmen eingestellt werden mußten. 
Wie sich das weiter entwickelt, werden wir im Laufe 
des Jahres sehen. 

Ich möchte den Herrn Bundesminister Leber an 
das erinnern, was er im Wahlkampf 1969 in diesem 
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Zusammenhang über seinen Vorgänger losgelassen 
hat, so unter dein Motto: Was ich übernommen 
habe, war das halbe Chaos. Herr Minister, Sie wer-
den möglicherweise in eine noch etwas schwierigere 
Lage geraten. Die Dinge sind nicht leicht. Aber man 
sollte auch in der Erweckung von Hoffnungen im-
mer die entprechende Zurückhaltung üben. Die Hoff-
nung, die Preise im Fernstraßenbau würden zurück-
gehen, ist eine vage Hoffnung, weil die Steigerungen 
kostenbedingt sind. 

Unverantwortlich aber ist es, wenn hinsichtlich 
des Straßenbauvolumens falsche Hoffnungen er-
weckt werden, wie das in der Broschüre zur neuen 
Straßenverkehrsordnung wieder geschieht. Das Bild 
von Herrn Bundesminister Leber ist wirklich sehr 
schön. 

(Abg. Hermsdorf [Cuxhaven] : Fast so schön 
wie Sie!) 

Er muß einen exellenten Fotografen haben. Er sieht 
nett und freundlich darauf aus. Vor allem hat man 
den Eindruck, er war da ausgeruht und nerven-
mäßig ganz gut beieinander. 

(Abg. Haehser: Da können Sie nicht mit

-

halten, Herr Kollege!) 

Das ist nicht immer bei Minister Leber so. Aber 
dann steht da, daß 100 Milliarden DM für Auto-
bahnen ausgegeben werden und daß jeder zweite 
Autofahrer noch höchstens 6 km bis zur nächsten 
Auffahrt hat. Da geht die alte Sache weiter. 

(Abg. Stücklen: Ja, wann? Vielleicht im 
Jahre 2050!) 

Herr Minister, es wäre wirklich an der Zeit, daß Sie 
Ihre Hofsänger, die Sie zu Ihrer höheren Ehre an-
gestellt haben, endlich einmal mit den Realitäten 
vertraut machen würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine verehrten Damen und Herren, weil der 
Herr Minister die Dinge immer etwas zu rosig sieht 
und augenscheinlich — ich will ihm das zugute hal-
ten — die von seinen Mitarbeitern verzapfte Pro-
paganda selbst glaubt, kommt es eben zu solchen 
Situationen. Anstatt z. B. im Verkehrsbericht eine 
ehrliche Bilanz der Verkehrspolitik zu ziehen, wer-
den die Probleme nicht realistisch dargestellt, son-
dern schönfärberisch und damit schief. Dadurch wird 
das rechtzeitige Handeln versäumt, weil er sich 
selbst mit diesen Pillen einlullt. 

(Abg. Stücklen: LSD-Rausch!) 

Dasselbe gilt für die Verkehrssicherheit, Herr 
Minister. Im November 1969 führten Sie auf einer 
Pressekonferenz aus, daß das Sinken der Zahl der 
Verkehrstoten, worüber Sie sich erfreut äußerten 
und auch wir uns gefreut haben, eine Wirkung Ihres 
Plans sei, obwohl jeder wußte, daß die Probleme so 
schwierig sind und bei zunehmender Motorisierung 
einfach akut bleiben. Aber wenn man ein so großer 
Matador und Athlet ist, 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

dann ist die Sache ganz anders. Herr Minister, Sie 
haben das damals für Ihren Plan in Anspruch ge-
nommen. 

(Abg. Haase [Kassel] : Wie ist es denn heute?)  

Da muß ich natürlich fragen: Ist es dann nicht eine 
logische Betrachtung, wenn Ihre Politik heute für 
das Steigen dieser besorgniserregenden Zahl auch 
verantwortlich gemacht wird? 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Lemmrich (CDU/CSU) : Ich bin gleich am Ende, 
gnädige Frau; meine Redezeit läuft ab. 

Ende November 1970 erreichte die Zahl der Ver-
kehrstoten mit 17 319 eine in der Bundesrepublik 
bisher noch nicht bekannte Höhe. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Sie lag damit um 13,2% über der Vorjahreszahl. 
Ich meine: wenn man solche Hoffnungen erweckt 
hat, muß man sich solche Zahlen vorhalten lassen. 
Wir wissen, wie schwierig das ist, und wir haben 
nicht, wie Sie das jahrelang gemacht haben, die 
Dinge für den Straßenbau ins Feld geführt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese 
Regierung ist eine Regierung der großen Worte und 
der mäßigen Taten. 

(Zurufe von der SPD.) 

Mit einem Großaufwand von Propaganda und mit 
dem Geld unserer Steuerzahler soll der Eindruck 
von Taten und Reformen erweckt werden. 

(Lachen bei der SPD.) 

Das gilt auch für den Bereich der Verkehrspolitik, 
wo ein Haushalt vorgelegt worden ist, der voller 
Risiken ist, um nicht zu sagen, er sei dubios. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Schulte 
[Unna] : So etwas habe ich von Ihrer Frak

-

tion noch nie gehört!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Herr Bundesminister Leber. 

(Abg. Haehser: Herr Barzel, Sie haben ver

-

gessen, Ihrem Kollegen die Hand zu 
schütteln! — Heiterkeit bei der SPD. — 
Abg. Schulte [Unna]: Der ist jetzt böse! — 
Erneute Heiterkeit bei der SPD. — Abg. 
Haehser: Ist er etwa kein Kanzlerkandi

-

dat?) 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Gnädige Frau! Meine 
Damen und Herren! Der Verkehrshaushalt zählt 
sicher zu den Haushalten, die, soweit ihre Leistun-
gen in Betracht kommen, am unmittelbarsten auf die 
Bevölkerung im Lande wirken. Ich freue mich des-
halb auch darüber, daß man von Zeit zu Zeit ein-
mal Gelegenheit hat, die Probleme, die in ihm stek-
ken, im Plenum zu diskutieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer hindert Sie?) 

Manchmal habe ich das Gefühl, wenn das etwas 
häufiger geschähe, wäre das der Sache wegen nicht 
nachteilig. 
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Der Bundesfinanzminister hat die Bedeutung des 
Einzelplans 12 durchaus gewürdigt. Er hat von sich 
aus zugestanden, daß der Einzelplan 12 ein Wachs-
tum hat, das kaum ein anderer Haushalt in dieser 
Größe aufweist. Die Steigerung ist beachtlich. Der 
Haushaltsausschuß hat dem, was der Bundesfinanz-
minister dem Einzelplan zugestanden hat, noch etwa 
80 Millionen DM hinzugefügt. Ich bin ihm dafür 
dankbar. Das gibt man doch eigentlich keinem Mini-
ster, der so schlecht ist, wie Sie ihn jetzt gemacht 
haben, meine Herren aus dem gleichen Ausschuß. 

(Abg. Lemmrich: Ihr seid euch doch unter

-

einander einig!) 

Das war noch mehr, als er eigentlich verlangt hat. 

(Abg. Rawe: Das ist doch eine gesetzliche 
Vorschrift!) 

— Natürlich gibt es auch gesetzliche Vorschriften; 
daran halten wir uns ja alle. 

(Abg. Rawe: Genau darum geht es!) 

Sie haben sich nun einem Thema zugewandt, das 
im Einzelplan 12 eigentlich nur mit ein paar Global

-

zahlen enthalten ist, nämlich der Deutschen Bundes-
bahn. Ich verstehe, daß dieses zweitgrößte deutsche 
Unternehmen im Mittelpunkt einer Debatte wie die-
ser steht. Was ich jetzt vorbringe, sage ich ohne 
kritische Untertöne und auch nicht, weil ich es etwa 
nötig hätte, mich herauszustreichen. Früher gab es 
bei der Eisenbahn einen Mangel, der hieß: die 
Eisenbahn hat nicht genug zu fahren. Wir alle führ-
ten den Kern der Krankheit darauf zurück, daß die 
Eisenbahn Zehntausende von Waggons arbeitslos 
auf ihren Bahnhöfen stehen hatte. Das ist unstreitig. 
Heute ist es so, daß in diesem Lande etwas gelun-
gen ist, was von amerikanischen, japanischen, fran-
zösischen und englischen Expertengruppen, die zum 
Teil hier im Lande sind, studiert wird. Gelungen ist 
nämlich, nicht nur die Waggons der Bundesbahn 
zu beschäftigen, sondern wir haben im vergangenen 
Jahr streckenweise bis zu 5000 und 7000 Waggons 
in Frankreich geliehen, weil unsere nicht ausgereicht 
haben. Dies ist der Erfolg der Verkehrspolitik. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

— Meine Damen und Herren, das brauche ich gar 
nicht laut zu sagen, um hier eine Propagandarede zu 
halten, sondern das ist so. 

(Abg. Lemmrich: Wo ist denn das Ihr Er

-

folg?) 

— Entschuldigen Sie einmal, Sie haben ihn früher 
nicht gehabt. Die Tatsache, daß er jetzt eingetreten 
ist, seit ich dieses Ministerium leite, führe ich nicht 
zuletzt auch darauf zurück, daß etwas geändert wor-
den ist bei dieser Eisenbahn. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Lemmrich: Was denn?) 

Warum haben Sie es denn früher nicht gemacht? Sie 
haben sich ja viel früher mit den Dingen befaßt, Sie 
sind sachkundig genug, Herr Lemmrich. Warum 
haben Sie denn nicht früher schon Ihre guten Rat

-

schläge der Eisenbahn gegeben, als Ihr Freund See-
bohm noch Verkehrsminister war? 

(Abg. Lemmrich: Jetzt wollen wir nur 
konkret wissen: Wo ist denn Ihr Erfolg?) 

— Ich komme ja noch darauf zurück. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundes-
minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Bitte sehr, natürlich! 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Herr Verkehrsminister, 
würden Sie mir nicht zustimmen, daß die Überbean-
spruchung der Eisenbahn nicht auf die Verkehrs-
politik, sondern auf die Überkonjunktur zurückzu-
führen ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Verehrter Herr Kol-
lege, die hatten wir von 1962 bis 1965 genauso, und 
damals standen jährlich mehr Waggons leer als im 
Jahr vorher. Die Überkonjunktur unterscheidet sich 
heute gar nicht von der damaligen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundes-
minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Lemmrich? 

(Zurufe von der SPD.) 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Laßt sie doch fragen! 

Lemmrich (CDU/CSU) : Ja, sicher. Der Herr Mini-
ster ist uns ohnedies bei der letzten Debatte alle 
Antworten schuldig geblieben. 

Herr Minister, Sie reden von 1962. Ist Ihnen be-
kannt, daß in den Jahren 1960 und 1961 fast kein 
Defizit bei der Deutschen Bundesbahn vorhanden 
war? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Darauf kommt 
es an!) 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Da fing es ja an, Herr 
Kollege Lemmrich. 1960 hatte die Eisenbahn noch 
einen relativ ausgeglichenen Haushalt, und dann 
ist sie pro Jahr bis 1966 um etwa eine halbe Mil-
liarde DM tiefer in Ansprüche an den Staat hinein-
gefahren. Und das hat sich dann geändert. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Und Leber fährt sie aus dem 
Defizit? — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU.) 

— Nein, Sie müssen nur zuhören, ich will das ja 
erklären. Meine Damen und Herren, gehen Sie ganz 
sicher davon aus, daß ich der Meinung bin, daß das 
auch Ihre Eisenbahn ist, nicht nur die der Regie-
rungsparteien. Da können Sie ganz sicher sein. Ich 
verteidige hier gar nicht Dinge gegen einen Teil 
dieses Parlaments, wenn die Forderungen gerecht- 
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fertigt sind; ich weiß  sehr wohl, was daran noch 
krank ist und was verändert werden müßte. 

Wir haben also bei der Eisenbahn diese Beschäf-
tigung erreicht und damit ein Problem gelöst, von 
dem man früher glaubte, es sei die Ursache allen 
Übels. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundes-
minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Rawe? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Auch noch, jawohl! 

Rawe (CDU/CSU) : Herr Minister Leber, warum 
verkennen Sie eigentlich dauernd, daß wir die Lei-
stungen der Eisenbahner und der Eisenbahnver-
waltung durchaus anerkennen? Warum spüren Sie 
nicht, daß unsere Kritik sich dagegen richtet, daß 
Ihre Ausweisung des Haushaltes in diesem Punkte 
unkorrekt ist? Darauf sollten Sie uns eine Antwort 
geben! 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Darauf komme ich zu-
rück. Nur zum ersten Halbsatz, Herr Kollege Rawe: 
Die Eisenbahner waren auch schon fleißig, als ich 
noch nicht Verkehrsminister war. Sie hatten nur 
keinen Erfolg mit dem, was sie getan haben. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Das muß doch an irgend etwas liegen, was sich 1966 
geändert hat. 

Nun komme ich zu dem Punkt, der meiner Auf-
fassung nach das Übel ausmacht, und ich rede gar 
nicht darum herum. Wir die Christlich Demokra-
tische Union und die Sozialdemokraten — haben 
1967 eine mittelfristige Finanzplanung entwickelt, 
auch eine für die Eisenbahn; sie schlug ja dorthin 
durch. Und mit der Billigung dieses Hauses bzw. mit 
Wissen der Experten dieses Hauses hat die dama-
lige Regierung mit einem Finanzminister, der Franz 
Josef Strauß hieß, in die Personalkostenprojektion 
für vier Jahre einen Ansatz von 4,5 % Personal-
kostenzuwachs im öffentlichen Dienst und damit 
hei der Eisenbahn veranschlagt. Darauf mußte das 
Verkehrspolitische Programm aufbauen. Ich habe 
damals — ich will hier nicht aus dem Nähkästchen 
plaudern — meine Anmerkungen gemacht, wie ich 
4,5 % über eine Strecke von fünf Jahren, wenn man 
das angebrochene Jahr hinzuzählt, einschätze. Das 
ist damals alles gemacht worden aus der Sicht der 
lohnpolitischen Entwicklung des Jahres 1967, als wir 
am Rande einer Rezession standen und die Leute 
Angst um ihre Arbeitsplätze hatten. Die Stahlindu-
strie sagte damals: Wir wollen überhaupt keine 
Lohnerhöhungen. Die Dinge kamen dann anders. 
Das sind die Zahlen, mit denen wir in unsere Pro-
jektion hineingegangen sind. Ich will Ihnen ganz 
offen sagen: Wenn es bei 4,5 % geblieben wäre — 
ich kann Ihnen das vorrechnen; das wäre eine Rech-
nung, die Ihnen sehr unangenehm wäre; ich würde 
gerne den Erfolg hier vorweisen, wenn es möglich 
wäre, aber ich kann es nicht —, ich gehe noch einen 

Schritt weiter: wenn es 6 % geworden wären, wäre 
der Eisenbahn noch ein Zweites gelungen, das auch 
bestaunt worden wäre. Abgesehen von den Zah-
lungen für den Kontenausgleich wäre die Rechnung 
dann nämlich heute wahrscheinlich ausgeglichen. 

Wir haben bei der Deutschen Bundesbahn aber 
eine Steigerung, die wesentlich höher ist. Ich gönne 
das ,den Eisenbahnern. 

(Abg. Lemmrich: Das gilt doch seit 1960, 
was Sie sagen!) 

Ich sage dazu von mir aus kein Wort der Kritik. 
Herr Kollege Lemmrich. Sie müssen sich die Zahlen 
einmal anschauen 

(Abg. Lemmrich: Die schaue ich mir sehr 
genau an!) 

und nicht so tun, als sei der Verkehrsminister für 
die Bilanz verantwortlich. Für die Zahlen ist dieses 
Haus nämlich viel eher verantwortlich als mein 
Haus. 

Wenn Sie sich die Lohnentwicklung bei der Deut-
schen Bundesbahn anschauen, stellen Sie folgendes 
fest. 

(Abg. Lemmrich: Das ist bekannt!) 

1960 gleich 100, 1968 gleich 151, in acht Jahren also 
eine Steigerung um 50 %. Von 1969 bis zum 
1. Januar 1970 verzeichnen wir eine Steigerung von 
151 auf 194,8. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer war denn 
da Minister?) 

— Einen Augenblick, darauf komme ich gleich. Sie 
müssen bei mir etwas vorsichtig sein. Ich habe näm-
lich bedacht, was Sie fragen könnten. Darauf komme 
ich von selber. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So paßt man!) 

Niemand kann durch Verkehrspolitik solche Lohn- 
und Gehaltssteigerungen ausgleichen, die die Ko-
stenseite der Bilanz eines solchen Verkehrsunter-
nehmens belasten. Das geht nicht. 

(Abg. Dr. Barzel: Er ist ehrlich; er sagt, 
Schiller ist schuld! — Abg. Dr. Müller

-

Hermann: Das Problem ist aber nicht neu!) 

Ich kann Ihnen nur sagen: wenn Sie dem Verkehrs-
minister Vorwürfe machen, weil die Kosten so 
exorbitant gestiegen sind, die von niemandem, 
schon gar nicht von einem personalintensiven Ver-
kehrsunternehmen wie der Deutschen Bundesbahn, 
deren Kosten sich zu 70% aus Lohn- und Ge-
haltskosten zusammensetzen, verdient und erwirt-
schaftet werden können, müssen Sie sich fragen, 
wie es dazu gekommen ist, daß die Kosten in diese 
Höhe gestiegen sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schiller hat das 
zu verantworten!) 

— Einen Augenblick. In diesem Hohen Hause sind 
die Gesetze gemacht worden, die die Kosten in die 
Höhe getrieben haben. 

(Abg. Lemmrich: Seit 1961 sind die Kosten 
gestiegen!) 
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Die Opposition hat im Frühjahr 1970 die Regie-
rungsvorlage noch einmal um 2 % übertreffen wol-
len. Es ist ein Glück, daß SPD und FDP das abge-
lehnt haben. Sonst wäre die Eisenbahn um einige 
100 Millionen DM defizitärer, als sie das heute ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Lemmrich: Aber Sie haben doch den 
Leuten jahrelang die Nase lang gemacht, 
und wenn sie jetzt mit Forderungen kom

-

men, wundern Sie sich!) 

— Wir haben niemandem die Nase lang gemacht. 
Aber Sie haben ihnen jahrelang vorenthalten, was 
ihnen gerechterweise zugestanden hätte, und in dem 
Augenblick, in dem Sie in der Opposition waren, 
haben Sie in unverantwortlicher Weise geschürt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Lemmrich: Die Ehrlichkeit war noch 
nie Ihre starke Seite! — Weiterer Zuruf 
von der CDU/CSU: So kann man das auch 

sagen!) 

Haben Sie nicht gewußt, was Sie damals bean-
tragt haben, wieviel Geld das kostet, meine Damen 
und Herren von der Opposition? 

(Abg. Lemmrich: Haben Sie das all die 
Jahre nicht gewußt, als Sie Ihre Forderun

-

gen erhoben haben? Sie haben es nicht 
gewußt? — Unruhe bei der SPD.) 

Wenn Sie gewußt haben, was Sie beantragt haben, 
warum üben Sie dann Kritik? 

(Abg. Lemmrich: Jetzt sind Sie vor dem 
Dilemma!) 

— Das gefällt Ihnen nicht, Herr Lemmrich. 

(Abg. Lemmrich: Ihnen gefällt es nicht, daß 
Ihre Sprüche demaskiert werden!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundes-
minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Müller-Hermann? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Er will nicht mehr. Sie 
können gerne fragen, Herr Kollege Müller-Her-
mann. Oder ist Ihnen die Frage vergangen? 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Nein, ich spre

-

che später! Herr Leber, die Bundesbahn ist 
aber nicht erst ein Dienstleistungsunter

-

nehmen, seitdem Sie Minister sind!) 

— Das stimmt. Aber sie ist dadurch teurer gewor-
den, 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Jetzt seien Sie 
aber vorsichtig, weshalb!) 

daß Sie im Bundestag so exorbitante Forderungen 
stellen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Weil Ihre Re

-

gierung eine miserable Konjunkturpolitik 
betrieben hat!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Erhard? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Bitte schön! 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Herr Mini-
ster, wollen Sie mit den Ausführungen sagen, daß 
das Personal bei der Bundesbahn zu hoch besoldet 
wäre? 

(Zuruf von der SPD: Was soll denn das? 
Weitere entrüstete Zurufe von der SPD.) 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Darüber habe ich mich 
gar nicht geäußert. Das ist die Art, wie man bei 
Ihnen so etwas verantwortlich sieht. Ich habe kein 
Wort der Kritik geäußert, sondern ich habe gesagt, 
die Kosten seien um soundso viel gestiegen. Ich 
wehre mich nicht dagegen, daß ein Bahnschaffner 
am allgemeinen Trend der Entwicklung teilnimmt. 

(Abg. Lemmrich: Sie haben die Schuld auf 
uns geschoben! Bei Ihren Reden draußen 
haben Sie das dem Herrn Seebohm nie zu-

gestanden!) 

— Ich habe Ihnen gesagt, Herr Lemmrich, Sie dür-
fen an dem Verkehrsminister keine Kritik üben, der 
die Rechnung für das präsentiert, was hier im Hause 
beschlossen worden ist — Sie als Opposition schon 
gar nicht —, auch in Richtung auf die Regierungs-
parteien; denn Sie hatten ja noch mehr beantragt, 
als die Regierungsparteien beschlossen haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Lemmrich: Wenn Sie meine Rede nä-
her angehört hätten, hätten Sie eine sol-
che Aussage gar nicht machen können! 
Aber Sie haben ja gar nicht hingehört!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Minister, 
gestatten Sie eine Frage des Herrn Abgeordneten 
Leicht? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Wer sich so benimmt 
in der politischen Entscheidung, wer sich so verhält, 
Herr Kollege Lemmrich, der verliert das Recht zur 
Kritik an dem, was dann ist. 

(Abg. Lemmrich: Sie haben es nötig! Gerade 
Sie, Herr Minister!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Lemmrich, wollen Sie Herrn Kollegen Leicht die 
Möglichkeit einer Frage geben? — Herr Minister, 
sind Sie einverstanden? — Bitte schön! 

Leicht (CDU/CSU): Herr Minister, teilen Sie 
meine Meinung, daß die Grundlage, die man Ihnen 
im Jahre 1967 zugeschoben hat — die Grundlage der 
mittelfristigen Finanzplanung, die Sie erwähnt ha-
ben —, 

(Bundesminister Leber: 4 1 /2 %!) 

nun auch ausgegangen ist von denjenigen Daten, 
die ein anderer, der nicht Strauß hieß, geliefert hat? 
— Und wenn ich noch eine zweite Frage stellen darf, 
weil das zur Versachlichung der Diskussion beitra- 
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gen soll: Wären Sie nicht auch mit mir der Meinung, 
daß nun die Lohnleitlinien — oder wie man das 
nennen mag , die der Herr Wirtschaftsminister 
beim Jahreswirtschaftsbericht 1970 — im Februar, 
glaube ich — hier kundgetan hat, weit höher lagen 
als das, was meine Fraktion für die Beamten in die-
sem Zeitpunkt in den Anträgen, die Sie erwähnt 
haben, beantragt hat? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Zu der ersten Frage, 
Herr Kollege Leicht: Ich habe ja gesagt: ich habe 
damals warnend meinen Finger erhoben. Dies ist 
ein Punkt gewesen, der natürlich von der Konto-
führung her in den Bereich des Finanzministers ge-
hörte, den das Kabinett aber im ganzen damals so 
geschlossen und gutgeheißen hat. 

(Abg. Leicht: Und auf der Grundlage der 
Daten des Wirtschaftsministers!) 

— Gut, da gebe ich Ihnen recht. Ich wehre mich ja 
gar nicht dagegen, daß das damals gemacht worden 
ist. Ich möchte bloß heute als Person dafür nicht die 
Rechnung präsentiert bekommen. 

(Abg. Lemmrich: Die haben wir doch Herrn 
Schiller präsentiert! Da haben Sie nicht ge

-

nau hingehört!) 

Darum geht es. Sie müssen Ihrem Kollegen Lemm-
rich einmal sagen — der hat damals nicht aufge-
paßt , wie das in der Großen Koalition gelaufen 
ist. 

Und das Zweite, soweit die Lohnleitlinien in Be-
tracht kommen: Ich kann das jetzt aus dem Gedächt-
nis nicht sagen; da müßte ich nachsehen. Ich habe 
den Eindruck, daß die Lohnleitlinien, Herr Kollege 
Leicht, die der Herr Wirtschaftsminister bekanntge-
geben hat — für den Abschnitt damals —, unter 
dem lagen, was für den öffentlichen Dienst nachher 
veranschlagt worden ist. 

(Abg. Leicht: Bis zu 15 %!) 

— Gut. Ich würde mich auf eine Debatte darüber 
hier nicht einlassen, weil ich die Zahlen nicht exakt 
parat habe; das ist nicht mein Fach. 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Schmid.) 

Meine Damen und Herren, die Kosten werden also 
von der Lohnseite her in Bewegung gebracht. Ich 
wäre dankbar, wenn mir hier nicht an der falschen 
Stelle die Wirkungen präsentiert würden. Das ist 
nämlich hier der Fall. Ich befinde mich in der Situa-
tion eines jeden Unternehmers in der Wirtschaft, 
der Lohnerhöhungen ganz einfach zur Kenntnis 
nimmt, die irgendwo durch Tarifverträge oder öf-
fentliche Anordnungen bewirkt worden sind. Das 
kann doch das Parlament nicht dem Minister, der 
dem Parlament die Kontoführung mit der durchge-
rechneten Auswirkung von gefaßten Beschlüssen 
präsentiert, persönlich anlasten. 

Was Sie hier für die Bahn gesagt haben, weite ich 
noch aus, damit wir uns ja nicht mißverstehen; ich 
beschönige da gar nichts, ich sehe die Entwicklung 
auch gar nicht rosig. Wissen Sie, wenn man glaubt,  

daß man politisch mit etwas Erfolg hat, und dann 
von einem Sektor her, auf den man keinen Einfluß 
hat, praktisch um diesen Erfolg gebracht wird, ist das 
keine so schöne Sache. 

(Abg. Dr. Jobst: Das ist Ihr Wirtschafts

-

minister!) 

— Klagen Sie nicht andere an! Ich habe ja gesagt: 
Sie haben Anträge eingebracht, die noch über das 
hinausgehen, was da gewirkt hat. Ich weiß, das 
ist keine schöne Rede, die ich hier halte. Mir kommt 
es auch gar nicht auf Beifall an. Ich möchte bloß diese 
Dinge so sagen, wie sie sind, damit wir uns nicht 
verwirren, weil hier im Augenblick viel mehr auf 
dem Spiel steht als ein bißchen Etat des Verkehrs-
ministers. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Was für die Bahn gilt, gilt genauso für die Post. 
Das, was für Bahn und Post gilt, gilt genauso für die 
öffentlichen Nahverkehrsbetriebe in allen Kommu-
nen. Wir müssen uns die Zeit und den Mut nehmen 
— das sage ich dazu, denn es gehört Mut dazu —, 
einmal bis hinten hin zu durchdenken, ob es auf die 
Dauer geht, über Mineralölsteuererhöhungen zu 
reden, weil die Straßenbahn in der Stadt X mit ihren 
Einnahmen nicht mehr auskommt. Das kommt auf 
uns zu. Das sind doch die Sachverhalte, mit denen 
wir es zu tun haben. Damit, daß wir uns gegenseitig 
solche Vorwürfe machen, bringen wir die Kuh nicht 
vom Eis und lösen wir das Problem nicht. 

Ich fiige hinzu: Eine Wirtschaft, ein öffentlicher 
Haushalt und öffentliche Verkehrsunternehmen, 
denen jährlich zweistellige Lohnzuwachsraten zuge-
mutet werden, werden durch Verkehrspolitik nicht 
gesund. Im Gegenteil, die Verkehrspolitik kann so 
erfolgreich sein, wie sie will: Diese Unternehmen 
werden krank, und am Ende gehen die öffentlichen 
Haushalte daran zugrunde. 

(Allgemeiner Beifall.) 

Meine Damen und Herren, ich habe die Bitte, daß 
darüber im ganzen Lande nachgedacht wird und daß 
das nicht zum Gegenstand kleinkarierter taktischer 
Auseinandersetzungen zwischen Opposition und Re-
gierungsparteien gemacht wird. Hier steht nämlich 
etwas Wehr auf dem Spiel. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Sie fragen nun nach einer Lösung. Ich bin nicht 
verlegen um die Antwort. Nach dem Erfahrungs-
schatz, den ich in der Zwischenzeit gesammelt habe, 
kann diese Lösung nur durch drei Dinge, die zusam-
menwirken, erreicht werden. 

Erstens dürfen die Kosten nicht ausufern. 

Zweitens muß man einem solchen Unternehmen 
im Innern Spielraum und Flexibilität einräumen, so 
daß es rationalisieren kann, wenn es das selbst für 
notwendig hält. So verfährt auch jedes große Unter-
nehmen in der Wirtschaft. Man darf nicht sagen: 
Weil dort jetzt gerade Landtagswahlen oder wer 
weiß was stattfinden, darf dies und jenes nicht ge-
macht werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU.) 
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Denken Sie mal alle an die kleinen Bahnstrecken 
und an die Bahndirektionen. Das kann ich singen, 
nicht nur schreiben. 

Drittens. Wenn man die wirtschaftliche Eigen-
ständigkeit eines solchen Unternehmens will, muß 
man auch dafür sorgen, daß es in der Lage ist, dann, 
wenn die Kosten gestiegen sind, statt sich an den 
Staat zu wenden und den Bundestag darüber de-
battieren zu lassen, wie die Liquidität hergestellt 
werden kann, sich die Liquidität dort zu holen, wo 
sie sich jedes Unternehmen, das gesund bleiben will, 
holt, nämlich auf dem Markt, und zwar durch eine 
Anpassung der Preise. 

Diese drei Elemente sind wichtig. Wenn Sie diese 
drei Forderungen einem solchen Verkehrsunterneh-
men wie der Bundesbahn verweigern — und das 
geschieht jetzt noch —, werden wir uns über die 
Folgen, die dann eintreten werden, hier noch müde 
debattieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das tun doch 
nicht wir, sondern Sie!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Stücklen? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Jawohl. 

Stücklen (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, Sie 
sind also mit mir der Meinung, daß die Erhöhung 
der Gebühren bei einem öffentlichen Dienstleistungs-
betrieb keinesfalls der Anlaß zu spektakulären Son-
dersitzungen des Bundestages sein sollte? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Ich bin immer dieser 
Meinung gewesen, Herr Kollege Stücklen. Ich 
schließe aus Ihrer Frage, daß Sie nicht die Absicht 
haben, solche Sondersitzungen zu fordern, falls es 
einmal irgendwo zu Gebührenerhöhungen kommt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir denken an 
die Telefongebühren! — Abg. Lemmrich: 
Herr Minister, blättern Sie im Gedächtnis 

einmal ein paar Jahre zurück!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine weitere Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Rawe. 

Rawe (CDU/CSU) : Herr Minister Leber, hätten 
Sie dann vielleicht auch die Güte, uns zu erklären, 
wer eigentlich die Verantwortung dafür trägt, daß 
die von Ihnen geforderten höheren Preise erst so 
spät zustande gekommen sind? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Kollege Rawe, ich 
erinnere mich noch gut, daß ich im Haushaltsaus-
schuß im Dezember, als ich gefragt wurde, wie es 
denn mit der Tarifpolitik der Eisenbahn im Jahre 
1971 sei, gesagt habe: Ich habe sie vor der Sitzung 
schon unterschrieben. Ich erinnere mich auch noch, 
daß der Kollege Lemmrich damals etwas getan hat,  

was für mich unfaßbar war: Er hat nämlich den Ver-
kehrsminister wegen der Schnelligkeit gelobt. So 
schnell wie diesmal ist es noch nie gegangen. Sie 
waren doch dabei. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine weitere Zwi-
schenfrage. 

Rawe (CDU/CSU) : Herr Minister Leber, kann 
ich Ihren Ausführungen entnehmen, daß Sie mit uns 
der Meinung sind, daß diese Tarife zu spät ange-
hoben worden sind? Wir meinen, daß Sie dafür ver-
antwortlich sind. 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Kollege Rawe, ich 
bin nicht der Auffassung, daß diese Tarife zu spät 
angehoben worden sind. Die Eisenbahn konnte dem 
Verkehrsminister erst dann mit Hoffnung auf Er-
folg einen solchen Antrag vorlegen, nachdem der 
Verkehrsminister und die Eisenbahn wußten, was 
bei den Gesprächen im öffentlichen Dienst an 
Kostenerhöhungen herausgekommen war. Und das 
war erst einen Tag vorher bekanntgeworden. Wir 
können doch nicht, wenn die Gespräche über Lohn-
erhöhungen noch im Gange sind, schon Tariferhö-
hungen projizieren und vermuten, was für Lohn-
erhöhungen sich am Ende in unserem Bereich er-
geben. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Frage des 
Abgeordneten Lemmrich. 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Minister, erinnern 
Sie sich, daß nicht erst jetzt, im Jahre 1971, sondern 
auch schon früher eine Tariferhöhung beantragt 
wurde. Wir waren wirklich sehr erfreut darüber, daß 
diesem Antrag so schnell entsprochen wurde. Wir 
können Ihnen selbstverständlich auch einmal etwas 
Gutes sagen. 

(Lachen bei der SPD. — Zuruf von der SPD: 
Wie ist denn das zu verstehen?) 

Genauso, wie ich es gesagt habe. — Hier ging es 
um das Tarifheckmeck im Jahre 1970. 

(Abg. Hein [Salzgitter-Lebenstedt] : Von 
Februar bis Dezember!) 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Kollege Lemmrich, 
das Tarifheckmeck im Jahre 1970 war auf jeden Fall 
besser als das im Jahre 1969. Wenn Sie die Chro-
nik der Tarifheckmecks bei der Eisenbahn verfolgen, 
werden Sie von Jahr zu Jahr eine Verbesserung 
feststellen. Die Regierung wird künftig, wie Sie 
wissen, auf Grund der von uns eingeschlagenen 
Linie viel weniger tarifpolitische Zuständigkeiten 
haben. Statt dessen wird das Unternehmen viel mehr 
Freiheit und Freizügigkeit haben. Das wird dazu 
führen, daß Klagen, wie sie heute hier geführt wor-
den sind, immer seltener werden. Ich bin der Auf-
fassung, daß die Firma Deutsche Bundesbahn die 
Möglichkeit haben muß, ihre Preise, ohne daß poli-
tisch darauf Einfluß genommen wird, dem Markt zu- 
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mindest so anzupassen, wie es das Kostengefüge 
gebietet. Dann wird sie gesünder bleiben, als sie es 
in der Vergangenheit war. 

Meine Damen und Herren, hier ist von der Liqui-
dität gesprochen worden. Es wurde die Frage ge-
stellt, wie die Liquidität hergestellt werden solle. 
Wir wissen natürlich auch nicht genau, wie die 
Rechnung der Eisenbahn Ende 1971 aussehen wird. 
Es gibt nur Vermutungen und Projektionen. 

Ich sehe drei Möglichkeiten: erstens die Hilfe des 
Bundes. Hier stütze ich mich auf das, was der Bun-
desfinanzminister in seiner Rede gesagt hat. Diese 
unterscheidet sich etwas von dem, Herr Kollege 
Lemmrich, was Sie vorhin gesagt haben. Vielleicht 
liegt hier aber nur ein verbales Mißverständnis vor. 
Der Bundesfinanzminister hat nämlich gesagt, die 
Liquidität solle nicht ausschließlich aus dem Einzel-
plan 12, sondern auch durch eigene Maßnahmen der 
Eisenbahn verbessert werden. Im Einzelplan 12 gibt 
es dafür keinen Spielraum mehr. 

Zweitens. Soweit das nicht ausreicht, ist eine 
kurzfristige, übergangsweise Verschuldung vorge-
sehen. Drittens ist an eine Verbesserung der Liqui-
dität durch tarifpolitische Maßnahmen gedacht. Num-
mer zwei hängt von der Wirkung der Nummer drei 
ab. Weil niemand die Wirkungen genau kennt, 
können wir sie erst im Sommer oder im Herbst 
etwas besser beurteilen. 

Sie haben ferner die Frage der Umschuldung an-
gesprochen. Das ist meiner Auffassung nach ein 
wichtiger Punkt. Aber das können wir nicht in das 
Kapitel „Die Eisenbahn wird gesund" aufnehmen, 
sondern hier handelt es sich ganz einfach um das 
Verhältnis zwischen Eisenbahn, Eigentümer und 
Kriegsfolgelasten, die damals entstanden sind und 
mit denen wir fertig werden müssen. 

Da Sie sich im wesentlichen mit der Eisenbahn 
befaßt haben, möchte ich diesen Teil meiner Aus-
führungen damit beschließen und das zurückstellen, 
was ich vielleicht sonst noch zur Debatte zu sagen 
hätte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schmitt (Lockweiler). 

Schmitt (Lockweiler) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen, meine Herren! Bonn, 
Pressekonferenz des Bundesministers für Verkehr, 
16. Mai 1969: 

Als ich das Amt im Dezember 1966 übernahm, 
stand ich vor unausweichlichen Problemen, die 
längst einer Lösung bedurft hätten. Es ist das 
Versäumnis früherer Bundesregierungen, Ent-
wicklungen, die sich seit langem abzeichneten, 
nicht rechtzeitig erkannt und gesteuert zu haben. 
Folgendes war eingetreten: Die Bundesbahn 
fuhr im Schnellzugtempo jedes Jahr eine runde 
halbe Milliarde tiefer ins Defizit, Fernstraßen 
wurden zu Schleichwegen und verstopften mehr 
und mehr, Straßenverkehrsunfälle erhöhten sich 
von Jahr zu Jahr. 

Das waren Ausführungen des Bundesministers für 
Verkehr Leber im Jahre 1969. 

Er sagte weiter: 

Nachdem die Maßnahmen getroffen sind, ist es 
selbstverständlich, daß sie nicht alle sofort ihre 
Wirkung erbringen können. Deshalb ist das 
Programm auf fünf Jahre angelegt. Der Stand 
der Verwirklichung läßt es aber zu, zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt eine Zwischenbilanz aufzu-
machen. Sie zeigt auf, daß alle wichtigen Ziele 
beibehalten wurden, für alle wichtigen Lösun-
gen die gesetzgeberischen und sonstigen Vor-
aussetzungen durchgebracht und viele der Maß-
nahmen, obwohl sie gerade erst zu wirken be-
ginnen, schon beachtliche Erfolge zeigen. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, an diesen 
Ausführungen erkennt man bei einigem Nachdenken 
das Dilemma, in dem sich die Verkehrspolitik der 
Bundesrepublik heute befindet. Sie befindet sich in 
dem gleichen Dilemma wie die gesamte Politik die-
ser Regierung, der eben der Boden unter den Füßen, 
vor allem aber die Stabilität fehlt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn was der Herr Minister hier eben ausgeführt 
hat, war doch kurz, daß er sein Amt übernommen 
hat, als die Konjunktur im Tal war. Da waren die 
Kapazitäten nicht voll ausgelastet, und Eisenbahn-
waggons standen leer herum. Dann kamen wir in 
den Boom, und mit dem Boom wurde die Kapazität 
voll ausgelastet, zum Teil überausgelastet. Aber es 
stiegen auch die Kosten. Und nun nimmt er für sich 
in Anspruch, daran schuld zu sein, daß die Kapazi-
täten ausgenutzt sind; aber andere sind schuld 
daran, daß die Kosten gestiegen sind, obwohl das 
doch zusammengehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber es ist nicht meine Absicht, auf allen Gebie-
ten den Nachweis zu führen, daß das schlechthin die 
Denkart dieses Ministers ist. Er läßt eine Gruppe 
Sachverständiger Verkehrswege in der Bundesrepu-
blik planen. Das sind hervorragende Fachleute; sie 
bringen einen Plan. Das ist ein Bedarfsplan, konzi-
piert auf das Jahr 1985. Was macht der Herr Mi-
nister? — Er macht daraus einen Straßenbauplan bis 
1985, und er sagt dem Bürger: Dreh dich um, schau, 
wohin du willst, du siehst überall eine neue Auto-
bahn. - Denn das steht hier drin: Alle 10 km von 
Ihrem Wohnsitz befindet sich eine Autobahn. Sie 
brauchen sich also nur umzudrehen, und Sie sehen 
immerzu eine neue Autobahn. - Die Wahrheit ist, 
daß dies kein Ausbauplan ist, sondern daß hier 
einfach der Bedarfsplan abgeschmiert wurde und zu 
Propagandazwecken mißbraucht wurde. Das ist die 
Tatsache. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Wir haben am 2. Dezember vorigen Jahres hier 
eine ausgedehnte Verkehrsdebatte geführt. Wir ha-
ben dem Herrn Minister in aller Ruhe und Sachlich-
keit nachgewiesen, daß er die Ziele seines verkehrs-
politischen Programms nicht erreicht hat und auch 
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gar nicht erreichen konnte, weil sich mittlerweile 
die Voraussetzungen in ihr Gegenteil verkehrt hat-
ten. Das hat der Herr Minister überhaupt nicht zur 
Kenntnis genommen. Er tut weiter so, als sei er der 
erfolgreichste Verkehrsminister aller Zeiten. 

(Zurufe von der SPD: Ist er auch! — 
Genau!) 

Was mich an der Sache am meisten ärgert, ist, daß 
er bei jeder Gelegenheit seinen Vorgänger diffa-
miert. Ich finde so etwas nicht fair und nicht anstän-
dig. Dagegen werden wir uns wehren. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Meine Damen und Herren, das sind die Gründe, 
die uns veranlassen, gegen den Einzelplan 12 zu 
stimmen, weil wir einfach nicht mehr in der Lage 
sind, hierin eine Verkehrspolitik zu erkennen. Wir 
haben es hier mit einem verkehrspolitischen Durch-
einander zu tun, das keine Rationalität mehr erken-
nen läßt, und dazu können wir nicht ja sagen. Dazu 
müssen wir nein sagen. 

Darüber hinaus kann ich nicht umhin, zu dem 
persönlichen Verhalten des Herrn Ministers einige 
Sätze zu sagen. Es ist jedesmal schlecht, wenn hier 
im Hohen Hause jemand aus der Rolle fällt. Wenn 
dies ein Bundesminister ist, dann ist es doppelt 
schlecht. 

(Abg. Schmidt [Braunschweig] : Jetzt fallen 
Sie aus der Rolle! Der Minister ist doch 

kein Prügelknabe für Sie!) 

— Ich habe nichts dagegen, daß Sie eine Meinung 
haben, aber bringen Sie sie in einer Form vor, daß 
man sie diskutieren kann. Das andere halte ich nicht 
für sinnvoll. —

(Zuruf von der SPD: Sie müssen aber sach

-

lich bleiben!) 

Ich bin unterbrochen worden, als ich festgestellt 
habe, daß ich Veranlassung habe, zu dem persön-
lichen Verhalten des Herrn Ministers einiges zu sa-
gen. Ja, ich bedaure es, daß ich verpflichtet bin, es 
zu tun. Der Herr Minister zieht im Wahlkampf nach 
Bayern; das ist eine Sache, wo wir alle nicht sehr 
vornehm miteinander umgehen, das wissen wir. 
Aber wenn sich ein Bundesminister in der Pose Wil-
helms II. dort hinstellt, mit dem Säbel rasselt und 
dann hierher kommt und mit Biedermannsmiene 
und Schlitzohr erklärt, er brauche nichts zu wider-
rufen, er würde ja das, was er angekündigt habe, 
nicht durchführen, dann müssen wir das aufs schärf-
ste tadeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Apel? 

Dr. Apel (SPD) : Herr Kollege Schmitt, wenn Sie 
schon gerade beim Tadeln sind, sind Sie dann auch 
bereit, den Zwischenruf zu tadeln, den Herr Lemm-
rich zu Herrn Minister Leber gemacht hat, der hof-
fentlich protokolliert war und der hieß: „Ehrlichkeit 
war ja noch niemals Ihre Stärke, Herr Minister!"? 

Schmitt (Lockweiler) (CDU/CSU) : Herr Kollege, 
wenden Sie sich bitte an den Herrn Kollegen 
Lemmrich. Sie werden sicher einig werden. Ich bin 
doch nicht die Schiedsstelle für Abgeordnete. 

Meine Damen und Herren, ich habe einen zweiten 
Punkt, an dem ich nicht vorübergehen kann. Es ist 
folgendes Vorkommnis. Im Mai 1970 haben Abge-
ordnete dieses Hauses der Bundesregierung eine 
Kleine Anfrage vorgelegt. Auf die Frage: Will die 
Bundesregierung das? Kann die Bundesregierung 
das? wird schlicht und einfach mit Ja geantwortet. 
Aber nach drei Monaten lesen wir in der Zeitung, 
daß die Bundesregierung etwas ganz anderes zu tun 
gedenkt und daß das schlicht eine falsche Antwort 
war. 

Nun, jedem, auch der Bundesregierung, kann ein 
Irrtum unterlaufen. Aber es ist jedermanns Pflicht, 
den Irrtum aufzuklären und sich dafür zu entschul-
digen. Es ist nicht der richtige Ton im Umgang zwi-
schen der Regierung und den Abgeordneten, wenn 
wir in der Zeitung lesen müssen, daß die Regierung 
ganz andere Vorstellungen hat, als sie uns hier mit-
geteilt hat. — Herr Minister, ich würde darüber 
nicht lachen. Das ist für mich eine sehr böse Sache. 
Denn wenn Sie das Verhältnis zwischen sich und 
uns Abgeordneten auf dieses Basis stellen wollen, 
daß Sie hier unrichtige Auskünfte geben und daß 
Sie dann, wenn ich das tadle, darüber lachen, dann 
wird es hier keine Kooperation, sondern dann wird 
es in Zukunft zwischen uns hier Konfrontation ge-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Müller-Hermann. 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Da wir alle einen 
Abschluß der Debatte herbeiwünschen, möchte ich 
lediglich einige Anmerkungen machen um der histo-
rischen Wahrheit willen. Ich will das in einem 
durchaus versöhnlichen Ton gerade gegenüber dem 
Herrn Bundesminister für Verkehr tun. 

Niemand macht dem Herrn Bundesminister für 
Verkehr den guten Willen streitig. Es wäre gut, er 
hätte auch den guten Willen anderer nicht in Zwei-
fel gezogen. Wir kommen aber nicht umhin, festzu-
stellen, daß Herr Minister Leber schon 1966 bei der 
Regierungsbildung der Großen Koalition und auch 
im Rahmen dieser Koalition zuviel versprochen, den 
Mund zu voll genommen hat. Herr Minister, Sie 
können eben nicht trennen zwischen. dem Minister 
Leber und der Bundesregierung. Der Herr Minister 
Leber ist ein Teil dieser Bundesregierung, und er 
muß auch das ausbaden, was andere Ressorts oder 
der Bundeskanzler ihm an Kummer bereiten oder 
ihm in der Erfüllung seiner Aufgaben unmöglich 
machen. 

Ich will etwas zur Entwicklung der Deutschen 
Bundesbahn sagen, und ich meine, hier könnten wir 
auch zu einer gemeinsamen Beurteilung der Ver-
gangenheit kommen. Der große Aufschwung, den 
die gesamte Wirtschaft nach 1949 genommen hat, 
verdanken wir — das ist heute wohl eine allge- 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode - 100. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. Februar 1971 	5723 

Dr. Müller-Hermann 

meine Erkenntnis — dem Modell, dem Prinzip einer 
sozialen Marktwirtschaft. Es hat allerdings sehr 
lange gebraucht auch bei uns selbst, aber minde-
stens so lange bei unseren Kollegen aus der SPD —, 
bis wir erkannt haben, daß man auch im Bereich 
des Verkehrs gewisse ökonomische Gesetze zur 
Geltung bringen muß, wenn erfolgreich gewirt-
schaftet werden soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich darf etwa darauf hinweisen, wie lange es ge-
braucht hat, bis wir alle gemeinsam etwas gegen 
die sogenannte Tarifgleichheit zwischen den Ver-
kehrsträgern unternommen haben. Die gleiche 
Tarifstellung von Eisenbahn und Kraftverkehr für 
völlig unterschiedliche Leistungen hat doch im we-
sentlichen dazu geführt, daß in weiten Bereichen 
die Bundesbahn genötigt war, einzelne Stückgüter 
über Land zu befördern, eine Aufgabe, die dem 
Lastwagen adäquat ist, und daß dafür der Lastkraft-
wagen gerade im Massenverkehr über weite Ent-
fernungen Teilaufgaben übernommen hat, die an 
und für sich ökonomisch viel besser von der Bundes-
bahn durchzuführen gewesen wären. Es war sicher-
lich ein Erfolg des nachher gemeinsam in der Gro-
ßen Koalition getragenen Verkehrspolitischen Pro-
gramms, daß wir der Bundesbahn die Möglichkeit 
gegeben haben, elastischer zu werden, ökono-
mischer zu denken und zu handeln und damit auch 
zusätzlichen Verkehr an sich zu ziehen. 

Und dann ist natürlich die Konjunkturentwick-
lung auch der Bahn zugute gekommen, wie meine 
Vorgänger hier schon ausgeführt haben. Nur, Herr 
Minister Leber, ist es keine Erfolgsbilanz, wenn Sie 
heute vor das Parlament treten und erklären müs-
sen: die Bundesbahn hat mehr Verkehr, aber auf 
der anderen Seite ist das Defizit gewachsen. Dafür 
kann eben nicht die Bundesbahn verantwortlich 
gemacht werden, und ich würde auch sagen, dafür 
können in erster Linie nicht Sie verantwortlich ge-
macht werden, sondern dafür trägt die Verantwor-
tung die Wirtschafts- und Konjunkturpolitik dieser 
Bundesregierung 

(Abg. Stücklen: Sehr gut!) 

unter Führung von Bundeskanzler Brandt und Wirt-
schaftsminister Schiller. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die wirtschaftspolitische Entwicklung der letzten 
15 Monate, die eben jenen enormen Kostendruck 
gebracht hat, führt im Straßenbau auch zu einem 
wirklich miserablen Ergebnis im Jahre 1971. Die 
Zahlen sind hier schon genannt worden: wir haben 
von seiten des Bundes etwa 14 % mehr Mittel für 
die Straßen zur Verfügung, und wir werden an 
effektiven Leistungen ein Minus in einer Größen-
ordnung von gleichfalls etwa 14 % hinnehmen müs-
sen. 

(Abg Haase [Kassel] : Wie überall bei der 
Infrastruktur!) 

Da kommt nun heute der Kollege Haehser, der 
dem Bundesverkehrsminister oder der Bundesregie-
rung wieder einige Avancen gemacht hat, sie 
möchte doch dem Projekt einer Erhöhung der Mine-

ralölsteuer nähertreten. Nun, wir haben die Worte 
des Bundeskanzlers gehört: im Jahre 1971 gibt es 
keine Steuererhöhungen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Glauben Sie das?) 

Aber wir wissen ja aus vielen Quellen, wie sehr 
daran gearbeitet wird, zumindest im Laufe dieses 
Jahres Steuererhöhungen in Gang zu setzen, die 
dann wahrscheinlich am 1. Januar des kommenden 
Jahres in Kraft treten sollen. 

Wir haben, meine Damen und Herren, schon bei 
der Verkehrsdebatte des vergangenen Jahres dar-
auf hingewiesen, daß wir durchaus bereit sind, in 
Kenntnis der schwierigen Probleme, die es insbe

-

sondere im gemeindlichen Bereich zu lösen gibt, der 
Bundesregierung bei konstruktiven und vernünf-
tigen, für die Allgemeinheit tragbaren Lösungen zu 
helfen. Wir haben aber schon damals darauf hin-
gewiesen, daß der Bund, wenn er dem Kraftfahr-
zeughalter, dem Verbraucher also, höhere Ver-
brauchssteuern zumutet, dann zunächst einmal aus 
seinem Teil des zweckgebundenen Aufkommens zu-
mindest eine Geste machen muß, die besagt, 

(Abg. Stücklen: Sehr richtig!) 

daß er bereit ist, mehr für diesen so wichtigen 
Zweck zu investieren. 

Aber das, worauf ich im Augenblick hinaus will, 
ist das folgende: Meine Damen und Herren von der 
Koalition, versuchen Sie nicht und verfallen Sie 
nicht in den Fehler, die Löcher, die sich infolge der 
Kostenentwicklung jetzt überall auftun, etwa über 
eine Dynamisierung der Steuern stopfen zu wollen! 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU.) 

Das hieße das Pferd am Schwanze aufzäumen. Das 
hieße für uns, Mittel die der Steuerzahler auf-
bringt, in ein Faß ohne Boden zu schütten. Diese 
Bundesregierung muß ernsthaftere Anstrengungen 
unternehmen, um die Stabilität wiederzugewinnen 
und die Preis- und Kostenexplosion in den Griff zu 
bekommen. Erst wenn diese Bundesregierung als 
Ganzes die Bedeutung der Stabilität für die Volks-
wirtschaft erkennt und nach dieser Erkenntnis han-
delt, werden die gesamten inneren Reformen und 
speziell auch die Probleme des Verkehrs zu mei-
stern sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Apel. 

Dr. Apel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Dies hier ist jetzt sicherlich nicht der 
Ort, eine Konjunkturdebatte vom Zaune zu bre-
chen. Dennoch, Herr Müller-Hermann, müssen wir 
natürlich, wenn wir das Jahr 1970 und die Kosten-
explosion, die in diesem Jahre stattgefunden hat — 
über die brauchen wir uns nicht zu streiten —, ge-
recht bewerten wollen, einige Takte dazu sagen. 
Denn diese Kostensteigerungen, die wir im Jahre 
1970 hatten, waren ja programmiert, Herr Müller- 
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Hermann, programmiert durch unterlassene Kon-
junkturpolitik im Jahre 1969. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Jobst: Die 
alte Platte! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

— Das hören Sie ungern, ich weiß das. 

(Abg. Stücklen: Wer war Wirtschaftsmini

-

ster?) 

— Es kann aber nicht bestritten werden, Herr Stück-
len. Lieber Herr Stücklen, wer hat denn eine ver-
nünftige Konjunkturpolitik — siehe außenwirt-
schaftliche Absicherung — vor den Bundestagswah-
len verhindert? 

(Abg. Stücklen: Und wer war der Wirt

-

schaftsminister?) 

Wir brauchen das nicht zu vertiefen. 

(Abg. Stücklen: Also!) 

Es steht fest, daß die CDU/CSU vor und nach den 
Bundestagswahlen zu keiner Zeit in der Lage war, 
eine Konjunkturpolitik zu führen, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Schiller war da!) 

die eine Kostendämpfung hätte durchsetzen können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. - 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU: Schil

-

ler!) 

Dies hat die Mehrheit der heutigen Opposition stets 
verhindert. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wenn das aber so ist, meine Damen und Herren, ist 
es nun ausgemacht scheinheilig, 

(Zuruf von der SPD: Genau!) 

wenn eben diese Opposition heute versucht, jene 
von ihr programmierten Kostensteigerungen, 

(erneute Zurufe von der CDU/CSU) 

— jawohl, diese von ihr programmierten Kosten-
steigerungen als Argument gegen die Verkehrspoli-
tik des Verkehrsministeriums ins Feld zu führen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir werden dies auf jeden Fall nicht akzeptieren. 
Sie wissen ganz genau, daß Sie damit vorbeiargu-
mentieren und Ihre eigenen Schwächen nur unvoll-
kommen verdecken können. 

(Abg. Lemmrich: Das war nur eine rhetori

-

sche Floskel, Herr Apel!) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zu 
einigen Fragen der verkehrspolitischen Debatte 
sprechen. 

Die Bundesbahn ist in der Tat — der Herr Bun-
desverkehrsminister hat es dargestellt — in einer 
schwierigen Situation. Die Kosten sind gestiegen. 
Die Einnahmen steigen nicht in gleichem Maße. Ich 
werde noch einiges zu den Einnahmen sagen. Herr 
Müller-Hermann, auch dies bitte ich Sie sehr genau 
zu beachten: Die Bundesbahn hatte 1970 und hat im 
Jahre 1971 auf Grund der Beförderungspflicht Trans-
porte zu übernehmen, die einfach mehr Geld kosten,  

als sie einbringen. Ich bitte auch die Verkehrspoliti-
ker, einmal rein sachlich zu prüfen, ob das nicht 
eine Last ist, die die Bahn der Allgemeinheit ab-
nimmt, wodurch Konten normalisiert werden kön-
nen. Wenn wir das aber für unglücklich halten, müs-
sen wir überlegen, ob wir der Bahn nicht auch die 
Freiheit geben müßten, gewisse Sendungen abzu-
lehnen. Im letzten Jahr hatten wir doch das Phäno-
men der Sprungkosten, als die Bahn in der Tat mit 
unzureichendem Material befördern mußte, weil an-
dere nicht mehr befördern konnten. Ich meine, wir 
müssen dies in die Betrachtung einbeziehen. 

Einbeziehen müssen wir auch, Herr Kollege Mül-
ler-Hermann — da mag es vielleicht eine nuanciert 
unterschiedliche Betrachtung zwischen dem Herrn 
Verkehrsminister und mir geben die Tatsache, 
daß administrierte Preise in der konjunkturellen 
Landschaft natürlich ihre Rolle haben und ihre 
Funktion spielen und es der Bundesregierung an

-

heimgegeben ist, zu entscheiden, ob sie, solange 
sie die Verantwortung dafür trägt, Kosten voll auf 
die Tarife durchschlagen läßt oder ob sie aus kon-
junkturellen Gründen einen anderen Weg für 
zweckmäßiger hält. Dies ist eine politische Entschei-
dung. Die Bundesregierung hat dafür zu sorgen 
das wird sie tun, dazu ist sie nämlich auf Grund des 
Bundesbahngesetzes verpflichtet —, daß der Bun-
desbahn am Ende dieses Haushaltsjahres notfalls 
zusätzliche liquide Mittel für das Jahr 1971 zur 
Verfügung gestellt werden, so wie sie das für das 
Jahr 1970 entweder bereits getan hat oder tun wird. 
Dies ist nicht nur eine verkehrs-, sondern auch eine 
wirtschaftspolitische Entscheidung. 

Als Verkehrspolitiker könnte ich mich damit ab-
finden, Herr Müller-Hermann, daß wir § 28 a noch 
strenger wirken lassen, indem wir sagen: Wir zie-
hen uns aus der tarifpolitischen Entscheidung noch 
stärker als bisher zurück; wir überlassen das der 
Bundesbahn und wollen damit auch nicht mehr die 
konjunkturellen Aspekte mit hineintragen. Die ge-
genwärtige Situation ist eine andere, und wir haben 
von ihr auszugehen. 

(Abg. Hein: Der Minister hat etwas anderes 
hier erklärt!) 

— Ich habe ja darauf aufmerksam gemacht, daß es 
hier vielleicht nuanciert unterschiedliche Betrach-
tungen geben kann. 

(Abg. Hein: Ich wollte es nur unterstrei

-

chen!) 

— Schönen Dank, daß Sie das auch schon gemerkt 
haben, Herr Hein. 

Ich möchte eine weitere Bemerkung machen, Herr 
Müller-Hermann, und mit in die Überlegungen der 
Bundesbahn über ihre Tarifpolitik und ihre finan-
zielle Lage einbeziehen. Wir müssen die Tatsache 
sehen, daß wir in diesem Jahr überall die Tarife er-
höhen, nur nicht im sozialbegünstigten Personenver-
kehr. Wir sind gegen Nulltarife; das ist von Herrn 
Haehser dargestellt worden; wir wollen sie nicht. 
Aber hier müssen wir deutlich machen, daß die 
Bahn hier in der Tat auch eine Aufgabe erfüllt, die 
wir alle wollen: Weg von der Straße, und hin zum 
öffentlichen Personennahverkehr! Dies kostet Geld. 
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Dr. Apel 
Auch das müssen wir sehen, und dazu müssen wir 
uns bekennen. 

Lassen Sie mich noch einige Sätze zu den The-
men Straßenbau und Bedarfsplan sagen. Herr 
Schmidt, Sie haben es sich wirklich etwas einfach 
gemacht, wenn Sie sagen, hier werde etwas vorge-
gaukelt. Hier wird nichts vorgegaukelt. Hier wird 
ein Bedarfsplan vorgelegt. Der Herr Bundesver-
kehrsminister hat gesagt, er möchte ihn, wenn es 
nach ihm ginge, in drei Fünfjahresperioden erfüllen. 

(Abg. Lemmrich: Das stimmt doch nicht, 
Herr Apel, was Sie hier sagen!) 

- Herr Lemmrich, ich bitte Sie! Sie waren doch 
selber im Ausschuß dabei. Wir werden dazu hier 
eine Debatte führen. 

Herr Leber hat in der Einführungsrede zum Ver-
kehrsbericht gesagt: Mir fehlt für dieses sehr ambi-
tiöse Projekt das Geld. Nun sind alle aufgefordert, 
zu dieser Debatte, die bis zum Ende des Jahres tun-
lichst abgeschlossen sein sollte, weil wir ja auch die 
Leber-Pfennige durch Erhöhung der Mineralölsteuer 
ersetzen müssen — so denke ich —, ihren Beitrag zu 
leisten. Herr Leber hat seine Option deutlich ge-
macht, ich zum Beispiel habe meine Option auch 
deutlich gemacht. Wir warten darauf, daß auch Sie 
Ihre Option deutlich machen. Herr Müller-Hermann 
hat soeben eine Option ausgesprochen, aber eine 
sehr vage. Das hätten wir sehr gern konkreter,- 
nicht, um Sie dann draußen festzunageln. 

(Zuruf des Abg. Dr. Müller-Hermann.) 

— Wenn Sie sagen, daß muß die Regierung sagen, 
dann möchte ich einmal an das erinnern, was Herr 
Leicht zu Beginn dieser Debatte gesagt hat. Er hat 
gesagt, die Opposition sei in der Lage, an jedem 
Tag des Jahres die Regierung zu übernehmen. Dann 
können Sie nicht immer sagen: Die Regierung soll 
uns etwas erzählen, dann müssen Sie selber einmal 
konkret werden. Sonst erfüllen Sie nicht das Gebot, 
das Herr Leicht selber für Sie und Ihre Fraktion 
in Anspruch genommen hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Müller-Her-
mann? 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Apel, erwarten Sie wirklich von der Opposition, daß 
sie bei den sicherlich auch unbequemen Dingen, die 
zur Entscheidung anstehen, der Regierung das Han-
deln ohne weiteres abnimmt? 

Dr. Apel (SPD) : Ohne weiteres nicht, aber wenn 
Sie in der Tat jederzeit bereitstehen wir haben 
da noch einige Zweifel —, dann können Sie sich 
nicht mit Floskeln herausreden, sondern dann müs-
sen Sie sagen: Unsere Option ist in etwa die und 
die, wobei Sie sich nicht auf den Pfennig festzu-
legen brauchen. Sonst, müssen wir Ihnen sagen, 
machen Sie nichts weiter als billige Polemik, indem 
Sie sagen: Du hast zwar einen schicken Bedarfsplan, 
Minister Leber, aber du hast kein Geld - ätsch! 

Das reicht für eine Opposition ja wohl nicht ganz 
aus, wenn sie diese Ansprüche anmeldet. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage des 
Abgeordneten Dr. Müller-Hermann? 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Apel, akzeptieren Sie dann wenigstens meine mit 
Überzeugung abgegebene Feststellung, daß am sel-
ben Tage oder mindestens am Tage danach, wo die 
Regierung hier eine klare Aussage gemacht hat, wir 
auch zu unserem Wort stehen werden, unseren Lö-
sungsvorschlag vorzulegen? 

Dr. Apel (SPD): Ich habe ja genau zugehört, Herr 
Müller-Hermann, als Sie soeben noch einmal rede-
ten. Dann kam aber sofort, wie Herr Schiller das 
immer so schön in Neudeutsch nennt, die „escape 
clause", indem Sie angefügt haben: Wir sind natür-
lich dazu bereit; aber erst einmal müßt ihr die Preise 
stabil machen. Dies ist dann in der Tat, wie es ja 
auch in anderen Bereichen von Ihnen praktiziert 
wird, das „ja — aber", so daß Sie dennoch keine 
Aussage getroffen haben. 

Ich möchte aber zu diesen Preissteigerungen 
etwas sagen. Im Jahre 1970 waren sie da. Ich habe 
deutlich gemacht, daß sie auf konjunkturpolitische 
Versäumnisse des Bundeskanzlers Kiesinger und 
seiner Regierung zurückzuführen sind. 

(Lachen und Zurufe bei der CDU/CSU.) 

Für das Jahr 1971 gehen wir davon aus, daß in der 
Tat eine beträchtliche konjunkturelle Beruhigung 
eintreten wird, die dazu führen wird, daß eine 
Mark im Haushalt wieder auch einen äquivalenten 
Gegenwert im Straßenbau haben wird und nicht 
einen zurückgehenden. 

Lassen Sie mich eine letzte Bemerkung machen. 
Wenn Sie sich das Image des Herrn Bundesver-
kehrsministers in unseren Landen anschauen, Herr 
Müller-Hermann, dann werden Sie nicht umhinkön-
nen — mit Neid, nehme ich an —, zuzugestehen, 
daß dieser Mann eine ganz besondere Popularität, 
ein ganz besonders hohes Ansehen in unserem 
Volke genießt. Auch Ihr Versuch, Herr Lemmrich, 
diesen Mann abzuwerten, wird nicht gelingen — 
nicht deswegen, weil Herr Minister Leber ein be-
sonders geschickter Verkäufer seiner politischen 
Vorstellungen ist. Das ist er auch, und das finden 
wir gut; aber das Entscheidende ist doch, Herr 
Lemmrich, daß dieser Mann in vier Jahren Ver-
kehrspolitik etwas zustande gebracht hat, was Sie 
in 17 Jahren nicht zustande gebracht haben, 

(Beifall bei den Regierungsparteien — 
Abg. Lemmrich: Erzählen Sie uns doch ein

-

mal, was!) 

nämlich die Bahn vollbeschäftigt werden zu lassen, 
mit all den Problemen, die ich dargestellt habe, und 
bei unserer Bevölkerung sogar das Bewußtsein da-
für zu schaffen - und das, finde ich, ist sehr viel- , 
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daß bessere und mehr Straßen auch mehr Geld 
kosten. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Kollege Apel, glau-
ben Sie nicht, daß die Erkenntnis, daß mehr Straßen 
mehr Geld kosten, wirklich eine Binsenweisheit ist 
und daß es, was die Bundesbahn und ihre Ausla-
stung betrifft, auch schon früher eine erfreuliche 
Auslastung der Deutschen Bundesbahn gegeben hat 
und die leerstehenden Wagen, die in Ihrem Pro-
gramm vor der Bundestagswahl so beschrien wor-
den sind, zum Teil Wagen sind, die man wegen 
ihrer Überalterung abgestellt hat? 

Dr. Apel (SPD) : Lieber Herr Kollege Lemmrich, 
Sie wissen doch ganz genau, daß, als wir den soge-
nannten Leber-Plan schneiderten, ohne Widerspruch 
von Ihrer Seite von Herrn Leber festgestellt wurde: 
30- bis 40 000 Waggons der Bundesbahn stehen leer. 
Dies ist leider Tatsache gewesen, und das hat dieser 
Verkehrsminister überwunden. Daß Ihnen das nicht 
paßt, verstehe ich. Aber deswegen können Sie  mir 
doch nicht irgendwelche falschen Argumente unter-
schieben. 

(Abg. Lemmrich: Herr Apel, wir kennen ja 
Ihre Spiegelfechterei im Moment! Wir brau

-

chen uns darüber hier nicht zu unterhalten!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Leicht. 

Leicht (CDU/CSU) : Herr Kollege Apel, wollen 
wir auch hier auf dem Boden bleiben. Können Sie 
mir recht geben, daß die Auslastung der Waggons 
allein noch keinen Mehrertrag für die Bundesbahn 
bringt, wenn man in Rechnung stellt, was Sie selbst 
sagten, daß viele Waggons laufen, ohne daß dafür 
etwas bezahlt wird? 

Dr.  Apel (SPD) : Da bin ich mit Ihnen völlig 
einer Meinung. Deshalb wollen wir hier einmal zu-
sammen debattieren, ob die Beförderungspflicht der 
Deutschen Bundesbahn nicht entweder kontennor-
malisiert werden muß oder modifiziert werden muß, 
Herr Leicht. Dies ist die zentrale Frage. Aber die 
Hochkonjunktur des letzten Jahres hat sogar dazu 
geführt, daß Material eingesetzt werden mußte, das 
eigentlich nicht eingesetzt werden sollte. Dies ist 
das Dilemma dieser Art von Beförderungspflicht. 

Lassen Sie mich abschließen. Wir kommen zum 
Ergebnis, daß wir in der Tat in diesem Haushalt und 
in seiner Durchführung im Jahre 1971 Probleme ha-
ben. Wir sehen die Probleme. Der Herr Bundesver-
kehrsminister Leber hat dazu ein offenes Wort ge-
sprochen. Wir werden diese Probleme konstruktiv 
lösen. Wir wären froh, Herr Kollege Lemmrich, 
wenn wir das gemeinsam tun könnten. Ich habe 
aber angesichts des von Ihnen angeschlagenen Tons, 
den wir auch vom Verkehrsausschuß gewohnt sind, 
daran leider beträchtliche Zweifel. Das wird die 
sozialdemokratische Bundestagsfraktion nicht davon  

abhalten, ihren Weg unbeirrt trotz aller Schwarz-
malerei und ungerechtfertigten Kritik zu gehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Müller-Hermann: Weiter ins Minus!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Engelsberger. 

Engelsberger (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Nach dieser hitzigen 
Debatte möchte ich auf ein sachliches Thema zu 
sprechen kommen, das im Verlauf der Debatte über 
den Verkehrsbericht im Dezember des vergangenen 
Jahres nicht mehr angesprochen werden konnte, 
nämlich auf den Fremdenverkehr. Sie werden 
gleich an Hand der Zahlen sehen, welche wirtschaft-
liche Bedeutung der Fremdenverkehr im Rahmen 
unserer Gesamtwirtschaft hat. 

Der Einzelplan 12 für das Haushaltsjahr 1971 
sieht zur Förderung des Fremdenverkehrs eine Auf-
stockung der Mittel gegenüber dem Jahr 1970 um 
1 Million DM auf 12 Millionen DM vor. Sie wissen, 
meine Damen und Herren, daß mit dieser Auf-
stockung, wie in dieser Debatte schon angeklungen 
ist, bestenfalls die Kostensteigerungen gedeckt 
werden können, daß aber eine Mehrleistung damit 
nicht verbunden ist. 

Der Bericht zum Einzelplan 12 nennt in der 
Reiseverkehrsbilanz für 1970 ein Defizit von 5 bis 
6 Milliarden DM. Die Bundesbank hat in der Zwi-
schenzeit genaue Zahlen veröffentlicht. Es sind ge-
nau 5,1 Milliarden DM, die Bürger der Bundes-
republik für Reisen ins Ausland mehr ausgegeben 
haben, als von Bürgern des Auslands in die Bundes-
republik gebracht worden ist. Im Jahr 1970 sind für 
den Tourismus und den Fremdenverkehr insgesamt 
1,5 Milliarden DM mehr ausgegeben worden als im 
Jahre 1969. Das Deutsche Institut für Wirtschafts-
forschung in Berlin kommt zu der Ansicht, daß von 
diesen 1,5 Milliarden DM 1,4 Milliarden für Reisen 
ins Ausland ausgegeben worden sind, daß also 
praktisch der Inlandsverkehr stagniert hat. Diesen 
negativen Trend führt das nämliche Institut auf die 
Aufwertung der D-Mark zurück. Der Urlaub habe 
sich nämlich auch in denjenigen Ländern relativ 
zum Inland verbilligt, in denen vorher mehr als für 
einen Urlaub in Deutschland habe ausgegeben wer-
den müssen. Demgegenüber hat das Bundeswirt-
schaftsministerium auf eine Kleine Anfrage des 
Abgeordneten Dr. Pohle und der Fraktion der 
CDU/CSU vom 23. November 1970 festgestellt, daß 
im Hinblick auf die Auswirkungen der Aufwertung 
für den Fremdenverkehr keine meßbaren Nachteile 
feststellbar sind. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Die Bundesregierung legt offensichtlich die Auf-
wertungsfolgen jeweils zu ihrem Vorteil aus. Aber 
mit diesen den Fakten widersprechenden Äußerun-
gen ist dem Fremdenverkehr am allerwenigsten ge-
dient. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Ich habe eingangs schon erwähnt, daß der Ur-
laubsverkehr ins Ausland im vergangenen Jahr 
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bereits in einem verhältnismäßig hohen Maß gegen-
über dem Inlandsreiseverkehr angewachsen ist. 
Prognosen für die Zukunft zeigen einen Trend auf, 
der diese Entwicklung noch verstärkt. Bei den Vor-
aussagen für das Jahr 1974 hat man errechnet, daß 
sich die Zahl der Urlaubsreisen bis dahin auf 31 
Millionen erhöhen werde, während sie im Jahre 
1969 noch bei 26 Millionen lag. Gleichzeitig wird 
sich der Anteil der Auslandsreisen auf 45 % er-
höhen. Die Summe, die im Jahre 1974 für Urlaubs-
reisen insgesamt von Bundesbürgern ausgegeben 
werden wird, wird 15 bis 16 Milliarden DM betra-
gen. Davon sollen allein 65% für Auslandsreisen 
ausgegeben werden, d. h. mehr als 10 Milliarden 
DM werden ins Ausland abfließen. 

Vertreter dieser Bundesregierung haben erklärt, 
daß ein derartiger Abfluß ins Ausland sich günstig 
auf die Außenhandelsbilanz im Sinne eines Aus-
gleichs auswirken würde. Dieser Schluß mag finanz-
technisch bestechen. Für unsere Fremdenverkehrs-
wirtschaft und unsere Fremdenverkehrsgebiete aber 

sind damit nicht abzusehende Folgen verbunden. 
Selbstverständlich wäre es töricht, eine Forderung 
nach Einschränkung des Reiseverkehrs ins Ausland 
überhaupt nur zu erwägen. Dennoch müssen wir die 
Gefahren, die unserer Fremdenverkehrswirtschaft 
drohen, klar sehen. Durch den großen Besucherstrom 
fließen dem ausländischen Fremdenverkehr erheb-
liche Mittel zu, die es ihm ermöglichen, die Investi-
tionen zu verstärken und die Einrichtungen zu mo-
dernisieren und zu vervollkommnen, unter Umstän-
den in einem Maße, daß es unserer einheimischen 
Fremdenverkehrswirtschaft nicht mehr möglich ist, 
Schritt zu halten. Es findet, wie Rudolf Eberhard, 
der Präsident der Deutschen Zentrale für Fremden-
verkehr und des Deutschen Fremdenverkehrsver-
bandes, erst kürzlich in einem Artikel geschrieben 
hat, ein Investitionswettlauf im Ausbau der Frem-
denverkehrseinrichtungen der konkurrierenden Län-
der und ein Wettlauf in der Fremdenverkehrswer-
bung der einzelnen Länder statt. In beiden wird 
letztlich das Geld entscheiden, wer an der Spitze 
liegen und wer zurückfallen wird. 

Als Beispiel möchte ich die Entwicklung des öster-
reichischen Fremdenverkehrs im Jahre 1970 kurz 
skizzieren. Die Deviseneinnahmen von Ausländern 
stiegen dort im August des Jahres 1970 im Ver-
gleich zum gleichen Monat des Jahres 1969 um 
39 % auf 4,23 Milliarden Schilling, während die 
Ausgaben von Österreichern im Ausland um 5 % 
auf 1,07 Milliarden sanken. Daraus ergeben sich 
Nettoeinnahmen, die um 65% über denen des Ver-
gleichszeitraumes des Jahres 1969 liegen. 

Nun werden Sie sagen: Österreich ist ein typi-
sches Fremdenverkehrsland, das mit dem Industrie-
staat Bundesrepublik nicht verglichen werden kann. 
Das stimmt. Aber ich kann Ihnen Zahlen aus Groß-
britannien nennen, die zeigen, daß auch dort der 
Ausländerreiseverkehr wesentlich stärker angestie-
gen ist als bei uns in der Bundesrepublik, nämlich 
um 24 %. 

Die Vergleichszahlen der Bundesrepublik sind 
demgegenüber außerordentlich bescheiden. Die De-
viseneinnahmen aus dem Fremdenverkehr beliefen  

sich 1970 auf 3,7 Milliarden DM, während sie 1969 
3,6 Milliarden DM betragen haben. Es ergibt sich 
also ein bescheidenes Plus von 0,1 Milliarden DM, 
das infolge der Preissteigerungen natürlich ein rea-
les Minus ist. 

Gestatten Sie mir in diesem Zusammenhang einen 
Hinweis auf einen sehr bedeutsamen politischen 
Aspekt. Immer mehr Bürger der Bundesrepublik 
reisen in die Ostblockstaaten, aber leider haben es 
alle Maßnahmen der Bundesregierung für eine neue 
Ostpolitik auch nicht ansatzweise vermocht, den 
Reiseverkehr in Ost-West-Richtung zu beleben. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Für die Menschen im Ostblock ist der Eiserne Vor-
hang nicht durchlässiger geworden, aber gerade die 
Reisemöglichkeit ist außerordentlich wichtig, um die 
vielbeschworene Aussöhnung zwischen den Völ-
kern zu erreichen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Sonst bleibt es nur bei einem Arrangement zwi-
schen den Regierungen, und damit wäre den Men-
schen nicht geholfen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Es wäre falsch, den Fremdenverkehr nur zahlen-
mäßig im Verhältnis zu unserer Gesamtwirtschaft 
zu sehen. Unsere Fremdenverkehrsgebiete befin-
den sich in überwiegender Zahl in peripheren und 
strukturschwachen Räumen. Der Fremdenverkehr 
spielt dort die dominierende Rolle. Durch seine 
Stärkung und Intensivierung kann eine erhebliche 
strukturelle Verbesserung erzielt werden. Gerade 
unserer Landwirtschaft könnte hier bei ihrem Struk-
turwechsel und -wandel geholfen werden. Das Wort 
von-1  Urlaub auf dem Bauernhof ist zu einem festen 
Begriff geworden. Sehr wichtig ist hierbei die Ver-
kehrserschließung, denn Verkehrsferne ist gleich-
bedeutend mit Wirtschaftsschwäche. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Verkehrserschließung ist somit ein wichtiger Teil 
der Wirtschafts- und Strukturverbesserungen unse-
rer Urlaubs- und Erholungsgebiete. 

Bei den Verkehrsmitteln wird eine stärkere Pkw

-

Benutzung festgestellt, wobei die Benutzung der 
Eisenbahn mit der Nähe zum Urlaubsort sinkt. Lei-
der ist bei der Aufstellung des Bedarfsplanes für 
den Ausbau der Bundesfernstraßen der in den Frem-
denverkehrsräumen sehr bedeutende Ferienverkehr 
zu wenig berücksichtigt worden. Der Weiterbau der 
deutschen Alpenstraße beispielsweise würde für 
den Voralpenraum die notwendige Verbesserung 
der Infrastruktur bringen, soweit er in absehbarer 
Zeit erfolgt. 

Es ist deshalb unumgänglich, daß die Bundesre-
gierung in ihren verkehrspolitischen Planungen, 
auch im Zeitplan, den Urlaubs- und Naherholungs-
verkehr stärker als bisher berücksichtigt. Der Frem-
denverkehr darf nicht zum Stiefkind unserer Ver-
kehrs- und Strukturpolitik werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schwabe. 

Schwabe (SPD) : Meine Damen und Herren! Ich 
bin meinem Herrn Vorredner außerordentlich dank-
bar, daß er in so ausgezeichneter Weise die Pro-
bleme des deutschen Fremdenverkehrs dargestellt 
hat. Das ist sehr verdienstvoll. Im übrigen sind wir 
bemüht, im Parlamentarierkreis für Fremdenverkehr 
diese Dinge ohne zeitraubende Verhandlungen im 
Plenum voranzutreiben. Heute waren 25 auslän-
dische Spitzenfremdenverkehrsleute hier und haben 
zum Ausdruck gebracht, daß die Dinge in Deutsch-
land und mit Deutschland gut laufen. 

1970 war das stärkste Reisejahr. 1971 - ich durfte 
das vorgestern mit Zustimmung aller Fraktionen im 
Europäischen Parlament darlegen — wird wiederuni 
das überhaupt stärkste Reisejahr sein. Unser Haus-
halt ist, was diese Dinge anbelangt, in Ordnung, 
weil wir kontinuierlich zugelegt haben. Wir freuen 
uns, zur Sache hier ganz kurz dem deutschen Frem-
denverkehr auch in dieser Stunde alles Gute wün-
schen zu können, und geben im übrigen die Zeit 
frei für weitere Beratungen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Erhard. Er will ausschließlich zum 
Einzelplan 13 sprechen. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Der Einzelplan 13 ist überschrieben: Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für das Post- und Fern-
meldewesen. Ein Blick in den Entwurf, der uns zur 
Annahme vorliegt, zeigt sehr schnell, daß er außer 
den Ansätzen für die Bundesdruckerei lediglich eine 
Einnahme- und eine Ausgabeposition enthält, und 
diese betreffen die Post. Mehr als diese beiden 
Zahlen erfährt man nicht aus dem Etat, denn die 
Zahlen, die nachrichtlich über den Postetat mitge-
teilt werden sollen, stehen noch nicht im Entwurf 
und stehen also auch uns zur Kenntnisnahme noch 
nicht zur Verfügung. Das Papier — Sie können es 
sehen - ist für das letzte Jahr und für dieses Jahr, 
ich möchte sagen, von jeder Zahl makellos frei. 

Früher war hier auch noch der Ansatz für das Ge-
halt des Herrn Postministers veranschlagt. Dieses 
Gehalt geht jetzt in dem des Verkehrsministers auf 
— oder unter, so daß auch das hier nicht mehr zu 
ersehen ist. 

Was wir also hier über die Post lesen können, ist, 
daß die Bundeskasse eine Einnahme von rund 
800 Millionen DM durch Zahlung von der Post zu 
erwarten hat, und eine zweite Zahl, daß die Bun-
deskasse zugunsten der Post etwa 180 Millionen DM 
zahlen wird - das sind Schuldenübernahmen -, 
so daß der Bundeskasse eine Nettoeinnahme von 
620 Millionen DM zu Lasten der Post verbleibt. 

Die Zahlen über den Posthaushalt, die hier eigent

-

lich nachrichtlich mitgeteilt werden sollen, liegen 
wahrscheinlich aus Gründen der Technik - nicht 

vor. Der Posthaushalt hat aber ein Volumen, nach 
den Beschlüssen des Postverwaltungsrates, von im-
merhin 27 581 000 000 DM. Das ist mehr als 25 % 
des gesamten Bundeshaushalts. In dieser großen 
Summe ist ein Fremdgeldbetrag von 7 050 000 000 DM 
enthalten, und dieser Fremdgeldbedarf, der aufge-
nommen werden soll, bedeutet eine Nettoneuver-
schuldung von rund 5 Milliarden DM. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Der Bundeshaushalt selbst enthält lediglich eine 
Nettoneuverschuldung von 3,7 Milliarden DM. Bei 
der Post allein also eineinhalb Milliarden mehr! 

Nachdem die Post 1970 rund 400 Millionen DM 
ausgewiesenen Verlust hatte, sieht der Haushalts-
plan 1971 einen Verlust von rund 800 Millionen DM 
vor. Tatsächlich wird dieser Verlust aber deutlich 
höher ausfallen, denn die in einer Höhe von 9,5 % 
schon berücksichtigte Steigerung der Personalko-
sten wird auf der Grundlage des bereits bekannten 
Verhandlungsergebnisses über das Besoldungsneu-
regelungsgesetz mindestens bei 11 %, nach den Be-
rechnungen der Postgewerkschaft bei rund 13 % 
liegen, und jedes Prozent bedeutet annähernd 
100 Millionen DM mehr an Kosten. 

Die Post wird also auch bei gestiegenem Aufkom-
men, bei höheren Gebühreneinnahmen aus norma-
ler Tätigkeit mit einem Verlust von sicher I  Mil-
liarde DM für 1971 zu rechnen haben. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Dem Abführungsbetrag von 800 Millionen DM 
steht nach dem Voranschlag ein Verlust von 800 Mil-
lionen DM gegenüber. Wenn man aber weiß, daß 
außerdem 590 Millionen DM Gebührenerhöhungen 
bei der Einnahmeseite schon berücksichtigt sind, daß 
diese Gebührenerhöhung bis jetzt aber noch nicht 
auf verbindlichen Beschlüssen beruht, muß man da-
von ausgehen, daß bei der heutigen Rechtslage das 
Defizit der Post, der Verlust der Post für das Jahr 
1971 mit nicht weniger als rund 1,4 Milliarden DM 
zu veranschlagen ist. Rechnet man den Verlust aus 
dem Jahre 1970 hinzu, so ergibt sich ein Verlust von 
1,8 Milliarden DM; hinzu kommt das Risiko von 
200 Millionen DM aus einer höheren Lohn- und Ge-
haltssteigerung. Das bedeutet: ohne Gebührener-
höhung Verlust in 1971 2 Milliarden DM. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das ist das Bild 
nach 15 Monaten!) 

Das alles, meine Damen und Herren — und das ist 
meines Erachtens das politisch doch viel Interessan-
tere — geht am Parlament vorbei. Wir haben auf 
die Fragen, die hier angesprochen sind, rechtlich kei-
nen Einfluß. 

Dies veranlaßt mich zu einigen Bemerkungen in 
der Hoffnung, daß diese nicht als politische Aussage 
von der einen oder anderen Seite dieses Hauses miß-
verstanden werden. Sie sollen und müssen vielmehr 
einfach als Feststellung eines Parlamentariers 
und ich hoffe: unseres Parlaments - gegenüber der 
Regierung verstanden werden. 

Im Jahre 1923 war das Deutsche Reich, schlicht 
gesagt, bankrott. 1923/24 hatten wir die schlimmste 
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Inflation. Kein öffentlicher Kredit war zu erhalten. 
Die Reaktion des Reichstags und der Regierung 
führte dazu, daß im Jahre 1924 die Post aus dem 
Reichshaushalt ausgegliedert und gleichzeitig als 
Sondervermögen etabliert wurde. An Stelle des 
Budget- und Kontrollrechts des Parlaments wurde 
ein starkes Recht der Regierung geschaffen, ganz 
leicht durch einen Beirat, den Postverwaltungsrat, 
eingeschränkt. Die Post haftete als Sondervermögen 
mit ihrem Vermögen für ihre Verbindlichkeiten 
selbst und unmittelbar. Damit war die Vertrauens-
grundlage für die Postanleihen geschaffen. 

Im Jahre 1934 wurde bei der Post — wie konnte 
es anders sein — durch Hitler das Führerprinzip 
eingebaut und durchgeführt, und es wurden alle Be-
schlußrechte des Verwaltungsrats beseitigt. So blieb 
es auch nach 1945. Dieser Zustand konnte auch über 
das Jahr 1949 	Konstituierung der Bundesrepublik 
und Inkrafttreten des Grundgesetzes - hinüberge

-

rettet werden. 

Erst im Jahre 1952 erregte dieser Zustand Unmut, 
daß nämlich lediglich der Postminister und der 
Finanzminister den gesamten Haushalt der Post 
ohne jede Mitwirkung des Parlaments aufzustellen 
und zu verantworten hatten. Es ist interessant, nach-
zulesen, daß in dem Gesetzentwurf der damaligen 
Bundesregierung - im Jahre 1952 - über diese Zu-
stände zu lesen steht — ich zitiere wörtlich -: 

Die Post muß aus der Dunkelkammer heraus. 
Das ist nicht zuletzt auch deswegen erforder-
lich, weil die Deutsche Bundespost über Mil-
liardenwerte verfügt. 

Ein Blick in die Zahlen! Das damalige Postver-
mögen hatte einen Wert von insgesamt rund 3 Mil-
liarden DM. Das heutige Postvermögen hat einen 
Wert von rund 27 Milliarden DM. Aber das Parla-
ment hat deswegen trotzdem nicht mehr zu sagen. 

(Abg. Stücklen: Das ist gut so!) 

- Das weiß man nicht. 

Das tiefe Mißtrauen gegen die parlamentarische 
Einflußnahme fand seinen Ausdruck in der Behaup-
tung — die auch heute immer wieder zu hören ist —, 
die Post könne als Sondervermögen wendiger und 
beweglicher sein, müsse aber wegen ihrer wichtigen 
Aufgaben — Monopol in der Nachrichtenübermitt-
lung — Bundesverwaltung bleiben. Dem Postver-
waltungsrat wurde deswegen ein außerordentlich 
enges sogenanntes Etatrecht eingeräumt. Meine Da-
men und Herren, es ist zweckmäßig, sich ab und zu 
in die Gesetze hineinzulesen, um zu wissen, was das 
ist. Er — der Postverwaltungsrat, das sogenannte 
Parlament — darf gegen den Postminister keine 
Ausgabenerhöhungen und keine Einnahmevermin-
derungen beschließen. Er hat kein Initiativrecht. Er 
kann deshalb gegen den Postminister auch keine Ge-
bührenerhöhung oder wesentliche Gebührenverän-
derung durchsetzen, so daß der Herrschaftsbereich 
des Ministers — oder der Regierung — sicherge-
stellt war und ist. 

Uns allen ist bekannt, daß die allgemeinen finanz-
politischen Schwierigkeiten zur Finanzverfassungs-

reform im Jahre 1969 durch dieses Hohe Haus ge-
führt haben. Damit das Parlament nicht umgangen 
und nicht vorbelastet werden kann, haben wir in 
Art. 115 GG hineingeschrieben — und so ist es jetzt 
Verfassungsgrundsatz —, daß alle Kreditaufnahmen 
und ähnliche künftige Haushaltsbelastungen, die 
auch anderer Art als Kreditaufnahmen sind und sein 
können, nur durch ausdrückliches, formales Gesetz 
möglich sind. Das gilt auch für die Sondervermögen. 
Allerdings bestimmt Art. 115 Abs. 2 GG, daß durch 
Gesetz für die Sondervermögen eine andere Rege-
lung geschaffen werden kann. 

(Abg. Stücklen: Eine sehr kluge Regelung!) 

— Wir haben ja auch maßgeblich an ihr mitgewirkt, 
Herr Kollege Stücklen, Aber auch diese Regelung 
geht rechtlich vorläufig sowohl an der Post als 
auch an uns als Parlament vorbei. Es wird aber nie-
mand leugnen können, daß sowohl die Finanzpolitik 
als auch die allgemeine Wirtschafts- und Konjunk-
turpolitik von Entscheidungen im Bereich der Post 
nicht unbeeinflußt sind. Man denke nur — ich wies 
bereitsvorhin darauf hin — an die Nettoneuver-
schuldung in Höhe von rund 5 Milliarden DM im 
Jahre 1971. Und das bei einem Haushaltsvolumen 
von 27 Milliarden DM! Es ist wohl sicher nicht zu 
leugnen, daß diesem Bereich eine große wirtschaft-
liche Bedeutung zukommt. 

Das Ganze hat nicht das Parlament, sondern der 
Postminister zu verantworten. Das Parlament hat 
nur die Möglichkeit, über oder auf ihn einen politi-
schen Einfluß zu nehmen. Diese allgemeine politi-
sche Problematik und die in diesem Zusammenhang 
auftauchende Frage nach dem Selbstverständnis des 
frei gewählten Parlaments gehören mit in den Be-
reich des Selbstverständnisses von Demokratie und 
von Parlament. 

Es kann kein Zweifel bestehen, daß der Postver-
waltungsrat kein Parlament ist — zum Teil wird er 
ja vom Minister selber berufen — und bei der ver-
fassungsrechtlichen Situation, die wir nun einmal 
haben, niemals die politische Verantwortlichkeit des 
Ministers kontrollieren oder ersetzen oder gar an 
Stelle des Parlaments politische Verantwortung tra-
gen könnte. 

(Zuruf von der SPD: Haushalt! — Abg. Dr. 
Apel: Sie sind auf dem falschen Dampfer! 
Wir machen jetzt keine Reformen, sondern 

sprechen über den Haushalt!) 

— Sie werden sofort wissen, warum ich so ausführ-
lich auf diese Dinge eingehe. 

Herr Minister, ich möchte Ihnen nun Gelegenheit 
geben, einige Widersprüchlichkeiten und Ungereimt-
heiten aufzuklären. 

Erstens. Herr Minister, stehen Sie noch zur Aus-
sage im Godesberger Programm der SPD, 

(Lachen bei der SPD — Zuruf des Abg. 
Wehner) 

wonach die Regierung jederzeit dem Parlament ver

-

antwortlich ist oder sein soll? Warum, Herr Mini

-

ster, wollen Sie durch Abschaffung des dem Parla- 
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ment verantwortlichen Leiters der Post, des Post-
ministers, 

(Abg. Wehner: Das können Sie mal bei 
Friedrich Engels nachlesen! Ganz böse Sa

-

chen sind da im Busch!) 

dem Parlament jede, und zwar auch die letzte poli-
tische und sachliche Einflußnahme auf die Post und 
Kontrolle über die Post entziehen? 

(Abg. Dr. Apel: Also doch das falsche 
Thema!) 

Das haben Sie und die Regierung in Ihrem Vor-
schlag zum neuen Postverfassungsgesetz doch prak-
tisch gesagt. 

Zweitens. Sie und die Regierung haben in der Be-
gründung zum Entwurf des neuen Postverfassungs-
gesetzes erklärt, die Einnahmen der Post müßten 
aus Gebühren und Zuweisungen aus der Bundes-
kasse die Aufwendungen der Post decken und so-
gar die Bildung von Rücklagen ermöglichen. Aber 
nach dem Haushalt 1971 ist ein Verlust von mehr 
als 800 Millionen DM ohne Ausgleich aus der Bun-
deskasse zu erwarten. Herr Minister, Sie decken 
diesen Verlust durch zusätzliche Fremdmittelauf-
nahme ab, 

(Abg. Haase [Kassel] : Substanzverzehr!) 

also durch eine zusätzliche Verschuldung in der 
Höhe des Verlustes. Dadurch kommen Sie bei der 
Post um eine zusätzliche — ich betone: zusätzliche 
— Nettoneuverschuldung von .insgesamt 1,2 Milli-
arden DM nicht herum. Halten Sie das mit dem Ge-
danken des Art. 115 GG tatsächlich noch für ver-
einbar? 

Drittens. Herr Minister, stehen Sie zu dem Satz 
des Godesberger Programms der SPD, daß sich im 
demokratischen Staat jede Macht öffentlicher Kon-
trolle fügen müsse? Ich persönlich halte den Satz 
für richtig. 

(Lachen bei der SPD. — Abg. Dr. Apel: Das 
ist ja ein Komiker!) 

Warum, Herr Minister, wollen Sie und Ihre Regie-
rung die Post noch mehr als bisher der Kontrolle 
durch das Parlament entziehen? 

(Abg. Dr. Apel: Wo sind wir eigentlich? 
Wir sind doch nicht bei der Post! In dieser 
CDU-Fraktion kann jeder reden und ma

-

chen, was er will!) 

Herr Minister, Sie haben am 20. Januar dieses 
Jahres in diesem Hause ausgeführt, daß in einem 
Unternehmen, das allen Bürgern des Landes zu die-
nen hat, die Politik draußen vor der Tür zu bleiben 
habe. Sie wissen aber doch, daß die Post nach 
Art. 87 GG als Bundesverwaltung zu führen ist. Sie 
kennen auch den Art. 115; ich habe ihn vorhin schon 
zitiert. Sie wissen, daß die Post ihren Kunden als 
Hoheitsverwaltung und nicht — im Gegensatz zur 
Bahn — als Dienstleistungsunternehmen gegenüber-
steht und sogar mit Enteignungsrechten ausgestat-
tet ist. Daß eine große staatliche Verwaltung mit 
Monopolcharakter und den bekannten großen Wir-
kungen auf Wirtschaft und Finanzen insgesamt nicht  

im machtpolitisch luftleeren Raum bestehen kann, 
ist Ihnen doch zweifellos bewußt, Herr Minister. 

(Abg. Dr. von Bülow: Jetzt wird es beson

-

ders schön!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeord-
neter, auch wenn auf Ihrem Tisch noch das grüne 
Lämpchen brennt: Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Ich hatte 
15 Minuten angemeldet. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Sie haben schon 
16 Minuten gesprochen. Leider funktioniert die 
Technik nicht. 

(Abg. Dr. Apel: Ja, sehr gut! Er redet so

-

wieso nicht zum Thema! — Zuruf von der 
SPD: Jetzt kommt er zur Sache!) 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Herr Mini-
ster, Sie fordern eine Erhöhung des Eigenkapitals 
der Post auf 33 %; 

(Abg. Dr. von Bülow: Jetzt kommt der Clou!) 

dem Hause liegt der entsprechende Gesetzentwurf 
vor. In Wirklichkeit war das Eigenkapital der Post 
1969, als Sie Postminister wurden, mit 29 % aus-
gewiesen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Kommen Sie bitte 
zum Schluß! 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Ich komme 
zum Schluß. — Sie haben in Ihrem Voranschlag eine 
Herabsetzung auf 22 % bis Ende 1971 vorgesehen. 

Nun ein Letztes, Herr Minister. Sie haben gesagt, 
die Politik müsse draußen vor der Tür bleiben. Gut! 
Das Beispiel, das Sie im Jahr 1970 geliefert haben, 
bedarf jedoch großer Beachtung. Sie haben z. B. im 
April des Jahres 1970 einen Vertrag mit der Post 
der DDR abgeschlossen. Wir wissen, daß die Post 
auf Grund dieses Vertrags im abgelaufenen Jahr 
98 Millionen DM gezahlt hat. 

(Abg. Dr. Apel: Aufhören! - Weitere Zurufe 
von der SPD.) 

Sie haben dabei weder den Postverwaltungsrat ge-
fragt, 

(Abg. Dr. Apel: Jetzt kommt es!) 

noch haben Sie irgendwelche Unterlagen vorgelegt. 
Sie behandeln diesen Vertrag streng vertraulich. 

(Abg. Dr. Apel: Sehr gut!) 

Sie haben innerhalb von 14 Tagen gezahlt, Herr 
Minister. Wir haben nach dem Vertrag gefragt, Sie 
haben ihn uns aber nicht bekanntgegeben. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeord-
neter, ich habe Sie schon zweimal ermahnt, zum 
Schluß zu kommen. Ich ermahne Sie ein drittes 
Mal, aber kein viertes Mal. 
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Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Wir haben 
hier im Bundestag Herrn Staatssekretär Börner ge-
fragt, und er hat, wie das Protokoll Seite 4105 — 
ausweist, erklärt, er könne darüber keine Detail-
auskünfte geben. Hängt das Ganze etwa mit dem 
Stoph-Besuch zusammen? Sind das Vorleistungen? 
Was ergibt sich aus dem Vertrag, Herr Minister? 
Welche Gegenleistung erbringt die andere Seite? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lebhafte 
Zurufe von der SPD.) 

Wir fordern Wahrheit und Klarheit auch im Post-
etat. Wir erwarten von Ihnen, Herr Minister, mehr 
Mut zum Regieren. 

(Lachen und Zurufe von der SPD.) 

Ihnen persönlich spreche ich diesen Mut nicht ab, 
aber Ihrer Regierung, Herr Minister, spreche ich ihn 
ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Anhaltende 
Zurufe von der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeord-
neter, dies wäre doch ein schöner Schluß. Sie soll-
ten jetzt Schluß machen. Sonst entziehe ich Ihnen 
das Wort. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Der Herr 
Präsident unterstützt mich, wenn ich sage, daß ich 
Ihnen mehr Mut als der Regierung zubillige. Das ist 
sehr schön. 

(Allgemeine große Heiterkeit.) 

Nicht nur mehr Mut, Herr Minister, sondern auch 
etwas mehr Wahrheit! 

(Beifall bei der CDU/CSU.- Lachen und 
Zurufe bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, es ist ein ziemlich illusorisches Unterfangen, 
in der Geschäftsordnung Redezeiten festzusetzen, 
wenn sich die Redner nicht daran halten. 

(Abg. Dr. Apel: Und nicht zum Thema reden!) 

— Das ist eine andere Frage. Dem Präsidenten steht 
leider keine ästhetische und keine politische Zen-
sur zu. 

(Heiterkeit.) 

Ich bin unter Umständen gezwungen — wir haben 
heute noch ein großes Programm zu erledigen -, 
einem Redner, der allzusehr auf die Nachsicht des 
Präsidenten vertraut, das Wort zu entziehen. Ich 
tue es nicht gern. 

Das Wort hat der Bundesverkehrsminister. 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte noch ein paar An-
merkungen zum Verkehrshaushalt machen, der ja 
noch nicht abgeschlossen ist. Ich habe mich vorhin 
bei meinen Einlassungen nur mit dem Sektor der 
Deutschen Bundesbahn befaßt. Ich möchte noch ein 
paar Fragen, die das Haus kritisch zum Straßenbau 
angemerkt hat, beantworten. Ich hätte das Thema 

von mir aus nicht angeschnitten. Aber da mir vor-
gehalten worden ist, ich würde übertreiben, ich 
würde zweifelhafte Versprechen machen und 
da auch darauf angespielt worden ist, daß ich, wenn 
ich einmal frei habe, gern male ich würde so 
schön bunte Bilder malen —, möchte ich doch mit 
Zahlen sagen, wie das in Wirklichkeit steht. Das ist 
nicht so fein für Sie. Aber Sie haben das gewollt 
und müssen nun auch die Zahlen vertragen können. 

Sie haben mir gesagt, es würde weniger gebaut 
als früher. Die Zahlen weisen etwas anderes aus. 
Wenn Sie sich bitte merken wollten: wir hatten bis 
Ende dieses Krieges 2100 km Autobahn. Dann sind 
in 16 Jahren 1400 km gebaut worden und in vier 
Jahren 950 km. Sie sehen, das ist eine beachtliche 
Bauleistung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Das sind nicht große Worte, Herr Schmitt, wie Sie 
gesagt haben, sondern das sind große Zahlen, die 
wir zu verantworten haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das zweite. Ich hätte das von mir aus nicht ange-
schnitten, aber Sie haben das wohl gewollt. Sie ha-
ben gesagt, im Jahre 1970 sei die Bauleistung niedri-
ger als 1969. Das hat Herr Lemmrich gesagt, das 
hat Herr Rawe gesagt. Ich will Ihnen die Zahlen 
sagen; Sie haben ja Anspruch darauf, sie zu erfah-
ren. Für den Straßenbau sind 1970 4,9 Milliarden 
DM, 1969 4,4 Milliarden DM aufgewandt worden. 
Im Jahre 1969 sind 200 km Autobahnen neu gebaut 
worden, im Jahre 1970 350 km. Das sind doch be-
achtliche Zahlen, die sich vergleichen lassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir rechnen damit, daß sich diese Zahlen im Jahre 
1971 noch steigern lassen. Hier wird sichtbar, wel-
chen Wert und welche Bedeutung diese Bundesre-
gierung dem Straßenbau beimißt. Es ist noch nie so 
viel in Deutschland gebaut worden wie gegenwärtig, 
seit wir regieren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Mursch (Soltau-Harburg) (CDU/CSU) : Herr Bun-
desverkehrsminister, würden Sie mir zustimmen, 
daß von der Planung bis zur Fertigstellung der 
Autobahnen bis zu 7 bis 10 Jahren vergehen, daß 
also die 950 km, die Sie in den letzten vier Jahren 
für sich in Anspruch nehmen, praktisch auf die Ent-
scheidung, auf die Planung Ihres Amtsvorgängers 
zurückgehen? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Dafür habe ich jetzt 
mindestens 1500 km für meinen Nachfolger im Bau. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Ich will das noch präziser sagen. Die Planung ist 
ja auch angezweifelt worden. 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des H errn Abgeordneten Ott? 

Ott (CDU/CSU): Herr Bundesverkehrsminister, 
wären Sie in der Lage, uns den prozentualen Anteil 
Ihres Straßenbaus am Bruttosozialprodukt bekannt-
zugeben? Denn nur das kann für die Leistungskraft 
einer Volkswirtschaft maßgebend sein. 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Ich kann das im Augen-
blick nicht aus dem Kopf mit dem Bruttosozialpro-
dukt vergleichen. Das können Sie ja selber leicht 
umrechnen; das ist eine Einmaleins-Frage. Ich kann 
Ihnen nur sagen: die Ausgaben des Straßenbaus im 
Bundeshaushalt, der ja auch am Bruttosozialprodukt 
orientiert ist und in einem Verhältnis dazu steht, 
sind in der Zeit, in der ich das verantworten muß, 
relativ und absolut gewachsen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage? 

Leicht (CDU/CSU) : Herr Minister Leber, nur 
damit wir uns auch hier keinen falschen Hoffnun-
gen hingeben: Könnten Sie uns erklären, wie es 
Ihnen gelungen ist, im Jahre 1969 mit 4,5 Milliar-
den DM nur 200 km Straßen zu bauen und im Jahre 
1970 mit 400 Millionen DM mehr 350 km? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Kollege Leicht, 
das sind Bauabläufe; die hängen von der Finan-
zierung, von der Restfinanzierung ab. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sagt im 
ganzen für die Finanzierung nichts aus!) 

— Das sagt sehr viel aus. Ich will Ihnen sagen, was 
das aussagt, weil Sie hier gerade die Frage stellen, 
Herr Kollege Leicht. Mir wird beispielsweise vor-
geworfen - auch hier aus dem Hause —, die Mittel 
würden ungerecht verteilt. Ich will nur etwas zum 
Thema Ungerechtigkeit sagen. Hören Sie gut zu, 
meine Damen und Herren. Bis ich dieses Amt über-
nommen habe, sind im Lande Schleswig-Holstein 
nach diesem Krieg für den Neubau von Autobahnen 
im ganzen 2 Millionen DM ausgegeben worden. 
2 Millionen DM seit dem letzten Krieg im Lande 
Schleswig-Holstein! 

(Abg. Dr. Heck: Wahlen!) 

Wir haben allein in den letzten vier Jahren in 
Schleswig-Holstein 255 Millionen DM ausgegeben. 
– Herr Kollege Heck, ich sage das nicht, weil in 

Schleswig-Holstein Wahlen sind. Ich verheimliche 
es aber auch nicht, weil Wahlen sind. Das ist doch 
ganz nett für die Leute. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Während mein Vorgänger 2 Millionen DM in 16 
Jahren nach Schleswig-Holstein getragen hat - 
2 Millionen DM! —, haben wir in diesen vier Jah-
ren, Herr Kollege Heck, für den Autobahn- und 
Bundesstraßenbau 817 Millionen DM nach Schles

-

wig-Holstein getragen. Herr Kollege Heck, das sind 
beachtliche Zahlen. Man kann aber nicht auf einmal 
in einem Jahr nachholen, was 16 Jahre in diesem 
Land an der Peripherie Deutschlands nicht getan 
worden ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Heck: Wir haben die Autobahn 
bis Hannover und Hamburg gebaut! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Heck, damit das nicht nur hier hängen-
bleibt, sondern auch die Tiefenwirkung nicht aus-
bleibt, noch folgendes. Herr Kollege Stoltenberg 
würde sich sicher zu Wort melden, wenn er zufällig 
hier wäre und nicht da oben vielleicht wichtigere 
Dinge zu tun hätte. Für das Konzept von Herrn 
Stoltenberg sage ich dazu: in den vier Jahren, in 
denen der jetzige Bundesverkehrsminister 817,2 
Millionen DM nach Schleswig-Holstein getragen 
hat, hat die Landesregierung für ein vielfach größe-
res Landesstraßennetz nur 156,3 Millionen DM im 
eigenen Lande ausgegeben. 

(Hört! Hört! bei der SPD. - Zurufe von 
der CDU/CSU.) 

Wir haben also von hier aus fünfmal so viel nach 
Schleswig-Holstein getan, wie die Regierung dort in 
eigenen Landesstraßen verbaut hat. Das ist doch 
ein Wort, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Frau Jacobi (Marl) (CDU/CSU) : Herr Minister, 
würden Sie zugeben, daß in den ersten vier Jahren 
der Bundesrepublik und dieses Parlaments nicht so 
viel Autobahnen gebaut werden konnten wie in 
den letzten vier Jahren, und würden Sie vielleicht zu-
geben, daß man darum auch die Relation zwischen 
den ersten 16 Jahren und den letzten vier Jahren in 
keinem Falle so primitiv herstellen, wie Sie es uns 
jetzt zugemutet haben? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Aber liebe, gnädige 
Frau, sind das denn primitive Zahlen, oder ist das 
primitives Geld, was ich jetzt hier genannt habe? 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Das ist doch Geld des Bundes, das nach Schleswig

-

Holstein gegangen ist. Ich hätte das Thema gar 
nicht angeschnitten. Ich kann mir vorstellen, es paßt 
Ihnen nicht, daß das jetzt gesagt wird. Aber Sie 
haben verlangt, daß ich Zahlen nenne. Jetzt habe 
ich sie genannt, und da ist es auch wieder nicht gut. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Abg. Wohlrabe: Wie auf einer 
Wahlversammlung! — Weitere Zurufe.) 

Wenn Sie noch mehr Zahlen wissen wollen, ich 
kann Ihnen noch viel mehr nennen, die Ihnen nicht 
bequem sind. 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Bundesmini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Haehser? 

Haehser (SPD) : Herr Minister, können Sie be-
stätigen, daß im letzten Jahr der Amtszeit Ihres 
Herrn Vorgängers für Rheinland-Pfalz 13,8 Millionen 
DM im Autobahnbau ausgegeben worden sind, 
während es im Jahr 1970, unter Ihrer Amtszeit, 185 
Millionen DM gewesen sind? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Sie nehmen mir eine 
Arbeit ab, Herr Kollege. Ich habe das aufgeschrie-
ben. Ich kann das bestätigen. Das ist so. Herr Kol-
lege Kohl, der Ministerpräsident von Rheinland

-

Pfalz, hat sich kürzlich deswegen bei mir ausdrück-
lich bedankt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, es ist für einen sozial-
demokratischen Verkehrsminister halt nicht leicht, 
in zwei Ländern, die jetzt fast zwei Jahrzehnte von 
der CDU regiert werden, im Straßenbau nachzu-
holen, was die CDU 16 Jahre lang doch versäumt 
hat. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. - Zurufe von der CDU/CSU: Un

-

erhört! — Leber-Käse! — Sie sollten sich 
schämen! — Weitere lebhafte Zurufe von 

der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Müller-Hermann. 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Herr Mini-
ster, wollen Sie bei dieser rein demagogischen Be-
hauptung, die Sie hier eben aufgestellt haben, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Pfui-Rufe von 
der SPD) 

wenigstens anerkennen, daß schon zu Zeiten Ihres 
Vorgängers 

(Abg. Dr. Heck: Der will seine Vorgänger 
überhaupt nicht zur Kenntnis nehmen!) 

die Bundesrepublik an Straßenbauleistungen mehr 
auf die Beine gestellt hat als die übrigen fünf EWG-
Staaten zusammen und daß die Bundesrepublik im 
Straßenbau an der zweiten Stelle in der Welt ge-
standen hat? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Kollege Müller

-

Hermann, das „demagogisch" nehme ich Ihnen nicht 
übel, Ich würde das an Ihrer Stelle nicht sagen. 

(Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU: Das ist 
die Wahrheit!) 

Bloß, wenn Sie schon so etwas sagen, was die 
Grenze dessen, was man beleidigend nennt, unter 
Umständen überschreitet, dann müssen Sie sich 
wenigstens mit den Zahlen befassen, die ich hier 
genannt habe. Und wenn Sie auf eine Zahl, die ich 

hier im Deutschen Bundestag nenne, wohl wissend, 
daß sie hier protokolliert wird, und wohl wissend, 
daß dort der Finanzminister sitzt und die Mitglieder 
des Haushaltsausschusses das kontrollieren können, 
nichts anderes zu erwidern haben, als mir einen 
polemischen Vorwurf zu machen, muß ich sagen: es 
ist sehr wenig, was die Opposition zu bieten hat, 
sehr wenig! 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Im übrigen, Herr Kollege Müller-Hermann: ich habe 
keinen Vergleich der Straßenbauleistungen der 
Bundesrepublik Deutschland zu irgendeiner Zeit mit 
irgendeinem anderen Land, mit der EWG oder mit 
irgendeinem anderen Kontinent angestellt, sondern 
nur die Leistungen im Straßenbau unter sozial-
demokratischer Führung im Verhältnis zum Stra-
ßenbau unter Ihrer Führung betrachtet, nachdem 
Sie bestritten hatten, wir hätten in der Zeit, in der 
wir die Verantwortung tragen, hier etwas gebaut. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage? 
— Bitte, stellen Sie Ihre Frage! 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Herr Mini-
ster, ich entnehme der Tatsache, daß Sie meine 
Frage nicht beantwortet haben, daß Sie ihrem In- 
halt zustimmen. 

(Oh! bei der SPD.) 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Nein, nein! 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Darf ich eine 
zweite Frage stellen: Ist es nicht logisch — und 
hätte nicht jeder andere Bundesverkehrsminister 
entsprechend handeln müssen —, daß man in den 
ersten Aufbaujahren zunächst von dem Kernnetz 
ausgehen mußte, das vorhanden war, und danach 
die Erweiterung vorzunehmen hatte? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Kollege Müller

-

Hermann, ich gebe Ihnen gerne zu, mein Vorgänger 
hätte auch lieber anders gehandelt, als er gehan-
delt hat, nämlich so, wie ich gehandelt habe. Das 
weiß ich, auch von seinen Mitarbeitern. Er hat nur 
Gegenspieler gehabt — wie beispielsweise Sie —, 
die ihn daran gehndert haben, das zu tun! 

(Anhaltender, starker Beifall bei der SPD. 
— Zuruf von der CDU/CSU: Das ist un

-

erhört! — Weitere Zurufe.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine weitere Zwi-
schenfrage. 

Mursch (Soltau-Harburg) (CDU/CSU) : Herr Bun-
desverkehrsminister, halten Sie es wirklich für 
korrekt und sauber, hier Zahlenvergleiche anzu-
stellen — ich meine die bezüglich Schleswig-Hol-
steins —, die, wie ich vorhin zum Ausdruck ge-
bracht habe, auch wiederum auf vorher getroffene 
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Mursch 
Entscheidungen zurückgehen, z. B. auf die Entschei-
dung für den Bau der Autobahn nach Flensburg mit 
dem Abzweig nach Kiel? Wenn die Entscheidung 
getroffen ist, müssen Sie doch nachher die Geld-
mittel zur Verfügung stellen! Das ergibt sich doch 
zwangsläufig. 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Kollege Mursch, 
ich gebe Ihnen zu, daß die Planung lange vorher 
erarbeitet worden ist. Sie geht sogar zurück auf 
planerische Überlegungen im Jahre 1928. 

(Beifall der SPD.) 

Ich sage 1928, 

(Zuruf des Abg. Mursch [Soltau-Harburg]) 

weil ich es für falsch halte, daß es in Deutschland 
Leute gibt, die sagen, der Hitler habe den Auto-
bahnbau in Deutschland erfunden. Die Demokratie 
hatte die Dinge bis zum Ende geplant, meine Damen 
und Herren! 

(Abg. Rösing: Ja, Autobahnen waren schon 
vor Hitler da!) 

Das, was wir bis jetzt bauen, ist zum Teil in der 
zweiten Republik von 1928 an geplant worden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich gebe Ihnen deshalb auch zu: bevor ich kam, 
war natürlich auch der erste Plan für den Autobahn-
ausbau in Schleswig-Holstein da. Nur rechne ich es 
mir an, daß ich das Geld zur Verfügung gestellt 
habe, das man früher für dieses Land nicht flüssig 
gemacht hatte. Das können Sie doch nicht bestreiten. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Mursch [Sol

-

tau-Harburg] : Aber die Umgehungsstraße 
Neumünster ist doch ein Teil dieser Auto

-

bahn, und die ist doch längst fertig! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Sehen Sie, Herr Kollege Mursch, Sie waren ja 
der sehr geachtete persönliche Referent meines Vor-
gängers. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU.) 

Warum haben Sie denn da nicht mitgeholfen, ein 
bißchen für Schleswig-Holstein zu tun? 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Wagner? 

Dr. Wagner (Trier) (CDU/CSU) : Herr Bundes-
minister, da Sie von der Zurverfügungstellung der 
Geldmittel sprechen, möchte ich Sie fragen, ob Sie 
einräumen, daß alle Mittel, die bis zum Ende des 
Jahres 1970 verbaut wurden, im dritten Vierjahres-
plan fixiert waren, daß dieser dritte Vierjahresplan 
festlag, bevor Sie Ihr Amt übernommen haben, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

und ob es wirklich unter diesen Umständen den Ge-
boten politischer Fairneß 

(Unruhe bei der SPD — Abg. Dr. Müller

-

Hermann: „Fairneß" und „Leber" ist ein 
Widerspruch!) 

und der Klarheit und Wahrheit 

(anhaltende Zurufe von der SPD) 

im politischen Leben entspricht, wenn Sie der Öf-
fentlichkeit vorgaukeln, Sie hätten diese Steige-
rungsraten herbeigeführt? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Ich gebe zu, in dem 
Hause, das ich am 2. Dezember 1966 übernommen 
habe, waren wesentliche und wichtige Vorarbeiten 
für den dritten Vierjahresplan geleistet. 

(Aha! bei der CDU/CSU.) 

Vorgelegt worden ist dieser dritte Vierjahresplan, 
wenn ich mich jetzt auf Anhieb recht erinnere, im 
März 1967 von mir der damaligen Bundesregierung. 
Das ist das eine. 

(Zuruf des Abg. Dr. Heck.) 

Allerdings, meine Damen und Herren, die  Vorarbei-
ten für den Plan waren gemacht. Aber sehr zum Be-
dauern meiner Mitarbeiter waren bis zu dem Tage, 
an dem 1966 die neue Regierung kam, die Gelder 
für seine Deckung zusammengeschmolzen wie der 
Schnee im März 1966. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es war nichts mehr da. Leider! Es mußte alles erst 
aufgebracht werden. 

Wissen Sie, was ich in meinem Ressort angetrof-
fen habe? Ich will es Ihnen sagen, damit Sie nicht 
von Illusionen leben. In meinem Ressort sah es un-
gefähr so aus wie in einer kleinen Kasse auf dem 
Dorf, die nicht in Ordnung ist. Das Geld stimmte 
nicht mehr, die Bücher waren nicht in Ordnung. 

(Beifall bei der SPD. — Lebhafte Zurufe von 
der CDU/CSU.) 

Da war kein Geld mehr da. Da lagen für einige 
100 Millionen DM Rechnungen, für die kein Geld 
mehr da war. Das war der Ansatzpunkt damals, den 
Sie hinterlassen haben. 

(Abg. Dr. Heck: Dann kam Leber, und dann 
war alles in Ordnung! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU.) 

— Herr Heck, weil wir diese Misere 1966 so wach 
in Erinnerung haben, wird sich diese Regierung nie 
so verluderte öffentliche Finanzen leisten. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. 
Frerichs: Na, na, na!) 

Das ist ein ganz wichtiger Punkt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeord-
neter Leicht möchte eine Zwischenfrage stellen. 
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Leicht (CDU/CSU) : Herr Minister, wären Sie so 
freundlich, uns, damit wir mit den Zahlen, die Sie 
genannt haben, etwas anfangen können, die Durch-
schnittskosten eines Kilometers Straße des Jahres 
1970 .und des Jahres 1969 zu nennen? Und warum 
haben Sie im Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages im Dezember bei der Beratung Ihres 
Etats erklärt, daß die 9 %ige Volumenausweitung in 
Ihrem Bereich vollkommen in die Preise gegangen 
sei und nichts mehr habe gebaut werden können? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Kollege Leicht, 
ich drücke mich nicht um die Beantwortung dieser 
Frage. 

(Zuruf von der Mitte.) 

- Das ist ganz ernst; da müssen Sie mal zuhören. 
— Ich habe das vorhin im Zusammenhang mit der 
Eisenbahn doch auf eine für mich sehr unbequeme 
Weise dargestellt, indem ich auf die Kostenentwick-
lung auf der Lohnseite hingewiesen habe. Meine 
Damen und Herren, Sie wissen doch auch, woher 
ich komme. Glauben Sie mir, es fällt mir sehr 
schwer, zu sagen, daß die  Kostenentwicklung, die 
wir in der Bauwirtschaft haben und die sich auf den 
Straßenbau niederschlägt, eine wichtige Wurzel auch 
in der Lohnentwicklung hat! Glauben Sie, es fällt  

mir ganz leicht, das zu sagen, obwohl ich weiß, 
meine Damen und Herren, daß der Lohnanteil im 
Straßenbau nur ungefähr 9 % beträgt und man eine 
10 %ige Lohnerhöhung eigentlich nur mit 0,9 % 
Anteil am Preis bewerten kann? 

(Abg. Rösing: Da sind die Maschinen teurer 
geworden!) 

Da muß man sehr vorsichtig sein. 

Ich habe vorhin nichts gesagt. Herr Kollege 
Lemmrich kommt ja auch aus einer Baufirma, wo er 
früher einmal war. Er versteht etwas davon. Er hat 
vorhin sehr breit auseinandergepackt — wie je-
mand, der einem Kunden eine Kalkulation offe-
riert —, daß der Preis für Bitumen 1971 um 40 % 
steigen werde. Das stimmt. Nur kann man damit 
nicht eine neue Preisexplosion begründen. Daß Bi-
tumen um 40 % teurer wird, beklage ich sehr. Wir 
kämpfen deswegen gegen die Ölkonzerne. Diese 
Entwicklung ist weltweit so. Dann müßte man 
eigentlich, um dem Parlament ein richtiges Bild zu 
geben, auch sagen: Davon kommt noch keine Preis-
explosion; denn im Preis für einen Kilometer Straße 
mit Bitumdecke macht das ungefähr 0,5 % aus. Aber 
auch dagegen müssen wir uns wehren, weil viele 
Male 0,5 % am Ende doch 10 % Preissteigerungen 
bedeuten. 

Ich bin sehr dafür, daß wir gegen diese Entwer-
tung des Haushaltsansatzes, der sich in Leistungs-
entwertung und -verminderung niederschlägt, mit-
einander kämpfen, meine Damen und Herren, und 
da können Sie mich auf Ihrer Seite, auf jeder Man-
nesseite finden, ob das populär oder bequem oder 
unbequem ist. Wir müssen dagegen kämpfen und 
jede Möglichkeit ausschöpfen, wieder fest auf die 
Füße zu kommen und zu erreichen, daß wir mit  

einer Mark auch tatsächlich für eine Mark gebaut 
bekommen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, ich sehe, daß sich noch vier Mitglieder des 
Hauses zu Zwischenfragen melden. Ich muß der 
Reihe nach vorgehen. 

(Abg. Dr. Apel: Das ist doch keine Frage

-

stunde!) 

Der erste, dem ich das Wort erteile, ist der Herr 
Abgeordnete Haase. 

Haase (Kellinghusen) (SPD) : Herr Minister, kön-
nen Sie bestätigen, daß, als 1958 die Sozialdemokra-
ten in Schleswig-Holsteinischen Landtag den Bau 
einer Autobahn anregten, ein entsprechender An-
trag von der damaligen CDU-Regierung und der 
CDU-Fraktion strikt abgelehnt wurde und daß es 
mehr als fünf Jahre gedauert hat, die CDU in Schles-
wig-Holstein von der Notwendigkeit des Baus einer 
Autobahn zur Verbesserung der Wirtschaftsstruk-
tur zu überzeugen? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Kollege, ich kann 
das von mir aus nicht absolut bestätigen. Aber ich 
nehme, da Sie auch sonst wissen, was in Schleswig

-

Holstein war, an, daß es so ist, wie Sie es darge-
stellt haben. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zu einer Zwischen-
frage Herr Abgeordneter Schmitt. 

Schmitt (Lockweiler) (CDU/CSU) : Herr Bundes-
minister, darf ich Sie fragen, ob Sie im Laufe Ihrer 
Ausführungen noch dazu kommen werden, zu dem 
von mir Ihnen gegenüber erhobenen Vorwurf, Sie 
hätten einer Gruppe von Abgeordneten hier im 
Hohen Hause eine falsche Auskunft gegeben, Stel-
lung zu nehmen? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Welche war das? 

Schmitt (Lockweiler) (CDU/CSU) : Und gedenken 
Sie, darüber hinaus zu der Behauptung Stellung zu 
nehmen, die Sie Herrn Altbundeskanzler Kiesinger 
in den Mund gelegt haben, er habe einen urologi-
schen Befund der Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion 
festgestellt? Wollen Sie das durch einen Wahrheits-
beweis erhärten oder wollen Sie das genauso ste-
henlassen, wie Sie schon vieles andere haben ste-
henlassen? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Kollege Schmitt, 
wenn Sie mit der falschen Auskunft meine Bemer-
kung in München meinen — ist ,das so? 

Schmitt (Lockweiler) (CDU/CSU) : Nein. Ich habe 
in meinen Ausführungen soeben darauf hingewie-
sen, daß eine Gruppe von Abgeordneten eine Kleine 
Anfrage an die Regierung gerichtet hat und daß Sie 
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Schmitt (Lockweiler) 

im Namen der Bundesregierung eine falsche Aus-
kunft gegeben haben. 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Nennen Sie mir doch 
bitte die Kleine Anfrage, damit ich weiß, was das 
ist. 

Schmitt (Lockweiler) (CDU/CSU) : Das ist die 
Kleine Anfrage betreffend Ablösung der Straßen-
güterverkehrsteuer durch die Wegekostenrege-
lung. 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Und inwieweit habe ich 
da eine falsche Auskunft gegeben? 

Schmitt (Lockweiler) (CDU/CSU) : Sie haben auf 
unsere präzise Frage: Ist die Bundesregierung in 
der Lage und gewillt, die Straßengüterverkehr-
steuer zum 31. 12. 1969 durch eine Wegekosten-
regelung abzulösen?, mit Ja geantwortet. 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Zu der Zeit, als ich 
diese Kleine Anfrage zu beantworten hatte, war ich 
tatsächlich der Auffassung, daß es gelingen würde, 
das bis zu diesem Zeitpunkt zu tun. Diese Erklä-
rungen haben wir auch gemeinsam der EWG-Kom-
mission in Brüssel gegenüber so abgegeben. Aber 
können Sie mir ein Rezept sagen, nach dem wir das 
bis zum Ende 1969 hätten ablösen können? Man 
nimmt sich manchmal etwas vor und erreicht es 
am Ende zum rechten Termin nicht. Das war keine 
falsche Auskunft, sondern in diesem Punkte haben 
sich alle — auch die Mitglieder des Hohen Hauses, 
die sich mit Verkehrsfragen befassen — etwas 
übernommen, als sie dachten, das sei bis zum 
31. Dezember 1969 zu erreichen. Das habe ich auch 
der EWG-Kommission gegenüber begründet. 

Ich habe eine zweite Frage zu beantworten. Das 
ist die Frage, die Herrn Kollegen Kiesinger betrifft. 
Herr Schmitt, ich habe mir noch einmal nachgele-
sen, was ich hier aus dem Gedächtnis gesagt habe, 
als ich wiedergab, was ich aus dem Gespräch mit 
dem damaligen Bundeskanzler Kiesinger in Erinne-
rung habe. Ich sage vor diesem Hohen Hause wohl 
bedacht: Ich habe davon nichts abzustreichen und 
nehme auch nichts zurück. Ich sage allerdings dies 
hinzu: Ich hätte das hier nicht gesagt — und es ist 
im allgemeinen nicht meine Art, aus persönlichen 
Gesprächen so etwas von mir zu geben — — 

(Abg. Stücklen: Dann sollten Sie es auch 
unterlassen, Herr Leber!) 

— Nein, hören Sie einmal gut zu, Herr Stücklen: 
Dann muß aber auch eine Fraktion wie die CDU-
Fraktion es unterlassen, mich persönlich drei Jahre 
lang zu attackieren, ich hätte etwas Bestimmtes nicht 
getan, und mich dann in diese Pression zu bringen, 
von mir zu verlangen, daß ich den Mund halte und 
nicht sage, daß ich es deswegen nicht getan habe, 
weil der eigene Parteivorsitzende Ihrer Partei mir 

das abgeraten hat. Irgendwann kommt dann der 
Punkt, wo man das auch einmal sagen darf. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Ich will noch ein Stückchen weiter gehen, damit 
es für Sie verständlicher wird: Ich habe dem Frak-
tionsvorsitzenden der CDU - das ist der gleiche, 
den Sie auch heute haben — damals gesagt: Die 
Bundesregierung 

(Zuruf des Abg. Schmitt [Lockweiler]. — 
Gegenrufe der SPD: Zuhören!) 

— wenn sie an mich eine Frage stellen, müssen Sie 
auch zuhören, dann dürfen Sie nicht querdiskutieren 
— hat ein verkehrspolitisches Programm erarbeitet, 
sie legt Wert darauf, daß das in den Fraktionen ver-
treten wird. Dann habe ich die SPD-Fraktion und die 
CDU/Fraktion gebeten, mir Gelegenheit zu ge-
ben, das verkehrspolitische Programm der Bun-
desregierung dort zu erläutern. Die Sozialdemokra-
ten haben das getan, die CDU hat das nicht getan. 
Ich habe Herrn Barzel noch einmal gebeten. Ich habe 
keinen Termin bekommen, sondern mir ist gesagt 
worden, die CDU würde das nicht machen. Ich habe 
einige Kollegen, die ich hier sitzen sehe, darunter 
beispielsweise auch Herrn Pohle gebeten, doch ein-
mal dafür zu sorgen, daß ich als Regierungsmitglied, 
das nicht der CDU angehöre, Gelegenheit bekomme, 
einen Beschluß, den die Regierung doch als Koali-
tionsregierung gefaßt habe, wenigstens in der CDU-
Fraktion zu erläutern. Das ist nicht geschehen. Ich 
habe keine Gelegenheit bekommen. in Ihrer Frak-
tion darüber zu reden. Statt dessen haben Sie da-
mals ein eigenes Programm entwickelt. Sie haben 
sich damals schon, Herr Kollege Schmitt, als Sie 
noch in der Regierung waren, 

(Abg. Schmitt [Lockweiler] : Ich war nie 
in der Regierung!) 

unter der verkehrspolitischen Führung von Herrn 
Müller-Hermann so benommen, als seien Sie in der 
Opposition. Sie haben schon geübt, was später über 
Sie gekommen ist, meine Damen und Herren, und 
ein kontroverses Programm gemacht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich habe das Programm Herrn Kiesinger hingelegt 

(Abg. Schmitt [Lockweiler] : Das haben Sie 
schon fünfmal erzählt!) 

und habe ihn, wie es von mir hier gesagt worden 
ist, gefragt: Soll ich das jetzt auch Herren in der 
CDU geben? Da hat er gesagt: Nein, nehmen Sie es 
wieder mit. — Ich nehme nichts zurück. Das war so. 

(Abg. Schmitt [Lockweiler]: Kommen Sie 
doch zur Sache! — Gegenrufe von der SPD.) 

Im übrigen habe ich den Brief von Herrn Kiesinger 
gelesen. Er hat natürlich gesagt, es gehöre nicht zu 
seinem Sprachschatz, was ich gesagt habe. Da steht 
aber auch nicht drin, daß das nicht so gewesen sei. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage. 
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Schmitt (Lockweiler) (CDU/CSU) : Herr Bundes-
minister, ich habe Ihnen ganz einfach die Frage ge-
stellt, wann Sie den Wahrheitsbeweis für Ihre Be-
hauptung antreten wollen. Alles, was Sie bisher 
erzählt haben, war dummes Geschwätz, um von der 
Sache abzulenken. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU. 
— Lebhafte Zurufe von der SPD. - Große 

Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeord-
neter Schmitt, ich erteile Ihnen einen Ordnungsruf. 

(Anhaltende große Unruhe.) 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Was ich gesagt habe, 
ist wahr. Da Sie mich provoziert haben, etwas über 
dieses Gespräch mit Herrn Kiesinger damals zu 
sagen, habe ich diese Auskunft hier gegeben. Wenn 
Sie es wünschen, meine Damen und Herren, kann ich 
noch mehr, dann aber auch mit Zeugen und Bewei-
sen, sagen, was ich von Herrn Kiesinger weiß, wie 
er über seine eigene Fraktion denkt oder damals 
dachte, als wir miteinander regierten. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Zurufe von der CDU/CSU. — Abg. 
Dr. Luda: Die reinsten Goebbelsmethoden!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Müller-Hermann. 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Herr Minister 
Leber, Sie sind bekannt für Ihre mimosenhafte 
Empfindsamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
der SPD.) 

Dafür gestatten Sie sich bei jeder passenden Ge-
legenheit, mit persönlichen Attacken aus der Rolle 
zu fallen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. - Zuruf von 
der SPD: Dummes Geschwätz!) 

Das ist mir gegenüber schon bei der letzten ver-
kehrspolitischen Debatte geschehen mit der Folge, 
daß sie sich, wie ich sehr genau weiß, von Ihrer 
eigenen Umgebung sagen lassen mußten, daß Sie 
sich sowohl im Ton als auch in der sachlichen Aus-
sage vergriffen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Haehser: 
Das ist doch dummes Geschwätz! — Weitere 

Zurufe von der SPD.) 

Das gleiche gilt für Ihre heutige Attacke, Herr 
Minister Leber. Wenn ausgerechnet Sie mir vor-
werfen, ich hätte eine Weiterentwicklung des Stra-
ßenbaus in der Bundesrepublik behindert, dann, 
glaube ich, spricht das für sich selbst und gegen Sie. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich habe eine Zahl im Kopf. Als ich als junger Ab

-

geordneter anfing, mich hier um die Verkehrs

-

politik zu bemühen — das war im Jahre 1953 oder 

1954 —, standen für den Straßenbau, unter den da-
maligen Umständen verständlich, 310 Millionen DM 
zur Verfügung. Damals bin ich — ich glaube, das 
kann ich wohl für mich in Anspruch nehmen — 
darangegangen, zunächst einmal in meiner eigenen 
Fraktion und dann in diesem Hause Verständnis da-
für zu finden, daß wir ein langfristiges Straßenbau-
programm und dafür auch die Beschaffung von ent-
sprechenden Mitteln über die Mineralölsteuer sicher-
stellen müssen. Dann kommen Sie und machen mir 
diesen Vorwurf. Ich kann Ihnen das nur zurück-
geben. Sie sind bar jeder Fairneß. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Änderungsanträge 
liegen ebenfalls nicht vor. Wir stimmen also über 
die Einzelpläne im ganzen ab. 

Zunächst Einzelplan 12. Wer zustimmen will, gebe 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 

Das erste war die Mehrheit. Der Einzelplan ist 
angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 13. Wer zustimmen will, gebe das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Mit derselben 
Mehrheit angenommen. 

Ich rufe den Einzelplan 25 auf: 

Einzelplan 25 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 
- Drucksachen VI/ 1749, zu VI/1749 — 

Berichterstattter: Abgeordneter Müller 
(Nordenham) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? - 
Bitte! 

Müller (Nordenham) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Ein-
zelplan 25 hat eine so erfreuliche Entwicklung ge-
nommen, daß ich es mir als Berichterstatter nicht 
verkneifen kann, einige ergänzende und erläuternde 
Bemerkungen zu machen. 

Gegenüber dem Vorjahr steigt der Haushalt des 
Bundesministers für Städtebau und Wohnungswesen 
auf der Ausgabenseite um rund 731 Millionen DM 
— das sind 38 %  — und damit überproportional 
an. Die Gesamtausgaben betragen 2,65 Milliarden 
DM, die Verpflichtungsermächtigungen 2,6 Milliar-
den DM. 

Der Plafond des Einzelplans 25 wird bis 1974 
auf 3,7 Milliarden, d. h. um 94 %, ansteigen. Die 
Länder haben im Jahre 1969 2,7 Milliarden DM bei 
einem Gesamtförderungsvolumen von Bund und 
Ländern in Höhe von 3,1 Milliarden DM aufge-
bracht. Der Anteil des Bundes betrug hier 13,6 %. 
Unter Berücksichtigung der Steigerungen im Bun-
deshaushalt und in den Länderhaushalten kann von 
einem Förderungsvolumen von insgesamt etwa 
6,5 Milliarden DM für 1971 ausgegangen werden. 
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Der Bundesanteil hieran mit 2,5 Milliarden DM 
steigt auf zwischen 35 und 40 %. 

Diese enormen Leistungen des Bundes machen 
deutlich sichtbar, welchen Vorrang Bundestag und 
Bundesregierung dem Wohnungsbau und dem 
Städtebau einräumen. Diese Schwerpunktbildung 
ist Bestandteil eines umfassenden Gesamtprogramms 
zur Beseitigung der bekannten Notlage auf dem 
Wohnungsmarkt, insbesondere in den Ballungsge-
bieten. Sie ist auch Bestandteil des in der letzten 
Woche hier so oft zitierten Mosaiks. 

Schwerpunkte des Einzelplans 25 sind: das lang-
fristige Wohnungsbauprogramm, auf das ich noch 
zu sprechen komme, und die Steigerung des Wohn-
geldes nach dem Zweiten Wohngeldgesetz von 
480 Millionen DM im Vorjahr auf nunmehr 668 Mil-
lionen DM. Einschließlich des Länderanteils stehen 
für das Wohngeld im Jahre 1971 rund 1,3 Milliarden 
DM zur Verfügung. Der begünstigte Personenkreis 
wird auf rund 1 Million Haushalte erweitert. Da-
mit wird eine wesentliche wirtschaftliche Sicherung 
der Mieter erreicht. 

Durch den Gesetzentwurf über Maßnahmen zur 
Verbesserung des Mietrechts und zur Begrenzung 
des Mietanstiegs soll im Rahmen des Gesamtpro-
gramms eine bessere rechtliche Sicherung der Mie-
ter erreicht werden. 

Zur Steigerung der Produktivität in der Bauwirt-
schaft und zur Senkung der Baukosten soll eine ent-
scheidende Förderung der Rationalisierung und 
Technisierung in der Bauwirtschaft führen. Das ist 
das Gesamtprogramm. 

Nun zum langfristigen Wohnungsbauprogramm. 
In den nächsten zehn Jahren sollen wieder jährlich 
500 000 Wohnungen gebaut werden, davon rund 
250 000 Wohnungen jährlich mit öffentlichen Mit-
teln gefördert. Das bedeutet neben der bisherigen 
Förderung eine zusätzliche Förderung von jährlich 
100 000 Wohnungen. Außerdem soll jährlich die 
Modernisierung von 50 000 Wohnungen gefördert 
werden. 

Das langfristige Wohnungsbauprogramm gliedert 
sich in ein Sozialprogramm, ein Regionalprogramm 
und in ein Modernisierungsprogramm. Im Sozial-
programm werden die Mittel der Grundförderung 
nach § 19 a des Zweiten Wohnungsbaugesetzes von 
bisher 150 Millionen auf 180 Millionen DM erhöht. 
Damit sind die Baupreissteigerungen abgedeckt. Bis-
her wurden von den 150 Millionen DM lediglich 99 
Millionen DM als Darlehen und die restlichen 51 
Millionen DM als Annuitätszuschüsse gegeben. Ab 
1971 werden die vollen Mittel, also 180 Millionen 
DM, als langfristige zinslose Darlehen den Ländern 
zur Verfügung gestellt. Dadurch sind die Finanzie-
rungsmöglichkeiten der Länder erheblich verbes-
sert worden. 

Für eine Intensivförderung werden 250 Millionen 
DM als öffentliche Mittel für besonders benach-
teiligte Personengruppen bereitgestellt. Das sind 
kinderreiche Familien, alte und alleinstehende Mit-
bürger, junge Familien und Schwerbeschädigte. Um 
kinderreiche Familien mit 5 und mehr im Familien-
haushalt lebenden Kindern angemessen mit Wohn-

raum zu versorgen, kann erstmals auch der Erwerb 
geeigneten bereits vorhandenen Wohnraums zur 
Eigennutzung gefördert werden. 

Das Regionalprogramm beschränkt sich auf regio-
nale Schwerpunkte, an denen entweder auf Grund 
starker Zuwanderung ein besonders großer Woh-
nungsbedarf besteht oder im Zusammenhang mit 
Maßnahmen der regionalen Strukturpolitik eine 
durchgreifende Verbesserung der Wohnverhältnisse 
erreicht werden soll. Zu den regionalen Schwer-
punkten gehören Entwicklungsschwerpunkte in wirt-
schaftlich schwachen Gebieten oder solche mit ein-
seitiger Wirtschaftsstruktur, wie z. B. das Zonen-
randgebiet, sonstige Bundesausbaugebiete und Bun-
desausbauorte. Hierbei sollen vor allem die Struk-
turverbesserungsmaßnahmen des Bundes im Rah-
men der regionalen Aktionsprogramme flankierend 
unterstützt werden. Weiter zählen hierzu Orte mit 
besonders starker Unterversorgung sowie städte-
bauliche Sanierungs- und Entwicklungsgebiete. 

Im Regionalprogramm werden jährlich 50 000 
Wohnungen ausschließlich mit Bundesmitteln errich-
tet bzw. gefördert. Es handelt sich hierbei um ein 
Fünfjahresprogramm mit einer jährlichen Belastung 
für den Bund von 1,757 Milliarden DM, verteilt auf 
eine 18jährige Laufzeit der Förderung. Dieses Pro-
gramm ist in der mittelfristigen Finanzplanung ab-
gesichert und hat eine zusätzliche Leistung des Bun-
des für den Wohnungsbau von rund 8,5 Milliarden 
DM zum Inhalt. Die Förderung erfolgt als Starthilfe 
durch zinslose Aufwendungsdarlehen für fünf Jahre. 
Die Raten des Aufwendungsdarlehens, das einen 
Darlehensbetrag je Wohneinheit von etwa 18 000 
DM erreicht, werden jeweils drei Jahre lang in 
Höhe von 2,70 DM, dann 2 DM und zum Schluß 
0,60 DM je Quadratmeter Wohnfläche gezahlt. Die 
letzte Rate wird im zwölften Jahr gezahlt; vom 
15. Jahr ab ist das Darlehen dann mit bis zu 6 % 
zu verzinsen und mit 2 % zu tilgen. Die Einkom-
mensgrenze des begünstigten Personenkreises soll 
40 % über der jeweiligen Einkommensgrenze nach 
§ 25 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes liegen. 

Damit wird eine Einkommensgruppe in die För-
derung einbezogen, die bis jetzt zu einkommens-
stark für den öffentlich geförderten Wohnungsbau 
und zu einkommensschwach für den frei finanzierten 
Wohnungsbau war. Diese Förderung bietet sich ge-
radezu für Eigentumsmaßnahmen an. Ihr allmäh-
licher Abbau und die Verzinsung und Tilgung vom 
15. Jahre ab sollen verhindern, daß Bevölkerungs-
kreise, die auf Grund ihres Einkommenszuwachses 
in den nächsten 10 bis 15 Jahren die Wohnkosten 
in zunehmendem Maße selbst übernehmen können, 
dann noch Subventionen erhalten. 

Mit diesem Modell werden Konsequenzen aus der 
jüngsten Vergangenheit gezogen, die gezeigt hat, 
daß sich anfänglich berechtigte Subventionen später 
als Fehlsubventionen zeigen, wenn sie nicht an die 
Veränderung der Einkommensverhältnisse angepaßt 
werden. 

Im Rahmen des Modernisierungsprogramms soll 
die Modernisierung und Instandhaltung von jährlich 
50 000 Wohnungen gefördert werden. Der Bund stellt 
dafür jährlich 20 Millionen DM als Darlehen und für 
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regionale Schwerpunkte 45 Millionen DM als Zins-
verbilligungszuschüsse in jährlichen Raten von 9 
Millionen DM für fünf Jahre zur Verfügung. Das 
Modernisierungsprogramm kann nach Inkrafttreten 
des Haushalts 1971 anlaufen. 

Für die Städtebauförderung besteht ein Gesamt-
verpflichtungsrahmen von 100 Millionen DM, Davon 
sind 50 Millionen DM veranschlagt. Damit wird sich 
der Bund erstmals außerhalb der Studien- und Mo-
dellvorhaben an der Finanzierung städtebaulicher 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen beteili-
gen. Die Ansätze sind allerdings bis zur Verabschie-
dung des Städtebauförderungsgesetzes gesperrt. 

Die Öffentlichkeitsarbeit ist heute so oft ange-
sprochen worden, daß ich dazu auch noch etwas sa-
gen muß. Herr Baier, wir haben gemeinsam — 
Opposition  und Mehrheit im Haushaltsausschuß — 
den  Ansatz um 30 000 auf 150 000 DM gekürzt. Jetzt 
ist der Bestseller, der Volltreffer des Wohnungsbau-
ministers da: Nach der Mietfibel die Wohngeldfibel, 
bisher in einer Auflage von 1 750 000 Stück gedruckt 
und verteilt, davon 1 Million zu Lasten des Bundes-
haushalts und 750 000 vom Deutschen Verband ge-
druckt. Wir können nur hoffen und wünschen, daß 
das Presse- und Informationsamt die Absicht wahr

-

macht, weitere 500 000 Wohngeldfibeln zu drucken. 
Ich möchte dem Bundeswohnungsbauminister für 
diese hervorragende Öffentlichkeitsarbeit unseren 
Dank sagen. 

Die Koalitionsfraktionen stimmen dem Haushalt 
zu. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Herr Präsident, der Einfachheit halber und aus 

Zeitgründen darf ich auch gleich den Änderungs-
antrag der SPD und der FDP auf Umdruck 137 *) 
begründen. Der Antrag auf Umdruck 137 hat zum 
Inhalt, Tit. 852 14 um 10 Millionen DM aufzustocken, 
und zwar von 90 auf 100 Millionen DM. Ferner soll 
in den Erläuterungen zu Tit. 852 14 folgender Ab-
satz 4 eingefügt werden: 

Von dem Ansatz entfallen auf Wohnungsbau-
maßnahmen für Facharbeiter und Schlüssel-
kräfte im Zonenrandgebiet 10 Millionen DM. 

Damit stehen für den Wohnungsbau im Zonenrand-
gebiet einschließlich der Mittel aus dem Intensiv-
programm für das Jahr 1971 ausreichend Mittel zur 
Verfügung. 

Die Änderungsanträge der Kollegen Dr. Warnke 
und Genossen auf den Umdrucken 133 **) und 138 ***) 
zielen auf eine Erhöhung um 30 Millionen DM — ur-
sprünglich um 40 Millionen DM — ab. Dieser Antrag 
ist unrealistisch. Die Länder werden Mühe haben, 
das, was bereitsteht und was durch den Änderungs-
antrag der SPD- und FDP-Fraktion auf Umdruck 137 
zusätzlich zur Verfügung gestellt wird, durch eigene 
Mittel zu ergänzen. 

Ich bitte um Annahme des Antrages auf Um-
druck 137 und um Ablehnung der Anträge auf den 
Umdrucken 133 und 138. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

*) Siehe Anlage 5 
**) Siehe Anlage 9 

***) Siehe Anlage 6 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Abgeordnete Baier. 

Baier (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es war und ist nicht unsere Absicht, 
hier heute abend eine wohnungspolitische Debatte 
vom Stapel zu lassen, einmal aus Gründen der Zeit-
ökonomie, zum anderen aber auch, weil wir im 
letzten halben Jahr schon dreimal dazu Gelegenheit 
hatten. Ich meine aber, daß der etwas zu optimi-
stisch gefärbte Bericht des Herrn Berichterstatters 
wenigstens einiger Sätze von unserer Seite bedarf, 
um auch zu zeigen, was wir von dem Bundesministe-
rium für Städtebau und Wohnungswesen halten. 

Trotz aller Reden, die gehalten wurden und auch 
heute gehalten werden, muß ich bei der Bilanz fest-
stellen, daß uns das Jahr 1970 die niedrigsten Woh-
nungsbauleistungen hinsichtlich der fertiggestellten 
Wohnungen bringt. Es sind 490 000 bis 500 000 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

fertiggestellte Wohnungen und davon lediglich 
165 000 fertiggestellte Sozialwohnungen. Das ist 
der Tiefstand seit Beginn des Wohnungsbaus. 
Gleichzeitig ist aber ein Höchststand der Baupreise 
erreicht worden, nämlich Steigerungen um 15,9 %; 
das ist weit mehr als das Dreifache der vergangenen 
Jahre. 

Zu Punkt 2. Wir haben in den letzten Monaten 
vieles gemeinsam getan — ich will weiter nicht 
darauf eingehen —: das Städtebauförderungsgesetz 
ist in Bearbeitung, zur Wohngeldnovelle waren ge-
meinsame Initiativen vorhanden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage der Frau Abgeordneten Meermann? 

Baier (CDU/CSU) : Der kann ich nicht wider-
stehen. Bitte sehr! 

(Heiterkeit.) 

Frau Meermann (SPD) : Herr Kollege Baier, da 
es meiner großen Anstrengung nicht gelungen ist, 
das Auge des Präsidiums rechtzeitig zu erhaschen 
— ich wollte zum ersten Teil Ihrer Rede eine Zu-
satzfrage stellen —, möchte ich das jetzt gern tun. 
Ist Ihnen bekannt, daß Herr Bundeswohnungsbau-
minister Lücke bei einer seiner Reden im Jahre 1964 
es als sein langfristiges Ziel hingestellt hat, jährlich 
eine Bauleistung von 300 000 bis 400 000 Wohnun-
gen zu erreichen? Wollen Sie uns nicht dazu be-
glückwünschen, daß 1970 wieder 100 000 Wohnun-
gen mehr fertiggestellt wurden, als Ihr 'damaliger 
Minister beabsichtigte? 

(Beifall bei der SPD.) 

Baier (CDU/CSU) : Verehrte Frau Kollegin, hier 
zeigt sich der grundlegende Unterschied zwischen 
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einer CDU- und einer SPD-Regierung. Wir verspre-
chen wenig und leisten viel. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. 
— Lachen bei der SPD.) 

Bei Ihnen ist es das Gegenteil. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Mick? — Bitte! 

Mick (CDU/CSU) : Herr Kollege Baier, meinen Sie 
nicht, der Frau Kollegin müßte bekannt sein, daß die 
genannten Zahlen von Herrn Lücke am Ende der 
Wohnungsnot stehen sollten? 

(Abg. Frau Meermann: Das war ein Irrtum!) 

Baier (CDU/CSU) : Genau! Das ist völlig richtig. 

(Abg. Henke meldet sich zu einer Zwischen

-
frage.) 

- Bitte sehr! 

Henke (SPD) : Herr Kollege Baier, darf ich dann 
weiterhin fragen, ob Ihnen bekannt ist, daß Herr 
Bundeswohnungsbauminister a. D. Lücke die Woh-
nungsnot bereits 1964/65 grundsätzlich als beendet 
angesehen hat? 

Baier (CDU/CSU) : Nein, das ist nicht richtig. Es 
ist auch unter Bundeswohnungsbauminister Lücke 
festgestellt worden, daß wir Schwerpunkte und 
Brennpunkte haben, in denen die Wohnungsnot nicht 
beseitigt ist. 

Da wir so viel über Zahlen reden, muß ich Ihnen 
doch einmal — ich wollte es vermeiden — wenig-
stens mit einigen Zahlen vor Augen führen, wie die 
Wohnungsbauleistungen waren und wie sie sind. 
Darüber sind in diesem Hause derartige Legenden-
bildungen entstanden, daß man sie nicht im Raum 
stehenlassen darf. Wir haben im Jahre 1966 604 800 
Wohnungen gebaut, darunter 203 500 Sozialwoh-
nungen, 1967 549 000 Wohnungen, 1968 519 900, 
davon 180 000 Sozialwohnungen. Es sind im Jahre 
1970 490 000 bis 500 000 Wohnungen und davon 
lediglich 165 000 Sozialwohnungen. Das beweist 
doch, daß all diese Reden und all diese Zahlen ein-
fach nicht stimmen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das allein zählt, 
nicht Reden von Lücke!) 

wenn Sie sich an die statistischen Unterlagen halten. 
Das wollte ich nur noch sagen, ohne die Diskussion 
zu vertiefen. 

Herr Bundeswohnungsbauminister, wir haben auch 
im letzten Jahr vergebens gewartet, daß Sie etwa 
auf dem Gebiet einer verstärkten Mobilität des 
Wohnungsbaus etwas tun. Sie haben uns bis heute 
auch über eine Novellierung des Bundesbaugesetzes 
keine Vorschläge gemacht. Sie haben zwar das 
Thema Fehlbelegung von Sozialwohnungen wieder-
holt angeschnitten und erklärt, es solle etwas gesche-
hen; bis zur Stunde liegt aber aus Ihrem Hause 
hierfür kein Vorschlag vor. In den letzten Wochen  

und Monaten geht alles darum, ein langfristiges 
Wohnungsbauprogramm vorzulegen. Hier kann ich 
nur sagen: das ist eine Zauberformel. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Baier, ich nehme an, daß Sie 
auch die weitere Zwischenfrage der Frau Kollegin 
Meermann beantworten wollen. 

Baier (CDU/CSU) : Selbstverständlich! 

Frau Meermann (SPD) : Herr Kollege Baier, 
würden Sie bitte in der von mir genannten Rede 
auch nachlesen, daß Herr Lücke 1964 ebenfalls schon 
angekündigt hat, er wolle dieses Problem lösen. 
Daraus mögen Sie ersehen, wie schwierig das ist. 

Baier (CDU/CSU) : Selbstverständlich. Wir haben 
hier auch schon öfter darüber gesprochen. Die 
Schwierigkeit verkennt niemand. Herr Lauritzen 
sollte nicht nur, wie er es vor kurzem erst wieder 
getan hat, hergehen und erklären, jetzt werde etwas 
auf diesem Gebiet geschehen; er sollte nicht nur 
den Mund spitzen, sondern endlich einmal pfeifen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.- Zuruf von der 
SPD: Wir sind doch dabei!) 

Meine Damen und Herren, „langfristiges Woh-
nungsbauprogramm", das klingt wie eine Zauber-
formel. Es wird von Intensiv- und Regionalpro-
gramm gesprochen. Ich glaube, allen Fachleuten ist 
inzwischen klargeworden, daß man mit den dem 
Bund zur Verfügung stehenden Mitteln, mit dem, 
was man von den Ländern realistisch erwarten 
kann, nicht die Leistungen wird vollbringen kön-
nen, die man angekündigt hat. Erst gestern konnte 
man in einer dpa-Meldung lesen: 

Die Wohnungsbauminister der Länder haben 
entgegen vorher geäußerten Erwartungen keine 
wohnungspolitischen Entscheidungen getroffen. 
Unter Vorsitz von Herrn Minister Lauritzen er-
reichte die Konferenz lediglich bei den heiklen 
Finanzierungsfragen des langfristigen Woh-
nungsbauprogramms der Bundesregierung eine 
gewisse Annäherung, die jetzt mit den Kabi-
netten in Bund und Ländern abgesprochen wer-
den müssen. 

Das zeigt, auf welch tönernen Füßen dieses lang-
fristige Wohnungsbauprogramm steht. 

Meine Damen und Herren, Fazit des Ganzen: Wir 
haben keine positiven und befriedigenden Leistun-
gen dieses Ministers erkennen können. Deshalb 
lehnen wir den Haushalt dieses Ministeriums ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Althammer. 

Entschuldigen Sie, Herr Minister, Sie haben sich 
auch zu Wort gemeldet. Ich nehme an, es ist Ihnen 
recht, wenn Sie nach Herrn Althammer sprechen, 
weil Sie dann auf seine Ausführungen gleich noch 
eingehen können. 
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Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte hier nur noch 
einmal kurz die beiden Anträge der CDU/CSU-
Fraktion auf den Umdrucken 133 und 138 begründen, 
nachdem die Gegenseite ihre Anträge auch noch 
einmal begründet hat. 

Die Geschichte dieser Anträge ist ein Musterbei-
spiel dafür, was eine Opposition konstruktiv er-
reichen kann. Zunächst waren ja die Koalitions-
parteien überhaupt nicht willens, mit sich über die 
Frage der Umverlagerung der Mittel für die Zonen-
randförderung reden zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Erst als unsere Anträge auf eine Umverlagerung 
von Mitteln in Höhe von 30 Millionen DM vor-
lagen, war man bei den Koalitionsfraktionen bereit, 
wenigstens 10 Millionen DM umschichten zu lassen. 
Wir freuen uns darüber, daß es durch unseren An-
trag möglich war, wenigstens die zehn Millionen 
DM in Bewegung zu setzen. 30 Millionen DM wären 
uns allerdings lieber, weil wir der Überzeugung 
sind, daß in diesem Bereich die 30 Millionen DM 
notwendig sind. Es ist doch einigermaßen merk-
würdig, wenn hier auf der einen Seite die Dring-
lichkeit des Problems und die großen Schwierig-
keiten des Wohnungsbaus betont werden, dann aber 
im gleichen Atemzug gesagt wird: 30 Millionen DM 
brauchen wir nicht für den Wohnungsbau; wir brau-
chen nur 10 Millionen! 

Ich bitte Sie sehr herzlich darum, die weiterge-
henden Anträge der CDU/CSU anzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Bundesminister für Städte-
bau und Wohnungswesen. 

Dr. Lauritzen, Bundesminister für Städtebau 
und Wohnungswesen: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich möchte nur drei 
kurze Bemerkungen machen. 

Erstens. Wir erreichen im Jahre 1970 wieder das 
Volumen von 500 000 Wohnungen, darunter 165 000 
geförderte Sozialwohnungen. Damit liegen wir um 
ein paar Tausend unter dem Volumen von 1966. 
Das vergangene Jahr war also ein durchaus norma-
les Jahr, wenn Sie berücksichtigen, daß das lang-
fristige Wohnungsbauprogramm aus konjunktur-
politischen Gründen eben nicht 1970 vorgelegt wer-
den konnte, sondern erst 1971 vorgelegt werden 
kann. Ich hätte einmal Ihr Geschrei hören mögen, 
wenn wir versucht hätten, das langfristige Woh-
nungsbauprogramm schon 1970 vorzulegen. 

Zweitens. Den absoluten Tiefstand im sozialen 
Wohnungsbau hatten wir im Jahre 1966 erreicht. 
Der Bundesanteil sank damals auf 7,7 % ab. Er be-
läuft sich jetzt wieder auf über 30 %, und wir wer-
den durch das langfristige Wohnungsbauprogramm 
sogar noch an die 40 %-Grenze herankommen. 

(Abg. Baier: Wir reden doch von fertig

-

gestellten Wohnungen! Keine Statistik 
machen!) 

Drittens. Die heutigen Pressemitteilungen über 
die Länderministerkonferenz vom vergangenen 
Montag sind unvollständig. Das gesamte langfri-
stige Wohnungsbauprogramm mit seinen vielen 
Bestandteilen ist nur in einem Punkt Gegenstand 
der Erörterung gewesen, und in diesem Punkt haben 
wir uns dahin gehend verständigt, daß ich Ihnen in 
Kürze das vollständige Programm vorlegen kann. 

(Abg. Leicht: Aber das Wichtigste ist: es 
muß bezahlt werden! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Herrn Abgeordneten Schulze-Vorberg? 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU) : Herr Mini-
ster, könnten Sie nicht einmal statt der Prozentzah-
len die absolute Zahl der fertiggestellten Wohnun-
gen im sozialen Wohnungsbau nennen? 

Dr. Lauritzen, Bundesminister für Städtebau 
und Wohnungswesen: Nein, das kann ich nicht, Herr 
Schulze-Vorberg. 

(Abg. Leicht: Das müssen Sie aber doch 
wissen!) 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU) : Die Nennung 
der Prozentzahlen erweckt nämlich den Eindruck — 
darf ich meine Frage zu Ende stellen —, als woll-
ten Sie die Tatsache, daß Sie einen negativen Re-
kord im sozialen Wohnungsbau erzielt haben, nur 
überdecken. 

Dr. Lauritzen, Bundesminister für Städtebau 
und Wohnungswesen: Ich muß leider feststellen, 
daß Ihre Frage auf großer Unkenntnis beruht. 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Nennen Sie 
doch die Zahlen! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

Mit den Förderungsmitteln aus dem Jahre 1966 
nämlich sind in den Jahren 1967 und 1968 Wohnun-
gen gebaut worden. Dadurch ist der Tiefstand in 
der Förderung in die nächsten Jahre verschleppt 
worden. 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Nennen Sie 
doch die Zahlen, Herr Minister!) 

- Es geht nicht um die Fertigstellung. 
(Zurufe von der CDU/CSU: Doch!) 

— Nein! Die politische Entscheidung ist die Be-
willigung der Mittel, und die Fertigstellung der 
Wohnungen dauert ein, zwei Jahre. 

(Fortgesetzte Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Lassen Sie mich doch auch einmal einen Satz zu 
Ende reden! — Das heißt, wenn es im Jahre 1966 
einen Tiefstand in der Förderung gegeben hat, er-
folgte die Fertigstellung der Wohnungen in den 
Jahren 1967/68. 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Wir sprechen 
jetzt vorn Jahre 1970! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU.) 

— Ja, bitte, das ist doch das Entscheidende dabei. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Bundeswohnungsbauminister, gestatten Sie 
eine weitere Zwischenfrage des Abgeordneten 
Baier? 

Dr. Lauritzen, Bundesminister für Städtebau 
und Wohnungswesen: Nein! 

Eine letzte Bemerkung, meine Damen und Her-
ren. 

(Abg. Rawe meldet sich zu einer weiteren 
Zwischenfrage.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, der Herr Minister läßt keine Zwi-
schenfragen mehr zu. 

(Abg. Rawe: Dann stelle ich für das Proto

-

koll fest, daß hier ein Minister spricht, der 
nicht einmal Auskunft über die Zahlen 
geben kann, die seinen eigenen Bereich 
betreffen! — Abg. Baier: Weil sie zu nied -
rig sind, operiert er mit Prozentzahlen! — 
Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Sie haben mir 
Unkenntnis vorgeworfen, und jetzt wei

-

gern Sie sich, die Zahlen zu nennen! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Dr. Lauritzen, Bundesminister für Städtebau 
und Wohnungswesen: Meine Damen und Herren, 
die Mittel für die Wohnungen, die im Jahre 1966 
gebaut worden sind, sind in den Jahren 1964 und 
1965 bewilligt worden. Das muß man doch sehen. 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Wir sprechen 
nicht von 1966, Herr Minister!) 

— Aber ich spreche von 1966, weil das der entschei-
dende Punkt ist. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU.) 

Entscheidend ist, was der Bund jetzt tun will. Wir 
haben einen Haushalt mit einem Gesamtvolumen 
von 2,6 Milliarden DM. Das ist das höchste Volumen 
des Einzelplans 25 seit Bestehen der Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es liegt um 800 Millionen DM höher als der Haus

-

halt des vergangenen Jahres. Das ist unsere Politik. 

(Abg. Baier: Darauf kommt es nicht an!) 

— Genau darauf kommt es an. 

(Abg. Baier: Es kommt vielmehr darauf an, 
wie viele Wohnungen Sie bauen!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. 

Wir haben noch über die Anträge abzustimmen, 
zunächst über Ziffer 3 des Änderungsantrags der 
Abgeordneten Dr. Warnke und Genossen auf Um-
druck 138 *). 

*) Siehe Anlage 6 

Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 

(Abg. Rawe: Das erstere war die Mehrheit!) 

Stimmenthaltungen? — 

(Abg. Rawe: Das erstere war die Mehrheit!) 

— Meine Damen und Herren, ich bitte, die Abstim-
mung durch Aufstehen zu wiederholen. 

Wer dem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. - Ich bitte, Platz zu nehmen. 
Wer gegen den Antrag stimmen will, den bitte ich, 
sich zu erheben. — 

(Abg. Rawe: Das erstere war eindeutig die 
Mehrheit!) 

— Das letztere war die Mehrheit. Der Antrag ist 
abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr noch zur Abstimmung 
über den Änderungsantrag der SPD/FDP auf Um-
druck 137 **). 

Wer dem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Mit der entsprechenden Mehrheit ange-
nommen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen damit 
nach Schluß der allgemeinen Aussprache zur Ab-
stimmung über den Einzelplan 25 im ganzen. 

Der Antrag auf Umdruck 133 ***) wurde zurück-
gezogen. 

Wer dem Einzelplan 25 — Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Städtebau und Wohnungswesen 
— zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? —
Mit der entsprechenden Mehrheit angenommen. 

Wir kommen nun zum 

Einzelplan 27 

Geschäftsbereich des Bundesministers für in-
nerdeutsche Beziehungen 
Drucksache VI/1750  —

Berichterstatter: Abgeordneter Wohlrabe 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort wünscht. — Das ist nicht der Fall. 

Es liegt eine Wortmeldung des Herrn Abgeord-
neten Wohlrabe zur Begründung der Änderungs-
anträge der Fraktion der CDU/CSU auf den Um-
drucken 117 ****) und 118 *****) vor. 

(Abg. Rösing: Zunächst nur ein Antrag!) 

— Zunächst nur ein Antrag! — Bitte schön, Herr 
Abgeordneter Wohlrabe, Sie haben das Wort! 

Wohlrabe (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf zuerst 
zum Umdruck 117 einige Ausführungen machen und 
als Berichterstatter für den Einzelplan 27 ein Wort 

**) Siehe Anlage 5 
***) Siehe Anlage 9 

****) Siehe Anlage 15 
*****) Siehe Anlage 16 
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Wohlrabe 
zur Begründung unseres Antrags auf Abänderung 
des Vorworts des Bundesministers für innerdeut-
sche Beziehungen voranschicken. 

Die Beratungen dieses Etats haben in einer sehr 
angenehmen und sachlich-fairen Weise stattgefun-
den. Viele im Etat aufgeführte Einzelmaßnahmen 
— seien es Unterstützungen für deutsche Mitbür-
ger, Förderungsmaßnahmen für das Zonenrandge-
biet und insbesonderer auch Hilfen für Berlin —
finden unsere volle Unterstützung und unterliegen 
keineswegs der Ablehnung dieses Einzelplans. Diese 
Maßnahmen sind auch im Einvernehmen besprochen 
und geregelt worden und werden als Einzelmaß-
nahmen des Bundesministeriums für innerdeutsche 
Beziehungen unsere nachdrückliche Billigung finden. 
Ich schicke diesen Satz voran, um keine Mißver-
ständnisse aufkommen zu lassen. 

Trotzdem geht es bei diesem Etat nicht nur um 
einzeln zu bejahende Maßnahmen, sondern um den 
Gesamtaspekt der Deutschlandpolitik und ihrer 
Darstellung. Ich möchte dazu in versönlichem Ton 
eine längere politische Bemerkung machen, die auch 
zur Begründung des hier eingebrachten Antrags 
zählt. Dazu gehört das Vorwort des Einzelplans, zu 
dem die CDU/CSU-Fraktion bereits im vergangenen 
Jahr einen Abänderungsantrag eingebracht hatte. 
Wir stellen heute diesen Antrag erneut, nachdem 
der Parteitag der CDU in Düsseldorf mit großer 
Mehrheit formuliert hat: „Freiheit und Einheit für 
das deutsche Volk zu erringen ist Aufgabe der deut-
schen Politik" ; dafür treten wir ein, und wir treten 
auch dafür ein, daß der Begriff „Wiedervereinigung" 
nicht fallen gelassen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dieser Begriff ist nach unserer Auffassung und nach 
unserer Erkenntnis zu einer ganz festen Zielvor-
stellung draußen im Lande gewachsen. Ich glaube, 
man sollte dieses Ziel auch dadurch erhalten, daß 
das Wort erhalten bleibt. Denn wer das Wort auf-
gibt, der signalisiert, gewollt oder ungewollt, daß 
das Ziel verlorengegangen sei. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : So ist es!) 

Damit erklärt sich die CDU/CSU nicht einverstan-
den. Deshalb treten wir erneut für die Wiederher-
stellung der ursprünglichen Fassung der Zweckbe-
stimmung des Deutschlandressorts der Bundesregie-
rung ein. 

Im vorigen Jahr hat der verehrte Mitberichter-
statter für den Einzelplan 27, der Kollege Seidel, 
meine Ausführungen, die sich im wesentlichen auf 
den Auftrag der Präambel des Grundgesetzes grün-
deten, nicht nur die nationale, sondern ausdrücklich 
auch die staatliche Einheit zu wahren, zurückge-
wiesen. Dem Sinn nach führte der Kollege Seidel 
aus, dieser Auftrag sei so grundlegend und so um-
fassend, daß er nicht nur diesem Deutschlandressort 
zugewiesen werden könne, sondern allumfassend 
von der gesamten Bundesregierung wahrgenommen 
werden müsse. Und er schloß mit den Worten, daß 
diese Bundesregierung der Präambel des Grundge-
setzes in jeder Weise gerecht werde und man dies 
an ihren Taten messen und erkennen könne. Der 
Kollege Borm, der ebenfalls zu diesem Sachverhalt 

sprach, führte sogar aus, daß niemand in diesem 
Bundestag sitze, der nicht die Wiedervereinigung 
als ein oberstes Ziel ansehe. Soweit diese Äuße-
rungen. 

In Worten und Taten ist heute nun offenkundig 
und auch für jeden Beobachter draußen im Lande 
unübersehbar geworden, daß diese Bundesregie-
rung nur noch die Einheit der Nation proklamiert, 
im Willen zur staatlichen Einheit, zur Wiederver-
einigung jedoch Schritt für Schritt erlahmt. Sie als 
Sozialdemokraten haben früher immer wieder er-
klärt, daß Sie sich in ,dem Willen zur Wiederver-
einigung von niemandem in Deutschland übertref-
fen lassen würden. Dieses Argument ist uns, vor 
allem der CDU/CSU, von Ihnen oft entgegenge-
schleudert worden. 

Heute, meine Damen und Herren von der sozial-
demokratischen Fraktion, sollten Sie selbst daran 
interessiert sein, daß Ihre Politik in einer so grund-
legenden Frage nicht mißdeutet werden kann. Diese 
Mißdeutungen Ihrer Politik und damit auch der 
Haltung der Bundesregierung finden aber in der 
deutschen und internationalen Publizistik fortwäh-
rend statt. Als Beispiel für viele weise ich darauf 
hin — ich sage dies auch, weil ich Berliner Abgeord-
neter bin, der sich gerade diesem Ziel zusammen mit 
vielen Mitbürgern weiterhin und in besonderer 
Weise verbunden fühlt —, daß, bis zum heutigen 
Tage unwidersprochen — ich bitte, das doch einmal 
sehr aufmerksam zu verfolgen —, z. B. der namhafte 
Berliner Publizist Rudolf Stiege am 29. Januar 1971 
folgende Betrachtung in dem Leitartikel „Ein deut-
scher Grabgesang" anstellen konnte: Erstens, der 
Bundeskanzler habe zu verstehen gegeben, daß das 
Drängen auf staatliche Einheit der Deutschen eine 
überholte Rückkehr zu den 50er Jahren sei. Zwei-
tens, so endet sein Artikel: 

Gewiß allein ist der endgültige Verzicht der 
Bonner Koalition auf die deutsche Einheit. 

Ich kann mir schlechterdings nicht vorstellen, daß 
Sie als Sozialdemokraten solche Aussagen und, wie 
ich annehmen, Mißdeutungen unwidersprochen las-
sen. Das würde doch bedeuten, daß Sie nicht mehr 
mit uns gemeinsam dem Auftrag der Präambel des 
Grundgesetzes sich verpflichtet fühlen. Bei diesem 
unserem Antrag ist heute Gelegenheit, diese Miß-
deutungen durch die Abstimmung auszuräumen und 
dazu beizutragen, daß derartige Behauptungen in 
der deutschen und internationalen Publizistik nicht 
mehr aufgestellt werden können. 

Lassen Sie mich heute noch ein Wort eines unserer 
ehemaligen Regierenden Bürgermeister in Berlin 
übernehmen: 

Berlin lebt für das Ziel, wieder Hauptstadt eines 
freien und geeinten Volkes zu werden... Die 
Mahnung aus Berlin bleibt auch dann, wenn 
man anderswo müde werden sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
Es wurde gesprochen am 18. März 1963 von Willy 
Brandt. Wir geben diesem Wort auch heute noch 
unsere volle Zustimmung. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Er meint 
ja, man solle nicht alte Zitate bringen!) 
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Wohlrabe 
Ich räume ein und gebe zu, daß das, was ich hier 

zitiert habe, eine langfristige Zielvorstellung ist. 
Daher dürfen wir — ich meine insbesondere auch 
den Bundeskanzler in der Verfolgung dieses 
Ziels nicht müde werden. 

Deshalb appelliere ich heute namens der CDU/ 
CSU-Fraktion an Sie, unserem Antrag zu folgen 
und dem Ressort für innerdeutsche Aufgaben wie-
der den klaren, unzweideutigen und für eine Poli-
tik für Deutschland notwendigen und unverzicht-
baren Auftrag zuzuweisen, die Wiederherstellung 
der Einheit Deutschlands vorzubereiten, so wie er 
immer dort gestanden hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dieser Auftrag, meine Damen und Herren, gilt nicht 
nur für die Regierung, sondern als dauernde Ver-
pflichtung für alle Deutschen. Eine deutliche Formu-
lierung schließt außerdem Mißdeutungen im Aus-
land aus. Ich wäre Ihnen dankbar, meine Damen 
und Herren von den Koalitionsparteien, wenn Sie 
gerade auch unter dem letztgenannten Gesichts-
punkt diesem Antrag Ihre Zustimmung geben könn-
ten. Damit würden Sie selbst dazu beitragen, daß 
die Mißdeutungen, die ich hier zitiert habe, ausge-
räumt werden und Sie nicht in jener Ecke stehen, 
in die Sie selbst nicht hinein wollen, in der Sie zur 
Zeit aber stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Abgeordnete Seidel. 

Seidel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bitte, den Antrag der CDU/CSU auf 
Umdruck 117 abzulehnen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Natürlich!) 

Für die Bundesregierung und die Koalitionsparteien 
SPD und FDP liegt kein sachlicher Anlaß vor, das 
Vorwort zum Einzelplan des Ministeriums für inner-
deutsche Beziehungen zu verändern. Wie bei der 
Beratung des Bundeshaushalts 1970 muß ich auch 
diesmal auf den entsprechenden Antrag der CDU/ 
CSU mit einer Passage aus der Regierungserklä-
rung vom 28. Oktober  1969 antworten, die ich mit 
Genehmigung des Präsidenten zitiere: 

Die Deutschlandpolitik insgesamt kann nicht 
Sache eines Ressorts sein. Sie ist eine ständige 
Aufgabe der ganzen Regierung und umfaßt 
Aspekte der auswärtigen Politik, der Sicher-
heits- und Europapolitik, ebenso wie die Be-
mühungen um den Zusammenhalt unseres 
Volkes und um die Beziehungen im geteilten 
Deutschland. 

Meine Damen und Herren, wir haben Ende Ja-
nuar dieses Jahres hier im Hohen Hause über den 
Bericht zur Lage der Nation eine zweitägige Aus-
sprache geführt. Unzweideutig hat der Verlauf die-
ser Aussprache uns sichtbar gemacht, wie viel-
schichtig das politische Bemühen um die positive 
Deutschlandpolitik im Sinne des Auftrages unseres 
Grundgesetzes ist und bleiben wird. Daher  

würden wir uns und der Öffentlichkeit einen 
schlechten Dienst erweisen, wollten wir weiter die 
Illusion pflegen, als könnte die Aufgabe, die 
Wiederherstellung der Einheit Deutschlands vor-
zubereiten, von einem Ressort geleistet werden. 
Mit der nüchternen Feststellung, daß hier die ganze 
Bundesregierung in der Pflicht ist, 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Dast ist 
die Prothese eines Arguments!) 

sei die Ablehnung des Antrages der CDU/CSU be-
gründet. 

Der Aufgabenbereich des Ministeriums ist im 
Vorwort des Einzelplanes klar umrissen. Sie besteht 
darin, der Einheit der Nation zu dienen, den Zu-
sammenhalt unseres Volkes zu stärken, die Be-
ziehungen im geteilten Deutschland zu fördern, die 
deutschlandpolitische Verantwortung der Bundes-
regierung wahrzunehmen, den gesamtdeutschen Ge-
danken zu fördern, an Maßnahmen zur wirtschaft-
lichen Gesundung und kulturellen Entwicklung der 
Gebiete an der Demarkationslinie und in anderen 
Grenzbereichen mitzuwirken. — Diesen im Vorwort 
gestellten Aufgaben ist das Ministerium im ver-
gangenen Jahr nach seinen Möglichkeiten gerecht 
geworden. 

Von diesem vorliegenden Einzelplan für 1971, der 
Ausgaben in Höhe von 245 Millionen DM enthält, 
werden 221 Millionen DM für Aufgaben verwendet, 
die, was ihren Umfang und ihre Art betrifft, schon 
seit vielen Jahren -- in Positionen ausgewiesen — 
die  gleichen sind. So müßte denn die CDU/CSU 
diesem Etat eigentlich zustimmen können. Sie kann 
sich dazu nicht aufraffen, weil sie dem politischen 
Schlagwort huldigt: „die ganze Richtung paßt uns 
nicht". 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Macht es 
doch nicht so billig!) 

Bei diesen Voraussetzungen können wir der Oppo-
sition kaum helfen. Sie möchte, so gewinnt man 
den Eindruck, in Fragen der Deutschlandpolitik auf 
der Stelle treten. Von dieser Abstinenz halten wir 
nichts. Uns drängt es, die auf Abbau der Spannun-
gen und auf Sicherung des Friedens gerichtete Po-
litik erfolgreich weiterzuführen, 

(Zustimmung des Abg. Wehner) 

und daran werden wir festhalten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, ich darf bei der glei-
chen Gelegenheit noch meine Bemerkungen zu dem 
Antrag der CDU/CSU auf Umdruck 118 machen. 
Weil der CDU/CSU die Richtung nicht paßt, ist es 
nicht verwunderlich, daß sie außerdem den Antrag 
stellt, die Informationsquellen über die deutsche 
Frage durch Streichung von Mitteln zu begrenzen. 
Dem können wir nicht folgen. Die politische Si-
tuation erfordert weitestgehende Informationen zur 
deutschen Frage, um es dem Bürger zu erleichtern, 
seine Urteilsbildung objektiv vorzunehmen. Nicht 
eine Kürzung, sondern eine Verstärkung der Mittel 
wäre daher erforderlich. 
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Seidel 

Wir lehnen deshalb beide Anträge, den auf Uni-
druck 117 und den auf Umdruck 118, ab. Dem 
Einzelplan 27 aber stimmen wir uneingeschränkt zu. 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Dr. Marx 
[Kaiserslautern] : Eine miese Begründung!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Borm. 

Borm (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nach den Ausführungen des Kollegen 
Seidel gestatten Sie mir noch einige ergänzende Be-
merkungen. 

Nachdem der Herr Berichterstatter, Herr Kollege 
Wohlrabe, nicht in seinem Namen gesprochen hat, 
sondern das Gewicht seiner Fraktion und sogar 
seiner Partei — vom Parteitag in Düsseldorf her —
in die Waagschale geworfen hat, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

sind einige ernste Worte notwendig. Meine Damen 
und Herren, würde es sich nur um Betriebsamkeit 
eines oder zweier von Ihnen handeln, würde ich 
kein Wort verlieren. Aber wenn die Partei dahinter 
steht, wird die Sache ernst. Betriebsamkeit von 
wenigen ersetzt genausowenig Politik wie Formu-
lierungen. Es zählen nur die Taten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zuruf von der CDU/CSU: Das ist wahr!) 

Aber was Sie jetzt tun, meine Damen und Herren, 
ist sehr ernst. Sie unterstellen nicht nur dem Mini-

) ster für innerdeutsche Beziehungen, sondern der 
Regierung, daß sie dem Grundgesetz zuwiderhandle. 

(Abg. Wohlrabe: Das habe ich gar nicht 
gesagt! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU: 
Sie müssen zuhören! — Wir unterstellen gar 

nichts!) 

— Sie unterstellen das stillschweigend. Das sind 
Methoden, die wir einfach nicht dulden. Wenn Sie 
glauben, daß Sie gegen den Minister etwas vorzu-
bringen haben, dann ziehen Sie ihn zur Verantwor-
tung, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sie sind 
voreingenommen!) 

aber nicht so stillschweigend, als ob wir die Auf-
träge des Grundgesetzes nicht ausführten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Althammer? 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege Borm, 
ist Ihnen wirklich entgangen, daß der Kollege Wohl-
rabe dringliche Fragen an die beiden anderen Frak-
tionen gestellt hat und daß aus den Fragen deutlich 
zu erkennen war, daß wir auf ein Wort von Ihrer 
Seite in diesem Sinne warten und hier nicht Un-
terstellungen machen? 

Borm (FDP) : Genauso. Das habe ich gemerkt. 

(Abg. Wohlrabe: Mißdeutet!) 

Aber ich wiederhole es: Es ist eine Unterstellung. 
Wer liefert Ihnen den Beweis, daß wir nach diesem 
Wortlaut den Auftrag des Grundgesetzes nicht zu 
erfüllen hätten? Im Gegenteil, was jetzt darin steht 

(Abg. Dr. Marx (Kaiserslautern) : Jetzt 
kommt der dialektische Zungenschlag!) 

— Ich glaube, in Sachen Dialektik können wir von 
Ihnen noch einiges lernen. 

(Abg. Dr. Marx (Kaiserslautern) : Das wäre 
gut!) 

Sie werden mir nicht vorschreiben, was ich zu sa-
gen habe. 

(Abg. Rawe: Sie brauchen nicht Herrn 
Wohlrabe zu interpretieren, Sie brauchen 
ihm doch nur zu antworten! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

— Vielen Dank für Ihre Ratschläge! 

(Abg. Dr. Riedl [München] : Das sollten Sie 
doch selber wissen!) 

— Ja, das weiß ich ziemlich genau. Aber wenn Sie 
etwa meinen, daß Sie mich damit aus der Ruhe 
bringen können — —

(Abg. Rawe: Darum geht es nicht! Sie sollen 
Herrn Wohlrabe antworten.) 

— Sie werden die Antwort noch bekommen. Nun 
warten Sie doch ein wenig, und werden Sie nicht 
gleich so nervös! — Wir sind der Meinung, daß das, 
was jetzt im Text steht — „ ... hat die Aufgabe, der 
Einheit der Nation zu dienen" —, viel weitergehend 
ist als die Vorschrift, die in der Präambel des Grund-
gesetzes steht. Das bedeutet nämlich: u. a. auch die 
Einheit der Nation wiederherzustellen. 

Meine Damen und Herren, Sie wissen alle ganz 
genau, daß derzeit die Einheit der Nation im staat-
lichen Sinne nicht wiederherstellbar ist. Infolge-
dessen entspricht es den Gegebenheiten, wenn das 
Vorwort davon spricht, daß der Minister und die 
Regierung die Aufgabe haben, der Einheit der Na-
tion zu dienen. Das ist viel umfassender. Sie können 
sich auf den Wortlaut der Präambel stützen. Aber 
glauben Sie, daß heute, im Jahre 1971, wäre das 
Grundgesetz noch einmal zu schaffen, die Präambel 
so lauten würde? Heute kommt es nur darauf an, 
der Nation zu dienen, wie es möglich ist. Was nutzt 
es, wenn Sie heute mit Worten etwas hineinbringen 
wollen! 

(Abg. Dr. Becher [Pullach] : Dann müssen Sie 
das Grundgesetz ändern!) 

Sie brauchen dieses Grundgesetz, meine Damen und 
Herren von der Opposition, das von allen Ministern 
beschworen ist, nicht dauernd in jedem Erlaß oder 
in jedem einzelnen Vorschlag der Bundesregierung 
namentlich aufzuführen. Es gab mal einen unter 
Ihren Kollegen, der auch nicht immer „mit dem 
Grundgesetz unter dem Arm" herumgelaufen ist. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Aber der 
hatte den Inhalt im Kopf!) 



5746 	Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 100. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. Februar 1971 

Borm 
— Und wir haben den Inhalt in unseren Taten! Sie 
haben doch nichts getan. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Was haben wir 
nicht? — Und was haben Sie getan?) 

— Was Sie getan haben? Gut, Sie können es wissen. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Herr Borm, 
da muß ich Sie jetzt korrigieren! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Dann gehen Sie bitte ans Mikrofon, wenn Sie 
mich etwas fragen wollen. 

(Abg. Reddemann: Um diese Zeit sollten 
Sie solche Behauptungen nicht mehr auf

-

stellen!) 

— Ich stelle sie genau auf. Ich werde Ihnen die 
Richtigkeit auch beweisen. Wenn Sie hier von der 
staatlichen Einheit der Nation sprechen wollen — 
ich hätte es nicht gesagt, Herr Kollege Reddemann 
—, dann fragen Sie sich bitte, ob es der Einheit der 
Nation gedient hat, die EVG anzustreben, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

nach Atomwaffen zu streben, ob der Eintritt in die 
NATO politisch notwendig gewesen ist und ob dies 
die staatliche Einheit der Nation gefördert hat! 

(Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich frage Sie nur, ob Sie die staatliche — nur darum 
handelt es sich — Einheit der Nation durch diese 
Ihre Politik, die notwendig gewesen sein mag, ge-
fördert haben. Das haben Sie nicht getan. 

(Abg. Reddemann: Da kommen die Dolch

-

stoßlegenden wieder! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU.) 

— Das sind keine Dolchstoßlegenden, das sind ein-
fach unwiderlegliche Tatsachen. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Das ist das 
Messer ohne Klinge, dem der Schaft fehlt!) 

— Nein, das ist kein Messer ohne Klinge. Es paßt 
Ihnen natürlich nicht, daß man Ihnen jetzt die Frage 
vorlegt, ob Sie damit — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Alte FDP-Ressen

-

timents aus den 50er Jahren!) 

— ich lehne es ab, auf Ihre Zwischenrufe einzuge-
hen. Wir haben die Institution der Mikrophone. 
Gehen Sie bitte ans Mikrophon und fragen Sie! —
Ich hätte Sie nicht darauf hingewiesen, daß Sie, und 
das behaupte ich, mit diesen politischen Maßnahmen 
die staatliche Einheit — und nur darum geht 
es jetzt — nicht gefördert haben. 

Meine Damen und Herren, Deutschland gleicht 
doch jetzt einem Schiff, das auf Sand gelaufen ist. 
Da hat es doch keinen Zweck, zu sagen, dieses 
Schiff muß wieder in seiner staatlichen Einheit 
schwimmen. Wer zieht denn das Schiff aus der 
Sandbank heraus? Unsere Freunde? Oder wollen 
Sie es machen? Was tun wir? Wir leichtern jetzt 
das Schiff ab und bewahren das, was heute noch 
zu bewahren ist — und das steht hier darin: 
die Einheit der Nation —, bis ein neue s 
Schiff gefunden ist, wo wir das einbringen 
können, was wir jetzt noch bewahren können. Das  

tun wir. Wir glauben, daß das, was jetzt geschieht 
und was im Vorwort darinsteht, viel umfassender 
ist. Sie klammern sich an Worte. Diesen Gefallen 
tun wir Ihnen nicht. Meine Fraktion lehnt diese 
Änderung ab, besonders — ich wiederhole es — 
weil eine Unterstellung darin enthalten ist. Wenn 
wir nach dem, was hier gesagt worden ist, das jetzt 
täten, würden wir Ihnen Recht geben. Wir werden 
Ihnen beweisen, daß wir mindestens so viel mit Ta-
ten für die Einheit, auch die staatliche Einheit unse-
res Volkes tun, wie Sie mit Worten zu tun versu-
chen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Gradl. 

Dr. Gradl (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte versuchen, in aller 
Ruhe und ohne Polemik noch einmal zu verdeutli-
chen, was uns bewogen hat, den Antrag vom vori-
gen Jahr zu wiederholen. Ich gebe mich dabei der 
Hoffnung hin — die hoffenlich keine Illusion ist —, 
daß ich Sie zum Mit- und Nachdenken in bezug auf 
die endgültige Formulierung Ihres Standpunktes 
bringen kann. 

Ich gehe nicht auf das ein, was der Kollege Borm 
soeben rückblickend auf zwanzig Jahre Deutsch-
landpolitik gesagt hat. Ich gehe deshalb nicht darauf 
ein, weil er der Alterspräsident des Hohen Hauses 
ist und weil es eigentlich nicht angemessen ist, daß 
er hier in zwei, drei zugespitzten Formulierungen, 
die einen an bestimmte Versammlungen in der 
Paulskirche um die 50er Jahre erinnern, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

den deutschlandpolitischen Willen der Christlich-
Demokratischen Union und der Christlich-Sozialen 
Union herabzusetzen versucht hat. Dies lasse ich 
beiseite. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Das richtet 
sich ja auch selbst!) 

Herr Kollege Seidel, was Sie gesagt haben, ver-
mag mich — und ich nehme an, auch meine Freunde 
— nicht zu überzeugen. Sie sagen, es sei Sache der 
ganzen Regierung, für die Wiederherstellung der 
Einheit Deutschlands zu arbeiten, das sei doch nicht 
Sache eines Ressorts. Darauf kann ich Ihnen antwor-
ten: der Einheit der Nation zu dienen — auch das 
steht in dieser Präambel —, das ist auch. Sache der 
ganzen Regierung. Wenn Sie dies als Maßstab an-
nehmen wollen, dann könnten Sie anderes auch 
nicht hineinschreiben. Dies überzeugt also nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Den Irrtum, den Sie uns unterstellen, als ob wir 
meinten, daß die Deutschlandpolitik von einem einzi-
gen Ressort zu verantworten und zu gestalten sei, 
hegen wir nicht. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Der Herr 
Bahr ist auch nicht Staatssekretär dort!) 

Diese Illusion besteht nur in Ihrer Erwägung, es 
könnte bei uns so sein. Natürlich wissen wir, daß 
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alle Ressorts, daß die gesamte Regierung und dieses 
ganze Haus — jede Seite auf ihre Weise — dazu 
beizutragen haben, den Weg zur Wiederherstellung 
der Einheit Deutschlands freizumachen. Nein, uns 
bewegt etwas anderes, und dies will ich eben in 
aller Kürze deutlich machen. 

Wir gehen bei unserer Überlegung davon aus, daß 
wir alle immer im Bewußtsein haben müssen — 
und ich will gleich sagen: das haben Sie natürlich 
genauso wie wir, das bestreitet Ihnen niemand —, 
daß im Grundgesetz der Auftrag steht, „in freier 
Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutsch-
lands zu vollenden". Wir stimmen auch darin über-
ein, Sie wie wir, daß dem deutschen Volk — ich 
hatte zitiert: in freier Selbstbestimmung — das 
Selbstbestimmungsrecht zusteht wie jedem anderen 
Volk und daß man an ihm unter allen Umständen 
festhalten muß. 

Aber nun fängt unsere zusätzliche Überlegung 
an. Wenn man an diesem Selbstbestimmungsrecht 
festhält und an dem Anspruch darauf, daß dieses 
Recht verwirklicht wird, dann hat das, meinen wir, 
konkrete Konsequenzen, erstens für die handelnde 
Politik, aber zweitens eben auch für die Aussage, 
die diese Politik macht. Wenn man diese Konse-
quenzen nicht beachtet, dann entsteht eine Gefahr, 
die Gefahr nämlich, daß sich die Forderung des 
Selbstbestimmungsrechts allmählich verflüchtigt zu 
einer verbalen Proklamation, zu einer Schale ohne 
Kern, zu einer leeren Formel ohne politische Sub-
stanz. Deshalb meinen wir, daß in dem Auftrag, 
der dem Ressort zugewiesen ist, das sich in besonde-
rer Weise um die deutschen Dinge zu kümmern 
hat, expressis verbis festgehalten werden muß, daß 
zu diesem Selbstbestimmungsrecht auch das Recht 
der Deutschen gehört, darüber zu befinden, ob sie 
wieder in staatlicher Gemeinschaft leben wollen. 
Deshalb wünschen wir die Ergänzung der Präambel 
um die Wiederherstellung der staatlichen Einheit 
als ausdrückliche Aufgabe. 

Ich weiß, dies sollte eigentlich selbstverständlich 
sein. Aber wir sind es nicht gewesen, die die Zweifel 
daran haben aufkommen lassen, ob wir daran wirk-
lich so bedingungslos festhalten. Ich will hier nicht 
den Eindruck erwecken, als ob ich daran zweifle, daß 
Sie daran festhalten. Aber wir können nicht aus der 
Welt schaffen, daß das Fallenlassen des Begriffs, 
der das Verlangen nach staatlicher Einheit Deutsch-
lands am präzisesten zum Ausdruck bringt, das Fal-
lenlassen des Begriffs Wiedervereinigung den Ein-
druck erweckt hat im Lande, aber nicht nur im 
Lande, sondern auch draußen in der Welt, daß dies 
nicht mehr ein kardinales Ziel realer — ich sage: 
realer — deutscher Politik ist. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Wenn man 
Herrn Borm dazu hört, ... !) 

Dem, meine ich, müssen wir entgegenwirken, Sie 
wie wir, wenn wir das gemeinsame Interesse haben 
— und ich glaube, daß wir es haben —, deutlich zu 
machen, daß die Deutschen nicht ein amputiertes 
Selbstbestimmungsrecht akzeptieren wollen, sondern 
ein Recht darauf, auch darüber zu befinden, ob sie 
wieder in staatlicher Einheit leben wollen. 

(Beifall hei der CDU/CSU.) 

Nun weiß ich, daß der Herr Bundeskanzler einmal 
in einem Interview deutlich gemacht hat oder deut-
lich zu machen versucht hat, warum er dieses Wort 
„Wiedervereinigung" hat fallenlassen. Ich darf seine 
Äußerung in einem Satz zusammenfassen. Er hat 
gemeint, dieses Wort könnte die Vorstellung er-
wecken, als seien wir darauf aus, vergangene 
staatliche Gestalten Deutschlands wieder zu restau-
rieren. Aber das ist eben ein Irrtum, und man sollte 
sich durch diese Mißdeutung nicht davon abhalten 
lassen, den Begriff Wiedervereinigung zu gebrau-
chen, und an der Präzisierung der Aufgabe festzu-
halten, wie wir sie mit der beantragten Einfügung 
„Wiederherstellung der Einheit Deutschlands" wün-
schen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Marx 
[Kaiserslautern] : Ich fürchte, Sie predigen 

tauben Ohren!) 
In den ersten Jahren nach 1945 hieß es doch für 

uns alle zunächst: In allem Unglück wollen wir 
wenigstens die Einheit des Volkes bewahrt sehen. 
Wir hatten die Hoffnung, daß es uns wie nach dem 
ersten Weltkrieg noch einmal gelingt, wenigstens 
dieses Unglück zu vermeiden. Als die Zerrissen-
heit dann eintrat, war unsere Vorstellung die, daß 
wir die Einheit wiederherstellen könnten. 

Keiner von uns hat damals eine Aussage über 
das Wie machen wollen, und in der ganzen Zeit 
seither war in diesem Begriff für uns nie eine 
Aussage über das Wie enthalten. Wir waren immer 
darüber einig: das muß dieses Volk im Jahre 1975, 
im Jahre 1980 oder wann auch immer nach freiem 
Willen bestimmen. Das einzige war — das haben 
wir doch auch wieder gemeinsam —, daß dies auf 
jeden Fall eine freiheitliche Ordnung zu sein hatte. 
Ansonsten hat nie jemand von uns daran gedacht, 
daß Vergangenheit restauriert werden sollte. 

Dann kommt der andere Einwand von Ihnen ge-
gen eine solche Klarstellung und Präzisierung. Die-
ser Einwand heißt: die staatliche Wiedervereinigung 
ist in absehbarer Zeit nicht zu erwarten. So etwas 
Ähnliches ist heute auch wieder gesagt worden. Nun 
sicher, wir wissen ja, daß wir den Zeitpunkt nicht 
voraussagen können. Aber wir müssen immer wie-
der auch in unseren Aussagen deutlich machen, daß 
es unser Ziel ist — es mag in seiner Verwirklichung 
noch so fern erscheinen; ich sage: erscheinen, weil 
niemand voraussagen kann, wie sich die Welt ent-
wickelt, und sie entwickelt sich sehr schnell —, 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Sehr gut!) 

unter keinen Umständen diesen Anspruch zu schwä

-

chen oder ihn allmählich sich verflüchtigen zu lassen. 
Eine letzte Bemerkung. Denken Sie daran: das 

Festhalten an der Wiederherstellung der Einheit 
Deutschlands als präzise Aussage in dem Auftrag, 
der dem für die besonderen deutschen Dinge vor-
nehmlich verantwortlichen Hause gegeben ist, ist 
auch wichtig im Denken an Berlin. Berlin hat seinen 
besonderen Status, weil es die Hauptstadt Deutsch-
lands war und ist. Wenn der Eindruck entstehen 
könnte, als ob die Deutschen zwar noch proklamier-
ten, im Grunde aber aus Resignation oder aus wel-
chem Grund auch immer dieses Ziel fahren ließen, 
gefährden wir am Ende auch den Status Berlins. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Gradl, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Haack? 

Dr. Haack (SPD) : Herr Kollege Gradl, wie kön-
nen Sie mit Ihren Bemerkungen den Antrag Ihrer 
Fraktion begründen, dem Bundesministerium für 
innerdeutsche Beziehungen die Mittel für Publi-
kationen entscheidend zu streichen, obwohl gerade 
die Publikationen dieses Ministeriums die Aufgabe 
haben, unsere Öffentlichkeit über die Probleme des 
geteilten Deutschland aufzuklären? 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Wenn Sie 
das nur täten! — Zuruf des Abg. Wohlrabe.) 

Dr. Gradl (CDU/CSU) : Ich will Ihnen nicht weh 
tun, Herr Kollege, aber in diesem Augenblick dachte 
ich nicht an Pfennige, sondern an eine Grundaussage 
zur deutschen Politik. 

(Abg. Dr. Heck: Das wußte der genau!) 

Ich darf zusammenfassen. Ich meine, daß wir die 
Konsequenz ziehen und in der Aufgabenstellung 
dieses Ministeriums deutlich machen müssen, daß 
wir ohne Wenn und Aber festhalten an dem Recht 
der Deutschen und — was wichtiger ist — an dem 
Willen und dem Auftrag der Deutschen, die Einheit 
Deutschlands wiederherzustellen — nicht weil einer 
hier im Hause diese Belehrung braucht, sondern 
damit man draußen in der Welt sieht und weiß: 
Wer mit den Deutschen Politik zu machen beabsich-
tigt, machen muß, machen will, der muß wissen, daß 
ein kardinales unverzichtbares Ziel dieser deutschen 
Politik die Wiederherstellung der staatlichen Ein-
heit dieses Landes ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dies gehört hinein in die Aufgabenstellung, und 
deshalb wäre es gut, wenn Sie sich Ihre Entschei-
dung noch einmal überlegten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, nachdem schon einige 
Redner den Antrag auf Umdruck 118 in die Debatte 
einbezogen haben, verbinde ich die Beratung der 
beiden Umdrucke und lasse nachher gemeinsam 
darüber abstimmen. 

Das Wort zur Begründung des Antrags auf Um-
druck 118 hat der Abgeordnete Wohlrabe. 

Wohlrabe (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Kollege Seidel hat bereits 
den Antrag für seine Fraktion abgelehnt, ohne daß 
wir ihn begründet hatten. Ich will ihm keine Vor-
eingenommenheit bescheinigen, aber er kennt viel-
leicht doch einen Teil der Argumente, die ich hier 
vortragen möchte, nicht. Ich möchte nur eines ganz 
klar sagen: bei der Kürzung der Mittel für Publi-
kationen geht es nicht nur darum, daß uns diese 
Regierung nicht paßt. Das ist, glaube ich, ein Argu-
ment, das es uns zu billig machen würde. Es geht 
darum, wie die Publikationen, die diese Regierung 
herstellt, aussehen und ob sie wirklich den  An-

spruch erfüllen, objektive Informationen darzustel-
len. Wir sind der Auffassung, daß dies nicht der 
Fall ist, und ich werde das jetzt belegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Im übrigen beantragen wir nicht, den vollen 
Publikationsetat zu streichen. Wir beantragen viel-
mehr eine Streichung von 400 000 DM, 

(Zuruf des Abg. Dr. Tamblé) 

d. h., um es auch einmal für die Öffentlichkeit zu 
sagen, eine Kürzung von 3,7 Millionen auf 3,3 Millio-
nen DM. Das ist im übrigen ein Antrag, den wir aus 
ähnlichen Beweggründen, verehrter Kollege Tamblé, 
ouch im vorigen Jahr gestellt hatten. 

Lassen Sie mich einige Bemerkungen grundsätz-
licher Art zum Publikationswesen machen, weil ich 
glaube, daß das nach gut einem Jahr dieser Regie-
rung nun einmal zu diesem Etat gehört, denn es geht 
bei diesem Etat, wie es immerhin noch wörtlich heißt, 
um „die Herstellung, den Erwerb und die Verbrei-
tung von Publikationen gesamtdeutschen Charak-
ters". 

(Zuruf des Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern].) 

Jede Regierung hat das Recht, sich selbst und ihre 
Politik darzustellen. Ich glaube, darüber gibt es kei-
nen Streit; das ist selbstverständlich. Die Publika-
tionen des Bundesministers für innerdeutsche Be-
ziehungen sind jedoch früher — das scheint mir sehr 
wichtig zu sein — nicht auf die Selbstdarstellung der 
Regierung ausgerichtet gewesen, sondern dienten 
zur Information über die Verhältnisse im kommu-
nistisch beherrschten Teil Deutschlands. Dies ge-
schah, wenn ich mich recht habe unterrichten lassen, 
mit Zustimmung der Opposition. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Was hat 
sich nun geändert, die Verhältnisse oder 

die Opposition?) 

— Im Zweifel hat sich die Opposition in diesem 
Punkte nicht geändert. Hier ist die Arbeit des Mini-
steriums, das die Broschüren herstellt, geändert wor-
den. Der Grundsatz der Information, der immer für 
jede Regierung galt, wird heute nicht mehr einge-
halten. 

Somit stand früher auch dieser Titel, um den es 
hier geht, nicht zur Diskussion. Es mag sicher dem 
einen oder anderen verwunderlich vorkommen, daß 
wir jetzt hier darüber diskutieren. Ich erkenne eine 
Veränderung und bin wirklich gerne bereit, darüber 
zu diskutieren. 

Mit Übernahme des Bundesministeriums für inner-
deutsche Beziehungen durch die SPD erfolgte ein 
Wandel — ich will gar nicht sagen: ein „Wandel 
durch Annäherung" —, und ich glaube, daß von nun 
an nicht mehr die Information über den kommuni-
stisch beherrschten Teil Deutschlands Vorrang hatte, 
sondern vor allem die Darstellung der Deutschland-
politik selbst. Auch dafür bringe ich und bringt sicher 
auch ein Großteil meiner Freunde Verständnis auf. 
Man denke zum Beispiel an die vorzüglichen „Texte 
zur Deutschlandpolitik", die auch heute noch erschei-
nen und die ich für eine sehr lobenswerte Broschüre 
ansehe. Umstrittener sind für mich schon die „Mate-
rialien zur Deutschlandfrage". Aber lassen wir diese 
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Einzelheiten, meine Damen und Herren, denn ich 
glaube, das führt zu weit. Wichtig ist jedenfalls, daß 
nach einer gewissen Anlaufzeit heute im Bundes-
ministerium für innerdeutsche Beziehungen eine 
große Anzahl von Papieren herausgebracht wird. 
Dabei muß man aber feststellen, daß zur Frage der 
Wiedervereinigung seit geraumer Zeit — ich habe 
mir alle Broschüren kommen lassen — überhaupt 
nichts mehr veröffentlicht worden ist. Insofern ist 
ein vollkommener Wandel eingetreten. 

In diesem Zusammenhang erinnere ich z. B. an das 
Buch von Siegler „Zur Wiedervereinigung und 
Sicherheit Deutschlands" oder an das Taschenbuch 
„A bis Z", das sich einer großen Beliebtheit erfreute 
und das einem großen Informationsbedürfnis nach-
kam. Davon hört man nichts mehr; das sieht man 
nicht mehr. Vielleicht kann man uns erklären, war-
um das so ist. Ich muß dahinter jedenfalls, weil das 
so ist, einen Wandel vermuten, d. h. es findet nicht 
mehr Information über die Zustände im kommu-
nistisch beherrschten Teil Deutschlands statt, son-
dern vor allen Dingen Selbstdarstellung der Poli-
tik, wie man sie für richtig hält. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: So ist es!) 

Statt dessen — und auch das gehört dazu — 
haben nunmehr Vorrang die wertfreien sogenann-
ten objektivierten — so nennt man das doch 
heute -, in Wahrheit jedoch relativierenden Schrif-
ten. 

(Zuruf des Abg. Dr. von Bülow.) 

— Diese Art von Darstellung, verehrter Kollege 
von Bülow, lehnt die CDU/CSU ab, weil sie nach 
unserer Auffassung nicht dazu beiträgt, den Men-
schen im geteilten Deutschland ein Mehr an Infor-
mation zu geben. So kann man es meiner Meinung 
nach nicht machen. 

Ich will Ihnen dafür ein konkretes Beispiel und 
auch einige Belege bringen. Herr Kollege Hermsdorf, 
ich bitte um Verzeihung, es ist zwar spät, aber das 
hat viel Geld gekostet, und wir sollten uns darüber 
unterhalten. Ich habe das Buch „DDR heute" mitge-
bracht. Jeder kennt es, ein besonderes Beispiel der 
Beschönigungspolitik — ich möchte fast sagen: eine 
Jubelbroschüre — des ZDF-Journalisten Hanns-
Werner Schwarze, übrigens ein Taschenbuch, das 
Sie im Buchhandel vergebens suchen. Vielleicht 
kann man einmal erklären, warum dieses Buch nicht 
im Buchhandel zu bekommen ist. Es wurde auf Ver-
anlassung des Bundesministers für innerdeutsche 
Beziehungen herausgegeben und in der noch nie da-
gewesenen Auflage von 164 000 Exemplaren mit 
einem Kostenaufwand von mehr als 100 000 DM in 
breitester Streuung unter das Volk gebracht. 

(Abg. Säckl: Viel zuwenig!) 

— Ich will mich nicht provozieren lassen. Ich sagte 
heute schon einmal, 

(Abg. Dr. von Bülow: Wir wollen etwas 
mehr Spaß haben!) 

wir wollen heute etwas sachlicher reden, auch wenn 
Sie zu so später Stunde die Lust verspüren, mit mir 
zu polemisieren, lieber Kollege Säckl. Sie wissen, 

ich kann das. Ich will es nicht. Das Thema ist mir zu 
ernst. Darum lehne ich das ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vor wenigen Tagen hat nun der Herr Bundes-
kanzler die Materialien zum Bericht zur Lage der 
Nation, die unter Federführung des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen von einem Gremium 
von Wissenschaftlern erarbeitet wurden, dem Hause 
vorgelegt. Abgesehen davon, daß ich es für richtig ge-
halten hätte, bei dem großen Geldaufwand für die 
„Schwarze-Broschüre" erst einmal den Bericht der 
Wissenschaftler abzuwarten und dann eine fundierte, 
allgemein verständliche Darstellung herauszubrin-
gen, muß heute leider festgestellt werden, daß Herr 
Schwarze in seinem Auftragsbuch zahlreiche anfecht-
bare Angaben über die DDR bringt. 

Mitbürger aus der DDR, die Sie befragen — geben 
Sie es ihnen einmal zu lesen; ich habe das mit meh-
reren Besuchern aus der DDR getan und sie um ihre 
Meinung gebeten —, sagen sogar: Hanns-Werner 
Schwarze — der ja auch noch für die Sendung 
„Drüben" im ZDF verantwortlich zeichnet — verbrei-
tet fragwürdige Oberflächlichkeiten, Halbwahrhei-
ten und teilweise auch fehlerhafte Aussagen. Außer-
dem sei das auch der Versuch, teilweise Unvergleich-
bares wertfrei miteinander zu vergleichen. Das be-
deutet schlicht Manipulation durch einen Journa-
listen. Ich finde, das ist immerhin ein ganz schönes 
Stück. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Seine Angaben werden teilweise durch die gründ-
liche Erarbeitung der Materialien der Kommission 
von Prof. Dr. Ludz, über die ich bereits sprach, nicht 
bestätigt. Ich möchte Ihnen nur zwei Beispiele geben. 
Sie sehen dann, daß das eine Auftragsbuch, nämlich 
die Ausarbeitung der Wissenschaftler, die Schrift 
„DDR heute" widerlegt; ihm zumindest widerspricht, 
und daß damit zwei Aufträge ganz unterschiedlichen 
Charakters, die mit Steuermitteln finanziert wurden, 
dazu beigetragen haben, zumindest klarzulegen, daß 
das eine Buch, nämlich das von Herrn Schwarze, 
vollkommen überflüssig gewesen wäre. 

Erstens. Herr Schwarze behauptet auf Seite 12, 

(Zurufe von der SPD) 

die Produktivität der DDR — dieses Beispiel sollten 
Sie sich einmal anhören, meine Damen und Herren, 
um zu sehen, wie unseriös das Buch ist — liege pro 
Kopf der Bevölkerung nur geringfügig unter der der 
Bundesrepublik. Demgegenüber Professor Ludz in 
seinen Materialien: Die Arbeitsproduktivität je 
Kopf der Beschäftigten — bis auf wenige Ausnahme-
fälle — in der Bundesrepublik ist höher als in der 
DDR. Der Rückstand in der Industrie der DDR ge-
genüber der der Bundesrepublik Deutschland betrug 
1968, was die Arbeitsproduktivität angeht, rund 
7,5 Jahre. 7,5 Jahre als geringfügig zu bezeichnen, 
ist ein grober Fehler. 

Ich könnte mehr Punkte nennen. Ich will es jetzt 
gar nicht tun, einfach, weil die Zeit vorgeschritten 
ist. Aber eines werde ich mir erlauben hier noch zu 
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nennen, weil dieser Punkt die außerordentliche und 
fragwürdige Oberflächlichkeit zeigt. 

(Zurufe von der SPD. — Gegenruf des Abg. 
Marx [Kaiserslautern] : Die wollen ihre Pro

-

pagandafehler nicht hören!) 

Herr Schwarze formuliert in seiner Broschüre die 
Aussage, daß die „sozialistische" Verfassung der 
DDR vom April 1968 in einer Volksabstimmung von 
über 90 % der Bevölkerung gebilligt worden sei. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unerhört!) 

Damit verkennt er einfach die Voraussetzungen und 
die Bedingungen, die diese Volksabstimmung in der 
sowjetisch besetzten Zone gehabt hat; und er bringt 
damit eine zu vordergründige Wertung des Ver-
haltens der Mitbürger drüben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Wag

-

ner [Trier] : Und das wird mit Steuermitteln 
verbreitet!) 

Wer eine solche Broschüre mit unserem Steuer-
geld herausbringen darf, muß doch erkennen, daß 
unseren Landsleuten drüben eine echte Entschei-
dungsfreiheit schon deswegen nicht zugestanden 
wurde, weil lediglich eine gelenkte Diskussion 
stattgefunden hat, in der Alternativen zum Ver-
fassungsvorschlag der SED nicht erörtert werden 
durften. Deshalb beinhaltet der Begriff „Billigung", 
wie Schwarze es nennt, eine schlichte Irreführung, 
weil die echte Haltung und das wahre Urteil der 
Bevölkerung zur „sozialistischen" Verfassung Ul-
brichts bei diesem fragwürdigen Verfahren über-
haupt nicht sichtbar werden konnten. Ich meine, 
man muß sich einmal vergegenwärtigen, was hier 
bezahlt, veröffentlicht und in einer Riesenauflage 
als angeblich objektive Information unter das Volk 
gebracht worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich könnte jetzt über das Kapitel Volksarmee 
reden; über die anfechtbare Darstellung der Zahlen 
von NVA im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung. 
Hat Herr Schwarze je einmal etwas von den Zahlen 
der Betriebskampfgruppen gehört, von „Gesellschaft 
für Sport und Technik"? — Nein, meine Damen und 
Herren, so einfach kann man es sich nicht machen, 
wie es hier geschehen ist. Es ist sehr auffällig und 
sehr deutlich, daß eine sachgerechte Leistung durch 
diese  Auftragsbroschüre nicht vorgenommen wurde. 

Im übrigen finde ich es unverfroren — das lassen 
Sie mich sagen —, wie hier ein Journalist in dieser 
anfechtbaren Weise Sachverhalte darstellt und frag-
würdige Informationen verbreitet. 

(Zurufe von der SPD: Löwenthal!) 

Ich hätte eigentlich erwartet — auch von der sozial-
demokratischen Fraktion, die sicher eine große 
Anzahl hervorragender Fachkenner des anderen 
Teiles Deutschlands in ihren Reihen hat —, daß Sie 
einer solchen Manipulation widersprochen und sie 
nicht einfach hingenommen hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Hier sind Steuergelder mit leichter Hand ausgegeben 
worden. 

Deshalb beantragen wir hier eine Kürzung, um 
durch unseren Antrag sichtbar zu machen, daß wir 
mit der Art und Weise, wie Publikationen gesamt-
deutschen Charakters durch diese Bundesregierung 
herausgebracht werden, nicht einverstanden sind. 
Ich beantrage es auch deshalb, weil der Herr Bun-
deskanzler in seiner Regierungserklärung vom 
28. Oktober 1969 folgendes gesagt hat: 

Diese Regierung wird ihre Arbeitsweise öffnen 
und dem kritischen Bedürfnis nach Informationen 
Genüge tun. 

Auch dieses Wort, meine Damen und Herren, wurde 
wieder einmal nicht eingehalten. Deshalb beantra-
gen wir eine Kürzung dieses Titels und fordern Sie 
auf, Ihre Regierungserklärung in Zukunft einzuhal-
ten, sie durchzulesen und nicht zu vergessen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Höhmann. 

Höhmann (Hessisch Lichtenau) (SPD) : Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich werde jetzt zurückerinnert an das Wort meines 
Kollegen Seidel: Die ganze Richtung paßt uns nicht! 
Wer hier eine Publikation — Gott sei Dank — ge-
funden hat und darauf seine ganze Rede aufbaut und 
damit auch zu begründen versucht — weil ihm man-
ches daraus nicht paßt —, daß hier ein Titel um 
400 000 DM gekürzt werden soll, den wir unbedingt 
brauchen, um die Bevölkerung objektiv zu unter-
richten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer lacht da, 
Herr Kollege?) 

der macht hier nur klar, daß er die früheren Publi-
kationen des Büros „Bonner Berichte", die auch über 
das frühere Gesamtdeutsche Ministerium finanziert 
worden sind, nie gelesen hat. Die Jubelberichte soll-
ten Sie einmal sehen! 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Wohlrabe: 
Ich kenne sie alle!) 

— Herr Kollege Wohlrabe, ich habe mir die Bücher 
alle aufgehoben, es ist eine sehr stattliche Biblio-
thek. Ich lade Sie ein, mich einmal in meinem Büro 
zu besuchen, dort stehen sie noch alle. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Aber keine 
falschen Darstellungen!) 

— Die Darstellungen waren derartig einseitig zu 
einem großen Teil, gerade aus jener Zeit um 1960 
herum, daß wir uns immer gefragt haben, ob diese 
Publikationen wohl geeignet seien, ein objektives 
Bild von der Lage in Deutschland zu vermitteln. Sie 
waren es damals auch nicht. 

(Zurufe von der CDU/CSU: „Auch" nicht? — 
Abg. Reddemann: Damit haben Sie das be

-

stätigt, was wir gesagt haben!) 

— Ich halte den Schwarze-Bericht nicht für gut, na-
türlich nicht, ich halte ihn nicht in allen Teilen für 
gut, und ich heiße auch nicht alles gut, was in man-
cher anderen Publikation steht. Ich meine nur, wenn 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 100. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. Februar 1971 	5751 

Höhmann (Hessisch Lichtenau) 

Sie so etwas aufgreifen, läge es ganz gewiß mit 
einem Umkehrschluß wieder in Ihrer Argumentation, 
daß Sie sagten: Das Ministerium berichtet über-
haupt nur in ganz einseitiger Art und Weise, es 
läßt keine andere Meinung zur Geltung kommen, 
das Ministerium unterrichtet also die Öffentlichkeit 
dann sachlich falsch und gibt keiner Kontroverse 
Raum. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Höhmann gestatten Sie eine 
Zwischenfrage der Abgeordneten Frau Kalinke? 

Höhmann (Hessisch Lichtenau) (SPD) : Aber 
gerne, gnädige Frau! 

Frau Kalinke (CDU/CSU) : Herr Kollege, könn-
ten Sie Ihre Aussage vielleicht erläutern, zu welcher 
Zeit um 1960 oder später irgendwelche Veröffent-
lichungen aus dem Gesamtdeutschen Ministerium 
erschienen sind, die von Ihnen benstandet werden 
konnten, wann sie beanstandet sind, wo sie bean-
standet sind 

(Oh, oh! bei der SPD) 

und wegen welchen Inhaltes sie beanstandet sind? 

Höhmann (Hessisch Lichtenau) (SPD) : Verehrte 
Frau Kollegin Kalinke, Sie wissen ganz genau, daß 
die Konstruktion des Ministeriums, dem heute das 
Gesamtdeutsche Institut angegliedert ist, seinerzeit 
ganz anders gewesen ist und daß das Ministerium 
für Gesamtdeutsche Fragen früher über eine Unzahl 

) von Vereinen — und ich will nicht sagen, welcher 
politischen Couleur die meisten Mitarbeiter gewesen 
sind — die Propaganda gemacht hat. Ich kann Ihnen 
eine Reihe von Titeln nennen, nicht Veröffent-
lichungen des Gesamtdeutschen Ministeriums, son-
dern des Büros „Bonner Berichte" und was es da 
alles gegeben hat, Veröffentlichungen, die unter 
diese Rubrik hier durchaus fallen. 

Aber ich will zu etwas anderem noch kommen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Höhmann, gestatten Sie noch 
eine weitere Zwischenfrage der Abgeordneten Frau 
Kalinke? 

Höhmann (Hessisch Lichtenau) (SPD) : Herr Prä-
sident, das würde zu dieser Stunde dazu führen, 
daß meine Rede sich verlängert. 

(Abg. Frau Kalinke: Das bedauere ich sehr!) 

— Sie haben durchaus die Gelegenheit, anschließend 
hier zu reden; aber ich bitte, nicht meinen Gedanken-
fluß weiterhin zu unterbrechen. 

Herr Dr. Gradl, ich bin über Ihre Auslassungen zu 
diesem Problem, das Sie angesprochen haben, durch-
aus nachdenklich geworden. Nur habe ich mich dann 
gefragt — und da hat der Herr Kollege Dr. Haack 
recht gehabt mit seiner Zwischenfrage —: Hängt es 
denn vom Vorwort des Einzelplans 27 ab, wie wir 
zur Wiedervereinigung stehen, oder wie wir nicht 
zur Wiedervereinigung stehen? Wenn diese Re-
gierung erklärt, es sei die Aufgabe der gesamten 

Regierung und nicht eines Ressorts, und wenn dies 
in Regierungserklärungen des öfteren hier schon 
wiederholt worden ist, müssen wir das doch nicht 
in den Haushaltsplan expressis verbis noch einmal 
hineinschreiben. Denn wie verträgt sich der An-
trag — diese Frage hat der Kollege Dr. Haack durch-
aus zu Recht gestellt —, dies in das Vorwort hinein-
zuschreiben, damit, daß auf der anderen Seite dort, 
wo es darum geht, gesamtdeutsche Publikationen 
zu fördern, ein Streichungsantrag vorgelegt wird? 

(Abg. Reddemann: Sie wollen nicht ver

-

stehen!) 

Hier wird Verbalismus getrieben. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Nein, es 
muß dem entsprechen! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU.) 

Wenn es um die Pfennige geht, wollen Sie nicht mit-
machen. Das gehört allerdings auch dazu. 

Lassen Sie mich — Herr Präsident, genehmigen 
Sie mir dies bitte — noch einige Worte zu einer 
Arbeit des Ministeriums für innerdeutsche Be-
ziehungen sagen, die im Haushalt selbst nicht er-
scheint. Das Ministerium müßte dazu kommen, alle 
Aufgaben zu koordinieren, die in einer Reihe von 
Anträgen, denen das Haus heute entweder zuge-
stimmt oder die es abgelehnt hat, aufgezählt sind. 
Ich möchte hier einige Worte zu den Problemen des 
Zonenrandgebietes sagen. 

Ich erinnere Sie an die Debatte, die wir am 
9. Dezember des vergangenen Jahres geführt haben. 
Damals habe ich bereits angekündigt, daß die 
Koalitionsfraktionen mit 80 Millionen DM neu in 
den Haushalt einzustellender Mittel den Versuch 
unternehmen würden, für das Zonenrandgebiet 
etwas Entscheidendes zu tun. Das ist nunmehr ge-
schehen. Damit es in der Öffentlichkeit bekannt 
wird, will ich noch einmal darlegen, worum es sich 
dabei handelt. 

(Abg. Reddemann: Nach Redaktionsschluß!) 

— Herr Kollege Reddemann, das sind Dinge, die Sie 
draußen gern verschweigen möchten. Aber dort, 
wo ich zu Hause bin, hört man es gern, wenn die 
Regierung etwas Gutes tut. Aber ich lege Wert 
darauf, daß das hier noch einmal gesagt wird. 

In jenen 80 Millionen DM zusätzlicher Mittel 
stecken: für die Spitzenfinanzierung von Sportstät-
ten 7 Millionen DM, für Einrichtungen der beruf-
lichen  Bildung 15 Millionen DM aus dem Einzel-
plan 11, aus dem gleichen Einzelplan 15 Millionen 
DM für Rehabilitationsmaßnahmen und Werkstät-
ten für Behinderte. Aus dem Einzelplan 15 für Fa-
milienferienstätten 3 Millionen DM,  für Jugendbil-
dungs- und Begegnungsstätten 10 Millionen DM, 
für medizinische Rehabilitationen 4 Millionen DM 
und für überregionale Einrichtungen für Behinderte 
1 Million DM. 

Ich will zu den Fragen des Wohnungsbaus nicht 
Stellung nehmen, da mein Kollege Müller eine ein-
gehende Darstellung gegeben hat, sondern möchte 
hier nur folgende Anmerkungen machen. Bei all 
diesen Aufgaben — der Wohnungsbau ist dabei 
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auch mit 10 Millionen DM bedacht worden; hier 
bitte ich Sie nun besonders acht zu geben, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, weil es auf das 
ankommt, was wir in den kommenden Jahren da-
mit anfangen — geht es nicht um das Fachgebiet 
Wohnungsbau und nicht um das Fachgebiet Reha-
bilitation oder Sportstättenbau oder Bau von Ju-
gendbildungs- und Begegnungsstätten, sondern hier 
geht es um begleitende, flankierende Maßnahmen, 
welche die wirtschaftlichen Maßnahmen, die ge-
troffen werden müssen, unterstützen sollen. Der 
Mitteleinsatz und die Mittelumschichtung müssen 
logischerweise dem für die Zonenrandförderung zu-
ständigen Ministerium unterstellt werden. Das be-
deutet: Sollten wir nach Ablauf eines Jahres fest-
stellen, daß sich der Mitteleinsatz für bestimmte 
Titel und bestimmte Maßnahmen für ein weiteres 
Jahr nicht mehr lohnt, müßte das innerdeutsche Mi-
nisterium das Recht haben zu sagen: wir werden 
bei diesen 80 Millionen DM Umschichtungen vor-
nehmen und versuchen, neue Maßnahmen zu för-
dern, die bisher noch nicht ausreichend gefördert 
worden sind.  

Alle diese Mittel sind bis zur Verabschiedung 
des Zonenrandförderungsgesetzes gesperrt. Nach 
Ablauf der geplanten Maßnahmen wird der Mi-
nister für innerdeutsche Beziehungen also prüfen 
müssen, was in Zukunft geschehen soll. Die beson-
dere Zielsetzung — Förderung des Zonenrandge-
biets als innerdeutsche Aufgabe — macht es nach 
Meinung der SPD-Fraktion nötig, daß die Maßnah-
men, für die jetzt Mittel in den Haushaltsplan ein

-

gestellt worden sind, nur in Zusammenarbeit, wenn 
nicht sogar unter der Federführung des Ministers 
für innerdeutsche Beziehungen getroffen werden 
können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
komme zu dem zurück, was für mich eigentlich der 
Anlaß war, hier zu sprechen. Der Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf Umdruck 118 wider-
spricht in seiner Zielsetzung eindeutig dem, was 
mein verehrter Herr Vorredner, Herr Dr. Gradl, 
gesagt hat. Aus diesem Grunde bitte ich, auch die-
sen Antrag abzulehnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat Herr Bundesminister Franke. 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
In der Aussprache über den Einzelplan 27 sind vor 
allen Dingen das Vorwort zum Einzelplan und die 
Öffentlichkeitsarbeit in meinem Hause behandelt 

worden. Dabei ist das Vorwort in den Mittelpunkt 
gerückt worden. Ich möchte darauf antworten. 

Es ist natürlich das gute Recht der Opposition, die 
Regierung zu kritisieren. Ich denke, da sind wir 
uns einig, und das ist auch gut so, und das wollen 
wir auch beibehalten. Durch diese Diskussion wer-
den die Standorte sehr deutlich gemacht, um die es 
da geht. Ich verstehe aber beim besten Willen nicht, 
daß wir zwei Wochen, nachdem wir sehr ausführlich 
in Verbindung mit dem Bericht zur Lage der Nation 

hierüber gesprochen haben, versuchen, dieses Thema 
wieder in aller Breite an Hand des Vorwortes zu be-
handeln. 

(Abg. Wohlrabe: Nicht in aller Breite!) 

— Nein, Sie mußten das wissen, Herr Kollege Wohl-
rabe. Wenn wir so über die Dinge sprechen, muß es 
zwangsläufig eine breitere Aussprache geben. Ich 
habe wenig Verständnis dafür. In den wenigen 
Tagen neue Erkenntnisse dazu zu sammeln dürfte 
beiden Seiten schwerfallen. Ich meine, daß diese Art 
Grundsatzdebatte mit falscher Themenstellung ge-
führt wird. Hier geht es darum, den Haushaltsplan 
des Bundesministeriums für innerdeutsche Beziehun-
gen zu verabschieden. Das Vorwort umreißt die 
Aufgaben im speziellen. 

Ich möchte meinen — Herr Wohlrabe hat es ja ge-
sagt —, daß die Anträge schon vor einem Jahr sinn-
gemäß ähnlich gestellt wurden. Damals ging es auch 
um die Bezeichnungen des Ministeriums unter glei-
chen Voraussetzungen. Es ging auch um die Öffent-
lichkeitsarbeit. Sie mögen es glauben oder nicht, 
ich habe es als Unterstellung empfunden, wie hier 
argumentiert wurde, daß mit dieser Bezeichnung, 
daß mit diesem Vorwort die Aufgabe des Hauses 
so umrissen werde, daß daraus ein Verzicht auf Auf-
gaben zu entnehmen sei, ein Verzicht auf politische 
Verpflichtung, an die wir uns selbstverständlich hal-
ten. Wir werden diese Aufgaben auch weiterhin in 
der Weise wahrnehmen, wie sie in der praktischen 
Politik einmünden können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Bundesminister, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Althammer? 

(Zurufe von der SPD: Nein!) 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Doch, ich gestatte diese Zwischenfrage. 
Bitte! 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Minister, 
könnten Sie uns einen durchschlagenden Grund da-
für nennen, warum im Gegensatz zu den Amtsjahren 
Ihres Vorgängers, des Herrn Kollegen Wehner, 
jetzt plötzlich im Jahre 1970 dieser Absatz gestrichen 
wurde? 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: In der Zwischenzeit haben sich einige 
Dinge verändert. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Was hat 
sich verändert?) 

— Es gibt keine Streichungen. Sie werden sich an 
eine frühere Debatte erinnern. Als es darum ging, 
das Ministerium zu bezeichnen, hat Herr Kollege 
Mende einen sehr gewichtigen Beitrag geleistet, um 
die politische Notwendigkeit der Umbenennung des 
Ministeriums zum Selbstverständnis für uns und 
auch für unsere Freunde in der Welt darzulegen. Ich 
meine, daß die Bezeichnung und diese Veränderung 
keinerlei Einfluß auf die grundsätzliche Politik ha- 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 100. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. Februar 1971 	5753 

Bundesminister Franke 

ben. Aber falsche Behauptungen werden durch dau-
ernde Wiederholungen keineswegs wahr. 

(Zustimmung bei der SPD. — Abg. Redde

-

mann meldet sich zu einer Zwischenfrage.) 

— Nein, ich möchte nicht. Sie können danach wieder 
sprechen. Das steht Ihnen frei. Ich fasse zunächst 
zusammen. Ich bin nicht der Meinung, daß wir die 
Zeit durch Frage und Antwort unnötig verlängern 
sollten. Sie können nachher sprechen, wenn Sie es 
für richtig halten. Ich möchte Ihnen zu diesem 
Thema meine Antwort nicht schuldig bleiben. 

Ich — und nicht nur ich — empfinde es ganz 
offensichtlich als eine Unterstellung, wenn die Oppo-
sition sagt, daß die Bundesregierung die Einheit 
Deutschlands aufgegeben habe, weil die Formu-
lierung „Wiederherstellung der Einheit Deutsch-
lands" nicht mehr im Vorwort zu finden ist, das 
ohne Pathos und ganz nüchtern den Zweckbestim-
mungen der Mittel meines Hauses voransteht. Diese 
Unterstellung ist sachlich nicht richtig und ist nicht 
zu begründen. Sie ist falsch und wird auch durch 
Wiederholungen nicht richtig. Ich weise sie deshalb 
mit aller Entschiedenheit zurück. Ich werde auch 
noch politisch begründen, in welcher Weise dieses 
Haus sich nach wie vor der Verpflichtung bewußt 
ist, die sich aus dem Grundgesetz ergibt. 

Auch deshalb haben wir diese Veränderung vor-
genommen, weil mit dieser Art der Auseinander-
setzung niemandem gedient ist. Sie wissen doch in 
Wirklichkeit ganz genau, daß es das politisch ein-
deutig erklärte Ziel dieser Bundesregierung und der 
sie tragenden Fraktionen ist, auf einen Zustand des 
gesicherten Friedens in Europa hinzuwirken, in dem 
das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung seine 
Einheit wiedererlangt. Wenn Sie es nicht wissen, 
dann empfehle ich Ihnen, neben der Regierungs-
erklärung und neben den beiden Berichten der Bun-
desregierung zur Lage der Nation auch den Text 
des förmlichen Schreibens nachzulesen, das die Bun-
desregierung anläßlich der Unterzeichnung des 
deutsch-sowjetischen Vertrages der Regierung der 
UdSSR überreicht hat. Dieser Wortlaut wird und 
wurde übrigens bei jeder Gelegenheit von dieser 
Regierung gegenüber jedermann vertreten. Darin 
liegt eindeutig das Bekenntnis dieser Bundesregie-
rung zu dieser politischen Aufgabe, der wir uns 
gemeinsam verpflichtet fühlen sollten. Ich betone: 
gemeinsam verpflichtet fühlen sollten. Darum soll-
ten Sie nicht hinter solchen Bemühungen anderes 
sehen, als damit beabsichtigt ist. 

Nicht nur der Auftrag des Grundgesetzes besteht 
nach wie vor, aus dem sich die politische Aufgabe 
ergibt, auch ohne daß es in den Haushaltsgesetzen 
jeweils erwähnt wird. Dazu gehört außerdem noch 
die vom Willen der Menschen im geteilten Deutsch-
land getragene Nation, der zu dienen diese Bundes-
regierung und damit auch mein Haus sich ver

-

pflichtet wissen. 

Weil es aber neben dieser Realität auch noch 
andere Realitäten gibt, würden wir uns etwas vor-
machen, wenn wir so täten, als wäre das Ziel der 
Einheit und Selbstbestimmung so zu erreichen, wie  

man es sich in den 50er und frühen 60er Jahren 
noch vorstellte. Die Regierung der Großen Koalition 
hatte das bereits erkannt und sich auch um neue 
Initiativen bemüht, die besonders von meinem Vor-
gänger, dem damaligen Bundesminister Wehner, 
entwickelt und vorangetrieben wurden und eine 
breite Zustimmung fanden, in dem Bemühen, neue 
Formen zu suchen. 

(Abg. Wohlrabe: Aber das Vorwort!) 

Und als diese Regierung ihr Amt antrat, habe ich 
bei den verschiedensten Gelegenheiten in den Be-
richten deutlich machen können, daß ein Viertel-
jahrhundert nach Kriegsschluß vergangen war, in 
dem die Spaltung unseres Landes immer weiter 
vertieft wurde. 

Inzwischen hatte sich die weltpolitische Situation 
keineswegs zu unseren Gunsten, zugunsten der 
Einheit Deutschlands, entwickelt. Sie werden sich 
sicherlich an die Formulierung erinnern, die der 
voraufgegangene Bundeskanzler einmal anwandte, 
als er sagte: Die Zeit arbeitet nicht für uns, wir 
müssen uns selber mühen und müssen Formen 
suchen. Wir wissen, die Gesellschaftssysteme in den 
beiden Staaten in Deutschland hatten sich immer 
weiter auseinanderentwickelt, so daß hierdurch 
die Lage weiter kompliziert wurde. Schließlich er-
lebten und erleben wir das Bestreben der Ver-
antwortlichen in der DDR, die Spaltung zu vertie-
fen, die bestehenden minimalen Beziehungen zu ver-
ringern und ihr eigenes System immer stärker von 
uns abzugrenzen und abzukapseln. 

Die Schlußfolgerung, die wir daraus ziehen, ist 
ganz einfach. Jede mechanistische Vorstellung einer 
Wiedervereinigung ist unrealistisch und gefährlich 
-- ich denke, daß wir uns darin einig sind —, ge-
fährlich deswegen, weil sie zur Passivität führte und 
weiter führen würde. Realistische Politik im Sinne 
der Einheit Deutschlands bedeutet heute, die Ein-
heit der Nation gegenüber allen Zerstörungsversu-
chen zu wahren, indem wir die Beziehungen zwi-
schen den beiden Teilen Deutschlands zu normali-
sieren suchen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Bundesminister, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Marx? 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Bitte sehr! 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) : Herr 
Minister, wären Sie, wenn Sie sagen, Sie wendeten 
sich — und da sind wir einig — gegen mechanisti-
sche Betrachtungen, dann auch bereit, dies auf 
Ihre vorhergehende Formel, die ich auf keinen Fall 
unterschreiben kann, zu übertragen, in der Sie 
sagen, daß „sich beide Gesellschaftssysteme in 
beiden Teilen Deutschlands auseinanderentwickelt" 
hätten? Ist nicht der Grund für die Teilung Deutsch-
lands in der Tat ein ganz anderer als der in einer 
solch mechanistischen Betrachtung? 
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Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Dessenungeachtet, sehr verehrter Herr 
Kollege Marx, können wir nicht an der Tatsache 
vorbeigehen — Sie selber haben das in Ihren Dis-
kussionsbeiträgen bekräftigt, und von dieser Stelle 
aus ist das auch gesagt worden —, daß sich die 
Unterschiedlichkeit der Gesellschaftsordnungen als 
immer stärker erweist und daß darum das Bemü-
hen um die Einheit in Deutschland eine besonders 
schwierige politische Aufgabe ist, der wir uns ein-
gedenk dieser Tatsache auch in besonderer Weise 
zu widmen haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Damit habe ich meine Aussage in keiner Weise ab-
geschwächt. Aber ich meine, daß es wichtiger ist, 
praktische Schritte zu tun, als Postulate aufrechtzu-
erhalten, von denen man sich einstmals versprach, 
daß sie wirken würden. 

Langfristig geht es um eine europäische Friedens-
ordnung, in der auch unser Volk — unser ganzes 
Volk — seinen Platz und seine Freiheit finden kann. 
Wer meint, er würde dem Auftrag des Grundgeset-
zes gerecht, wenn er mit bloßen Postulaten und For-
meln noch weitere 25 oder 50 Jahre auf eine even-
tuelle günstige Gelegenheit wartet, nützt dieser Ein-
heit nicht, sondern schadet ihr. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Marx [Kaiserslautern] : Das ist billig! — 
Abg. Reddemann: Und Sie warnen vor Un

-

terstellungen? Sie unterstellen doch selbst 
laufend!) 

Diese Bundesregierung bemüht sich darum, im Inter-
esse des ganzen deutschen Volkes die Dinge in 
Deutschland voranzubringen. Wir denken nicht dar-
an, tatenlos zuzusehen, wenn die Gegenseite ver-
sucht, die Einheit der Nation immer mehr zu durch-
löchern. Hier helfen freilich nur geduldiges, stän

-

diges Bemühen, 
(Zuruf des Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]) 

aber nicht rhetorische Kraftübungen. 
(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Marx [Kaiserslautern] : Geduld auch 

beim Abschließen von Verträgen!) 

Für uns ist das Schicksal der Menschen in der DDR 
kein Aktenstück, das wir alljährlich an einem Tag, 
der uns geeignet erscheint, aus dem- Archiv holen, 

(Abg. Reddemann: Welcher Tag ist das?) 

um dann dieses Schicksal mit wohlgesetzten Worten 
zu beklagen. 

(Abg. Wohlrabe: Das ist jetzt aber stark 
polemisch!) 

Wir sehen es vielmehr als unsere Aufgabe an, etwas 
Praktisches anzustreben, das bei gutem Willen bei-
der Seiten machbar ist. 

(Abg. Wohlrabe: Bis jetzt ist doch nichts 
geschehen!) 

Und das ist sehr wenig. Wir geben uns gar keinen 
Illusionen hin. Aber wir warten nicht darauf, daß 
es von selber kommt, sondern bemühen uns, selbst 
wenn das Kraft und Zeit erfordert. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Politik für das deutsche Volk ist Aufgabe der 
gesamten Bundesregierung — das ist hier schon wie-
derholt zum Ausdruck gekommen, und dabei bleiben 
wir —, nein, sie ist nicht nur Aufgabe der Bundes-
regierung insgesamt, sondern unser aller Aufgabe — 
auch nicht nur Aufgabe meines Ministeriums. Ich 
denke, daß dies noch einmal zum Ausdruck gebracht 
werden sollte. 

So wie sich die Dinge in den letzten 20 Jahren 
entwickelt haben, wäre es unrealistisch und un-
seriös, mit der Zuweisung der Aufgabe, die Wieder-
herstellung der Einheit Deutschlands vorzubereiten, 
an mein Ministerium den Eindruck zu erwecken, als 
handle es sich dabei um einen Verwaltungsakt, der 
bald seinen Abschluß finden könnte, 

(Abg. Wohlrabe: Nein, aber um im Wort

-

laut glaubwürdig zu sein!) 

als handle es sich vielleicht auch etwa darum, unab-
hängig von Zeit und Raum pausenlos perfekte Pläne 
auszuarbeiten, die an einem Tage X in Kraft gesetzt 
werden könnten. Beides trifft nicht zu. Ein Ministe-
rium sollte sich nicht mehr vornehmen, als es tat-
sächlich in Angriff nehmen kann. 

(Sehr gut! bei der SPD. — Zuruf des Abg. 
Dr. Marx [Kaiserslautern].) 

Gerade hier, beim Text des Vorwortes zum Ein-
zelplan 27, gebietet doch auch das Prinzip der Haus-
haltsehrlichkeit, daß wir uns und dem Steuerzahler 
nichts vormachen, sondern die Aufgaben nennen, 
an denen mein Haus tatsächlich und konkret arbeitet. 
Daher habe ich in diesem Vorwort für die Arbeit 
meines Hauses die Hauptaufgabe gestellt, der Ein-
heit der Nation zu dienen und den Zusammenhalt 
unseres Volkes zu stärken. Wir bemühen uns also 
ganz konkret, die Beziehungen im geteilten Deutsch-
land zu fördern. Ich halte aus diesem Grunde diese 
Formulierung für konkreter, realistischer und kraft-
voller als den vorherigen Text. 

Ich hoffe, meine Damen und Herren, damit diese 
Diskussion abschließen zu können. Motive und 
Zielsetzungen dieser Bundesregierung sollten von 
der Opposition endlich zur Kenntnis genommen und 
nicht jeden Tag wieder in Zweifel gezogen werden; 
denn das dient der Sache, der wir gemeinsam ver-
pflichtet sind, auch nicht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es wäre ideal, wenn die Opposition darüber hin-
aus auch noch bereit wäre — das sage ich jetzt mit 
Bestimmtheit —, eine eigene Alternative zu unserer 
Politik mit allen Prämissen, Chancen und Risiken 
hier vorzustellen. Wenn sie das täte und nicht län-
ger auf polemische Unterstellungen an unsere Adres-
se ausweichen würde, dann könnte sie leicht den 
Vorwurf widerlegen, in Wirklichkeit nicht über 
eine eigene realistische und erfolgversprechende 
Alternative zu verfügen. 

(Abg. Reddemann: Ihr Redenautor hat doch 
durch Sie die Polemik hier hineingebracht!) 

Das gleiche, meine Damen und Herren von der 
Opposition, muß ich zu meinem Bedauern auch zu 
der Kritik an der Ö ffentlichkeitsarbeit meines Hau- 
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ses sagen. Ich glaube, dazu muß hier wirklich noch 
einiges deutlich zum Ausdruck gebracht werden. 
Denn ich weiß nicht, welche Vorstellungen die Oppo-
sition hinsichtlich der doch für uns alle geltenden 
Verpflichtung hat, die deutschlandpolitischen Ge-
danken zu fördern, und welche Überlegungen sie 
hat, wie auch mit den zugegebenermaßen geringen 
Mitteln der Information der Einheit der Nation zu 
dienen ist. 

Die Auffassung meines Hauses dazu ist klar und 
eindeutig. Wir gehen von einer demokratischen 
und pluralistischen Gesellschaft aus, in der verschie-
denste Meinungen ihren Platz haben und auch ihren 
Ausdruck finden sollen. Das sollte hier auch Herr 
Wohlrabe zugeben. Eigentlich hätte er es bestätigen 
müssen; denn er weiß genau, in welcher Weise die 
Mittel verausgabt werden. In seiner Eigenschaft 
als Berichterstatter habe ich ihm alle Unterlagen 
darüber zugänglich gemacht. 

(Abg. Wohlrabe: Das ist auch deutlich dar
-gestellt worden! Darüber gibt es keinen 

Streit!) 

Die genannte Ausgangsposition unserer Öffentlich-
keitsarbeit haben die Bürger in unserem Lande 
nicht nur bemerkt, sondern, wie das Echo und die 
starke Nachfrage zeigen, auch anerkannt. Besonders 
in der politischen Bildungsarbeit an den Schulen, 
Universitäten und sonstigen Bildungsträgern und 
damit nicht zuletzt gerade in der jungen Generation, 
die ja kein Eigenerlebnis dieser Entwicklung mehr 
aufzuweisen hat, sondern sehr ernsthaft an sich 
arbeiten muß, um gerade bei diesem Thema mitwir-
ken zu können, ist das im vergangenen Jahr deut-
lich geworden. 

Ich will hier nicht darüber urteilen, wie das in 
früheren Jahren ausgesehen hat, als Sie die Re-
gierung stellten. Aber wenn Sie die Verpflichtung, 
der Einheit der Nation zu dienen, ernst nehmen, 
dann müßten auch Sie darüber froh sein, daß es 
nach jahrelangem Bemühen endlich gelungen ist, 
gerade dieses Ministerium von dem Makel ein-
seitiger und billiger Propaganda zu befreien, der 
ihm über Jahre hinaus anhaftete. 

Ich will es mir auch ersparen, Sie daran zu er-
innern, was in Ihren Regierungsjahren hier mit den 
Mitteln des Steuerzahlers publiziert wurde. Das 
wäre eine ganz interessante Liste. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Bei Gelegenheit werden wir das einmal in einer 
sehr eingehenden Nachschau behandeln können, da-
mit wir die Dinge richtigstellen. Sie haben das 
damals aus Ihrer Verantwortung, aus Ihren Mög-
lichkeiten für richtig gehalten. Nun, wir halten diese 
Form der Informationspolitik und der Öffentlich-
keitsarbeit für sinnvoll. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Bundesminister, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Wohlrabe? 

Wohlrabe (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
würden sie vielleicht so freundlich sein, dem Hause  

mitzuteilen, warum, nachdem Kritik in der Öffent-
lichkeit an der .Auftragsbroschüre des Herrn 
Schwarze bekanntwurde, Ihr Haus also nachträglich, 
soweit uns die Informationen zugegangen sind, 
einen Vorzettel, ein Vorwort beigefügt hat, in dem 
u.a. steht: „Mit ihren Informationen, Einschätzungen 
und Bewertungen will diese kleine Broschüre keine 
wissenschaftliche Abhandlung sein, sondern einen 
pointierten, aber anregenden Beitrag zur differen-
zierenden Diskussion über die Verhältnisse in der 
DDR liefern."? 

(Beifall bei der SPD.) 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Herr Kollege Wohlrabe , dieses Vorwort 
ist von mir ganz bewußt in diese Broschüre ge-
bracht worden, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

genauso wie das auch bei anderen Broschüren in 
Zukunft der Fall sein wird; denn es ist völlig aus-
geschlossen, daß wir, wenn wir freie Schriftsteller, 
Journalisten, Korrespondenten zur Mitarbeit auf-
fordern, uns als diejenigen, die diese Diskussion in 
Pro und Kontra fördern wollen, mit jeder Veröffent-
lichung als Regierungsmeinung identifizieren. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Das wäre keine lebendige Diskussion. Sie sind 
sonst auch für die Presse- und Meinungsfreiheit; 
aber hier paßt Ihnen die Richtung nicht. 

Ich will noch einen anderen Beitrag leisten, und 
wenn Sie es hören wollen, dann kommen wir jetzt 
dazu, wie sehr die Dinge hier manipuliert werden. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Die Zeit nehme ich für mich in Anspruch, die ich 
dazu brauche, um dies klarzustellen. Ich werde die 
Kritik doch nicht unwidersprochen auf dem Hause 
sitzen lassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Als der Bericht zur Lage der Nation hier gegeben 
wurde, hielt es das ZDF für sinnvoll, einen vorbe-
reiteten Beitrag mit Wiedergabe sehr interessanter 
Zahlen nicht in der Sendung „Drüben" am Sonntag 
zu bringen, sondern eine Jubiläumsveranstaltung 
— die auch ihre Bedeutung hatte — in dem Pro-
gramm zu senden. Meinen Sie nicht auch, daß der 
Bericht zur Lage der Nation in diesem Jahr, der 
bisher von allen, die etwas von der Sache verstehen, 
anerkannt worden ist und Zustimmung erfahren 
hat, für eine Sendung im aktuellen Stadium auch 
und gerade für den Bereich der DDR wichtiger ge-
wesen wäre als eine Jubiläumsveranstaltung? 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

— Ich komme hier nur auf Manipulationen zu spre-
chen.  

(Abg. Wohlrabe: Das Vorwort ist ja erst 
später hineingeschrieben worden!) 

— Ja, weil sonst der Eindruck entstehen konnte, 
das sei die Meinung des Ministeriums. Ich komme 
aber noch auf diese Broschüre, Sie werden noch Ihre 
Genugtuung bekommen. 
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Lassen Sie mich aber vorher noch sagen: Leider 
sind unsere Mittel zu knapp bemessen, als daß wir 
alle durchaus berechtigten Anforderungen und 
Wünsche befriedigen könnten. Es werden immer 
mehr Broschüren und Dokumente von uns nachge-
fordert, so daß wir von da her — — 

(Abg. Wohlrabe: Wie viele haben die Bro

-

schüre zurückgeschickt, können Sie das hier 
sagen?) 

- Nein, darüber habe ich keine Angaben. Ich kann 
nur feststellen, daß das nicht der Fall ist, Herr 
Wohlrabe. Ich weiß aber, wie solche Dinge aus-
sehen. — Daß unsere Mittel zu knapp sind, gilt aber 
auch für jene Publikationen, die das Ministerium bei 
Verlagen zur Verteilung ankauft, um die Diskussion 
über die deutschlandpolitische Fragestellung zu för-
dern und zu stärken. Hier komme ich auch noch ganz 
allgemein, ohne schon die besagte Broschüre zu 
nennen, auf dieses Thema zu sprechen. Bei solchen 
Bemühungen, die Diskussion zu beleben, muß es 
doch wohl darum gehen, daß es sich einmal um 
streng wissenschaftliche Abhandlungen, zu anderen 
aber auch um leicht lesbare und gut verständliche 
Arbeiten handelt, weil gerade die Fragen unseres 
geteilten Landes nicht bei einer bestimmten Bil-
dungsschicht oder bei einem bestimmten Bildungs-
grad halt machen sollten, und Sie wissen, welche 
Wege mancher geht, um große Auflagen zu bekom-
men, damit er weit eindringt. Hier kann es aber 
nicht darum gehen, nur eine Meinung oder eine The-
menstellung zu Worte kommen zu lassen. Im Gegen-
teil, hier geht es um Diskussionsbeiträge, die die 
Autoren und Verlage völlig unabhängig und in eige-
ner Verantwortung leisten. 

Ich will nun auch zu der Broschüre etwas sagen, 
die Sie hier in den Mittelpunkt Ihrer Kritik gerückt 
haben, um damit Ihren Antrag zu begründen, den 
Ansatz für die Öffentlichkeitsarbeit um 400 000 DM 
zu kürzen. Herr Wohlrabe hat hier die von meinem 
Hause im letzten Jahr angekaufte Broschüre „DDR 
heute" von Hans Werner Schwarze kritisiert und 
sie den unter meiner Federführung von unabhängi-
gen Wissenschaftlern erstellten Materialien zum 
Bericht zur Lage der Nation gegenübergestellt. Ab-
gesehen von der Tatsache, daß auch bei den Mate-
rialien die wissenschaftliche Verantwortung bei den 
Wissenschaftlern lag und liegen muß — das ist auch 
im Vorwort vermerkt —, ist eine solche Gegenüber-
stellung seriöserweise nicht zulässig. 

(Abg. Wohlrabe: Nur Tatbestände, Herr 
Minister!) 

— Tatbestände! Es ist so einfach, mit wenigen aus 
dem Zusammenhang gerissenen Zahlen, Angaben 
und Feststellungen einen anerkannten Publizisten 
abzuqualifizieren. Und wenn Sie Hans Werner 
Schwarze als einen Mann, der am meisten und am 
intensivsten das Thema DDR und Bundesrepublik 
behandelt und hierzu sehr wichtige Beiträge ge-
leistet hat, in Frage stellen wollen, dann möchte ich 
demgegenüber sagen: man muß doch wohl auch 
einmal Verständnis dafür haben, wenn in dieser 
Weise seine Leistung mit dazu benutzt wird, um 
sie für jene festzuhalten, die sich darüber informie-
ren wollen. Ich wehre mich also dagegen, daß dieser 

anerkannte Publizist in dieser Weise, wie das hier 
geschehen ist, quasi abqualifiziert wird, 

(Abg. Wohlrabe: Der hat sich selber ab

-

qualifiziert!) 

der sich allein der schwierigen Aufgabe angenom-
men hatte, die schwer faßbare Materie der DDR in 
geraffter und leicht verständlicher Form darzustel-
len. Er selber hat keinen Anspruch darauf erhoben, 
wissenschaftlich exakt die Dinge wiedergegeben 
zu haben, sondern er hat die Quellen, die ihm da-
mals zugänglich waren, genutzt, um darüber eine 
Broschüre zu schreiben. 

(Abg. Wohlrabe: Das ist doch eine Frage 
der Gedanken, die der Mann hat, wenn er 
eine so falsche Sache über die Volksab

-

stimmung in der Zone schreibt!) 

Wenn wir uns dabei aufhalten wollen, Zahlen zu 
vergleichen, kann ich Ihnen auch da aus der Ver-
gangenheit mit sehr interessanten Dingen, die im 
Hause immer noch zentnerweise lagern, dienen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn wir seine Angaben mit den Zahlen aus 
den „Materialien" vergleichen, dann darf ich daran 
erinnern, daß eine große Gruppe von Wissenschaft-
lern eine sehr lange Zeitspanne — über eindrei

-

viertel Jahr — brauchte, um die „Materialien" zu 
erstellen. Viele Zahlen, von denen Sie heute im 
Vergleich gesprochen haben, waren damals noch 
gar nicht bekannt. Sie hätten nicht einmal in die-
ser Weise kritisieren können, wenn nicht danach 
die wissenschaftliche Arbeit auch Ihnen zugänglich 
gemacht worden wäre. 

Jeder, der sich vorher der Aufgabe unterzog, 
Teilbereiche der DDR darzustellen, mußte von dem 
bisher vorhandenen und für ihn erreichbaren Ma-
terial ausgehen. Daß dabei Differenzen auftreten 
können, liegt in der Natur der Sache. Ich betrachte 
es jedoch als reine Beckmesserei, mit diesen Diffe-
renzen im statistischen Material zu argumentieren, 
um damit den Verfasser und seine Darstellung an-
zugreifen, nur weil er Ihnen möglicherweise nicht 
paßt. 

Auch mein Haus steht und stand nicht hinter je-
der Meinung und Feststellung von Herrn Schwarze. 
Aber wir sind weder Zensoren noch eine Regierung, 
die nur eine Meinung gelten läßt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir sind auch nicht dazu da, diejenigen zu kritisie-
ren, die damit aufgehört haben, Schwarz-Weiß-
Malerei zu betreiben. 

(Abg. Wohlrabe: Nein, aber die Wahrheit 
soll er sagen!) 

Im Gegenteil, das Echo der in meinem Ministerium 
eingegangenen Meinungsäußerung zeigt, daß auch 
diese Schrift zur Belebung der Diskussion über das 
Verhältnis der beiden deutschen Staaten zueinander 
beigetragen hat, auch und gerade weil darin Mei-
nungen und Thesen vertreten werden, die nicht in 
jedem Fall die Auffassung des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen wiedergeben. 
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Ich darf in diesem Zusammenhang insbesondere 
auf die Anfragen und Bestellungen verschiedener 
Landeszentralen für politische Bildung hinweisen, 
darunter auch der Bayerischen Staatskanzlei, die 
sich sonst nicht übermäßig in dieser Frage engagiert 
und die offenbar genauso wie mein Haus in dieser 
Schrift einen Beitrag zur Förderung der deutschland-
politischen Diskussion gesehen hat. 

Zum Schluß, Herr Wohlrabe, zu Ihrer Anmerkung, 
die Broschüre von Schwarze beschönige die Ver-
hältnisse in der DDR. Ich will es mir ersparen, Ihnen 
hier seitenweise das Gegenteil davon vorzulesen. 
Aber vielleicht denken Sie noch einmal über Ihre 
Kritik nach, Herr Wohlrabe, wenn ich mit Genehmi-
gung des Herrn Präsidenten aus der Ostberliner 
Zeitschrift „Deutsche Außenpolitik", Heft 5, Oktober 
1970 zitiere. 

(Abg. Wohlrabe: Das ist kein Alibi!) 

Dort heißt es unter anderem, daß die Publikation 
von Schwarze insgesamt dazu angetan sei — ich 
zitiere wörtlich —, 

„durch ideologische Manipulierung breiter 
Kreise der westdeutschen Bevölkerung diese in 
die Lage zu versetzen, im Kontaktfall auf DDR-
Bürger diversiv einwirken zu können und sich 
dabei, der neuen Strategie und Taktik einer 
sozialdemokratisch geführten Regierung ent-
sprechend, moderner Theorien und Argumente 
zu bedienen." 

Ich hoffe also, meine Damen und Herren, daß auch 
die Opposition merkt, daß es auf einer 100er-Skala 
zwischen schwarz und weiß noch 98 Grautöne gibt. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Er glaubt, 
mit solchen Argumenten hier jonglieren zu 

können!) 

Worum es uns bei der Herausgabe einer Publi-
kation und bei der Förderung anderer Publikationen 
geht, ist die Notwendigkeit, 

(Abg. Dr. Barzel: Nicht so laut! Man kann 
auch leise reden!) 

so viel wie möglich Tatsachen und Vergleiche über 
Deutschland auf den Tisch zu legen und so viel wie 
nur möglich die deutschlandpolitische Diskussion an-
zuregen und zu fördern. Das ist unsere Pflicht und 
die Aufgabe, wie sie auch für diesen Bereich meiner 
Arbeit im Vorwort des Einzelplans 27 unmißver-
ständlich zum Ausdruck kommt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf des Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern].) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. Wir kommen zunächst zur 
Abstimmung über den Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU/CSU auf Umdruck 117 *). Wer dem 
Antrag zuzustimmen wünscht, gebe bitte das Hand-
zeichen. — Danke schön. Gegenprobe! — Danke. 
Stimmenthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf Um- 

*) Siehe Anlage 15  

druck 118**). Wer dem Antrag zuzustimmen wünscht, 
gebe bitte das Zeichen. — Ich danke. Gegenprobe! 
— Danke. Stimmenthaltungen? — Mit der entspre-
chenden Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung über den 
Einzelplan 27. Wer dem Einzelplan 27 zuzustimmen 
wünscht, gebe bitte das Zeichen. — Ich danke. 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Mit der ent-
sprechenden Mehrheit angenommen. 

Wir rufen nunmehr auf: 

Einzelplan 31 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

Drucksachen VI/1751,  zu VI/1751  — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Enders 

Ich frage zunächst, ob der Herr Berichterstatter 
das Wort wünscht. — Bitte schön, Herr Abgeordne-
ter Enders. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Als Berichterstat-
ter für den Haushalt des Bundesministers für Bil-
dung und Wissenschaft ergänze ich meinen Schrift-
lichen Bericht durch mündliche Ausführungen und 
erläutere einige Probleme durch zusätzliche Dar-
stellungen. 

Das überproportionale Wachstum des Einzel-
plans 31 — nach dem Soll in den Regierungsentwür-
fen 1970 und 1971 um 43,3 % — läßt die Priorität 
erkennen, die die Bundesregierung den Fragen der 
Bildung und Wissenschaft zumißt. Die hohe Zu-
wachsrate verteilt sich natürlich nicht gleichmäßig 
auf alle Kapitel, sondern ist auf Schwerpunkte kon-
zentriert. 

(Große Unruhe.) 

Beispielsweise weist die Förderung von historischen 
Forschungsvorhaben nicht dieselbe Steigerungs-
größe auf wie die Finanzierung des technischen 
Fortschritts in ausgewählten Schlüsselbereichen mit 
bedeutsamer Zukunftsentwicklung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich wäre 
Ihnen sehr dankbar, soweit Sie vorübergehend den 
Saal verlassen wollen, das umgehend zu tun, damit 
der Herr Berichterstatter seine Ausführungen unge-
stört machen kann. Außerdem wäre ich Ihnen dank-
bar, wenn Sie sich, soweit Sie noch stehen, setzen 
würden. 

Dr. Enders (SPD) : In realen Zahlen ausgedrückt 
vermehrt sich das Volumen des Haushalts 1971 des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft nach 
dem Regierungsentwurf um 1200 Millionen DM. 
Nach Umschichtungen und dem Zufluß von 122 Mil-
lionen DM aus dem Einzelplan 60 zum Ankauf von 
angereicherten Kernbrennstoffen stieg es auf 
4,07 Milliarden DM an. 

**) Siehe Anlage 16 
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Der Haushaltsausschuß hat nach eingehenden Be-

ratungen vom Regierungsansatz rund 27 Millionen 
DM gekürzt. Die Kürzungen erfolgten bei den Ti-
teln, die entweder noch nicht die gesetzliche Voraus-
setzung für eine ganzjährige Inanspruchnahme be-
saßen — wie das Graduiertenprogramm — oder bei 
denen der Stand der Projektierung die volle Aus-
schöpfung der Mittel ungewiß erscheinen ließ — wie 
die Errichtung eines Primatenzentrums —. 

Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen auf den 
Bundeshaushalt 1971 führten zur weiteren Kürzung 
von 30 Millionen DM im Einzelplan 31. Die im Bil-
dungsbericht der Bundesregierung dargelegten Pla-
nungen und Zielvorstellungen können nur verwirk-
licht werden, wenn die bildungspolitischen Refor-
men in gesamtstaatlicher Verantwortung von Bund 
und Ländern gemeinsam gestaltet werden. Aus die-
sem Grunde hat die Bundesregierung, ohne die Kul-
turhoheit der Länder antasten zu wollen, erstmals 
beträchtliche Mittel für Modellvorhaben und Bil-
dungsforschung ausgewiesen. Der vorjährige An-
satz wurde nicht annähernd in Anspruch genommen, 
weil die Anträge erst im Herbst entgegengenommen 
werden konnten. Dennoch hat der Haushaltsaus-
schuß ungeachtet der Minderausgaben für dieses 
Programm 91 Millionen DM akzeptiert, von denen 
allerdings 80 Millionen DM gesperrt bleiben. Die 
Verfügung über die Mittel muß noch auf Grund von 
Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern gere-
gelt werden. Der Bund wird sich dabei nur an den 
Kosten beteiligen, die auf den eigentlichen Modell-
charakter der Institution oder des Projektes entfal-
len. Aus bildungspolitischen Gründen ist der bal-
dige Abschluß der Rahmenvereinbarung dringend 
erforderlich. 

Wenn von der Vorschulerziehung bis zum künf-
tigen Abitur II soziale Schranken und die Trennung 
von allgemeiner und berufsbezogener Ausbildung 
überwunden werden sollen, wenn die integrierte 
Gesamtschule Durchlässigkeit und Chancengleich-
heit schaffen soll, brauchen wir Erfahrungen aus er-
probten Modellen und dazu Lehrinhalte, die auf 
Grund moderner Curriculum-Forschung den Anfor-
derungen des technischen Zeitalters entsprechen. 

Ein Blick auf die Bildungseinrichtungen vergleich-
barer Länder sollte unsere Anstrengungen für Mo-
dellvorhaben verdoppeln; denn sowohl in bezug 
auf Vorschulerziehung als auch auf das duale Sy-
stem der beruflichen Ausbildung und die Weiter-
bildung liegen wir beträchtlich im Hintertreffen. Nur 
34 % der 3- bis 6jährigen besuchten 1965 in der 
Bundesrepublik einen Kindergarten, während in den 
westlichen Nachbarländern über 90 % der 5jährigen 
bereits zur Vorschule gingen. 

Die Pyramide der Berufsausbildung zeigt, daß nur 
24 % der Frauen und 38 % der Männer über eine 
Lehre in den ausgeübten Beruf gelangten. Diese 
bedenkliche Bilanz kann ich noch durch den Hin-
weis ergänzen — im Bericht zur Lage der Nation 
aufgezeigt —, daß unsere Berufsschüler nur einen 
Unterrichtstag in der Woche haben, während in der 
DDR im ersten Lehrjahr an 3 und in den weiteren 
Lehrjahren an 2 Tagen in der Woche Unterrichts-
pflicht besteht. 

Die Mittel des Bundes für Modellvorhaben unter-
stützen die bildungspolitischen Anstrengungen der 
Länder sowohl im Elementar- als auch im beruflichen 
Bereich. Sie tragen zur Überwindung von Bildungs-
barrieren bei, verhelfen dem einzelnen zu besseren 
beruflichen Chancen und dienen dem sozialen Auf-
stieg. Nicht zuletzt erwachsen aus den Bildungsaus-
gaben, die zur Steigerung des Sozialprodukts führen, 
immense volkswirtschaftliche Vorteile. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
Bund hat im Haushaltsjahr 1970 im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe Ausbau und Neubau von 
Hochschulen insgesamt 938 Millionen DM aufgewen-
det. Von dieser Summe wurden 138,6 Millionen DM 
für Schnellbaumaßnahmen ausgegeben, wodurch 
über 32 000 Studienplätze zusätzlich geschaffen oder 
vorbereitet werden konnten. Die Gesamtausgaben 
für Hochschulbauten lagen weit über dem Betrag, 
den der Wissenschaftsrat empfohlen hatte. Sie be-
weisen die finanziellen Leistungen des Bundes seit 
Inkrafttreten des Hochschulbauförderungsgesetzes 
und seinen Beitrag zur Überwindung des Numerus 
clausus. 

Mittel für den Hochschulbau flossen in alle Bun-
desländer und waren in Nordrhein-Westfalen mit 
222 Millionen DM am höchsten. Niedersachsen er-
hielt 172 Millionen DM, Bayern 152 Millionen DM, 
Hessen 135 Millionen DM, Baden-Württemberg 125 
Millionen DM und Rheinland-Pfalz 31 Millionen DM. 
Die neugegründeten Hochschulen wurden mit einem 
Drittel aller Mittel gebührend berücksichtigt. 

Heute schon ist klar, daß der im Haushalt 1971 
vorgesehene Betrag zum Aus- und Neubau von 
Hochschulen in Höhe von 1,020 Milliarden DM nicht 
für alle Vorhaben ausreichen wird. Der Wissen-
schaftsrat hat Empfehlungen für das Normal- und 
Schnellbauprogramm in Höhe von rund 1,4 Milliar-
den DM ausgesprochen. Dazu kommen noch Sonder-
anforderungen für Kliniken, pädagogische Hoch-
schulen und Fachhochschulen, so daß sich eine ver-
anschlagte Beteiligungssumme von 1,55 Milliarden 
DM für den Bund ergibt. 

Die Frage, ob die Mittel für den Hochschulausbau 
in erster Linie den Fakultäten zugute kommen, an 
denen ein totaler oder überwiegender Numerus 
clausus besteht, kann ich eindeutig mit Ja beant-
worten. Nach den Empfehlungen des Wissenschafts-
rates fließen 412 Millionen DM zur Förderung von 
241 Vorhaben der Humanmedizin und der Pharmazie 
zu. An zweiter Stelle folgen mit 254,8 Millionen DM 
die Zuweisungen für Mathematik und Naturwissen-
schaften. Die Geisteswissenschaften werden mit 161 
Millionen DM und die Ingenieurwissenschaften mit 
80 Millionen DM bedacht. 

Der Vollständigkeit halber weise ich darauf hin, 
daß außer den speziellen Fakultätsbauten der Bau 
von zentralen Einrichtungen wie Mehrzweckge-
bäude, Sportanlagen und Bibliotheken ebenfalls be-
zuschußt wird. 

Bei den vorliegenden Anforderungen ist es nicht 
zu umgehen, die erste Tranche der Bildungsanleihe 
in Höhe von 260 Millionen DM in Anspruch zu neh-
men. Da außerdem die wissenschaftliche Forschung 
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von überregionaler Bedeutung zusätzliche Gelder 
erwartet, ist die Bereitstellung weiterer Mittel aus 
der Bildungsanleihe angebracht. Die Auflage einer 
zweiten Tranche hängt jedoch von der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung und der Aufnahmefähig-
keit des Kapitalmarktes ab. Der Haushaltsausschuß 
hat die Entscheidung über die Inanspruchnahme der 
Bildungsanleihe dem Hohen Hause vorbehalten, das 
im Laufe des Jahres darüber befinden wird. 

Nach wie vor verfügen sozusagen die klassischen 
Bereiche des Ministeriums für Bildung und Wissen-
schaft, nämlich Kernforschung und Kerntechnik, 
Weltraumforschung und Luftraumforschung sowie 
Datenverarbeitung und neue Technologien über die 
Hälfte der Mittel des Einzelplans 31. Die Kernener-
gie gewinnt als Primärenergiequelle mehr und mehr 
an Bedeutung, weil sich einerseits durch steigenden 
Lebensstandard der Stromverbrauch enorm erhöht 
— in der Bundesrepublik in den beiden letzten Jah-
ren in der Größenordnung von 11 und 9 % — und 
andererseits die fossilen Brennstoffe Kohle und Erd-
öl in absehbarer Zeit nicht mehr in genügendem 
Maße zur Verfügung stehen werden. 

Daher müssen die veranschlagten Ausgaben für 
unsere Kernforschungszentren und die Projektie-
rung und Errichtung von Versuchsreaktoren als not-
wendige Investitionen zur friedlichen Nutzung der 
Kernenergie angesehen werden. Allerdings dürfen 
nach meinem Erachten nicht allein wirtschaftliche 
Erwägungen im Vordergrund stehen, sondern es 
müssen auch die notwendigen Vorkehrungen für 
Reaktorsicherheit und zum Schutz der Bevölkerung 
vor möglichen Gefahren getroffen werden. Probleme 
wie die thermische Belastung der Flüsse, hervor-
gerufen durch das Kühlwasser der Kernenergie-
kraftwerke, oder genetische und somatische Schä-
digungen müssen mit dem technischen Fortschritt 
gleichlaufend behandelt werden. 

Aus diesem Grunde sind die Ausführungen von 
Minister Leussink zu begrüßen, daß sich der Ansatz 
für die Reaktorsicherheit von 16 Millionen DM bis 
zum Jahre 1974 auf 137 Millionen DM erhöhen soll. 
Analog dazu müssen Maßnahmen des Strahlen-
schutzes ständig fortentwickelt und geprüft werden. 

Die Weltraum- und Luftraumforschung wird in 
der Bundesrepublik nicht nur auf nationaler Ebene, 
sondern auch in internationaler Zusammenarbeit be-
trieben. Wegen der Ausweitung der Grundlagen-
forschung und der Bedeutung der Satelliten- und 
Trägerraketensysteme steigen die Haushaltsmittel 
über das Ist des vergangenen Jahres um 43,4 %. In 
Zusammenarbeit mit der amerikanischen Weltraum-
behörde NASA werden die Projekte Sonnensonde I 
und II begonnen. Für das schon oft diskutierte 
Post-Apollo-Programm, die mehrfache Verwendung 
von Raumflugträgern, ist kein Ansatz im Bundes-
haushalt vorhanden. Es werden jedoch Studien und 
vorbereitende Arbeiten für dieses Projekt mit klei-
neren Beträgen aus verschiedenen Titeln unter-
stützt. 

Den höchsten Steigerungssatz weisen Datenver-
arbeitung und neue Technologien mit 265 % gegen-
über dem Ist-Betrag von 1970 aus. Die Datenverar-
beitungsanlagen sind nicht nur in der Forschung als  

schnelle Rechner unentbehrlich, sondern gewinnen 
auch in Verwaltung, Medizin, Bildung und automa-
tischer Sprachübersetzung zunehmend an Bedeutung. 
Dabei ist noch keineswegs die optimale Leistungs-
grenze erreicht, denn Fachleute halten die Perfek-
tion unserer Anlagen für mit dem Stand der Old-
timer in der Automobilentwicklung vergleichbar. 
Diese Situation sollte bei der finanziellen Ausstat-
tung des zweiten Datenverarbeitungsprogramms 
für die Jahre 1971 und 1975 gebührend berücksich-
tigt werden. 

Für außerordentlich wichtig halte ich die Ver-
dreifachung des Betrages für Meerwasserentsalzung 
auf 8,8 Millionen DM; denn der zunehmende Bedarf 
an Süßwasser zwingt die Menschheit dazu, sich neue 
Wasserquellen zu erschließen. Im Rahmen eines 
Fünfjahresprogramms werden wir mit steigenden 
Beträgen vier Demonstrationsanlagen an der Küste 
errichten und eine Versuchsanlage zur Meer-
wasserentsalzung erproben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
darf die Annahme des Einzelplans 31 empfehlen, da 
er — entsprechend den Möglichkeiten — den bil-
dungspolitischen Anforderungen entspricht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Ich danke dem Herrn Berichterstatter und eröffne 
die allgemeine Aussprache. Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Dr. Althammer. Seine Fraktion hat eine 
Redezeit von zwanzig Minuten erbeten. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich gehe 
davon aus, daß die erste Rede in der Aussprache 
bereits gehalten wurde 

(Zuruf von der SPD: Der Mitberichterstatter 
hat gesprochen!) 

— ja, so wollte er das wohl darstellen —, und darf 
nun für die Fraktion der CDU/CSU einige An-
merkungen machen, was uns hier im Einzelplan 31 
vorliegt. 

Es ist bedauerlich, daß die Zeit drängt, daß wir 
zu einer späten Abendstunde ein Sachgebiet be-
handeln müssen, das nicht nur von der Regierung 
und den Koalitionsparteien, sondern vorher schon 
von der CDU/CSU als die vorrangige Schwerpunkt-
aufgabe dieses Parlaments bezeichnet worden ist. 

Leider kann man nicht mehr davon ausgehen, daß 
reine Zahlenangaben und Angaben über die Stei-
gerung der Ausgaben auch etwas darüber aussagen, 
was effektiv geleistet und erreicht worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist ein Komplex, der mit der allgemeinen Wirt-
schaftspolitik zusammenhängt und der verschiedent-
lich schon beleuchtet worden ist. Es ist auch beim 
Einzelplan 31 so, daß wir mit dem Bericht, den wir 
soeben bekommen haben, eigentlich nur die Spitze 
eines Eisberges sehen, und daß wir uns, wenn wir 
ernsthaft diskutieren wollen, die Frage stellen müs-
sen: Wie sieht denn das Gesamtgelände, wie sieht 
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das aus, was erforderlich ist, und das, was geleistet 
wird? Und da müssen wir ganz kühl und klar vor-
weg die Frage stellen: Wieviel finanziert der Bund, 
und was wird sonst finanziert? 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Wir müssen feststellen, daß z. B. im Bildungsbereich 
94 % der Kosten von Ländern und Gemeinden finan-
ziert werden und nur 6 % vom Bund. 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Jaeger.) 

Wenn wir das wissen, gewinnt natürlich die Frage 
an Bedeutung, die die Länder nun seit einem Jahr 
stellen und auf die wir bis heute keine Antwort der 
Regierung bekommen haben, die Frage nämlich, 
wie man sich eigentlich in der Gesamtfinanzierungs-
planung die Finanzierung der Aufgaben vorstellt, 
die die Länder und Gemeinden zu leisten haben. Wir 
haben jetzt etwas gehört und werden vielleicht in 
dieser Debatte noch etwas hören von den 6 %, die 
der Bund zu leisten hat. Die entscheidende Frage 
für die Bewältigung der Aufgabe aber ist die, wie 
die gesamten 100 % und wie insbesondere die 94 % 
der Länder und Gemeinden geleistet werden können. 

Lassen Sie mich hier den Bereich der Hochschul-
bauten anführen, den der Herr Berichterstatter mit 
Recht sehr ausführlich behandelt hat. In den De-
batten dieser Tage wurde immer wieder der stereo-
type Vorwurf erhoben: Wo ist die Alternative der 
Opposition? Wir haben diesen Vorwurf eben bei der 
Debatte über den letzten Einzelplan wieder gehört. 
Ich möchte Ihnen in Erinnerung rufen, wie die De-
batte bei den Haushaltsberatungen des Jahres 1970 
über den Bereich des Hochschulbaus gelaufen ist. Es 
waren für diesen Zweck 820 Millionen DM einge-
setzt worden. Wir stellten fest, daß 75 Millionen 
DM davon von der Regierung gesperrt wurden. Hin-
terher stellte sich im Haushaltsausschuß die Frage, 
ob diese Sperren in Kürzungen umzuwandeln seien. 
Von seiten der Opposition, der CDU/CSU, wurde 
sofort gesagt: Im Hochschulbereich können wir uns 

 unmöglich mit der Aufrechterhaltung einer Sperre 
von 75 Millionen DM oder gar mit einer Umwand-
lung in Kürzungen einverstanden erklären. 

Nach langen Verhandlungen und nachdem wir ge-
sehen haben, daß die Koalition nicht bereit war, un-
serem Antrag zuzustimmen, haben wir im Haus-
haltsausschuß in einer Kampfabstimmung eine Be-
seitigung der Sperre in Höhe von 50 Millionen DM 
erreicht, allerdings nur dank dessen, daß zwei Kol-
legen der Koalition bei der Abstimmung im Aus-
schuß nicht anwesend waren. 

(Beifall bei der CDU, CSU.) 

Man hat uns damals auch von seiten der Regie-
rung erklärt, es sei völlig illusorisch, zu meinen, 
daß diese 820 Millionen ,DM im Jahre 1970 ausge-
schöpft werden können. Zum Jahresende 1970 
haben wir festgestellt, daß nicht nur die zusätzlichen 
50 Millionen DM benötigt wurden, daß nicht nur der 
von uns zusätzlich durchgesetzte Zuflußvermerk 
zum Titel Hochschulbau in Höhe von 25 Millionen 
DM benötigt wurde, sondern daß uns hinterher noch 
ein zusätzlicher Antrag auf Gewährung von Mitteln  

in Höhe von 90 Millionen DM für weitere Ausgaben 
vorgelegt wurde. Auch dieser Antrag ist vom Haus-
haltsausschuß im Jahre 1970 noch einvernehmlich 
bedient worden. 

(Abg. Leicht: Noch mehr! Überplanmäßig!) 

Ich muß ausdrücklich feststellen, daß hier eine im-
ponierende Leistung der Verantwortlichen in Bund 
und Ländern bei der Durchführung des Schnellbau-
programms und der sonstigen Sofortmaßnahmen 
vorliegt. Ich glaube, es steht auch der Opposition 
gut an, diesen Damen und Herren — wir wissen, 
daß sie sich, gerade auch im Ministerium, über ihre 
Arbeitszeit hinaus mit diesen Dingen beschäftigt 
haben — dafür Dank und Anerkennung auszu-
sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der SPD.) 

Wenn Sie sich dieses Ergebnis vor Augen halten, 
werden Sie feststellen, daß der Sprung von 1970 
auf 1971 plötzlich nicht mehr imponierend ist. 1970 
standen 950 Millionen DM zur Verfügung; für 1971 
sind es 1,02 Milliarden DM, also nur 52 Millionen 
DM mehr. 

Es wird nun sicherlich darauf hingewiesen wer-
den, daß daneben noch die Bildungsanleihe steht. 
Herr Kollege Enders hat ja schon auf die erste 
Tranche und auf das, was noch zu kommen hat, hin-
gewiesen. Im Zusammenhang mit der Bildungs-
anleihe möchte ich gleich auf unseren Änderungs-
antrag hinweisen. Ich glaube, die Abgeordneten 
aller Parteien in diesem Bundestag sollten sich nicht 
damit zufriedengeben, daß ihnen gesagt wird: Hin-
terher kann sich der Haushaltsausschuß dann ja noch 
über ein Volumen von 260 Millionen DM plus 740 
Millionen DM, die noch zur Debatte stehen, also 
über ein Volumen von insgesamt einer Milliarde 
DM unterhalten. Wir wissen doch, daß die Ausgabe 
dieser Milliarde haargenau am Plenum des Deut-
schen Bundestages vorbeigehen wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Raffert (SPD) : Herr Althammer, erinnern Sie 
sich nicht noch sehr genau an unsere lange Aus-
einandersetzung im Haushaltsausschuß über diese 
Frage, die damit endete, daß die Formulierung „mit 
Zustimmung des Deutschen Bundestages" eingefügt 
wurde, daß also festgelegt wurde, daß diese Aus-
gabe nicht am Gesamtparlament vorbeigehen kann? 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege, wir 
haben diese Debatte im Ausschuß geführt. Wir wis-
sen aber auch, daß kaum die Chance oder die Mög-
lichkeit besteht, daß sich das Gesamtparlament mit 
diesen Dingen befaßt, weil diese Finanzierung 
außerhalb des Haushalts geschieht. Das ist doch der 
entscheidende Punkt. Wir haben hier das Etatrecht. 
Wir haben immer die Auffassung vertreten, daß 
zum Etatrecht die Vollständigkeit des Etats gehört. 
Wir haben hier einen Schattenhaushalt, der in Höhe 
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von einer Milliarde DM neben dem Etat herläuft. 
Wenn Sie auch das noch in die Betrachtung einbe-
ziehen, was im Bereich der Krankenhausfinanzie-
rung geschieht, so sehen wir die große Gefahr, daß 
wir es im Zusammenhang mit der Finanzierung der 
Reformvorhaben unter Umständen mit einem Schat-
tenhaushalt von  über  einer Milliarde DM zu tun 
haben werden, mit dem sich das Parlament nicht be-
fassen kann. Ich sage das jetzt gar nicht polemisch, 
sondern ich bitte Sie sehr herzlich, das zu überden-
ken und sich zu überlegen, ob wir alle zusammen 
eine Form finden können, wie das ordnungsgemäß 
im Parlament im Rahmen des normalen Etats reali-
siert werden kann. 

Nun zum zweiten. Es ist uns sicher allen klar, 
daß eine Bildungsanleihe niemals die Lösung des 
Problems bringen kann, niemals die Finanzlücke 
schließen kann, die zwischen 60 Milliarden DM und 
noch mehr im Laufe der mittelfristigen Finanzpla-
nung zu klaffen beginnt. Wir müssen ganz andere 
Lösungen finden. Wir haben wiederholt angemahnt 
und jetzt erreicht, daß bis zum 15. April eine Frist 
gesetzt wird. Wir möchten, daß alsbald an die Lö-
sung gegangen wird, damit nicht der Vorwurf be-
stehenbleibt, daß Reformankündigungen und Bil-
dungspläne vorgelegt werden, daß man sich aber 
über ihre Finanzierung ausschweigt. 

Lassen Sie mich im Zusammenhang mit dem Nu-
merus clausus und den benötigten Studienplätzen 
noch ein anderes Thema kurz anschneiden. Vom 
Steuerzahler wird gefordert, Jahr um Jahr erheb-
liche Beträge mehr in die Hochschulen hineinzu-
stecken. Er muß sich auch fragen, ob die neugeschaf-
fenen Studienplätze optimal ausgenutzt werden. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Sehr geehrter Herr Minister, der Bund hat nun die 
Kompetenz in diesem Bereich durch die Grundge-
setzänderung im Hochschulrechtsrahmengesetz. Der 
Bund wird jetzt in eine sicherlich sehr explosive 
und unangenehme Diskussion hineinkommen. Sehr 
verehrter Herr Minister, ich glaube, es ist höchste 
Zeit, daß Sie ein deutliches Wort sprechen, ob es 
weiterhin zugelassen werden kann, daß Rote Zellen 
oder Basisgruppen planmäßig den Lehrbetrieb stö-
ren und zunichte machen, was wir an Studienange-
bot zu erreichen versuchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich habe zwei Abbildungen bei mir, die sehr be-
zeichnend sind: oben eine Äußerung von linksradi-
kaler Seite, wo die Umwandlung der Universitäten 
in sozialistische Einrichtungen verlangt wird; dar-
unter eine rechtsradikale Äußerung mit einem Gal-
gen, wo es heißt: „Brandt und Ulbricht-Geregeltes 
Nebeneinander." An einem solchen Beispiel sehen 
Sie, was uns geschehen kann, wenn die demokrati-
schen Gruppen im Lande dem nicht wirksam und 
rechtzeitig Einhalt gebieten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich halte es für einen unmöglichen Zustand, wenn 
z. B. in Berlin zwar von den Verantwortlichen fest-
gestellt wird, daß sich die Roten Zellen verfassungs-

widrig betätigen, man sich aber weigert, hieraus 
Folgerungen zu ziehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sich fürchtet! - 
Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Ich darf kurz das Problem der „Dritten Ebene" 
behandeln. Wir erleben, daß durch das Zusammen-
wirken von Bund und Ländern immer mehr Pla-
nungsorganisationen geschaffen werden, die ent-
scheidende Weichenstellungen vollziehen. Weder 
dieses Parlament noch die Länderparlamente haben 
aber Gelegenheit, darauf im Frühstadium den not-
wendigen Einfluß zu nehmen. 

(Abg. Moersch: Das haben wir aber gesagt! 
Sie wollten es trotzdem anders!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieses 
Problem liegt auf dem Tisch. Wir waren genötigt, 
diese Dinge anzugehen, um zu einer wirksamen 
Zusammenarbeit zu kommen. 

(Abg. Moersch: Hätten Sie mal die alten 
Zöpfe abgeschnitten!) 

— Herr Kollege Moersch, ich will Ihnen nur so viel 
sagen, es ist in dieser Sache nicht zu spät. Man kann 
das noch in ein Kleid bringen. Diese Aufgabe ist 
hier gestellt. Es ist notwendig, daß wir insbeson-
dere die Regierung darauf hinweisen, daß sie die 
notwendige Neugestaltung und Organisations-
form findet, damit die Parlamente nicht auf kaltem 
Wege aus ihrer Verantwortung ausgeschaltet wer-
den. 

(Abg. Moersch: Das ist eine neue Form der 
Selbstkritik, die Sie jetzt vornehmen!) 

Als weiterer Komplex im Zusammenhang mit dem 
Studienangebot ist die Frage nach dem Niveau un-
serer Lehreinrichtungen und einiger Leute aufzu-
werfen, die heute mit sehr fragwürdigen Mitteln 
versuchen, Berufungen als Professoren oder Leh-
rende durchzusetzen, die mit den Anforderungen 
und fachlichen Gesichtspunkten nicht mehr verein-
bar sind. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Auch hier, sehr verehrter Herr Minister, wird es 
unvermeidbar sein, daß mit der Zuständigkeit, die 
der Bund bekommen hat, auch in der Sache etwas 
ausgesagt wird. Denn es erfüllt uns mit großer 
Sorge, wenn wir sehen, daß versucht wird, ohne die 
notwendigen Habilitationen oder sonstige Vor-
aussetzungen zu erfüllen, über Mißbrauch von Mit-
bestimmungsmöglichkeiten fachlich nicht qualifi-
zierte Leute einzuschleusen und in Positionen zu 
bringen. Das ist auch ein Problem, das mit dem Ni-
veau des Bildungsangebots in der Bundesrepublik 
Deutschland zusammenhängt. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang noch 
darauf hinweisen, daß, wenn man mit Recht immer 
wieder den Vergleich zu dem Bildungsangebot und 
den Bildungsverhältnissen in den sozialistischen 
Ländern bringt, man nicht nur das herausgreifen 
darf, was einem gerade paßt, sondern daß man dann 
auch einmal vergleichen sollte, wie dort drüben in 
den sozialistischen Ländern von den Studierenden 
Leistungen verlangt werden, wie dort ökonomisch 
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verfahren wird und wie man es auf jeden Fall nicht 
zuläßt, daß Bildungseinrichtungen unzeitgemäß be-
nutzt werden, daß Bummelstudenten aller Art die 
Studienplätze wegnehmen, wie es bei uns leider 
da und dort noch der Fall ist. 

Es ist darauf hingewiesen worden, daß Neuerun-
gen eingeführt worden sind, im Medienverbund, 
mit neuen Formen der Studieneinrichtungen und 
ähnlichem. Ich darf nur der Vollständigkeit halber 
hinzusetzen, daß es erfreulich ist, daß man hier 
Dinge, die anderwärts dankenswerterweise in An-
griff genommen worden sind, jetzt auch vom Bund 
her aufnimmt. Es ist ja bekannt, daß z. B. in Frage 
des Medienverbunds ein von mancher Seite so viel 
geschmähtes Land wie Bayern mit der Ausbildung 
über Fernseheinrichtungen — Telekollegs — vor-
bildlich und bahnbrechend gewesen ist. Ich sage 
ausdrücklich: ich begrüße es, daß hier etwas ge-
schehen ist, um in diesen Dingen nachzuziehen. 

Herr Minister, ich wollte Sie noch auf einen Kom-
plex hinweisen, den ich jetzt auch nur mit einem 
Stichwort ansprechen kann, nämlich auf den Kom-
plex der europäischen Zusammenarbeit. Sie haben 
hier eine sehr interessante Initiative Ihres österrei-
chischen Kollegen in der Frage einer europäischen 
Bildungsdatenbank. Es wäre sehr lohnend, den Ver-
such zu machen, sehr rasch einen deutlichen Schritt 
weiterzukommen. Sie kennen auch die Misere in 
der Anerkennung der Studienzeugnisse im euro-
päischen Bereich. Ja, sogar im EWG-Bereich sind 
diese Dinge nicht in Ordnung. Auf dem europäischen 
Sektor wäre hier, so glaube ich, ein sehr großer 
Nachholbedarf, der von dieser Regierung gesehen 
werden müßte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich kann es mir nicht versagen, meiner Enttäu-
schung darüber Ausdruck zu geben, daß die groß 
angekündigte, versuchte Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Bildungspolitik und vor allem der Tech-
nologie mit osteuropäischen Ländern bis heute ab-
solut enttäuschend ist. Wir haben das im Haus-
haltsausschuß besprochen. Wir haben gesehen, daß 
die Mittel, die dafür vorgesehen waren, nicht aus-
genutzt werden konnten. Ich glaube, es ist schlecht, 
wenn man hier Ankündigungen macht. Der jetzige 
Bundeskanzler machte damals als Außenminister in 
Rumänien große Ankündigungen, daß die techni-
sche Zusammenarbeit gefördert werden soll. Heute 
müssen wir feststellen, daß nach langer Zeit effek-
tiv nichts erreicht worden ist. Also auch hier Fehl-
anzeige, auch hier ist noch eine ganze Menge nach-
zuholen. 

Es ist leider im Rahmen dieser Debatte jetzt nicht 
mehr möglich, mit der notwendigen Ausführlichkeit 
auf den Bereich Atomforschung, Weltraumforschung, 
neue Technologie einzugehen. Ich glaube, dieses 
Hohe Haus wird sich einmal in einem größeren Zu-
sammenhang mit diesen Fragen beschäftigen müs-
sen. Ich kann auch hier nur einzelne stichwortartige 
Andeutungen machen. Mein Kollege Spilker wird 
nachher noch zu einem gesonderten Problem Stel-
lung nehmen. Hier stehen viele Fragen zur Debatte, 
Herr Minister. Es ist wenig schön, wenn z. B. Be-
troffene aus einem „Spiegel"-Aufsatz entnehmen  

müssen, daß man daran denkt, eine so bewährte Or-
ganisation wie das Atomforum eventuell gar abzu-
schaffen. Darüber wird noch zu reden sein. 

Ähnliche Lücken in der Zusammenarbeit zeigen 
sich auch bei dem Hochschulrechtsrahmengesetz, wo 
wir mit Erstaunen festgestellt haben, daß sich auch 
sozialdemokratische Ministerpräsidenten und Lan-
desminister in einem Gegensatz zum Herrn Bundes-
minister befinden. Ich meine, das wird auch ein 
Hinweis darauf sein, daß in diesem Hochschulrechts-
rahmengesetz, zu dem ja die CDU/CSU einen we-
sentlich ausführlicheren Gegenentwurf vorgelegt 
hat, sicherlich noch einiges zu ändern sein wird. 

Wir sehen auch mit Sorge, daß nun neue Organi-
sationsformen geschaffen werden sollen, die offen-
bar doch nicht in der notwendigen Weise mit den 
Betroffenen besprochen worden sind, sonst wäre es 
meines Erachtens nicht möglich, daß z. B. der Ver-
band der Wissenschaftler an Forschungsinstituten 
zu diesen vorgeschlagenen Neuorganisationen der 
bundesfinanzierten Forschungseinrichtungen die 
Feststellung treffen kann — ich zitiere mit Geneh-
migung des Herrn Präsidenten —: 

„Bundesminister Leussink hat sich um die deut-
sche Wissenschaft nicht verdient gemacht." 

Das stellt ein solcher Kreis hier als Ergebnis ganz 
eindeutig fest. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch 
wir haben die Feststellung zu treffen, daß nur dort 
weitergebaut worden ist, wo die früheren Minister 
Strauß, Balke, Lenz und Stoltenberg die Weichen 
bereits gestellt haben, 

(Lachen bei der SPD) 

daß man im Bereich der Atomforschung, der Welt-
raumforschung, der neuen Technologien — und be-
sonders im letzten Bereich: neue Technologien - 
nicht den dringend erforderlichen weiteren Anstoß 
gefunden hat, sondern daß man allenfalls daran 
denkt, hier umzubauen oder abzubauen — sehr be-
denkliche Erscheinungen! —, und daß die Grund-
satzfrage der Bildungsfininzierung entgegen den 
großen und bombastischen Ankündigungen nicht 
bewältigt werden konnte. Deshalb kann die Frak-
tion der CDU/CSU dem Haushalt des Ministers für 
Bildung und Wissenschaft ihre Zustimmung nicht 
geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für Bildung und Wissenschaft. 

Dr.-Ing. Leussink, Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich möchte ein paar 
Worte zu dem sagen, was in den vergangenen Mo-
naten von seiten der CDU/CSU und vor einigen 
Tagen von Herrn Wörner hier vorgebracht worden 
ist, daß nämlich — und das war ja wohl der Tenor 
eines großen Teils dieser Ausführungen — diese 
Regierung viel zuviel von Reformen rede und viel 
zuwenig Dinge anpacke. 
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Die Opposition sollte sich doch mit uns, meine 

sehr verehrten Damen und Herren, darüber klar 
sein, daß nicht etwa wir nach der Wahl vom 
28. September 1969 damit begonnen haben, von Re-
formen zu reden, sondern daß vielmehr die Debatte 
in unserem Lande seit Jahren und immer dringlicher 
über die notwendigen Reformen geführt worden ist. 
Diese Reformen sind doch keine Erfindung der Po-
liker, und zwar weder der Politiker der Opposition 
noch der Politiker der Koalition. Die notwendigen 
Reformen werden in diesem Lande von den Bürgern 
des Landes seit langem und mit zunehmender Dring-
lichkeit gefordert. Man muß wohl auch feststellen - 
das ist zunächst eine rein physikalische Feststel-
lung —, daß mit zunehmender Länge der Regie-
rungsverantwortung der CDU/CSU der Ruf nach 
Reformen immer lauter geworden ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Die Regierung hat nicht deswegen so viele Dinge 
anpacken müssen, weil wir uns alle überarbeiten 
wollen; davon kann gar nicht die Rede sein. Diese 
Regierung hat eine Lage vorgefunden, in der zahl-
reiche, seit Jahren aufgestaute Reformen unaus-
weichlich zur Entscheidung anstanden und an-
stehen. Ich will gerne zugeben, daß bereits zur Zeit 
der Großen Koalition eine Reihe von Weichen ge-
stellt worden ist, z. B. hinsichtlich der Zunahme der 
Kompetenzen der Bundesreigerung, die es jetzt aus-
zufüllen gilt. Aber wenn man das schon seit länge-
rem weiß, hätte man ja eigentlich auch erwarten 
können, daß eine entsprechende Vorbereitung, ein 
Planungsinstrumentarium hierfür geschaffen worden 
wäre, damit man für solche Dinge wie den Bildungs-
bericht oder wie die außerordentlich schwierige 
Arbeit der Bundesseite in der Bund-Länder-Kommis-
sion eben brauchbare Grundlagen angetroffen hätte. 
Und wir müssen doch wohl miteinander feststellen, 
daß diese Grundlagen erst im Laufe des letzten 
Jahres erarbeitet werden mußten und das Instru-
mentarium geschaffen werden mußte. Das geht nun 
einmal nicht von heute auf morgen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Bedeutung, die die Bundesregierung der Bil-
dungspolitik beimißt, hat sie durch eine Steigerung 
des Etats meines Hauses von 2,5 Milliarden DM im 
Jahre 1969 auf rund 3 Milliarden im Jahre 1970 und 
auf über 4 Milliarden DM im Jahre 1971, wie ich 
glaube, deutlich unterstrichen. In diesem Haushalt 
1971 wird damit — das behaupte ich — ein Pro-
gramm in Zahlen klar erkennbar. 

Aber ich möchte an dieser Stelle gleichzeitig auch 
feststellen — und ich sage dies ganz bewußt als der 
verantwortliche Minister für Bildung und Wissen-
schaft —, daß wir uns davor hüten müssen und auch 
hüten werden, die Bildungs- und Wissenschafts-
politik isoliert, d. h. ohne ihre gleichzeitige enge 
Verflechtung mit den übrigen Bedürfnissen, die diese 
Gesellschaft hat, zu betrachten. Die Reform unseres 
Bildungswesens und der Ausbau von Wissenschaft 
und Technologie haben nicht nur eine Wirkung auf 
Wirtschaft und Gesellschaft, sondern ebenso sind die 
Gesellschaft und eine florierende Wirtschaft die Vor-

aussetzung dafür, daß Reformen und Expansion in 
diesen Bereichen überhaupt erfolgreich bewerkstel-
ligt werden können. 

Die Weiterführung unserer sozialen Demokratie 
wird zwar durch die Entwicklung von Bildung und 
Wissenschaft wesentlich geprägt, aber diese Ent-
wicklung von Bildung und Wissenschaft ist ohne 
eine Fortentwicklung der sozialen und wissenschaft-
lichen Grundlagen unseres Staates ebenfalls nicht 
möglich. Diese beiden Dinge stets gleichgewichtig 
im Auge zu haben, ist bekanntlich nicht so einfach. 

Das heißt, daß wir alle, die wir die große Bedeu-
tung von Bildung und Wissenschaft bei den Refor-
men in unserem Lande sehen — ich bin Herrn Alt-
hammer sehr dankbar dafür, daß er diese Gemein-
samkeit hier soeben herausgestellt hat —, diese Re-
formen demnach immer im Gesamtzusammenhang 
betrachten müssen. Daß die Entwicklung der Ein-
kommen, der sozialen Sicherheit, daß der Bau von 
Krankenhäusern und Altersheimen, von Straßen und 
Wohnungen neben den leider sehr großen An-
sprüchen von Bildung und Wissenschaft gesehen 
werden müssen und daß wir das genauso klar sehen, 
können Sie uns, meine Damen und Herren von der 
Opposition, glaube ich, wirklich abnehmen. 

(Abg. Dr. Martin: Siegreicher Rückzug!) 

Eine Planung der Prioritäten haben wir aber nicht 
vorgefunden, 

(Abg. Dr. Martin: Planmäßige Absetzung!) 

und wir können nicht warten, bis dieser nicht von 
uns zu vertretende Mangel völlig ausgeglichen ist. 

(Abg. Dr. Martin: Abschied von der Illusion!) 

— Wir haben nicht nur Pläne gemacht und Illusionen 
gehabt, verehrter Herr Martin, sondern auch mit Re-
formen begonnen. Der Bundeskanzler hat vor eini-
gen Tagen bereits darauf hingewiesen, und das kann 
man doch nicht so einfach vom Tisch wischen, wie 
das etwa Herr Dr. Barzel mit einer Handbewegung 
getan hat. 

Wir sehen in diesem hier zur Diskussion stehen-
den Einzelplan 31 — und noch deutlicher in der mit-
telfristigen Finanzplanung bis 1974 — weitere Re-
formschritte für 1971 und darüber hinaus deutlich 
genug markiert; auch darauf hat der Herr Bundes-
kanzler in seinen Ausführungen vor einigen Tagen 
schon hingewiesen. 

Es wurde vom Berichterstatter bereits ausgeführt, 
daß die Ausgaben für Bildung und Hochschulen im 
Jahre 1971 auf einen Betrag von 1,4 Milliarden DM 
anwachsen sollen und daß für Wissenschaft und 
Forschung die Summe von 2,6 Milliarden DM zur 
Verfügung stehen soll. Das heißt, wir werden ein 
Verhältnis von etwa 36 : 64 haben. Diese Zahlen 
zeigen — ich bin Herrn Enders dafür dankbar, daß 
er darauf von sich aus noch einmal hingewiesen 
hat —, daß die Forschung nach wie vor gleich-
berechtigt und gleichwertig neben der Bildung steht 
und auch in Zukunft, soweit wir etwas dazu tun 
können, mit entsprechenden Zuwachsraten nach-
haltig gefördert werden soll. 
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Dem steht nicht entgegen, daß die Bundesregie-
rung naturgemäß gerade im Bildungsbereich zunächst 
größere Aktivitäten entfalten mußte, um, wie vorhin 
schon angedeutet, Grundlagen zu schaffen. Die er-
heblich steigenden Mittel für Bildungsforschung in 
Höhe von etwas mehr als 90 Millionen DM sollten 
eine ausreichende praxisnahe Bildungsplanung mit 
ermöglichen helfen. 

Ich freue mich, feststellen zu können, daß die not-
wendige Zusammenarbeit im Bildungsbereich zwi-
schen Bund und Ländern inzwischen im großen und 
ganzen gut angelaufen ist. In der Bildungsplanungs-
kommission konnte ein Instrument geschaffen wer-
den, das ein gemeinsames, koordiniertes und plan-
volles Verhalten von Bund und Ländern erlaubt. Für 
den Erfolg dieser gemeinsamen Arbeiten, meine 
Damen und Herren, ist es dann allerdings auch von 
ausschlaggebender Wichtigkeit, daß die Länder mit 
uns der gleichen Meinung sind, daß schnell und 
entschlossen gehandelt werden muß. Das bezieht 
sich auch darauf, daß wir den von uns selbst und 
den Regierungschefs gestellten Termin des 31. Mai 
1971 für die Fertigstellung des ersten gemeinsamen 
Plans einhalten. 

Herr Althammer hat soeben noch einmal darauf 
hingewiesen, daß der Bund von dem Bildungsbereich 
bisher nur 6 % übernommen hat und somit nur einen 
geringen Betrag beiträgt. Das ist richtig. Nach 
meiner Meinung muß man aber, wenn man sich über 
diese Zahlen unterhält ich habe das hier, glaube 
ich, auch schon ein- oder zweimal gesagt —, fairer-
weise den Gesamtkomplex nehmen, nämlich Bildung 
und Wissenschaft. Auch da ist der Anteil des Bun-
des nicht etwa überragend — das hat sich aus der 
Entwicklung ergeben —, aber er ist inzwischen 
schon auf einen Satz von 17 bis 18 % angewachsen. 

Nun sagen Sie, Herr Althammer, seit einem Jahr 
gehe der Ruf danach, wie die Lasten zwischen Bund 
und Ländern — man muß wohl auch noch sagen: 
und Gemeinden — verteilt werden sollen. Sie sind 
darüber enttäuscht, daß die Bundesregierung nicht 
aus eigenem Entschluß sagt, wie es sein soll. Ich 
würde doch gerade von Ihnen, aus der Ecke des 
Vaterlandes, aus der Sie stammen, erwarten, daß 
Sie anerkennen, daß wir weder den Inhalt noch die 
Art und Weise präjudizieren wollen, sondern ge-
rade das zum Thema der Beratungen der Bund-Län-
der-Kommission gemacht haben. Das sollte doch 
klar gesehen werden. Andererseits gebe ich Ihnen 
gern zu, daß das uns und auch die Länder zwingt, 
mit unseren Arbeiten wirklich bis Ende Mai fertig 
zu werden. 

Meine Damen und Herren, im Hochschulbau han-
delt es sich in diesem Jahr um den letzten Etat, der 
ohne eine eindeutige Ausrichtung an einem länger-
fristigen gemeinsamen Programm von Bund und 
Ländern auskommen muß. Vom nächsten Jahr an 
wird der Haushalt auf der Grundlage der gemein-
samen Rahmenplanung von Bund und Ländern ste-
hen. Der erste Plan wird natürlich noch Unvollkom-
menheiten aufweisen. Aber er ist doch wenigstens 
ein Anfang. Wir werden darüber Anfang März 
dieses Jahres erstmals konkret beraten. 

Die Bundesregierung hat für den Hochschulbau 
bereits im Jahre 1970 über den nach Abzug der Kon-
junktursperre verbleibenden Ansatz von 795 Milli-
onen DM hinaus unter Einbeziehung der Ausgabe-
reste, des Zuflußvermerks und einer überplan-
mäßigen Ausgabe insgesamt rund 940 Millionen DM 
ausgegeben. Für 1971 sind im Haushalt 1,02 Milli-
arden DM angesetzt. 

Sie, Herr Althammer, haben dieses Dinge soeben 
noch einmal zum Inhalt Ihrer Erörterungen gemacht 
und darauf hingewiesen, daß wir seinerzeit Ihrem 
Vorschlag nicht mit Vehemenz gefolgt sind. Aber 
wenn ich mir die Ausführungen der Opposition 
hinsichtlich des konjunkturgerechten Verhaltens 
fast alle Tage in den letzten acht Tagen ansehe, so 
muß ich feststellen — und das müssen Sie uns doch 
zumindest zubilligen —, daß wir uns zu der Zeit, wo 
Sie viel lauter als alle anderen der Bundesregierung 
nachgesagt haben, sie habe kein Verständnis und 
kein Gefühl für die konjunkturelle Lage, mindestens 
in diesem Punkt konjunkturgerecht verhalten haben, 
indem wir nicht mit Vehemenz auf den Vorschlag 
eingegangen sind. Was wir dann wirklich bewerk-
stelligt haben, drückt sich in der soeben von mir 
nochmals bekanntgegebenen Steigerungsrate von 
795 Millionen DM auf rund 940 Millionen DM aus, 
und daraus geht ja auch hervor, daß wir durchaus 
flexibel sind. Ich glaube, der Erfolg spricht dafür. 
Wie gesagt: für den Haushalt 1971 etwas mehr als 
1 Milliarde DM. Der Bundesminister der Finanzen 
hat bereits in seiner Haushaltseinbringungsrede be-
tont, daß dieser Betrag nicht ausreichen wird — das 
wissen wir alle miteinander, Herr Enders hat es 
auch noch einmal gesagt — und daß der notwendige 
Mehrbedarf aus dem Aufkommen der ersten Bil-
dungsanleihe, die inzwischen eine Höhe von 260 
Millionen DM erreicht hat, gedeckt werden muß. 

Meine Damen und Herren, die erheblichen Auf-
wendungen für den Hochschulbau zeigen doch den 
deutlichen Willen und die Bemühungen dieser Bun-
desregierung, die Zulassungsbeschränkungen an den 
Hochschulen möglichst schnell zu beseitigen. Ich darf 
hier nochmals der Hoffnung Ausdruck verleihen, 
daß wir den Numerus clausus in den meisten Fä-
chern — und da gilt immer die Ausnahme der Hu-
manmedizin — bis 1975 überwunden haben werden. 
Darauf ist das Programm angelegt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Annahme, mit dem Hochschulbau sei es in den 
letzten Jahren bergab gegangen, trifft zwar für 1969 
zu, nicht aber für 1970. Für 1970 ist eine solche Be-
hauptung schlicht falsch. Das Gegenteil ist der Fall. 
1970 war der erste größere Schritt — ich will noch 
gar nicht von einem großen Schritt reden — in 
Richtung auf das Zwischenziel, nämlich bis 1975 
Studienplätze für 680 000 Studenten im Gesamt-
hochschulbereich zu schaffen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das dokumentiert sich in einer in der Vergangen-
heit nie erreichten Steigerung des Bauvolumens, an 
der die von der Bundesregierung initiierten Schnell-
baumaßnahmen einen wesentlichen Anteil haben. 
Ich darf mich im Namen meiner Mitarbeiter dafür 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 100. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. Februar 1971 	5765 

Bundesminister Dr.-Ing. Leussink 

bedanken, Herr Althammer, daß Sie soeben anerken-
nende Worte für ihre Arbeit gefunden haben. Sie 
wissen aus intimer Kenntnis, daß das tatsächlich nur 
in Tag-und-Nacht-Arbeit überhaupt geschafft werden 
konnte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Die Gesamtausgaben von Bund und Ländern für 
ab 1970 gemeinsam finanzierte Hochschulbauvor-
haben stiegen von knapp insgesamt 1,4 Milliarden 
DM im Jahre 1969 auf 1,9 Milliarden DM im Jahre 
1970. Die Bundesausgaben allein — weil das nicht 
in jedem Jahr genau 50 zu 50 ausgeht —, die von 
1968 auf 1969 noch um 26 Millionen DM effektiv ge-
fallen waren, stiegen im Jahre 1970 von 1969 aus 
gesehen von 616 Millionen DM auf 940 Millionen 
DM, Diese nominale Steigerung von rund 52 % ent-
spricht selbst bei der behaupteten Baukostensteige-
rung von 18 % immer noch einer realen Erhöhung 
des damit finanzierten Bauvolumens von rund 30 %. 
Da aber im Hochschulbau die Preissteigerungen we-
gen überwiegend langfristiger Verträge 1970 noch 
nicht voll wirksam geworden sind — sie werden es 
in der Zukunft, das sehen wir natürlich auch —, ist 
hier eine geringere Preissteigerungsrate, nämlich 
von etwa 14 bis 15 %, realistisch. Das bedeutet dann 
eine reale Steigerung gegenüber 1969 von rund 
33 %, also um rund ein Drittel. Es ist ein Märchen, 
wenn immer wieder behauptet wird, die Baukosten-
steigerungen hätten die Zuwachsrate aufgefressen, 
so schmerzlich selbstverständlich auch uns diese 
Baukostensteigerungen sind. 

(Abg. Dr. Martin: Stimmt es denn nicht?) 

— Nein, sie haben sie nicht aufgefressen, sie haben 
sie angeknabbert. 

Meine Damen und Herren, die Engpässe an den 
Hochschulen können wir aber nicht allein durch Be-
reitstellung erhöhter Mittel überwinden. Die Bun-
desregierung hat bereits im Bildungsbericht darauf 
hingewiesen, daß es im Hochschulbau nicht nur auf 
eine vermehrte Bautätigkeit, sondern in gleicher 
Weise — und das wurde vorhin auch noch einmal 
mit besonderem Nachdruck hier betont — auf eine 
Rationalisierung der Bauverfahren von der Planung 
bis zur Fertigstellung ankommt. Auch und gerade 
beim Aus- und Neubau von Hochschulen können wir 
uns keine Luxusbauten leisten. 

(Beifall.) 

Das Ziel ist, für die zu erwartenden Studenten-
zahlen — 680 000 im Jahr 1975 — die notwendigen 
Studienplätze zu schaffen. Dieses Ziel können wir 
nur erreichen, wenn wir für den Flächenbedarf je 
Studenten in den Geisteswissenschaften realistische 
Richtwerte ansetzen und die Investitionskosten für 
den Quadratmeter Nettonutzfläche so weit wie mög-
lich senken. 

Darüber hinaus — und ich bin sicher, daß Sie alle 
mit mir einig sind — muß nach geeigneten Wegen 
gesucht werden, die vorhandenen und die neu zu 
schaffenden Kapazitäten besser auszunutzen, als das 
bei dem derzeitigen System von nur knapp 30 Wo-
chen Vorlesungsbetrieb im Jahr und von heute doch  

oft nur viereinhalb Tagen Vorlesungsbetrieb pro 
Woche möglich ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Dabei muß man fairerweise aber auch anerkennen, 
daß in einer ganzen Reihe von Hochschulen inzwi-
schen viel mehr zur besseren Kapazitätsausnutzung 
getan worden ist, als allgemein im Publikum be-
kannt ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Länder haben 
sich geholfen!) 

— Das ist ja auch in der Zuständigkeit der Länder. 
Also wird es wohl richtig sein, daß die Länder an-
fangen, sich zu helfen. 

Ich habe bereits am 30. Oktober 1969 von dieser 
Stelle aus deutlich darauf hingewiesen, daß wir von 
allen Beteiligten, besonders auch von den Studen-
ten, erwarten müssen, daß sie auch in den nächsten 
Jahren eine Reihe von Einschränkungen gegenüber 
einem vorstellbaren Idealzustand hinnehmen wer-
den. Natürlich würde auch ich den Flächenbedarf 
je Student in den Geisteswissenschaften lieber auf 
einen Wert von 6,0 bis 6,5 qm gesetzt sehen. Aber 
wenn es in anderen Ländern mit 4,0 bis 4,5 qm 
je Student zu schaffen ist, muß das auch bei uns 
mindestens für eine noch recht geraume Zeit mög-
lich sein, und wir müssen uns damit auch noch viele 
Jahre zufriedengeben können. 

Ich möchte es mir nicht ganz so leicht machen wie 
seinerzeit der Ministerpräsident von Baden-Würt-
temberg hinsichtlich der Universität Konstanz. Aber 
ich stimme mit ihm in der Tendenz doch überein: 
Für eine Reihe von Jahren muß der Begriff 
„Austerity" ganz groß über unser Hochschulbau-
programm geschrieben werden. Hier steckt offen-
sichtlich noch eine ganze Menge Luft in unseren 
Programmen. Die Erfahrungen mit dem Schnellbau-
programm berechtigen da zu einigen Hoffnungen. 
Obwohl — denn vorher hat keiner vom Schnellbau-
programm gesprochen - 

(Abg. Dr. Martin: Herr Leussink, das war 
doch in Baden-Württemberg! Das haben 

Sie doch nicht erfunden!) 

erst Anfang 1970 vergeben, erbrachten sie in den 
Baukosten pro Quadratmeter Nutzfläche Erspar-
nisse um 10 bis 40 % gegenüber den gängigen 
Werten, die in der Größenordnung von 2000 bis 
3500 DM pro Quadratmeter liegen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wie das Marburger und andere Beispiele zeigen, 
gibt es auch 1970 noch Hochschulbauten praktisch 
ohne Baukostensteigerungen. Ich gebe zu, daß hier 
die langfristige Vorausvergabe eine Rolle spielt, 
aber genauso auch ein rationelles Planungs- und 
Bausystem. Auf Grund der bisherigen Vorarbeiten 
sehe ich die reelle Chance, durch Anwendung sol-
cher rationeller Methoden und durch Beschränkung 
auf das Notwendige unter der Überschrift „Auste-
rity" einen großen Teil der teilweise nicht mehr 
rational zu begreifenden Kostensteigerungen aufzu-
fangen. Wir werden in einigen Monaten hierzu 
Konkretes sagen können. 
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Herr Althammer, selbstverständlich sehen wir das 

Problem der Roten Zellen, und wir nehmen diese 
Frage ernst. Aber so ein bißchen war aus Ihren Aus-
führungen von vorhin zu spüren, daß wir durch 
solche Hinweise letztlich doch nur von dem wahren 
Kern der Dinge — dabei handelt es sich um sehr 
nüchterne Überlegungen zur besseren Kapazitäts-
ausnutzung — abgelenkt werden sollen. Ich will 
nun meinerseits gar nicht von dem Problem der 
Roten Zellen ablenken. 

(Abg. Dr. Schober: Das ist nicht nur ein 
Problem der Überfüllung, Herr Minister!) 

Schwerpunkte im Haushalt sind neben der Bil-
dung insbesondere die Datenverarbeitung und die 
neuen Technologien, auf die ich noch ganz kurz 
zu sprechen kommen möchte. Ich verstehe eigentlich 
nicht ganz, daß Sie vorhin gerade bei den neuen 
Technologien, wo es um Steigerungsraten von zum 
Teil weit über 100 % geht, Ihre kritischen Bemer-
kungen angebracht haben, es sei denn, Sie haben 
ganz neue, Sie besonders interessierende neue Tech-
nologien in Ihrem Blick, obwohl Sie das nicht aus-
geführt haben. 

Für den wichtigen und zukunftsträchtigen Bereich 
der Datenverarbeitung sollen 224 Millionen DM 
ausgegeben werden; das ist fast zweieinhalbmal 
soviel wie das Ist 1970. Die Mittel werden im Rah-
men eines Zweiten Datenverarbeitungsprogramms 
eingesetzt, das diesmal von den Bundesministerien 
für Bildung und Wissenschaft, für Wirtschaft, für 
Arbeit und Sozialordnung und vom Bundesministe-
rium des Innnern gemeinsam durchgeführt werden 
wird. 

Die Ausgaben für neue Technologien werden auf 
rund 87 Millionen DM ansteigen. Im Rahmen des 
Technologieprogramms werden Projekte und Ein-
zelvorhaben der technologischen Forschung und Ent-
wicklung gefördert mit dem Ziel, Innovationen, die 
zur Lösung von Aufgaben in den Bereichen Umwelt, 
Verkehr, Medizin, Information und Kommunikation 
erforderlich sind, beschleunigt herbeizuführen. 

Noch ein Wort zu Europa. Herr Althammer, meine 
Erfahrungen auf diesem Felde sind langjährig. Ich 
weiß, wie schwierig das ist, und nur durch müh-
same Kleinarbeit und durch bilaterale Arbeit ist 
dort etwas zu machen. Ich hoffe, daß Sie über das 
Vehikel Europa dazu beitragen werden, dies zu 
honorieren, wenn wir mit bescheidenen Stellenan-
forderungen kommen. 

Nun noch einige Worte zu den Anträgen, die von 
der Opposition gestellt worden sind. Ich komme zu-
nächst zu dem Änderungsantrag auf Umdruck 119 *). 
Meine Damen und Herren von der Opposition, ich 
kann eigentlich nicht so recht verstehen, weswegen 
Sie glauben, hier nun schon wieder eine neue, d. h. 
eine dritte, Hildegard-Hamm-Brücher-Show veran-
stalten zu sollen. Eine bessere Reklame für Frau 
Hamm-Brücher ist überhaupt nicht denkbar. Wir 
sind Ihnen außerordentlich dankbar dafür, daß Sie 
diesen Antrag gestellt haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

*) Siehe Anlage 17 

Ich habe dazu vor einigen Wochen hier in der Frage

-

stunde und dann auch noch im Haushaltsausschuß 
das, was ich glaube, Notwendige gesagt. 

Abgesehen davon, daß ich es mindestens in Frage 
stelle, ob es haushaltsrechtlich möglich ist, eine be-
setzte Beamtenstelle zu streichen, möchte ich gern 
noch folgendes hinzufügen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist möglich!) 

Ich kann mich des Eindrucks nicht erwehren, daß 
hier irgendwie unterschwellig auch der alte Adam 
der paternistischen Wertordnung hervorlugt, 

(Beifall bei den Regierungsparteien - 
Heiterkeit) 

für den konservative Gemüter natürlich noch 
anfälliger sind als der Rest der Menschheit. Da hat 
nun ausgerechnet eine Frau in einem beispiellosen 
Einsatz von körperlicher und geistiger Anstrengung 
und Leistung die FDP wieder in den Bayerischen 
Landtag hineinkatapultiert. Von der Theorie des 
Hinauskatapultierens aus gesehen ist das selbstver-
ständlich ein Sakrileg, 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien) 

vielleicht unter manchen Gesichtspunkten ein unver-
zeihliches Sakrileg. Ich verstehe, daß das besonders 
ärgerlich ist. Aber, meine Herren — und jetzt rede 
ich nur die Herren an —, ich würde doch vorschla-
gen, daß wir das etwas gelassener betrachten. 

Mit ihrem Antrag auf Umdruck 120 **) verlangt die 
Opposition die Streichung der Leertitel für zusätz-
liche Maßnahmen im Hochschulbereich und in der 
allgemeinen Wissenschaftsförderung. Hierüber kann 
man gewiß streiten. Wir haben uns darüber im 
Haushaltsausschuß unterhalten, der bisher das hier 
vorgeschlagene Verfahren mit Mehrheit beschlos-
sen hat. Und die Tatsache, daß auch der Vertreter 
des Bundesrechnungshofes dieses Verfahren bejaht 
hat, könnte doch eigentlich dazu führen, Herr Alt-
hammer, daß auch Sie Ihre Zustimmung dazu geben. 

Zum Schluß der Antrag auf Umdruck 122 ***). Er 
befaßt sich mit der Universität Bremen. Meine Ein-
stellung zu dieser Frage habe ich wiederholt öffent-
lich hier und auch anderswo bekanntgegeben. Ich 
glaube, wir brauchen diese Debatte zu dieser Stunde 
nicht neu zu entfachen. Ich bitte Sie, dem Antrag 
nicht zuzustimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Schober: Herr Minister, sehen Sie die 

Gefahren nicht?) 

— Ich sehe jedenfalls nicht nur dort Gefahren, son-
dern auch an vielen anderen Stellen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, Sie werden festgestellt haben, daß es inzwi-
schen auf 22 Uhr geht. Ich möchte Sie deshalb bitten, 
die Dauer Ihrer Reden nicht nur an der Wichtigkeit 
der Materie, die unbestreitbar ist, sondern auch an 
dem harten Fortgang der Uhr zu messen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Spilker. 

**) Siehe Anlage 18 
***) Siehe Anlage 19 
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Spilker (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wenn man den Haushalt des 
Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft 
ließt, wenn man ihn gar vergleicht mit früheren Etats 
des Ministeriums oder seiner Rechtsvorgänger, dann 
ist man sicherlich recht beeindruckt von der Entwick-
lung dieses Hauses seit 1955, seit seiner Gründung. 
Schaut man etwas näher zu, wird ein bißchen kritisch 
und liest auch einmal das Hausblatt der Regierungs-
parteien, dann merkt man, daß doch nicht alles so in 
Ordnung ist, wie man vorher vermutet hatte. Ich 
spreche von den Plänen des Ministers — vielleicht 
sind es schon Reformpläne —, das Beratungswesen 
in diesem Hause zu ändern, dabei aber so unter der 
Hand die Deutsche Atomkommission zu eliminieren, 
eine Kommission, die seit 1955 tätig war. Mir ist 
natürlich bekannt, daß wir in der Zwischenzeit ein 
Beratungsorgan für Forschungsfragen bekommen 
haben, das nach der Änderung des Namens des Mi-
nisteriums in ein Beratungsorgan für Bildung und 
Wissenschaft umbenannt werden soll. Wie gesagt, 
bei dieser Gelegenheit soll die Deutsche Atomkom-
mission aufgelöst werden und dabei, was mir gleich 
schlimm erscheint, die so bewährte partnerschaft-
liche Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft, Wirt-
schaft und öffentlicher Hand gefährdet oder gar zer-
stört werden. 

Meine Damen und Herren, die Deutsche Atom-
kommission ist gut 15 Jahre alt, wenn ich mich rich-
tig erinnere. Sie wurde 1955 errichtet, und zwar im 
Dezember. Kurze Zeit vorher war ein neues Mini-
sterium gebildet worden, das Bundesministerium für 
Atomfragen. Wie gesagt, das war die Gründung des 
Hauses, das sich heute Ministerium für Bildung und 
Wissenschaft nennt. 

(Zurufe von der SPD: Können Sie die Ge

-

schichte etwas kürzer machen?) 

— Ich danke Ihnen vielmals für den Hinweis, aber 
bis jetzt habe ich mich ganz streng an die Übung 
gehalten, die Sie hier heute praktiziert haben. 

(Lachen bei der SPD. — Abg. Wehner: Das 
war zu früh!) 

— Ach, Herr Wehner, was soll denn jetzt wieder 
kommen? Ich höre gern zu, ich werde Ihnen sicher-
lich auch eine Antwort geben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hören Sie nicht 
hin! — Zuruf von der SPD: Zur Sache!) 

Ich möchte noch einige Worte über die partner-
schaftliche Zusammenarbeit sagen, die ich soeben 
erwähnte. Im Jahre 1955, nach der internationalen 
Atomkonferenz in Genf, wurde eine Kernrektorbau- 
und Betriebs-GmbH gebildet. Daran hat sich die 
Industrie neben dem Bund und dem Land Baden

-

Württemberg mit 50 % beteiligt. Ziel der Gesell-
schaft war der Bau eines deutschen Reaktors in 
Karlsruhe. Als die Arbeiten fortgeschritten waren, 
hat sich die Industrie als Gesellschafter zurück-
gezogen und ihren Anteil — es waren 30 Millio-
nen DM — der öffentlichen Hand übertragen. Glau-
ben Sie, daß es heute in Karlsruhe ein blühendes 
Kernforschungszentrum gäbe ohne die — natürlich 
neben der Tätigkeit aller Beteiligten — zusätzliche 

Beratung durch Wissenschaftler und Wirtschaftler? 
Ohne die erwähnte Zusammenarbeit 

(Zuruf von der FDP: Das bestreitet ja 
keiner) 

— warten Sie nur ab — hätte es sicherlich die un-
bestreitbaren Erfolge auf dem Gebiet der Kern-
energie überhaupt nicht gegeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es gibt natürlich — das weiß ich — andere Zen-
tren in der Bundesrepublik, Großforschungseinrich-
tungen etwa in Jülich, Geesthacht und München. Im 
Prinzip gilt das gleiche für diese Einrichtungen, was 
ich für Karlsruhe gesagt habe, und des gilt in ge-
wissem Sinne auch für das Atomministerium, das 
1955 mit kleinster Besetzung anfing und die Be-
ratung durch die Atomkommission, die man jetzt 
auflösen will, dringend nötig hatte. 

Ich darf übrigens noch auf folgendes hinweisen. 
Im Gegensatz zu anderen Beispielen wurden in die 
Deutsche Atomkommission keine Vertreter von 
Verbänden, Institutionen amtlicher oder halbamt-
licher Art, oder Ministerien berufen, sondern aus-
schließlich Persönlichkeiten, die die Gewähr dafür 
boten, sachverständige und unabhängige Berater 
auf diesem schwierigen Gebiet der Wissenschaft 
zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber das scheinen Sie vergessen zu haben. Ich 
werde noch darauf zurückkommen. 

Was ist nun aus dieser Kommission geworden? 
Sie könnten sagen: Wir brauchen diese Kommission 
heute nicht mehr, wir können das mit Ad-hoc-Kom-
missionen, mit Ad-hoc-Arbeitsgruppen machen, 
natürlich immer unter der Voraussetzung, daß das 
Ministerium die Aufgaben stellt. — Dabei meine 
ich, daß Aufgaben dieser Art von Verwaltungs-
beamten allein gar nicht gestellt werden können. 
Das war damals, als wir die Atomkommission bil-
deten, ein Leitgedanke, weil wir meinten, Atom-
politik kann man nicht allein mit Verwaltungs-
juristen machen. Ich bin selbst einer gewesen. Ge-
statten Sie mir deshalb diese Bemerkung. 

Wollte man erfolgreich sein, mußte man einen 
Weg zur Naturwissenschaft, Physik, Chemie und 
Technologie finden. Das ist geschehen mit dem Er-
gebnis, daß wir heute den Personen dieser Atom-
kommission durch den „Spiegel" mitteilen, ihre Be-
ratung sei nicht mehr erwünscht. Es scheint mir über-
haupt eine neue bzw. moderne Methode zu sein, 
bewährten Partnern durch die Zeitung oder durch 
eine Zeitschrift mitzuteilen, — — 

(Abg. Wehner: Früher machte man das 
durch den Portier! Fragen sie doch einmal 

Herrn Balke!) 

— Herr Wehner, ich glaube, daß man das früher mit 
einem Portier machte. Das stammt aber sicherlich 
aus Ihrer Zeit. In unserer Zeit hat man das jeden-
falls nicht praktiziert. Ich habe diesem Hause selber 
angehört, darum nehme ich Ihnen das nicht ab. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Spilker, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Flämig? 

Spilker (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Flämig (SPD) : Herr Kollege, würden Sie mir, 
nachdem vorhin Herr Kollege Althammer behauptet 
hat, er habe im „Spiegel" gelesen, das Deutsche 
Atomforum solle aufgelöst werden, und Sie jetzt 
davon sprechen, Sie hätten im „Spiegel" gelesen, 
die Deutsche Atomkommission solle aufgelöst wer-
den, bitte einmal sagen, was nun eigentlich aufge-
löst werden soll und ob der „Spiegel" die richtige 
Quelle für solche Nachrichten ist? 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Spilker (CDU/CSU) : Herr Kollege, ich muß Ihnen 
hier klipp und klar sagen, daß Sie über das, was 
mein Freund Althammer gesagt hat, im Zweifel 
ihn selber fragen sollten. Ich spreche  hier von einer 
Äußerung des Herrn Staatssekretärs von Dohnanyi 
im „Spiegel". Ich rede nicht vom „Spiegel" allein, 
sondern von einer Äußerung des Staatssekretärs 
des Hauses, und bei dieser Äußerung geht es um 
die Deutsche Atomkommission. Ich glaube, ich habe 
mich deutlich genug ausgedrückt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der „Spiegel" 
als „Gemeinsames Ministerialblatt"!) 

Herr Minister, ich möchte auch Ihnen noch ein 
Wort sagen dürfen. Sie waren leider nie mein Chef; 
sonst hätte ich es Ihnen früher schon gesagt. Ich 
kann mir gut vorstellen, daß Sie bei Ihren organi-
satorischen Maßnahmen und Plänen nicht gerade 
darauf bedacht sind, den Beifall der Opposition zu 
finden. Das merke ich ja hier schon an einigen Zwi-
schenrufen. Sie sollen aber wissen, daß Sie mit 
Ihren Plänen auch der Sache nicht dienen. Sie sollen 
auch wissen, daß Sie mit Ihren Plänen weder den 
Beifall der Wissenschaft noch das Verständnis oder 
gar den Beifall der Wirtschaft finden. Ich möchte 
hier nicht hintergründig werden, sonst würde ich 
Sie fragen: Warum wollen Sie eigentlich auf die 
kontinuierliche Beratung durch diese Kommission 
verzichten? 

Ich erwähnte schon, daß Sie mit Ad-hoc-Ausschüs-
sen dieser Frage nicht gerecht werden. Sie brauchen 
weiterhin die Beratung, die sich in den letzten Jah-
ren als notwendig erwiesen hat. Sie brauchen sie 
auch jetzt, nachdem der Durchbruch zur wirtschaft-
lichen Nutzung der Kernenergie zwar gelungen ist, 
es aber noch sehr schwierige, vor allen Dingen 
technologische, Probleme zu lösen gibt. 

Von Zeit zu Zeit wird es natürlich angezeigt sein, 
das Beratungswesen zu überprüfen, sei es in dem 
betreffenden Haus, 

(Zuruf von der SPD) 

sei es in der Bundesregierung. — Schönen Dank für 
den Hinweis! Es wird auch notwendig sein, jüngeren 
Kräften zu gegebener Zeit Eingang in wichtige Be-
ratungsgremien zu verschaffen. Vielleicht ist ein 

neues Berufungswesen notwendig, vielleicht ein an-
derer Turnus! 

(Abg. Flämig: Das gilt sicherlich auch für 
die Atomkommission!) 

— Das gilt auch für die Atomkommission. Sie wer-
den aber niemals bei berechtigten Maßnahmen 
Schwierigkeiten haben mit den Personen, die im 
Laufe der Jahre — angefangen im Jahre 1955 — in 
die Deutsche Atomkommission berufen worden sind. 

Im übrigen lassen Sie mich noch eines sagen: Ich 
glaube auch nicht, daß es der richtige Stil ist, diesen 
Persönlichkeiten durch den „Spiegel" mitzuteilen, 
daß ihre Beratung oder ihre Tätigkeit nicht mehr ge-
wünscht wird. Das ist nicht der richtige Stil, auch 
nicht für einen Staatssekretär, vor allen Dingen dann 
nicht, wenn er erst ein Jahr in dem Hause tätig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von der 
SPD: Das war wieder die falsche Seite!) 

— Das war nicht die falsche Seite. Ich habe ganz 
bewußt zu Ihnen geschaut. Sie wissen auch aus 
Ihrer anderen Tätigkeit, worüber ich spreche. 

Nun noch ein Letztes, Herr Minister. Damit darf 
ich einmal auf die rechte Seite schauen; es wurde 
hier ja auch so gewünscht. Eine Institution, Herr 
Bundesminister, ist sicherlich nicht deshalb schlecht, 
weil sie vor fünfzehn Jahren durch Beschluß einer 
anderen Bundesregierung geschaffen worden ist. Im-
merhin war es der Beschluß einer Bundesregierung. 
Genauso möchte ich Ihnen sagen, daß eine Insti-
tution auch nicht deshalb gut ist, weil Sie sie gestern 
oder vorgestern geschaffen haben oder sie für mor-
gen planen. Versehen Sie lieber diese Atomkom-
mission — auch wenn man ihre Möglichkeiten in 
den letzten Monaten nicht richtig genutzt hat — 
mit neuem Glanz, damit wir auch in der neuen 
Phase der Entwicklung der Kernenergie — der Kern-
technik — den Erfolg haben werden, um den wir 
uns auch früher bemüht haben! Bauen Sie lieber 
auf dem auf, was wir im Jahre 1955 begonnen und 
in den Folgejahren weiterentwickelt haben. Gefähr-
den Sie diese Entwicklung nicht dadurch, daß Sie 
diese notwendige Institution auflösen! Ich sage das 
nicht, weil wir ihr zu Dank verpflichtet sind. Dank 
bezieht sich auf die Vergangenheit, und in der Poli-
tik gibt es keinen Dank. Ich sage das deshalb, weil 
wir diese Institution brauchen, weil sie wichtige, 
ja, wichtigste Aufgaben heute, morgen und über-
morgen zu erfüllen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Raffert. 

Raffert (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Als ich, Herr Kollege Spilker, Ihren Namen 
auf der Rednerliste vor mir fand, habe ich zunächst 
einmal im Bundestagshandbuch nachgesehen, denn 
ich dachte, wir bekämen einen neuen Stern in diesem 
Felde. Darüber hätte ich mich natürlich gefreut. 
Nachdem ich Ihnen zugehört habe, bedaure ich nun 
aber nicht mehr, daß Sie dem Wissenschaftsaus-
schuß, der mit den Atomfragen zu tun hat, während 
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der Jahre, die ich ihm angehöre, Ihren Rat an Ort 
und Stelle nicht gegeben haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir sind vor

-

nehmer!) 

Herr Präsident, ich möchte unsere Änderungs-
anträge gern gleich mit behandeln. Bei der fortge-
schrittenen Zeit läßt sich das sicher rechtfertigen. 

Ich will dem Haus aber doch nicht vorenthalten, 
wie der Fachausschuß in seinen Beratungen im No-
vember diesen Haushalt 1971 beschieden hat. Ich 
werde Ihnen den Antrag vorlesen, der dort ohne 
Gegenstimme angenommen wurde. Er macht deut-
lich, wie die Situation damals war. Der Antrag 
lautet: 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft an-
erkennt die beträchtlichen Steigerungen der 
Mittel für Bildung und Wissenschaft im Einzel-
plan 31 des Haushalts für 1971. Er sieht darin 
einen wichtigen Schritt zur Erreichung der im 
Bildungsbericht der Regierung 1970 genannten 
Ziele. Er rechnet damit, daß die Bundesregie-
rung auch weiterhin die Finanzierung der wach-
senden Aufgaben und Ausgaben für Bildung 
und Wissenschaft sicherstellen wird. 

Das ist eine schöne, klare Feststellung des Fachaus-
schusses, der nicht widersprochen worden ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wie hätte ihr auch widersprochen werden sollen, 
waren doch die Beratungen gerade dieses Haushalts 
im Fachausschuß von einer geradezu, ich hätte fast 
gesagt, idyllischen Eintracht getragen. Außer dem 
Bremer Antrag, mit dem wir uns heute auch wieder 
zu befassen haben, ist kaum ein Wort der Kritik, 
kein Änderungsantrag gekommen. So war die Lage. 
Es schien also so, und es scheint so, daß die im Fach-
ausschuß beteiligten Kollegen mit der Behandlung 
der Dinge ganz einverstanden gewesen sind. 

Urn so unverständlicher ist es mir, daß Sie diesen 
Etat nun nicht mit annehmen wollen. Dann hätten 
Sie doch damals nach den Beratungen im Fachaus-
schuß dem abschließenden Antrag widersprechen 
und gegen ihn stimmen müssen. Es mangelt hier 
doch an Konsequenz. Ihre Haltung ist auch deshalb 
erstaunlich, weil gerade dieser Haushalt in vielen 
Positionen — ich will es Ihnen ersparen, zu sagen, 
in welchen, weil das jetzt zu weit führte — zeigt, 
daß wir endlich davon ausgehen können, daß die 
Bundesregierung eine klare, wohlgegliederte und 
für jedermann einsichtige Konzeption hat, mit der 
wir arbeiten können. Sie schlägt sich im Bildungs-
bericht nieder, der ein wandlungsfähiges, soziales, 
einheitliches, demokratisches und leistungsfähiges 
Bildungssystem anstrebt und den Ländern das An-
gebot der Mitarbeit macht. Auf dieser Grundlage 
ist die Mitarbeit der Länder in der Bund-Länder-
Kommission schon aktiviert worden. Diese Arbeit 
kann man nur begrüßen und loben. 

Wenn ich mir das in Berlin beschlossene und in 
Düsseldorf geänderte Programm der CDU für den 
Bildungsbereich ansehe, komme ich zu dem Schluß, 
daß man dort auch den Bildungsbericht der Bundes-
regierung honoriert, denn in wesentlichen Punkten  

hat man sich in diesem Programm bemüht, nachzu-
ziehen und auf den gleichen Level zu kommen, auf 
dem die Regierung und die Parteien der Koalition 
vorher schon gewesen sind. Das spricht aus vielen 
Zeilen heraus. 

(Abg. Frau Dr. Walz meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

— Frau Dr. Walz, bitte schön! 

Frau Dr. Walz (CDU/CSU) : Herr Kollege Raffert, 
ist Ihnen nicht klar, daß der Bildungsbericht der 
Bundesregierung lediglich aus Ergebnissen des 
Wissenschaftsrats und des Bildungsrats besteht? 

Raffert (SPD) : Frau Dr. Walz, wenn Wissen-
schaftsrat und Bildungsrat in ihren Zuarbeiten und 
Vorarbeiten mit den Konzeptionen der Regierung 
fast nahtlos übereinstimmen, ist das außerordent-
lich erfreulich. Das ist nur zu begrüßen. Mehr kann 
man doch schließlich gar nicht verlangen. Wenn Sie 
mit dem Wissenschaftsrat in wesentlichen Punkten 
nicht übereinstimmen — z. B. mit seiner Formulie-
rung über die Gesamthochschule, an die Sie sich 
sehr vorsichtig herantasten —, kann ich daran nichts 
ändern. Ich kann das nur schlicht feststellen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine weitere Zwi-
schenfrage. 

Dr. Kotowski (CDU/CSU) : Herr Kollege Raffert, 
ist Ihnen eigentlich bekannt, daß der Bildungsbericht 
der Bundesregierung dem Bericht des Wissenschafts-
rates folgte, daß er — das hat der Bundesminister 
hier übrigens gesagt, und das machen wir ihm auch 
gar nicht zum Vorwurf — in den Haupttendenzen 
abgeschrieben worden ist? 

Ist Ihnen ferner nicht bekannt, daß das „Berliner 
Programm" der CDU/CSU 

(Heiterkeit) 

— Verzeihung, das „Berliner Programm" der CDU 

(Abg. Dr. Apel: Stücklen für Stücklen geht 
es voran!) 

erheblich früher verabschiedet worden ist, nämlich 
bevor der Bildungsbericht überhaupt vorlag? Wenn 
es also schon um Prioritäten geht, wäre es gut, wenn 
Sie die Chronologie beachteten. 

Raffert (SPD) : Aber, Herr Kotowski, ich darf 
doch wohl feststellen, daß die bildungsprogramma-
tischen Aussagen sowohl von Sozialdemokraten als 
auch der Freien Demokraten längst vorlagen und die 
Ergebnisse des Wissenschaftsrates und des Bildungs-
rates diese programmatischen Aussagen bestätigt 
haben. 

(Abg. Dr. Kotowski: Ich meine den „Plan Z" 
von 1950?) 

Das ist doch völlig klar, und das war zu der Zeit, 
als Sie Ihr Programm verabschiedeten, schon zu 
ersehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Meine Damen und Herren, ich möchte zu diesem 

Programm nur noch eine Bemerkung machen. Herr 
Althammer hat uns hier mit beredten Worten darauf 
hingewiesen, wie sehr das Bildungssystem in der 
Deutschen Demokratischen Republik auf den Bedarf 
hin ausgerichtet sei und deswegen so gut funk-
tioniere. Wenn man Ihr Programm der CDU liest, 
kommt einem der Verdacht, daß hier sehr enge Be-
ziehungen bestehen, denn auch Ihr Programm orien-
tiert sich im wesentlichen am Bedarf. Ich könnte aus 
der mir vorliegenden Sammlung eine ganze Reihe 
sehr schöner Zitate bringen. So hat z. B. der Kollege 
Dr. Martin am 25. November 1966 gesagt: 

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen

-

stein: Wir entsinnen uns!) 

Wenn wir den Bedarf kennen, haben wir die 
Aufgabe, die Ausbildungszahlen, die Abiturien-
zahlen, auf diesen Bedarf abzustimmen. 

(Abg. Dr. Martin: Ist das falsch?) 

Die Reihe solcher Zitate ließe sich fortsetzen. 

(Abg. Dr. Martin: Das sagt doch Herr Leus
-

sink auch! Das sagt doch schon die Ver

-

nunft! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich will mich jetzt 
noch den Anträgen zuwenden, um das Haus nicht zu 
ermüden. 

Zu dem Antrag betreffend Frau Hamm-Brücher 
hat sich der Minister so klar geäußert, daß ich dem 
nur noch die Frage hinzufügen kann: Wo möchten 

I Sie sie denn nun eigentlicher lieber haben, hier oder 
in Bayern? 

(Abg. Dr. Schober: Entweder hier oder 
dort!) 

Sie möchten sie lieber in Bayern haben. Ja, da wird 
sie auch dringend gebraucht. Aber so, wie sie ihre 
Aufgaben erfüllt, kann sie hier wie dort das leisten, 
was von ihr erwartet werden muß. 

(Abg. Dr. Schober: Herr Raffert, entweder 
hier oder dort!) 

Was den Änderungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU auf Umdruck 120 betrifft, darf ich an meine 
Zwischenfrage zur Überschrift dieses Titels erinnern. 
Hier geht es um die Bildungsanleihe und um die 
Frage, wo sie eingeordnet und vor allen Dingen 
wann sie in den Haushalt aufgenommen werden 
soll. Dazu heißt es eindeutig, daß die Mittel mit 
Zustimmung des Deutschen Bundestages freigegeben 
werden können. Das ist ein einfacheres, weil zügige-
res Verfahren als das Verfahren eines Nachtrags-
haushalts, das Sie uns hier aufzwingen wollen. Das 
geht nicht am Haushalt, auf keinen Fall am Hause 
vorbei. Es wird von diesem Hause entschieden und 
gelangt dann in den Haushalt, ist aber schneller und 
flexibler zu machen. Das ist nötig bei dem, was wir 
zu tun haben. 

Der letzte Punkt betrifft den Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU auf Umdruck 122, den be-
rühmten „Bremen-Antrag". Der Minister hat auf 
seine Antwort auf Ihre Kleine Anfrage — Druck-

sache  VI/1072  — hingewiesen, worin die Bundes-
regierung klargestellt hat, daß die Universität Bre-
men nach den Vorschlägen des Wissenschaftsrates 
finanziert werden solle und der Bund diesen Vor-
schlägen zu folgen gedenke. 

Ich darf Sie auf einen Vorgang in Bremen hin-
weisen, den wir mit großem Interesse und — ich 
sage das für meine Person — auch mit großer 
Freude beobachten, nämlich den Andrang von po-
tenten Bewerbern auf die Positionen an der Univer-
sität Bremen, die ausgeschrieben worden sind. 

(Abg. Dr. Schober: Wo kommen die denn 
her?) 

— Herr Dr. Schober, Sie haben gefragt, wo sie her-
kommen. Ich nenne Ihnen ein Beispiel. Herr Pro-
fessor Friedrich-Wilhelm Bauer, Mathematiker, 
Stadtverordneter in Frankfurt und Mitglied der 
Fraktion der CDU, hat sich um eine solche Stelle 
in Bremen beworben. Das ist doch eine gute Sache, 
und ich bin sehr erfreut darüber, daß auch diese 
Farbe auf der Palette dort erscheint, 

(Heiterkeit bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

obwohl Herr Müller-Hermann gesagt hat: wir wol-
len unsere Leute nicht für die Bremer Universität 
werben, und obwohl Herr Bauer von seinen Partei-
freunden gewarnt worden ist. Er hat allerdings ge-
sagt, er könne nicht erkennen, daß in der Ausschrei-
bung irgendwelche politischen Vorbedingungen 
gestellt würden. Er will dorthin gehen, und das 
halte ich für gut. Das beweist aber auch, daß Ihr 
Antrag neben den Realitäten liegt. 

Meine Fraktion wird die genannten Änderungs-
anträge ablehnen und dem Haushalt zustimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Grüner. 

Grüner (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen, meine Herren! Die Fraktion der 
Freien Demokraten spricht an dieser Stelle dem 
Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wie soll es 
anders sein! — Hosianna! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

— Ich dachte, Sie hätten es nicht verstanden. Ich 
muß vielleicht noch deutlicher werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hauptsache, der 
Minister versteht es! — Weitere Zurufe.) 

— Sie sind sich Ihrer Sache offenbar sehr sicher. 
Was Sie jetzt zu hören kriegen, ist aber nicht selbst-
verständlich. Aber Sie verzögern die Sache nur, wenn 
Sie meine Worte durch Ihr Gelächter vorwegzuneh-
men versuchen. 

Wir möchten hier mit großer Deutlichkeit zum 
Ausdruck bringen, daß das Ministerium in fünf Vier-
teljahren seiner Tätigkeit in dieser Legislaturpe-
riode sehr beachtliche Initiativen entfaltet hat, die 
auch angesichts der unzulänglichen personellen 
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Situation und der recht schwierigen Verfassungs-
lage, auf die ich noch zu sprechen kommen werde, 
besondere Beachtung verdienen. Vor allem ist hier 
der Bildungsbericht der Bundesregierung, der ein 
wegweisendes Programm für die kommenden Jahre 
geschaffen hat, zu erwähnen. Ich möchte Ihnen in 
diesem Zusammenhang sagen, meine Damen und 
Herren von der Opposition, daß Ihr Antrag auf 
Streichung der Stelle von Frau Staatssekretär Dr. 
Hamm-Brücher ein parlamentarischer Beitrag ist, 
den wir als einen Beitrag zu würdigen wissen, den 
man nicht als sachlich bezeichnen kann, obwohl Sie 
sich in Ihren Beiträgen immer bemühen, die Sach-
lichkeit in den Vordergrund zu stellen, mindestens 
verbal. 

(Abg. Dorn: Das ist sicher gestern in der 
Karnevalssitzung beschlossen worden!) 

— Wahrscheinlich. Ich würde sagen, daß ein solcher 
Antrag ein recht bescheidenes und anspruchsloses 
Vergnügen für eine so große Fraktion darstellt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Steigerungen, die in dein vorliegenden Haus-
halt in der mittelfristigen Finanzplanung für Bildung 
und Hochschulen einerseits, für Wissenschaft und 
Forschung andererseits vorgesehen sind, finden 
unsere Zustimmung. Dabei wollen wir mit Nach-
druck sagen, daß diese Steigerungsraten noch an-
steigen müssen und daß wir in der Zukunft mit 
höheren Zuwachsraten rechnen wollen. 

Das Schnellbauprogramm zur Linderung des Nu-
merus clausus ist vom Herrn Minister schon erwähnt 
worden. Wir halten es für sehr bemerkenswert, daß 
es nach diesem Schnellbauprogramm innerhalb von 
eineinhalb bis zwei Jahren möglich sein wird, 
32 000 zusätzliche Studienplätze zu schaffen, und 
zwar zur Hälfte für die Geisteswissenschaften, zur 
anderen Hälfte für die Naturwissenschaften ein-
schließlich der Medizin. 

Bei der Debatte dieses Haushalts muß auf die 
Forschungsförderung besonderes Augenmerk gerich-
tet werden. Die Erhöhung der Mittel für die Grund-
lagenforschung, vor allem in der Deutschen For-
schungsgemeinschaft, der Max-Planck-Gesellschaft 
und — was uns im Interesse der Forschung an den 
Hochschulen besonders am Herzen liegt — im Son-
derforschungsbereich an den wissenschaftlichen 
Hochschulen, stellt einen ersten Anfang dar. Ich ver-
weise hier auf die schon erwähnte Verlagerung der 
Schwerpunkte in den großen Programmen Kernfor-
schung und Kerntechnik einerseits, Weltraumfor-
schung und Luftfahrtforschung andererseits sowie 
auf die schon erwähnte Unterstützung zukunfts-
trächtiger Technologien, wobei wir der Datenverar-
beitung einen besonderen Rang zuerkennen. Aber 
auch die Errichtung neuer Forschungs- und Ausbil-
dungseinrichtungen für Informatik, Meeresforschung 
und Umweltschutz, vor allem aber auch die schon 
seit langem fällige Beachtung der Sozialwissen-
schaften, die in der Gründung der Deutschen Gesell-
schaft für Friedens- und Konfliktforschung ihren Nie-
derschlag gefunden hat, verdienen hier Erwähnung. 

Wir werten in diesem Zusammenhang den fest-
zustellenden Rückgang der Abwanderung junger  

deutscher Wissenschaftler ins Ausland, die ver-
mehrte Rückgewinnung deutscher Forscher aus dem 
Ausland und sogar eine festzustellende vermehrte 
Bewegung von ausländischen Wissenschaftlern an 
deutsche Forschungseinrichtungen als besonders er-
freulich. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. - 
Abg. Dr. Schober: Das ist keine Folge der 
sozialliberalen Politik! - Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU: Weil die NASA den 

Hahn zudreht!) 

— Ich stelle hier lediglich die Tatsache fest. Ich gebe 
Ihnen gern zu, daß das viele Gründe hat. Aber ich 
glaube, Sie würden es nicht begrüßen, wenn ich an 
dieser Stelle einmal auf diese vielen Gründe ein-
ginge; denn dann würden wir mit unserem Zeitplan 
nicht zurechtkommen. 

Auf dem Sektor der rechtlich selbständigen For-
schungseinrichtungen — das sei hier angemerkt — 
legen wir Wert auf eine Reform der Struktur und 
Organisation in Zusammenarbeit mit allen an diesen 
Forschungseinrichtungen tätigen Mitgliedern dieser 
Forschungsinstitutionen. 

Wir begrüßen die Aufnahme der Tätigkeit des 
Planungsausschusses nach dem Hochschulbauförde-
rungsgesetz sowie der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung und Forschungsförderung. Wir hal-
ten es jedoch für erforderlich, daß die Arbeit und die 
Koordinierung dieser Gremien mit den Beratungs-
gremien, wie z. B. dem Wissenschaftsrat, noch ein-
mal gründlich neu überdacht und geprüft werden, 
sobald die Einrichtung einer Bundeshochschulkonfe-
renz, die wir für zweckmäßig halten würden, in greif-
bare Nähe gerückt sein sollte. 

Die Debatte dieses Haushalts, meine Damen und 
Herren, findet zu einem Zeitpunkt statt, in dem ein 
Kernstück der Arbeit des Ministeriums, nämlich das 
Hochschulrahmengesetz, durch die Haltung des 
Bundesrates gefährdet wird. Wir haben es hier mit 
einem Aufstand der föderalistischen Kulturbüro-
kratie zu tun 

(Beifall bei der FDP — Oho-Rufe von der 
CDU/CSU) 

— lassen Sie mich das begründen -, die um ihre 
Kompetenzen bangt und sich Schützenhilfe vor 
allem von  den  Konservativen verspricht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber das sind 
doch zum Teil Ihre Parteimitglieder!) 

— Gedulden Sie sich! Ich gehe auf diese Zusam-
menhänge noch ein. Ich halte sie für lohnend. 

Nach Auffassung der Freien Demokraten geht es 
bei dieser Auseinandersetzung nicht nur um wich-
tige Einzelfragen — die durchaus diskussionswür-
dig sind  , sondern es geht um den Kern der Re-
form, nämlich den Gedanken der integrierten Ge-
samthochschule, die mit ihren abgestuften Bildungs-
gängen allein zu einer wirklichen Durchlässigkeit 
und Chancengleichheit im Hochschulwesen führen 
kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Wir haben allen Grund, den Kritikern des Hoch-
schulrahmengesetzes vorzuwerfen, 

(Abg. Dr. Gölter: Also der SPD?!) 

daß sie im Grunde nur den Begriff, aber nicht die 
Sache selbst bejahen, wenn sie nun versuchen, die 
zwingende Vorschrift über die Einführung der in-
tegrierten Gesamthochschule in eine Kann-Vorschrift 
umzuwandeln. 

(Abg. Pfeifer: Aber das waren doch zum 
Teil Ihre Parteifreunde! — Abg. Dr. Mar

-

tin: Wie war das denn mit Niedersachsen 
und mit Hessen?) 

- Selbstverständlich haben einzelne Länder, insbe-
sondere Flächenstaaten, Schwierigkeiten bei der 
Schaffung integrierter Gesamthochschulen. 

(Abg. Stücklen: Das hat doch nichts mit 
Flächenstaat zu tun!) 

— Aber das haben Ihre Kollegen im Bundesrat, Herr 
Stücklen, als eine besondere Schwierigkeit gekenn-
zeichnet. Diesen Schwierigkeiten ist in den ausführ-
lichen Vorgesprächen ausreichend Rechnung getra-
gen worden. Niemand wird erwarten, daß Gesamt-
hochschulen über Nacht aus dem Boden gestampft 
werden können. Aber es geht um die innere Struk-
tur, um die Neuordnung der Studieninhalte. Hoch-
schulen bisheriger Art werden ohne Zweifel noch 
einige Zeit daneben bestehenbleiben, wenn auch 
ohne statusrechtliche Unterscheidungen. 

Gerade weil die Hochschulreform ein langfristiger 
Prozeß ist, müssen wir uns ein klares Bild vom In-
halt der Reform machen und uns zu diesem Bild 
durchringen, das sicher erst in zehn Jahren volle 
Gültigkeit und volle Praktikabilität erhalten kann. 
Deshalb ist es für uns Freie Demokraten eine große 
Enttäuschung, daß wesentliche Grundsätze des Ent-
wurfs des Hochschulrahmengesetzes im Bundesrat 
nicht anerkannt worden sind. Die Ursachen für diese 
Haltung des Bundesrates sehen wir vor allem in fol-
gendem: einmal im Bestreben der Länder im allge-
meinen, möglichst wenig Kompetenzen abzugeben, 
zweitens in der Tatsache, daß die Opposition die 
Reform zwar lautstark im Munde führt, sich aber in 
den von ihr regierten Ländern nicht ernsthaft um die 
Durchsetzung dieser Reformen bemüht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir haben es hier mit einer sehr eigenartigen 
Konstellation zu tun, die sehr ernst zu nehmen ist. 
Der CSU beispielsweise geht der Regierungsentwurf 
viel zu weit. Einigen Kultusministern und Senatoren 
der Länder, die Parteien der Regierungskoalition 
angehören, geht dieser Entwurf nicht weit genug. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Auch zu weit!) 

Das Ergebnis jedenfalls, das wir alle hier mit Be-
sorgnis registrieren müssen, ist eine Koalition der 
Negation. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. - 
Abg. Dr. Gölter: Der SPD und CSU oder 

wie?) 
Und ich möchte hier nur mit einem Satz das Be-
denkliche eines solchen Tatbestandes für unsere 
Kulturpolitik, für unser Bemühen, diese Kultur-
politik nach föderalen Grundsätzen zu gestalten, 

deutlich ansprechen. Viele Länder wollen nicht nur 
dem Bund gegenüber wenig Kompetenzen abgegen, 
sondern sie wollen darüber hinaus auch ihren Ein-
fluß gegenüber den Hochschulen noch verstärken 
und damit dem Autonomiegedanken, der eine 
Grundlage für die integrierte Gesamthochschule dar-
stellt, Abbruch tun. 

Es sei in diesem Zusammenhang nun wirklich ein-
mal daran erinnert, mit welchem Nachdruck wir 
Freien Demokraten in der letzten Legislaturperiode 
in diesem Hause den Antrag gestellt haben und für 
den Antrag eingetreten sind, das Hochschulwesen 
in die konkurrierende Gesetzgebung des Bundes 
einzubeziehen. Diese von uns mit guten Gründen 
vertetene Auffassung, die von vielen Kollegen die-
ses Hauses in anderen Fraktionen geteilt wird, hat 
sich damals leider nicht durchgesetzt. Ich möchte 
auf die Gründe hier nicht eingehen. Das heißt aller-
dings nicht, daß wir nicht bereit wären, diese An-
träge mit Nachdruck zu wiederholen, wenn sich 
unsere Befürchtung bestätigen sollte, daß die dem 
Bund eingeräumte Rahmenkompetenz ihre Bewäh-
rungsprobe nicht besteht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sicher würde der Bundesrat einer solchen Initiative 
nicht zustimmen. Aber dieses Haus kann in die Lage 
kommen, in dieser Frage einmal eine klare und 
deutliche Meinung auszudrücken, dann nämlich, 
wenn in aller Öffentlichkeit deutlich werden sollte, 
daß die divergierenden Kräfte zwar zu einem Nein 
sich zusammenzufinden vermögen, daß sie aber 
nicht in der Lage sind, zu einer klaren, realisier-
baren, praktikablen Alternative zum Regierungs-
entwurf zu kommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Problematik des Föderalismus wird von der 
Öffentlichkeit gerade im Hochschulbereich beson-
ders kritisch empfunden . Daß das Hochschul-
rahmengesetz nun auf solche Schwierigkeiten ge-
stoßen ist, wird sicher dazu beitragen, dieses kri-
tische Bewußtsein der Öffentlichkeit weiter zu 
schärfen. Gerade die Erarbeitung der Grundsätze 
des Hochschulrahmengesetzes war doch ein Muster-
beispiel für eine intensive Zusammenarbeit mit 
einem sehr weitgehenden Gedankenaustausch zwi-
schen Bund und Ländern auf der einen Seite und 
den autonomen Hochschulgruppen, den Gewerk-
schaften und anderen Interessenverbänden auf der 
anderen Seite. 

An dieser Stelle halte ich es für richtig, anzu-
merken, daß wir Freien Demokraten die Schaffung 
einer Bundeshochschulkonferenz, über deren Zu-
sammensetzung man sich unserer Meinung nach 
einigen könnte, für erstrebenswert halten, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

weil wir der Auffassung sind, daß damit die Mei-
nungsbildung in Hochschule und Gesellschaft und 
in den Palamenten positiv beeinflußt werden kann 
und erhebliche Reibungsverluste vermieden werden 
könnten. Im gegenwärtigen Zeitpunkt allerdings 
darf sich niemand darüber wundern, wenn die Ent-
täuschung allgemein groß ist, daß diese faire öffent- 
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Grüner 

liche Diskussion über das Hochschulrahmengesetz 
nicht zu einem besseren Ergebnis im Bundesrat ge-
führt hat. 

Gleichzeitig zeigt sich aber auch, daß das Hoch-
schulrahmengesetz in der Form der Regierungsvor-
lage das beste ist, was angesichts unserer Verfas-
sungslage zu schaffen war. Wenn auf der einen 
Seite an den Hochschulen gegen den Regierungs-
entwurf protestiert wurde und dieser Entwurf als 
allzu staatsfreundlich apostrophiert wurde und auf 
der anderen Seite der Bundesrat aus überwiegend 
gegensätzlicher Auffassung in weiten Teilen diesen 
Gesetzentwurf abgelehnt hat, dann ist daraus zu 
erkennen, mit welch sicherem Schritt die Regierung 
und die sie tragenden Parteien den schmalen Grat 
betreten haben, den nun einmal diese Rahmen-
kompetenz des Bundes allein zur Verfügung ge-
stellt hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Als überzeugte Föderalisten wünschen wir Freien 
Demokraten, daß die Hochschulpolitik auf diesem 
schmalen Grat sicher voranschreiten wird, denn wir 
sind der Auffassung, daß der Föderalismus in 
Deutschland nicht bestehen bleiben wird, wenn er 
sich nicht im Bereich der Bildungspolitik sichtbar 
bewährt, wenn er seine Arbeitsfähigkeit und Lebens-
fähigkeit nicht nur glaubhaft macht, sondern auch 
sichtbar unter Beweis stellt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für Bildung und Wissenschaft. 

Dr. -Ing. Leussink, Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! 

(Abg. Stücklen: Herr Bundesminister, wir 
hätten gerne gewußt: Wo ist Ihre Staats

-

sekretärin, Frau Hamm-Brücher?) 

— Heute vormittag war sie im Bayerischen Landtag, 
Herr Stücklen. 

(Abg. Dr. Martin: Das ist es ja!) 

Überschrift: Die Deutsche Atomkommission - 
deren derzeitiger Vorsitzender ich bin. Verehrter 
Herr Spilker, haben Sie sich das richtig überlegt? 
Ist Ihnen klargeworden, welchen Bärendienst Sie 
sowohl der Deutschen Atomkommission als auch der 
deutschen Industrie, der ich ja gar nicht so fern 
stehe, soeben geleistet haben? Nach dieser Synony-
misierung wird es für diejenigen in der Deutschen 
Atomkommission, die zufällig auch Bosse in der 
Industrie sind, sehr schwierig sein, weiter unvor-
eingenommen in ihr tätig zu sein. Ich bedauere das 
sehr. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich habe diese Kommission, die ich von meinem 
Vorgänger übernommen habe, niemals in der Iden-
tifizierung gesehen, wie Sie sie, Ihnen anscheinend 
ganz unbewußt, hier zum Ausdruck gebracht haben. 

Was ist denn geschehen? Wir haben einen Bera-
tenden Ausschuß für Forschungspolitik, von meinem 

Vorgänger geschaffen, der auch die Aufgabe hat, 
das Beratungswesen des Ministeriums zu überprü-
fen. Da gibt es eine Arbeitsgruppe des Ministeriums, 
die Vorschläge gemacht hat. Diese Vorschläge wer-
den zur Zeit in diesem Beratenden Ausschuß für 
Forschungspolitik beraten. Da gibt es kontroverse 
Diskussionen. Beschlossen ist noch nichts. 

(Aha! bei der SPD.) 

Sie sprechen von Stilfragen. Sie können doch der 
deutschen Presse, zu der auch der „Spiegel" gehört, 
nicht verbieten, darüber zu berichten, wenn solche 
Diskussionen im Gange sind. Sie bleiben ja doch 
nicht unter den 15, 16 Mitgliedern, sondern werden 
dann in weiteren Gremien diskutiert. Daraus eine 
Stilfrage für das Ministerium zu machen, ist doch 
wirklich etwas weit hergeholt. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Wir gehen sogar so weit — das hat mein Vor-
gänger so angelegt -, daß wir selbst die Zusammen-
setzung des Beratenden Ausschusses für Forschungs-
politik in Frage stellen. Auch da sind selbstverständ-
lich noch Verbesserungen anzubringen. Also ich 
muß schon sagen, das alles scheint mir sehr in der 
Nähe eines Eigentors zu liegen, das soeben geschos-
sen worden ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Anregung, das Beratungswesen gründlich zu 
überholen, kommt nicht etwa nur von uns. Darauf 
werden wir dauernd im Ausschuß für Bildung und 
Wissenschaft angesprochen. Herr Althammer ist 
dankenswerterweise nicht der letzte, der immer 
wieder darauf hinweist, daß hier etwas „gestream-
linet" werden müßte. 

Herr Spilker, Sie haben gesagt, die deutsche In-
dustrie habe der öffentlichen Hand in Karlsruhe 
30 Millionen DM geschenkt. 

(Lachen bei der SPD.) 

Nachdem sie abgeschrieben waren, doch wahrschein-
lich! Ich darf Ihnen nur ein Beispiel anführen, den 
Hochtemperaturreaktor 300 in Schmeehausen, der 
dort entstehen soll. Wenn ich kontern sollte — ich 
tue das aber nicht —, müßte ich sagen, die öffent-
liche Hand schenkt der deutschen Industrie auf die-
sem Wege 400 Millionen DM Steuergelder. Vom 
Schnellen Brüter und allem anderen will ich einmal 
absehen. Das sind doch Vergleiche, die einfach nicht 
im Raume stehenbleiben können, damit die deut-
sche Industrie nicht in ein falsches Licht kommt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Probst. 

Dr. Probst (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Namens der CDU/CSU-Fraktion 
habe ich die Ehre, 

(Lachen bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Ehre ist gut!) 

den Änderungsantrag auf Umdruck 119 wie folgt zu 
begründen. 
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Dr. Probst 
Auf seiten der Regierungskoalition gibt es in der 

bundespolitischen Landschaft mindestens eine sehr 
streitbare Dame, 

(Lachen bei der FDP) 

die wir alle ungemein hochschätzen, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

die bisweilen aber wegen ihres heftigen politischen 
Engagements ihre Kräfte überschätzt. 

(Zuruf von der SPD: Er meint den Strauß!) 

Sie ist derzeit neben ihrer Eigenschaft als Hausfrau 
und Mutter 

(Lachen bei der SPD) 

Staatssekretär im Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft 

(Zurufe von den Regierungsparteien) 

— ja,  wollen Sie das bestreiten, meine Damen und 
Herren? und gleichzeitig Mitglied des Bayerischen 
Landtags. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Frau Hamm-Brücher hat vor der Wahl in Bayern 
fest zugesagt, im Falle ihrer Wahl in der bayeri

-

schen Landespolitik voll zur Verfügung zu stehen. 

(Zuruf von der FDP: Tut sie auch!) 

Meine Damen und Herren, hier sei die Frage beant-
wortet, wo wir Frau Hamm-Brücher gern haben 
möchten. Wir möchten sie fest an unsere christlich-
soziale bayerische Brust drücken. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. 
Lebhafte Zurufe von den Regierungspar

-

teien. - Unruhe. — Glocke des Präsidenten.) 

Von diesem Versprechen, in Bayern voll zur Ver-
fügung zu stehen, kommt sie natürlich nicht los, mit 
der Folge, daß sie als Staatssekretär im Bundes-
ministerium für Bildung und Wissenschaft nur teil-
weise tätig sein kann, wie sie selbst sagt, oder bes-
ser: fast überhaupt nicht mehr zur Verfügung steht, 
wie es tatsächlich der Fall ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Probst, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Kern? 

Dr. Probst (CDU/CSU): Mit Vergnügen! 

Kern (SPD) : Herr Kollege, nachdem der Haupt-
sprecher Ihrer Fraktion, Herr Spilker, bereits seinen 
Beitrag zum Einzelplan 31 des Jahres 1971 über-
wiegend mit Geschichten aus dem Jahre 1955 gefüllt 
hat und damit den Standort Ihrer Fraktion deutlich 
gemacht hat, darf ich Sie fragen, ob die Damenrede, 
die Sie jetzt halten, auch ein Beitrag zum Haushalt 
1971 sein soll. 

(Heiterkeit. - Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Dr. Probst (CDU, CSU) : Mein sehr geehrter Herr 
Kollege, wahrscheinlich sind Sie nicht in der Lage,  

den Ernst, der hinter dieser Heiterkeit verborgen ist, 
voll zu erfassen. 

(Beifall bei der CDU CSU. - Lachen und 
Zurufe bei den Regierungsparteien.) 

- Bilden Sie sich nicht ein, Sie seien die von über

-

morgen. Sie kennen die Landschaft von übermorgen 
noch nicht. 

(Beifall und Zurufe bei der CDU/CSU. — 
Lachen und Zurufe bei der SPD.) 

Da Frau Hamm-Brücher trotz einiger hervorragen-
der exklusiver Eigenschaften nachweislich bisher 
nicht mit der Fähigkeit der Bilokration ausgestattet 
ist, hängt sie die Hälfte ihres Lebens auf der 650- 
km-Strecke zwischen München und Bonn vergebens. 
Sieben Stunden Fahrzeit in einer Richtung — wenn 
sie zweimal in der Woche hin- und herfährt, sind 
28 Stunden weg. Man sieht es auch deutlich, weil 
bei dieser wichtigen Debatte Frau Hamm-Brücher 
nicht anwesend sein kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo ist sie denn? 
- Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ja, wo ist sie denn? — Teilt man die noch zur 
Verfügung stehenden Wochenstunden auf Landtag 
und Bundesministerium für Bildung und Wissen-
schaft auf, so errechnet sich nebenbei auch ein ganz 
schönes Stundengehalt, wenn man das Gehalt in 
Bonn und die Diäten in Bayern berücksichtigt. Ob-
wohl die Bundesregierung immer wieder erklärt und 
Herr Minister Leussink ständig lamentiert, ,daß das 
Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 
personell völlig unzureichend ausgestattet sei, sieht 
er trotzdem keinen Grund, einen seiner wichtigsten 
Posten mit einer Vollarbeitskraft zu besetzen. Hat. 
die Koalition keine Leute mehr? Wir von der Oppo-
sition könnten bessere Fachleute anbieten, die voll 
zur Verfügung stehen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. —Aha

-

Rufe und lebhafte Zurufe von den Regier

-

rungsparteien. — Große Unruhe. — Glocke 
des Präsidenten.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zuerst bitte ich um 
ein bißchen Ruhe, damit die Diskussion fortgehen 
kann. Sodann habe ich die Frage an den Redner, ob 
er eine Zwischenfrage des Abgeordneten Sperling 
erlaubt. 

Dr. Probst (CDU/CSU) : Ich erlaube sie natür-
lich. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Bitte sehr! 

Dr. Sperling (SPD) : Vielen Dank, Herr Kollege 
Probst! — Gewinnen Sie die Maßstäbe Ihrer Kritik 
an Frau Hamm-Brücher etwa aus der Unfähigkeit 
auch vieler Ihrer Kollegen, bilokatär hier anwesend 
zu sein, so daß der Mangel an Abstimmenden Ihnen 
gewissermaßen dauernd als Maßstab dafür dient 
und Sie meinen, daß, wenn Sie dies nicht können, 
es Frau Hamm-Brücher auch nicht könne? 
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Dr. Probst (CDU/CSU): Herr Kollege, wer selbst 
im Glashaus sitzt, der möge nicht mit Steinen wer-
fen. — Meine Damen und Herren, betrachten Sie 
auch die Verhältnisse im Vereinigten Königsreich, 
wo es möglich ist, unabhängig von der Parteizuge-
hörigkeit die besten Leute im Lande, z. B. à la 
Leussink, als Fachleute zu berufen. 

Wie konfus die Situation ist, wenn Minister Leus

-

sink lamentiert, er habe zu wenig Personal, auf der 
anderen Seite aber nicht bereit ist, seinen wich-
tigsten Beamtenposten mit einer Vollkraft zu beset-
zen, sieht man allenfalls seinem gezwungenen Lä-
cheln an, wenn er mit dieser Frage parlamentarisch 
konfrontiert wird. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Minister, ich kann mich gut in Ihre Lage ver-
setzen. Denn es ist bei Ihnen offenbar so, wie wei-
land Karl Valentin gesagt hat: Mögen täten wir 
schon wollen, aber dürfen haben wir uns nicht ge-
traut. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Somit gibt es zwei Möglichkeiten der Beurteilung: 
Entweder hat das Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft nicht nur keinen Personalmangel, 
sondern sogar zu viel Personal, so daß es sich es 
leisten kann, den wichtigsten Beamtenposten nicht 
voll zu besetzen, oder die Bundesregierung nimmt 
entgegen ihren wiederholten Beteuerungen das wich-
tige Gebiet der Bildungsplanung, das Frau Hamm

-

Brücher zu betreuen hat, nicht ernst. Beides ist uner-
träglich. Deshalb beantragt die CDU/CSU-Fraktion 
die Streichung dieser Stelle, so wie wir das bereits 
im Haushaltsausschuß beantragt haben, wo wir mit 
nur einer Stimme unterlegen sind. 

(Große Heiterkeit. — Abg. Dorn: Heute 
sind es mehr Stimmen, beruhigen Sie sich!) 

Als weitere Konsequenz aus diesem unerfreu-
lichen Fall, der das Versprechen der Bundesregie-
rung, mehr Demokratie zu üben, in einer merkwür-
digen Auslegung erscheinen läßt, fordere ich die 
Bundesregierung namens der CDU/CSU-Fraktion 
auch auf, unverzüglich mit den Ländern Verhand-
lungen aufzunehmen, um die Inkompatibilitätslücke 
zu schließen, die bei Landtagsmandanten für Bundes-
beamte klafft. Unserer Meinung nach sollte eine 
derartige Ämterkollision künftig unmöglich gemacht 
werden. Wir halten es mit der hier gewiß neutralen 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung", die zu dem Fall 
Hamm-Brücher im November 1970 folgendes ge-
schrieben hat: Man kann nicht als Vertreterin des 
Bundes mit der bayerischen Regierung verhandeln 
und diese zugleich als Landtagsabgeordneter kon-
trollieren, auch nicht bis zum nächsten Sommer. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich darf zum Schluß noch einmal betonen, daß 
es uns voll und ganz ernst mit diesem Antrag ist, 
weil wir hier eine Kollision von unvereinbaren 
Ämtern für gegeben halten. Ich bitte Sie, unserem 
Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn der Münchner im Himmel, von 
dem Ludwig Thoma sehr anschaulich berichtet, das 
eben mitgekriegt hat, was Sie, Herr Dr. Probst, im 
bayerischen Namen hier vorgetragen haben, dann 
wird er sicherlich den Wolkenvorhang zuziehen, 
weil er glaubt, daß das der bayerischen Volksseele 
doch nicht ganz angemessen war, was Sie hier vor-
getragen haben. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien. - Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich sehe, daß sich der Landesgruppenvorsitzende der 
CSU bereits schamhaft in die hinteren Reihen ver-
krochen hat, 

(Große Heiterkeit — Abg. Stücklen begibt 
sich auf einen Platz in der ersten Reihe - 

erneute Heiterkeit) 

weil er im Gegensatz zu meinem Vorredner sicher-
lich nicht als Weiberfeind eingestuft werden kann. 

(Heiterkeit. — Abg. Stücklen: Ich stehe zur 
Verfügung! — Weitere Zurufe.) 

Meine Damen und Herren, ich bewundere wirklich 
die Courage, Kollege Dr. Probst, die Sie nach der 
Fragestunde, die wir in der gleichen Sache erlebt 
haben, hier aufbringen. Da sage ich mit Ludwig 
Uhland: „Mut hat auch der Mameluck, Gehorsam 
ist des Christen  Schmuck".  

(Beifall und Heiterkeit bei den Regierungs

-

parteien.) 

Ich möchte nur in aller Bescheidenheit daran er-
innern — ich habe nur drei Minuten Zeit —, daß 
in diesem Hause mehrere Abgeordnete gesessen 
haben, die Landesminister waren, z. B. Herr Schütt-
ler von der CDU, daß es einen Bundesminister gab 
— nämlich Herrn von Hassel —, der gleichzeitig 
Landtagsabgeordneter blieb, und daß — die gesetz-
liche Regelung ist einwandfrei, und wenn Sie es in 
Bayern anders machen wollen, dann müssen Sie 
sich beeilen — jedenfalls wir in diesem Hause und 
diese Bundesregierung das Recht haben, so zu ver-
fahren, wie wir jetzt in diesem Falle verfahren. Wir 
brauchen das nicht weiter auszudehnen. Aber irgend 
etwas muß Ihnen doch an dieser Sache außerordent-
lich störend vorkommen, Herr Dr. Probst; denn zu-
nächst einmal haben Sie vorsichtshalber — offen-
sichtlich weil Sie Ihrer eigenen Illusion aufgesessen 
sind — in Bayern nicht mehr gewagt, Ihren Frak-
tionsvorsitzenden Huber gleichzeitig zum Kultus-
minister zu machen, sondern Sie wollten einen Par-
teilosen sozusagen in die Schußlinie bringen, näm-
lich in die Schußlinie der Dame, die Sie soeben 
hier heftig angegriffen haben. 

(Abg. Stücklen: Wir haben uns ein Bei

-

spiel an Herrn Leussink genommen! —Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Moersch, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Probst? 
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Dr. Probst (CDU/CSU) : Herr Kollege Moersch, 
ist Ihnen bekannt, daß es für unseren Kollegen 
Köppler selbstverständlich war, aus dem Bundestag 
auszuscheiden, nachdem er ein hohes Amt in einem 
Landesparlament angetreten hatte? 

(Zuruf von der SPD: Er stammt ja nicht aus 
Bayern! — Heiterkeit.) 

Ist Ihnen ferner bekannt, Herr Kollege Moersch, 
daß sich die Gesetzeslage, was die Inkompatibilität 
anlangt, mittlerweile grundlegend geändert hat und 
daß sich auch das öffentliche Bewußtsein geändert 
hat? Ist Ihnen auch bekannt, daß der ehemalige Bun-
desverteidigungsminister von Hassel — damals wäh-
rend des Landtagsmandats als Bundesminister ge-
wählt —in einer sehr prekären Lage war und keine 
andere Möglichkeit hatte, hier Immunitätsschutz zu 
genießen, 

(Oh-Rufe von der SPD) 

der in der Verteidigungsfrage außerordentlich wich-
tig ist? 

(Anhaltende Zurufe von der SPD.) 

Moersch (FDP) : Herr Dr. Probst, und eine Dame 
wollen Sie schutzlos der Menschheit preisgeben, 
ohne jede Immunität! Das ist ja allerhand! 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Nein, nein; das ist alles bekannt. Nur verwech-
seln Sie eine Kleinigkeit bei dem Herrn Köppler: 
Der Unterschied zwischen einem Fraktionsvorsitzen-
den und einem Beamten nach B 11 ist doch immerhin 
beträchtlich. Das sollten Sie als Abgeordneter eigent-
lich wissen. 

Ich will hier auch nicht auf den klugen Kopf 
eingehen, der in der FAZ damals diese Sache fest-
gestellt hat. Das ist in der Tat eine Frage, über die 
man streiten kann. Aber nirgendwo muß Sie, denke 
ich, nicht der Wissenschaftsetat drücken, sondern die 
Staatssekretärin im Wissenschaftsministerium. Ich 
,muß Ihnen sagen: sie wird sich Ihnen sicherlich im 
Bayerischen Landtag noch öfters unbequem zeigen, 
und sie wird gleichzeitig, Verzeihung, am nächsten 
Tag hier in Bonn mehr bewirken können, als Ihnen 
möglicherweise lieb ist. 

(Abg. Stücklen: Sie kann nicht gleichzeitig 
hier und dort sein!) 

- Das ist richtig, Herr Stücklen. Ich habe mich so-
eben versprochen, und Sie haben es gemerkt. Wie 
sollte es anders sein? 

Nein, hier geht es um etwas, was die Arbeitskraft 
von Abgeordneten betrifft, die gleichzeitig noch ein 
anderes Staatsamt bekleiden. Wenn Ihr Kollege Dr. 
Dresbach noch am Leben und im Bundestag wäre, 
könnte er es Ihnen selbst sagen. So darf ich ihn zitie-
ren. Er hat ein wahres Wort gesprochen, zwar nicht 
in einem Parlament, sondern in einer viel schwieri-
geren Lage, einstmals nämlich zu seinem Verleger 
von der „Kölnischen Zeitung". 

(Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatssekretär des 
Bundesministeriums für Bildung und Wis

-

senschaft, nimmt ihren Platz auf der Regie

-

rungsbank ein. — Anhaltender lebhafter 
Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Auf die Frage seines Verlegers, warum er nicht 
ständig seine Arbeitszeit absitze, hat er die berech-
tigte Gegenfrage gestellt, ob er nun eigentlich seinen 
Kopf oder das Gegenteil verkauft habe, und darauf 
kommt es an. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Flämig. 

(Abg. Stücklen: Es genügen fünf Minuten 
Anwesenheit von der Dame, und ihr habt 

schon den Kopf verloren!) 

Flämig (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es wäre 'vielleicht reizvoll, jetzt in die-
sem netten Plauderton fortzufahren. Angesichts der 
vorgeschrittenen Zeit möchte ich aber nur eine kurze 
Bemerkung zu dem machen, um was es hier eigent-
lich geht, nämlich zu der Frage, ob die Milliarden-
beträge, die in dem Einzelplan 31 enthalten sind, 
soweit sie die Wissenschaft und die Technologie 
betreffen, richtig verausgabt werden. Der Fachaus-
schuß hat sich mit dieser Frage befaßt und dabei ins-
besondere einen Punkt herausgegriffen, jene 1,118 
Milliarden DM für Kernforschung und Kerntechnik. 
Dabei ist uns etwas aufgefallen, und das muß hier 
gesagt werden, damit es nicht untergeht. Es ist uns 
aufgefallen, daß eine runde Drittelmilliarde in die-
sem Haushalt zahlenmäßig nicht nachgewiesen wer-
den konnte, weil dem Ministerium selbst die Zah-
len der beiden Zentren in Karlsruhe und Jülich nicht 
vorlagen. Der Ausschuß hat aus diesem Grunde ein-
stimmig beschlossen, die Forderung zu stellen, daß 
diese Bewirtschaftungspläne bis zur Sommerpause 
vorzulegen sind, damit wir im Fachausschuß darüber 
beraten können. Ich hoffe, meine Damen und Herren 
— ich muß damit Schluß machen, denn ich habe 
meiner Fraktion versprochen, mich auf 2 Minuten zu 
beschränken —, daß wir bei anderer Gelegenheit 
hier einmal über diese wirklich wichtigen technolo-
gischen Fragen ausgiebig diskutieren können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Gölter. 

(Zuruf: 2 Minuten!) 

Dr. Gölter (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich werde einige Ausführun-
gen zu unserem Antrag auf Umdruck 122 machen. 
Ich bedaure, daß ich mich angesichts dieses Themas 
nicht auf zwei Minuten beschränken kann. 

(Zuruf von der SPD: Sonst wird es „Schimpf 
nach 11"!) 

Auf Grund der Neuregelung der Verfassungs-
kompetenzen haben Bundestag und Bundesregie-
rung Mitverantwortung für die Planung, Finanzie-
rung und Rechtsstellung der Hochschulen. Bundes-
tag und Bundesregierung müssen bei ihren Be-
schlüssen davon ausgehen können, daß Neugrün- 
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dungen von Hochschulen der Verfassungsgarantie 
der Freiheit von Forschung und Lehre in einer plu-
ralistischen Gesellschaft gerecht werden, daß sie 
sich nicht zu Zentren einer radikalen politischen und 
ideologischen Indoktrination entwickeln. 

Meine Damen und Herren, in der Frage „Bremen" 
sind Bundesregierung und Koalitionsfraktionen ihrer 
Verantwortung bislang keineswegs nachgekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Bundesregierung handelt in dieser Frage nach 
dem Motto, daß nicht ist, was nicht sein darf. Die 
Antwort auf die Kleine Anfrage von Kollegen der 
CDU/CSU-Fraktion betreffend die hochschulpoliti-
sche Entwicklung in Bremen ist ein Musterbeispiel 
für unverantwortliche Verschleierungstaktik. Die 
Bundesregierung verschanzt sich hinter der Erklä-
rung des Bremer Senats vom 7. Juli, die im Bremer 
Senat selbst außerordentlich umstritten ist und zu 
einer schweren Koalitionskrise geführt hat. Die Frage 
nach der Zielsetzung des Gründungsrektors der 
Bremer Universität, Thomas von der Vring, beant-
wortet die Bundesregierung zunächst dadurch, daß 
sie sich selbst Unkenntnis seiner Äußerungen be-
scheinigt. Sie beschränkt sich darauf, aus den vor-
liegenden Äußerungen des Herrn von der Vring 
eine unumstrittene Leerformel zu zitieren, um ihn 
auf diesem Wege zu salvieren. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Funcke.) 

Lassen Sie mich dieser Verschleierungstaktik zwei 
Zitate entgegenstellen. In der Abhandlung „Zur 
Strategie des Klassenkampfes in der Gegenwart" 
schreibt Herr von der Vring: Das Endziel des Klas-
senkampfes 

besteht in einer Gesellschaftsordnung, in der 
die Herrschaft über Menschen dadurch über-
wunden ist, daß die Massen ihrem Griffbereich 
entzogen sind. Es geht also nicht um die kon-
krete Abschaffung des Staates und anderer 
Apparate, sondern um deren Umfunktionie-
rung. 

Weiter heißt es in der gleichen Schrift: 

Die aktiven Minderheiten müssen als Kataly-
satoren und Mobilisatoren des Klassenkampfes 
wirken, um, ausgehend von singulären Stör-
aktionen, durch Organisierung der Solidarität 
der Beherrschten und Aktivierung der Konkur-
renzmechanismen zwischen den Apparaten all-
mählich die Bildung einer umfassenden Front 
des Widerstandes zu provozieren. Dabei ist es 
eine wichtige Aufgabe der Aktivgruppen, Ge-
genmacht zu erringen und auszuüben. Gegen-
macht auszuüben bedeutet für sie, sich mit den 
herrschenden Apparaten in einem dauernden 
Clinch zu befinden. 

Meine Damen und Herren, aus der Antwort auf 
unsere Anfrage geht hervor, daß die Bundesregie-
rung ganz offensichtlich nicht den Mut hat, Herrn 
von der Vrings Schrift „Zur Strategie des Klassen-
kampfes" und seine jüngeren „Theoretische Überle-
gungen zum Problem der Universitätsgründung" zur 
Kenntnis zu nehmen. Die Überlegungen zum Pro-

blem der Universitätsgründung sind vom ersten bis 
zum letzten Satz konsequent und geschlossen auf 
der „Strategie des Klassenkampfes" aufgebaut. Uni-
versität im Sinne von der Vrings ist nur möglich 
auf dem Wege der Überwindung fundamentaler ge-
sellschaftlicher Widersprüche durch eine Verände-
rung der Gesellschaftsordnung. Alle Entscheidungen 
der Universität einschließlich der Entscheidungen 
über Forschung und Lehre haben unter der Kontrolle 
paritätischer Entscheidungsgremien zu stehen, da 
nur so die Veränderung möglich ist. Die von Herrn 
von der Vring konzipierten Ziele sind ganz eindeu-
tig verfassungswidrig. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ist das, was ich hier vortrage, alles Theorie, die 
irgendwo auf dem Papier steht? - Keineswegs. 
Wer im vergangenen Jahr „Pardon" und „Konkret" 
aufmerksam zur Kenntnis genommen hat, der hat 
auch zur Kenntnis nehmen können, daß Herr von 
der Vring in aller Offenheit erklärt, er werde ver-
suchen, diese theoretischen Überlegungen im Rah-
men der Neugründung ,der Universität Bremen 
durchzusetzen. Jeder in diesem Hause, der sich ir-
gendwann einmal mit diesem Thema beschäftigt hat, 
weiß, daß diese meine Ausführungen voll und ganz 
zutreffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Trotzdem ignorieren die Koalitionsfraktionen in 
diesem Haus bewußt diese Entwicklung. Ich kann es 
mir nicht versagen und Ihnen nicht ersparen, zwei 
Zitate kurz vorzutragen. Herr Bundesminister 
Leussink hat nach Ausführung der sozialdemokrati-
schen Zeitung „Vorwärts" vom 3. Dezember ver-
gangenen Jahres bei seinem Besuch in Bremen an-
geblich klare Worte gesprochen. Eine dieser klaren 
Ausführungen darf ich mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten laut „Vorwärts" zitieren: 

Die Errichtung sozialistischer Universitäten im 
Sinne des demokratischen Sozialismus bedeutet 
etwas grundlegend anderes als das Hochschul-
konzept der kommunistischen Staaten. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
hat mit diesem Satz zwar versucht, Herrn von der 
Vring von dem Vorwurf freizusprechen, er gründe in 
Bremen eine Universität nach dem Vorbild kommu-
nistischer Staaten. Er hat aber mit dieser Formulie-
rung der Errichtung einer sozialistischen Universität 
in der Bundesrepublik Deutschland nicht widerspro-
chen, sondern sein Placet erteilt. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von der 
SPD.) 

— Ich weiß, daß Ihnen das nicht gefällt. Aber das 
muß hier einmal gesagt werden. Es gibt doch in 
Ihren Reihen sehr viele, die in dieser Frage ganz 
genauso denken. Das hat sich doch mittlerweile her-
umgesprochen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. - Zurufe von 
der SPD.) 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär von Doh-
nanyi hat laut den „Bremer Nachrichten" vom 
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14. November 1970 im Rahmen der Bremer Landes-
pressekonferenz ausgeführt: 

Bewegungen wie in Bremen sind gute Bewe-
gungen, die wir nur begrüßen können. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Ich stelle fest, daß mit derartigen Ausführungen ein-
deutig grundgesetzwidrigen Entwicklungen in der 
Bundesrepublik ein Placet erteilt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Lassen Sie mich in dem Zusammenhang noch kurz 
auf einen bezeichnenden Vorgang vom Oktober ver-
gangenen Jahres eingehen. Der Bremer Senat hat 
mit Schreiben des der FDP angehörenden Finanz-
senators Speckmann die Einstellung dreier haupt-
amtlicher Planer mit der Begründung der Zugehörig-
keit der verschiedenen Bewerberinnen zu Roten 
Zellen an der Freien Universität Berlin, der Mit-
arbeit in verfassungsfeindlichen Organisationen, des 
Ausschusses aus der Sozialdemokratischen Partei, 
der Mitgliedschaft in der KP-Aufbauorganisation 
abgelehnt, außerdem in zwei Fällen mit dem Hin-
weis auf ein nicht abgeschlossenes Hochschul-
studium. 

Herr von der Vring hat in der öffentlichen 
39. Sitzung des Gründungssenats am 11. Oktober 
1970 daraufhin folgendes ausgeführt. Eine der ge-
nannten Damen habe zwar ein abgeschlossenes Stu-
dium, sie habe jedoch das Examen deshalb noch 
nicht gemacht, weil von ihr an der Pädagogischen 
Hochschule Bremen der Nachweis von vier an der 
Pädagogischen Hochschule Berlin studierten Se-
mestern verlangt werde. Die als wissenschaftliche 
Planerin vom Gründungssenat vorgeschlagene Dame 
konnte in Bremen ihre Berliner Semester nicht nach-
weisen, ebenso wie eine weitere Bewerberin. Trotz-
dem fuhr Herr von der Vring fort: 

(Anhaltende Zurufe von der SPD: Un

-

interessant!) 

Es ist also nicht so, —

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] : Das ist doch 
reine Wichtigtuerei!) 

— Herr Professor Schäfer, das hat mit Wichtig-
tuerei überhaupt nichts zu tun. Ich kann nur sagen: 
Sie sollten sich mit dieser Entwicklung einmal be-
fassen und eine klare Aussage treffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen in dem 
Zusammenhang ein wörtliches Zitat nicht vorent-
halten. 

(Zuruf von der SPD: Noch eines?) 

Es ist ein Zitat im Zusammenhang mit den vorge-
schlagenen hauptamtlichen wissenschaftlichen Pla-
nerinnen, die ohne Studium nach Bremen gekommen 
sind. Herr von der Vring sagte folgendes: 

Es ist also nicht so, daß irgendwelche grünen 
Studenten, die nicht ausgebildet sind, hier ge-
nommen werden, sondern wir haben hier Ex-
perten, die einen Erfahrungsschatz auf dem 
Gebiete der Hochschuldidaktik haben, wie ihm 
kaum jemand liefern kann, der möglicherweise 

einen großen Titel an seiner Fahne herum-
trägt. 

Seit diesem großen Eklat zwischen dem Grün-
dungssenat und dem politischen Senat vom ver-
gangenen Oktober hat die mittlerweile im Grün-
dungssenat ausgegebene „Reizwortvermeidungs-
strategie" zweifelsohne gewisse Erfolge gehabt. Zu 
dieser Reizwortvermeidungsstrategie gehört bei-
spielsweise — das sei nur am Rande gesagt —, daß 
man im Gründungssenat beschlossen hat, sich wie-
der mit „Herr" und „Frau" und „Sie" anzureden und 
nicht mehr mit „du" und „Genosse". 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
der SPD. — Zuruf von der CDU/CSU: Ein 

ernormer Fortschritt!) 

— Ja, das ist alles so, wie ich es hier vortrage. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD. — Abg. 
Wohlrabe: Das wollen die bloß nicht wahr

-
haben!) 

Meine Damen und Herren, ich komme gleich zum 
Schluß. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Was ist denn 
das für eine politische Frage?) 

Auch die kritische Öffentlichkeit läßt mittlerweile 
in ihrer Aufmerksamkeit bedauerlicherweise nach, 
obwohl im Augenblick in aller Stille der Versuch 
unternommen wird, durch die Einführung des Pro-
jektstudiums als Regelstudium die Universität Bre-
men aus der Durchlässigkeit des deutschen Hoch-
schulsystems auszugliedern, obwohl versucht wird, 
das Tischtuch zwischen der Bremer Universität und 
den anderen Hochschulen zu zerschneiden und es 
den Studenten unmöglich zu machen, im Laufe ihrer 
Ausbildung an eine andere Universität überzu-
wechseln. 

Lassen Sie mich hierfür ein Beispiel anführen! 
Der Planungskommission Naturwissenschaften ge-
hörte noch ein einziger Universitätsprofessor an, 
Professor Jens Mennicke aus Bielefeld. Den Vor-
schlag im Bereich Projektstudium Mathematik hat 
er als nicht hinreichend fundiert bezeichnet, seine 
Einführung sei nicht zu verantworten. Dieses  Pro-
jektstudium Mathematik garantiere keine dem Stu-
dium an anderen Universitäten vergleichbare Aus-
bildung. 

(Zuruf von der SPD: Wie heißt der Pro

-

fessor?) 

Die Antwort des Bremer Gründungssenats: Am 
8. Oktober ist Herr Professor Mennicke aus der 
Kommission Naturwissenschaften herausgewählt 
worden. 

Ein weiteres, meine Damen und Herren — und 
damit komme ich kurz zu dem, was Herr Raffert 
vorhin gesagt hat —: An der Universität Bremen 
werden demnächst — das ist eine Einzigartigkeit in 
der ganzen Welt — Stellen für Hochschullehrer mit 
Bewerbern besetzt, die die Voraussetzungen für 
Professorenstellen nicht erfüllen, 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Zur Sache!) 
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die keine Promotion nachweisen können. Wir müs

-

sen einmal abwarten, was sich unter diesen 754 Be-
werbungen wirklich an Qualität verbirgt. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]: Zur Sache!) 

Es besteht die Gefahr — und das hat die FDP in 
Bremen in diesen Tagen in mehreren Aussagen 
erneut bestätigt —, daß durch diese personalpoli-
tische Regelung Manipulationen Tür und Tor ge-
öffnet werden. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Zur Sache!) 

Ich verweise in dem Zusammenhang auf jüngste 
Zitate des Vorsitzenden der Landtagsfraktion, Herrn 
John. 

(Lachen bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, es wird immer deut-
licher: In Bremen entsteht keine Stätte pluralisti-
scher Wissenschaft und Forschung, sondern ein 
Aktionsfeld für revolutionäre Ideologen, von denen 
konsequenterweise wissenschaftliche Qualifikation 
nicht verlangt wird. 

(Zuruf von der SPD: „Schimpf nach elf" ist 
das!) 

Durch die einseitige sozialistische Ausrichtung der 
Universität ist die Freiheit von Forschung und Lehre 
und damit die wissenschaftliche Pluralität nicht 
mehr gewährleistet. Die bisherige Arbeit des Grün-
dungssenats und die Auswahl der Planer und Mit-
arbeiter der Universität lassen erkennen, daß in 
Bremen eine sozialistische Kaderuniversität errichtet 
werden soll. 

Die Fraktion der CDU/CSU beantragt daher, die 
Mittel für den Neubau der Universität Bremen  — 
den  wir auch wollen — in Kap. 31 03 Tit. 88 201 mit 
einem Sperrvermerk zu versehen. Sie sollen nur mit 
Zustimmung des Deutschen Bundestages in An-
spruch genommen werden können. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Wichert. 

Dr. Wichert (SPD) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! In einer Anfrage vom 
10. Juli 1970 — Drucksache VI/1028 — hat die CDU/ 
CSU diese Art von Fragen bereits einmal gestellt. 
Sie haben heute die altbekannten Argumente wieder 
aufgewärmt. Es geht Ihnen dabei weder um eine 
Universitätsreform noch um eine gründliche Ausein-
andersetzung mit dem Problem einer reformierten 
Universität in einer zu reformierenden Gesellschaft. 
Sie haben ausschließlich ideologische Argumente 
vorgetragen. 

(Abg. Dr. Stoltenberg: Schöne Reform!) 

Die Behauptungen im Hinblick auf die mangelnde 
Verfassungsmäßigkeit des Bremer Versuchs sind 
völlig unbegründet. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Wohlrabe: 
Keine Verharmlosung!) 

Die Bundesregierung hat in Ihrer Antwort in Druck

-

sache VI/1072 auf die Stellungnahme des Wissen

-

schaftsrates hingewiesen, der das Projekt „Univer-
sität Bremen" zur Förderung empfohlen hat. 

(Abg. Dr. Probst: Sie tragen dafür die Ver

-

antwortung!) 

Vizepräsident Frau Funcke: H err Kollege, ge

-

statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Gölter? 

Dr. Gölter (CDU/CSU) : Herr Kollege Wichert, 
ist Ihnen bekannt, daß der Wissenschaftsrat in sei-
nen jüngsten Beschluß ausdrücklich aufgenommen 
hat, daß die Mittel in diesem Jahr lediglich für ideo-
logiefreie Bauten verwendet werden dürfen, also 
für Mensa — — 

(Lachen bei den Regierungsparteien.) 

— Fragen Sie Herrn von Dohnanyi; er saß ja dabei 
und hat keinen Ton dazu gesagt. 

(Zurufe von der SPD.) 

Dr. Wichert (SPD) : Herr Kollege Gölter, ich 
wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir einmal das Mo-
dell eines nicht ideologiefreien Universitätsbaus 
beschrieben. 

Meine Damen und Herren, wir müssen leider fest-
stellen, daß die CDU/CSU-Fraktion sich im Fall 
Bremen immer wieder anmaßt, in die autonomen 
Vorstellungen eines Bundeslandes und dessen Hoch-
schulpolitik einzugreifen. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU: Siehe die rote Fahne!) 

Wenn der Bund sich diese Rechte herausnähme, wäre 
die Kooperation zwischen Bund und Ländern in der 
Bildungspolitik sehr bald beendet, was niemand von 
uns wünschen kann. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Schober: 
Aber wir sollen doch zahlen!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Martin. 

Dr. Martin (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich glaube, die Höflichkeit er-
fordert es, auf die Fragen, die einem gestellt wer-
den, auch zu antworten. Das ist der Grund, weshalb 
ich das Wort ergriffen habe. 

Herr Raffert hat hier ausgeführt, die CDU/CSU 
habe im Ausschuß zu dem Antrag, den er geschildert 
hat, keine Stellung genommen. Ich möchte das hier 
erklären. Herr Raffert, wir haben das nicht ernst 
genommen. Das war damals eine Ergebenheits-
adresse, wie sie im alten Deutschen Reichstag für 
Seine Majestät vorgesehen war. Dazu haben wir 
peinlich geschwiegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Raffert, es trifft auch nicht zu, daß wir nicht 
danach gefragt hätten, wie das Ganze in die Finanz-
projektion des Bundes hineinpaßt. Auf diese Frage 
haben wir keine Antwort erhalten. So war es da-
mals im Ausschuß. Der Tatbestand ist also anders, 
als Sie ihn hier dargestellt haben. 
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Nun zu Herrn Grüner. Es ist absurd, wenn hier 
gesagt wird, die Niederlage des Ministers im Bun-
desrat sei ein Ausdruck des Länderegoismus. Die 
Wahrheit ist, daß der Antrag des Landes Nieder-
sachsen auf die Einführung integrierter Gesamt-
hochschulen bei Stimmenthaltung der Länder Berlin, 
Hessen und Nordrhein-Westfalen beschieden wurde. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Es gibt also auch noch sozialdemokratische Länder-
regierungen, die sachlichen Erwägungen zugänglich 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei der 
SPD. - Abg. Hansen: Ganz faul!) 

Das war Punkt eins, meine Damen und Herren. 

Punkt zwei. Ich muß leider sagen, daß die Rede 
des Ministers für meine Fraktion einfach enttäu-
schend war, und zwar deshalb, weil er über alles 
geredet hat, nur nicht über die kulturpolitische Si-
tuation, in der wir uns gegenwärtig befinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Wissenschaftsrat und der Bildungsrat haben 
gesagt, daß 100 Milliarden DM notwendig seien. In 
Wahrheit sind es jedoch 130 oder 150 Milliarden 
DM, wenn man die Inflation in Rechnung stellt. Die 
Bundesregierung hat das zunächst gebilligt und über-
nommen. Als die Sache aber dann zum Schwur kam 
und die Länder beim Bundesfinanzminister, beim 
Bundeskanzler und beim Bundeswissenschaftsmini-
ster mit der Frage vorstellig wurden: wie haltet ihr 
es denn mit eurem Versprechen, die Länder instand 
zu setzen, ihre großen Aufgaben zu erfüllen?, hüllte 
sich das gesamte Kabinett in Schweigen, und das tut 
es immer noch. Das ist der entscheidende Punkt, 
meine Damen und Herren. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: 
Und das mit Erfolg!) 

Das, was wir heute von dem Minister gehört haben, 
war etwas, das man früher einen „siegreichen Rück-
zug" genannt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Schäfer 
[Tübingen]:: Aber siegreich!) 

Das war die Fortsetzung der Kampagne, mit der 
Herr Möller angefangen hat, als er sagte: 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] : Ich dachte, 
Herr Stoltenberg hätte damit angefangen!) 

„Diese Regierung muß jetzt von ihren Illusionen 
Abschied nehmen." 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege Dr. 
Martin, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Martin (CDU/CSU) : Jetzt bitte nicht! 

Der Bundeskanzler selbst hat hier in der vorigen 
Woche — das war gewissermaßen die zweite Rate - 
abgewiegelt, als er sagte: „Die Wirtschaft braucht 
nicht zu befürchten, daß sie überfordert wird." 
Heute, meine Damen und Herren, haben wir das 
Spielchen mit den Bundesfinanzen erlebt. Wer den 

Minister erlebt hat, denkt, es geht aufwärts oder es 
geht sogar vorwärts. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Aber wie ist denn die Wirklichkeit, meine Damen 
und Herren? Jeder, der eine Universität kennt, weiß, 
wie es wirklich ist. Ich darf ein paar Beispiele nen-
nen, um einmal diese Phantasmagorie dorthin zu 
stellen, wohin sie gehört. 

Auf Grund des hessischen Hochschulgesetzes hatte 
die Universität Gießen 600 Stellen für 1971 und 1972 
angefordert. Provisorisch zugesagt worden sind ihr 
210 Stellen. Seit Beginn des Semesters befinden sich 
in diesem Land die Studenten der Pädagogischen 
Hochschule im Streik, weil 3780 Lehrstunden nicht 
gegeben werden können. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Wer sich dann hierher stellt, meine Damen und 
Herren, und den „miles gloriosus" in der Kultur-
politik macht, der täuscht über die Wirklichkeit hin-
weg. 

(Beifall und Zurufe von der CDU/CSU.) 

Das Land Hessen gibt seinen Universitäten 10 % 
an Sachmitteln. Jeder, der eine wissenschaftliche 
Zeitschrift liest, weiß, daß seit 1966 die Preise für 
Zeitschriften so gestiegen sind, daß man für 100 DM 
heute nur noch so viel kaufen kann, wie man früher 
für 75 DM bekommen hat. An der von mir genann-
ten Universität kann von einer Beseitigung des Nu-
merus clausus keine Rede sein, sondern es ist ein 
effektiver Rückgang der Lehrkapazität zu verzeich-
nen. Man darf sich also nicht hierhin stellen und so 
tun, als könne man mit den 6 %  des Bundes Kultur-
politik betreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das Land Niedersachsen läßt durch seinen zu-
ständigen Minister verkünden, daß es aus den und 
den Gründen so und so viele hundert Stellen strei-
chen müsse. 

(Zurufe von der CDU/CSU und von der 
FDP.) 

Meine Damen und Herren, ich will Sie nicht aufhal-
ten. 

(Beifall und Zurufe von der SPD.) 

— Sie müssen das einfach mal hören, damit Ihr In-
formationsstand etwas besser wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Die Situation stellt sich wie folgt dar. Wir sind 
angetreten mit dieser Regierung. Wer die Rede des 
Ministers vor dem Bundesrat liest, eine Rede, in der 
jeder dritte Satz mit den Worten beginnt: „Zum 
erstenmal in der Geschichte der Bundesrepublik ...", 
als ob früher nie etwas geschehen wäre, 

(Zurufe von der SPD) 

und wer die Wirklichkeit dieser Tage sieht, der 
weiß, daß 1970, 1971 und 1972 nicht mehr, sondern 
weniger geschehen wird, der wird die Rede des Mi-
nisters hier richtig einschätzen und Beifall an der 
richtigen Stelle spenden. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Spitzmüller. 

Spitzmüller (FDP) : Frau Präsident! Meine Da

-

Damen und Herren! Nachdem wir soviel Freude 
bei der Begründung des Antrags Umdruck 119 hat-
ten, sollten wir diese Freude wohl fortsetzen und den 
Kavalieren, die nicht mehr da sind, die Möglichkeit 
geben, etwas zur Entlastung des Bundeshaushalts 
beizutragen. Ich beantrage Namentliche Abstim-
mung. 

(Heiterkeit und Beifall.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, einen Augenblick bitte. Ich darf zu-
nächst einmal fragen, ob das Wort zur Debatte noch 
gewünscht wird. — Das ist nicht der Fall. Dann 
kommen wir jetzt zur Abstimmung über die An-
träge. 

Zum Antrag Umdruck 119 *) ist Namentliche Ab-
stimmung beantragt. Ich darf annehmen, daß der 
Antrag hinreichend unterstützt ist. Wir stimmen in 
Namentlicher Abstimmung ab. 

Meine Damen und Herren, ich bitte, in der Nähe 
zu bleiben. Bei eventuellen weiteren Abstimmungen 
wollen wir nicht noch einmal eine Viertelstunde 
warten müssen. — 

Ich gebe das vorläufige Ergebnis der nament-
lichen Abstimmung bekannt. Abgegeben wurden 
373 Stimmen von stimmberechtigten Abgeordneten 
und 14 Berliner Stimmen. Mit Ja haben 157 stimm-
berechtigte Abgeordnete und 5 Berliner gestimmt, 
mit Nein 216 stimmberechtigte Abgeordnete und 
9 Berliner. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 373 und 14 Berliner Abgeordnete; 
davon 

Ja: 157 und 5 Berliner Abgeordnete 
Nein: 215 und 9 Berliner Abgeordnete 
Ungültig: 1 Abgeordneter 

Ja 

CDU/CSU 
Adorno 
von Alten-Nordheim 
Dr. Althammer 
Dr. Bach 
Baier 
Balkenhol 
Dr. Barzel 
Dr. Becher (Pullach) 
Becker (Pirmasens) 
Berding 
Berger 
Bewerunge 
Biechele 
Biehle 
Dr. von Bismarck 
Bittelmann 
Blumenfeld 
von Bockelberg 
Frau Brauksiepe 
Breidbach 
Bremer 
Brück 

*) Siehe Anlage 17 

Dr. Czaja 
Damm 
van Delden 
Ehnes 
Engelsberger 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 
Erpenbeck 
von Fircks 
Franke (Osnabrück) 
Dr. Franz 
Dr. Freiwald 
Dr. Frerichs 
Dr. Früh 
Dr. Fuchs 
Dr. Gatzen 
Frau Geisendörfer 
Geisenhofer 
Gerlach (Obernau) 
Gierenstein 
Dr. Gleissner 
Glüsing (Dithmarschen) 
Dr. Gölter 
Gottesleben 
Frau Griesinger 
Dr. Gruhl 

Freiherr von und zu 
Guttenberg 

Härzschel 
Häussler 
Dr. Hammans 
Hanz 
Hauser (Bad Godesberg) 
Hein (Salzgitter) 
Frau Dr. Henze 
Dr. Hermesdorf (Schieiden) 
Hösl 
Horstmeier 
Horten 
Dr. Hubrig 
Hussing 
Dr. Huys 
Frau Jacobi (Marl) 
Dr. Jaeger 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Frau Kalinke 
Kiechle 
Köster 
Krammig 
Krampe 
Frau Dr. Kuchtner 
Lampersbach 
Leicht 
Lensing 
Lenzer 
Link 
Dr. Luda 
Dr. Martin 
Dr. Marx (Kaiserslautern) 
Dr. Mende 
Mick 
Dr. Miltner 
Mursch 
Niegel 
Dr. von Nordenskjöld 
Ott 
Petersen 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Pohlmann 
Dr. Prassler 
Dr. Probst 
Rainer 
Rawe 
Reddemann 
Dr. Reinhard 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Rinsche 
Dr. Ritgen 
Dr. Ritz 
Rock 
Röhner 
Rösing 
Rommerskirchen 
Roser 
Ruf 
Russe 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-

Hohenstein 
Schlee 
Schedl 
Dr. Schmid-Burgk 
Schmitt (Lockweiler) 
Schneider (Königswinter) 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Dr. Schober 
Frau Schroeder (Detmold) 
Schröder (Sellstedt) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Schulte (Schwäbisch Gmünd) 
Dr. Schulze-Vorberg 
Seiters 
Dr. Siemer 
Solke 
Spilker 
Dr. Sprung 
Stahlberg 

Dr. Stark (Nürtingen) 
Steiner 
Dr. Stoltenberg 
Storm 
Struve 
Stücklen 
Susset 
Tobaben 
Frau Tübler 
Dr. Unland 
Vogel 
Vogt 
Volmer 
Wagner (Günzburg) 
Dr. Wagner (Trier) 
Frau Dr. Walz 
Weber (Heidelberg) 
Dr. Freiherr von Weizsäcker 
Windelen 
Winkelheide 
Wissebach 
Dr. Wörner 
Frau Dr. Wolf 
Baron von Wrangel 
Dr. Wulff 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 
Zink 
Zoglmann 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Gradl 
Dr. Kotowski 
Frau Pieser 
Schmitz (Berlin) 
Wohlrabe 

Nein 

SPD 
Dr. Ahrens 
Aubuhl 
Dr. Apel 
Arendt (Wattenscheid) 
Dr. Arndt (Hamburg) 
Baack 
Baeuchle 
Bäuerle 
Barche 
Dr. Bardens 
Batz 
Bay 
Dr. Bechert (Gau Algesheim) 
Becker (Nienberge) 
Dr. Beermann 
Bergmann 
Berlin 
Biermann 
Börner 
Frau von Bothmer 
Brandt 
Brandt (Grolsheim) 
Bredl 
Brück 
Brünen 
Buchstaller 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Dr. Bußmann 
Collet 
Corterier 
Dr. von Dohnanyi 
Dürr 
Eckerland 
Dr. Ehmke 
Frau Eilers 
Dr. Enders 
Engholm 
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Dr. Eppler 
Esters 
Dr. Farthmann 
Fiebig 
Dr. Fischer 
Frau Dr. Focke 
Folger 
Franke (Hannover) 
Frehsee, 
Frau Freyh 
Geiger 
Gertzen 
Glombig 
Gnädinger 
Grobecker 
Dr. Haack 
Haar (Stuttgart) 
Haase (Kellinghusen) 
Haehser 
Halfmeier 
Hansen 
Hansing 
Hauck 
Dr. Hauff 
Henke 
Frau Herklotz 
Hermsdorf (Cuxhaven) 
Herold 
Hirsch 
Höhmann (Hessisch 

Lichtenau) 
Hörmann (Freiburg) 
Hofmann 
Horn 
Frau Huber 
Jahn (Marburg) 
Jaschke 
Junghans 
Junker 
Kaffka 
Kahn-Ackermann 
Kater 
Kern 
Killat-von Coreth 
Koenig 
Kohlberger 
Konrad 
Dr. Kreutzmann 
Krockert 
Kulawig 
Langebeck 
Dr. Lauritzen 
Frau Lauterbach 
Leber 
Lemp 
Lemper 
Lenders 
Liedtke 
Löbbert 
Dr. Lohmar 
Lotze 
Maibaum 
Marquardt 
Marx (München) 
Matthes 
Matthöfer 
Frau Meermann 
Dr. Meinecke (Hamburg) 
Meinike (Oberhausen) 
Metzger 
Michels 
Möhring 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 
Müller (Mülheim) 
Müller (Nordenham) 
Dr.Müller-Emmert 
Dr. Müthling 
Neemann 
Neumann 
Dr. Nölling 
Offergeld 
Frhr. Ostman von der Leye 

Pawelczyk 
Peiter 
Pensky 
Peters (Norden) 
Porzner 
Raffert 
Ravens 
Dr. Reischl 
Frau Renger 
Rohde 
Rosenthal 
Roß 
Säckl 
Sander 
Dr. Schäfer (Tübingen) 
Frau Schanzenbach 
Scheu 
Schiller (Bayreuth) 
Frau Schimschok 
Schirmer 
Schlaga 
Dr. Schmid (Frankfurt) 
Schmidt (Braunschweig) 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Dr. Schmidt (Krefeld) 
Schmidt (München) 
Schmidt (Niederselters) 
Schmidt (Würgendorf) 
Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Dr. Schmude 
Schoettle 
Schollmeyer 
Schonhofen 
Schulte (Unna) 
Seibert 
Seidel 
Frau Seppi 
Simon 
Dr. Slotta 
Dr. Sperling 
Spillecke 
Staack 
Frau Strobel 
Strohmayr 
Suck 
Tallert 
Dr. Tamblé 
Frau Dr. Timm 
Tönjes 
Urbaniak 
Vit 
Walkhoff 
Dr. Weber (Köln) 
Wehner 
Welslau 
Wende 
Wendt 
Westphal 
Dr. Wichert 
Wienand 
Wilhelm 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittmann 
Wolf 
Wrede 
Würtz 
Wüster 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 
Zebisch 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Arndt (Berlin) 
Heyen 
Frau Krappe 
Liehr 
Löffler 
Mattick 

Frau Schlei 
Dr. Seume 
Sieglerschmidt 

FDP 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus 
Dorn 
Ertl 
Frau Funcke 
Gallus 
Geldner 
Graaff 

Grüner 
Helms 
Jung 
Kienbaum 
Kirst 
Kleinert 
Krall 
Logemann 
Mertes 
Mischnick 
Moersch 
Ollesch 
Peters (Poenbüll) 
Schmidt (Kemten) 
Spitzmüller 
Wurbs 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Ich rufe den Antrag Umdruck 120 *) der CDU/CSU-
Fraktion auf. Wird das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. Soll ich getrennt abstimmen lassen? 

(Zustimmung.) 

Wir stimmen getrennt über die beiden Punkte 
ab. Ich rufe auf Umdruck 120 die Ziffer 1 auf. Wer 
diesem Punkt die Zustimmung geben will, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Die Ziffer 1 ist abgelehnt. 

Ich rufe die Ziffer 2 auf. Wer die Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Auch diese Ziffer 
ist abgelenht. 

Wir kommen zum Antrag der CDU/CSU-Fraktion 
auf Umdruck 122 **). Das Wort hat Herr Abgeord-
neter Gölter. 

Dr. Gölter (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich habe vorhin Ausführungen 
gemacht, denen in der Sache nicht widersprochen 
worden ist, weil ihnen in der Sache nicht wider-
sprochen werden kann. Ich beantrage im Namen 
meiner Fraktion namentliche Abstimmung, damit 
jedes Mitglied des Hohen Hauses Gelegenheit hat, 
mit seinem Namen seine Auffassung zu diesen Vor-
gängen zu dokumentieren. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, ich bitte abzustimmen. 

Meine Damen und Herren, ich gebe das vorläufige 
Ergebnis der Abstimmung bekannt. Es haben abge-
stimmt 375 Abgeordnete und 14 Berliner. Mit Ja 
haben gestimmt 160 Abgeordnete und 4 Berliner, 
mit Nein 214 Abgeordnete und 8 Berliner; enthalten 
haben sich 1 Abgeordneter und 2 Berliner. Damit ist 
der Antrag abgelehnt. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 375 und 14 Berliner Abgeordnete; 
davon 

Ja: 159 und 4 Berliner Abgeordnete 
Nein: 214 und 8 Berliner Abgeordnete 
Enthalten: 1 und 2 Berliner Abgeordnete 
Ungültig: 1 Abgeordneter 

*) Siehe Anlage 18 
**) Siehe Anlage 19 
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Ja 
CDU/CSU 
Adorno 
von Alten-Nordheim 
Dr. Althammer 
Dr. Bach 
Baier 
Balkenhol 
Dr. Barzel 
Dr. Becher (Pullach) 
Becker (Pirmasens) 
Berding 
Berger 
Bewerunge 
Biechele 
Biehle 
Dr. von Bismarck 
Bittelmann 
Blumenfeld 
von Bockelberg 
Frau Brauksiepe 
Breidbach 
Bremer 
Brück 
Dr. Czaja 
Damm 
van Delden 
Ehnes 
Engelsberger 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 
Erpenbeck 
von Fircks 
Franke (Osnabrück) 
Dr. Franz 
Dr. Freiwald 
Dr. Frerichs 
Dr. Früh 
Dr. Fuchs 
Frau Geisendörfer 
Geisenhofer 
Gerlach (Obernau) 
Gierenstein 
Dr. Gleissner 
Glüsing (Dithmarschen) 
Dr. Gölter 
Gottesleben 
Frau Griesinger 
Dr. Gruhl 
Freiherr von und zu 

Guttenberg 
Härzschel 
Häussler 
Dr. Hammans 
Hanz 
Hauser (Bad Godesberg) 
Hein (Salzgitter) 
Frau Dr. Henze 
Dr. Hermesdorf (Schleiden) 
Hösl 
Horstmeier 
Horten 
Dr. Hubrig 
Hussing 
Dr. Huys 
Frau Jacobi (Marl) 
Dr. Jaeger 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Frau Kalinke 
Kiechle 
Köster 
Krammig 
Krampe 
Frau Dr. Kuchtner 
Lampersbach 
Leicht 
Lensing 
Lenzer 
Link 
Dr. Luda  

Dr. Marx (Kaiserslauter) 
Dr. Mende 
Mick 
Dr. Miltner 
Müller (Niederfischbach) 
Dr. Müller-Hermann 
Mursch 
Niegel 
Dr. von Nordenskjöld 
Orgaß 
Ott 
Petersen 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Pohlmann 
Dr. Prassler 
Dr. Probst 
Rainer 
Rawe 
Reddemann 
Dr. Reinhard 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Rinsche 
Dr. Ritgen 
Dr. Ritz 
Rock 
Röhner 
Rösing 
Rommerskirchen 
Roser 
Ruf 
Russe 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-

Hohenstein 
Schlee 
Schedl 
Dr. Schmid-Burgk 
Schmitt (Lockweiler) 
Schneider (Königswinter) 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Dr. Schober 
Frau Schroeder (Detmold) 
Schröder (Sellstedt) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Schulte (Schwäbisch Gmünd) 
Dr. Schulze-Vorberg 
Seiters 
Dr. Siemer 
Solke 
Spilker 
Dr. Sprung 
Stahlberg 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Steiner 
Dr. Stoltenberg 
Storm 
Struve 
Stücklen 
Susset 
Tobaben 
Frau Tübler 
Dr. Unland 
Vogel 
Vogt 
Volmer 
Wagner (Günzburg) 
Dr. Wagner (Trier) 
Frau Dr. Walz 
Wawrzik 
Weber (Heidelberg) 
Dr. Freiherr von Weizsäcker 
Windelen 
Winkelheide 
Wissebach 
Dr. Wörner 
Frau Dr. Wolf 
Baron von Wrangel 
Dr. Wulff 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 
Zink 
Zoglmann 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Kotowski 
Frau Pieser 
Schmitz 
Wohlrabe 

Nein 

SPD 
Dr. Ahrens 
Anbuhl 
Dr. Apel 
Arendt (Wattenscheid) 
Dr. Arndt (Hamburg) 
Baack 
Baeuchle 
Bäuerle 
Barche 
Dr. Bardens 
Batz 
Bay 
Dr. Bechert (Gau Algesheim) 
Becker (Nienberge) 
Bergmann 
Berlin 
Biermann 
Börner 
Frau von Bothmer 
Brandt 
Brandt (Grolsheim) 
Bredl 
Brück 
Brünen 
Buchstaller 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Dr. Bußmann 
Collet 
Corterier 
Dr. von Dohnanyi 
Dürr 
Eckerland 
Dr. Ehmke 
Frau Eilers 
Dr. Enders 
Engholm 
Dr. Eppler 
Esters 
Dr. Farthmann 
Fiebig 
Dr. Fischer 
Frau Dr. Focke 
Folger 
Franke (Hannover) 
Frehsee 
Frau Freyh 
Geiger 
Gertzen 
Glombig 
Gnädinger 
Grobecker 
Dr. Haack 
Haar (Stuttgart) 
Haase (Kellinghusen) 
Haehser 
Halfmeier 
Hansen 
Hansing 
Hauck 
Dr. Hauff 
Henke 
Frau Herklotz 
Hermsdorf (Cuxhaven) 
Herold 
Hirsch 
Höhmann (Hessisch 

Lichtenau) 
hörmann (Freiburg) 
Hofmann 

Horn 
Frau Huber 
Jahn (Marburg) 
Jaschke 
Junghans 
Junker 
Kaffka 
Kahn-Ackermann 
Kater 
Kern 
Killat-von Coreth 
Koenig 
Kohlberger 
Konrad 
Dr. Kreutzmann 
Krockert 
Kulawig 
Langebeck 
Dr. Lauritzen 
Frau Lauterbach 
Leber 
Lemp 
Lemper 
Lenders 
Liedtke 
Löbbert 
Dr. Lohmar 
Lotze 
Maibaum 
Marquardt 
Marx (München) 
Matthes 
Matthöfer 
Frau Meerm ann 
Dr. Meinecke (Hamburg) 
Meinike (Oberhausen) 
Metzger 
Michels 
Möhring 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 
Müller (Mülheim) 
Müller (Nordenham) 
Dr. Müller-Emmert 
Dr. Müthling 
Neemann 
Neumann 
Dr. Nölling 
Offergeld 
Frhr. Ostman von der Leye 
Pawelczyk 
Peiter 
Pensky 
Peters (Norden) 
Porzner 
Raffert 
Ravens 
Dr. Reischl 
Frau Renger 
Rohde 
Rosenthal 
Roß 
Säckl 
Sander 
Dr. Schäfer (Tübingen) 
Frau Schanzenbach 
Scheu 
Schiller (Bayreuth) 
Frau Schimschok 
Schirmer 
Schlaga 
Dr. Schmid (Frankfurt) 
Schmidt (Braunschweig) 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Dr. Schmidt (Krefeld) 
Schmidt (München) 
Schmidt (Niederselters) 
Schmidt (Würgendorf) 
Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Dr. Schmude 
Schoettle 
Schollmeyer 
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Schonhofen 
Schulte (Unna) 
Seibert 
Seidel 
Frau Seppi 
Simon 
Dr. Slotta 
Dr. Sperling 
Spillecke 
Staak (Hamburg) 
Frau Strobel 
Strohmayr 
Suck 
Tallert 
Dr. Tamblé 
Frau Dr. Timm 
Tönjes 
Urbaniak 
Vit 
Walkhoff 
Dr. Weber (Köln) 
Wehner 
Welslau 
Wende 
Wendt 
Westphal 
Dr. Wichert 
Wienand 
Wilhelm 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittmann 
Wolf 
Wrede 
Würtz 
Wüster 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 
Zebisch 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Arndt (Berlin) 
Heyen 
Frau Krappe 
Liehr 
Löffler 
Mattick 

Frau Schlei 
Dr. Seume 

FDP 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus 
Dorn 
Ertl 
Frau Funcke 
Gallus 
Geldner 
Graaff 
Grüner 
Helms 
Jung 
Kienbaum 
Kirst 
Kleinert 
Krall 
Logemann 
Mertes 
Mischnick 
Moersch 
Ollesch 
Peters (Poppenbüll) 
Schmidt (Kempten) 
Spitzmüller 
Wurbs 

Enthalten 

CDU/CSU 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Gradl 

SPD 
Dr. Beermann 

Berliner Abgeordnete 

Sieglerschmidt 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 31. Wer diesem Haushalt in zweiter Lesung 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 

(Unruhe.) 

Ich darf Sie doch bitten, Platz zu nehmen. Wir müs-
sen die Abstimmung wiederholen. Wer dem Ein-
zelplan 31 in zweiter Lesung die Zustimmung geben 
will, den bitte ich, sich zu erheben.—Gegenprobe! — 

(Zurufe: Hammelsprung!) 

Es besteht im Präsidium keine Einigkeit; wir müs-
sen auszählen. 

Meine Damen und Herren, es haben abgestimmt 
371 Abgeordnete, mit Ja 217, mit Nein 153. Enthal-
tungen 1. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — An

-

haltende Zurufe von der SPD.) 

— Ich bitte um Ruhe, damit wir noch fertig werden. 
Wir haben schon Mitternacht. — 

Damit ist der Einzelplan 31 angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 32 

Bundesschuld 
Drucksache VI/ 1752 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Strohmayr 

Wird das Wort dazu gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. 

Zum Einzelplan 32 liegt ein Änderungsantrag der 
CDU/CSU auf Umdruck 115*) Ziffer 2 vor, der be-
reits bei der Beratung des Einzelplans 15 zur Ab-
stimmung gestanden hat und abgelehnt worden ist. 
Ich nehme an, damit ist dieser Antrag erledigt. 

Wir stimmen in zweiter Lesung über den Einzel-
plan 32 im ganzen ab. Wer die Zustimmung geben 
will, den bitte ich um das Handzeichen. — 

(Lebhafte anhaltende Zurufe von der SPD: 
Anzweifeln! Auszählung!) 

Gegenprobe! — Enthaltungen? — 

(Abg. Haehser: Frau Präsidentin, ich habe 
größtes Mißtrauen gegen Ihren Schriftfüh

-

rer angesichts der deutlichen Mehrheit, die 
wir soeben hatten!) 

- Bitte, hier stehen nicht Abstimmungsunklarheiten 
zur Diskussion. 

(Abg. Haehser: Warum sitzt das Präsidium 
da oben?) 

— Einzelplan 32 ist mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen zum 

Einzelplan 60 

Allgemeine Finanzverwaltung 
— Drucksache VI/ 1756 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Hermsdorf 
(Cuxhaven), Abgeordnete Frau Krappe 

Wird das Wort zum Einzelplan 60 im ganzen ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Es liegt ein Änderungsantrag auf Umdruck 129 **) 
vor. Zur Begründung Herr Abgeordneter Bremer. 

Bremer (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich darf bei allen Mitgliedern 
dieses Hohen Hauses die Kenntnis der wechsel- und 
leidvollen Nachkriegsgeschichte des Länderfinanz-
ausgleichs voraussetzen. Im Grunde genommen ist 
es während dieser zwei Jahrzehnte niemals unklar 
und streitig gewesen, daß dieser Länderfinanzaus-
gleich unzulänglich war. In den Beratungen zur Fi-
nanzreform war es denn auch das Bestreben aller 
Fraktionen dieses Hohen Hauses, die Finanzausstat-
tung der leistungsschwachen Länder qualitativ und 
quantitativ zu verbessern. 

Ich darf daran erinnern, daß sich der Bundestag 
seinerzeit für einen völligen Wegfall des horizon-
talen Länderfinanzausgleichs eingesetzt hat — ein 

*) Siehe Anlage 13 
**) Siehe Anlage 20 
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Vorschlag, der allerdings am Widerstand der finanz-
starken Länder gescheitert ist. Der sowohl für die 
Finanzreform als auch für den horizontalen Finanz-
ausgleich gefundene Kompromiß — das kann man 
heute schon feststellen — kann im Ergebnis nicht 
befriedigen. 

Gewiß hat die Finanzreform vor allem auf dem 
Gebiete der Umsatzsteuer eine qualitative Verbesse-
rung ergeben. Es soll auch nicht verkannt werden, 
daß der horizontale Finanzausgleich durch die An-
hebung des Anteils von 91 auf 95 Punkte der Aus-
gleichsmeßzahl, also der nach einem bestimmten 
Verfahren ermittelten bundesdurchschnittlichen 
Steuerkraft der Länder, wirksamer gestaltet worden 
ist. Aber ebensowenig können die Mängel über-
sehen werden. 

(Abg. Haehser: Herr Bremer, Sie können 
doch nicht auf unsere Kosten Fraktionsdis

-

ziplin ausüben, wie das Ihr Schriftführer 
gemacht hat!) 

— Davon kann keine Rede sein. 

Die verbesserte Vorwegausstattung der finanz-
schwachen Länder mit eigenen Steuern bewirkt 
automatisch ein verringertes Volumen des horizon-
talen Finanzausgleichs. Ein Land, dessen Steuerkraft 
die 95 Punkte nicht erreicht, bleibt weiterhin auf die 
Wirksamkeit des horizontalen Finanzausgleichs an-
gewiesen. 

Die Berechnungsmethode für den theoretischen 
Mindestsatz von 95 % weist insofern einen gravie-
renden Mangel auf, als die Realsteuerkraft der Ge-
meinden nur zur Hälfte angesetzt wird. In der Praxis 
wird dadurch die Steuerkraft der Länder Nieder-
sachsen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein im 
Jahre 1970 nur auf 91,4 bzw. 91,5 % angehoben. 
Auch die beiden übrigen Länder, Bayern und das 
Saarland, erreichen den theoretischen Höchstsatz 
nicht. 

Der dritte Mangel schließlich ist folgender. Die 
Finanzreform begünstigt insofern die finanzstarken 
Länder, als die durch sie ausgelösten höheren Steuer-
einnahmen der Gemeinden diesen Ländern überpro-
portional zugute kommen. Dies hat auf Grund der 
verfassungsrechtlichen Finanzeinheit zwischen Län-
dern und Gemeinden die Folge, daß die finanz-
schwachen Länder ihren Gemeinden stärker ver-
pflichtet bleiben als die übrigen Länder. 

Meine Damen und Herren, dies alles ist, wie auch 
aus der Antwort des Bundesfinanzministers auf die 
Kleine Anfrage in Drucksache VI/966 zu entnehmen 
ist, insoweit unstreitig. 

Keine Einigkeit besteht dagegen in der Frage, ob 
die zahlenmäßigen Auswirkungen bereits heute hin-
reichend übersehen werden können, um in einer 
Zwischenbilanz das Ergebnis der Finanzreform wer-
ten und darauf Folgerungen für eine Neuregelung 
herleiten zu können. Die Bundesregierung verneint 
diese Frage. Die finanzschwachen Länder können 
dagegen darauf hinweisen, daß nach ihren aussage-
kräftigen Unterlagen ihre Steuerkraft gegenüber 
dem Zustand vor der Finanzreform nur unwesentlich, 
etwa um einen Prozentpunkt verbessert wird. 

Immerhin muß auch die Bundesregierung selbst in 
der Begründung zu ihrer Gesetzesvorlage zur Ände-
rung des Gesetzes über den Finanzausgleich zwi-
schen Bund und Ländern vom 14. August 1970 — 
Drucksache VI/1098 — einräumen, daß — ich zitiere 
wörtlich — „trotz der erzielten Verbesserungen 
fühlbare Unterschiede in der Finanzausstattung der 
Länder bestehen". 

Sie hat daher auch für 1971 100 Millionen DM 
an Ergänzungszuweisungen in diesem Einzelplan 60 
vorgesehen. Gegenüber den weitergehenden Vor-
schlägen des Bundesrats und der CDU/CSU in den 
Beratungen des Haushaltsausschusses, diesen An-
satz auf 300 Millionen DM zu erhöhen, verweist sie 
die Länder auf den Weg eines verbesserten horizon-
talen Finanzausgleich. 

So ergibt sich denn folgende Lage, meine Damen 
und Herren. Die Bundesregierung hebt auf die 
Eigenverantwortlichkeit der Länder für einen hin-
reichenden Finanzausgleich ab. Im Bundesrat schei-
tern jedoch die finanzschwachen Länder mit ihren 
Vorstellungen über einen verbesserten horizontalen 
Finanzausgleich am Widerstand der finanzstarken 
Länder. Im Ergebnis fehlt damit den finanzschwa-
chen Ländern, wie bereits seit zwei Jahrzehnten, 
jene Steuerkraftspitze, die gerade für die zukunfts-
sichernden Investitionen von entscheidender Bedeu-
tung ist. Die Deckungslücke in den finanzschwachen 
Ländern muß weiterhin durch Kreditaufnahmen ge-
schlossen werden. Der dafür inzwischen aufgelau-
fene Schuldendienst verschlingt jedoch in einigen 
Ländern bereits das jährliche Kreditvolumen. Der 
unheilvolle, sich ins Negative kumulierende Kreis-
lauf wird also weitergehen. 

Meine Damen und Herren, diese Entwicklung ist 
nicht weiter zu verantworten. Unabhängig von dem 
Streit um die Priorität oder Subsidiarität der bun-
desseitigen Ergänzungszuweisungen ist der Bund 
dem Verfassungsauftrag zur Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse unterworfen. 

(Abg. Leicht: Sehr richtig!) 

In Übereinstimmung mit der Auffassung der Bun-
desregierung tragen daneben zwar auch die Länder 
eine eigene Verantwortung für einen ausreichenden 
Ausgleich. Wir können aber nicht darüber hinweg-
sehen, daß diesem Ausgleich insofern eine psycho-
logisch-politische Grenze gesetzt ist, als die finanz-
starken Länder sich niemals zu einem totalen Aus-
gleich verstehen werden. Der Bund wird daher unter 
dem System der geltenden Finanzverfassung weiter-
hin fühlbar helfen müssen. Wenn auch der Bundes-
regierung darin zuzustimmen ist, daß der bisherige 
Zeitraum für eine abschließende Beurteilung noch 
nicht ausreicht, bieten die bisher erkennbaren Ten-
denzen dennoch hinreichend Veranlassung, die im 
Entwurf des Haushalts 1971 veranschlagten 100 Mil-
lionen DM für Bundesergänzungszuweisungen auf-
zustocken. Weitere 100 Millionen DM lassen sich 
nach Auffassung der CDU/CSU trotz der ange-
spannten Haushaltslage verantworten. Der Dek-
kungsvorschlag ist fundiert. Die Erfahrungen der 
vergangenen Jahre zeigen, daß der dafür angebo-
tene Haushaltsausgleich fast regelmäßig nicht voll 
ausgeschöpft worden ist. 
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Meine Damen und Herren, ich bitte Sie namens 

der CDU/CSU-Fraktion um Ihre Zustimmung zu 
diesem Antrag. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Herr Ministerpräsident Lemke. 

(Abg. Haehser: Das soll er sich mal in Kiel 
erlauben, um diese Zeit noch zu reden! 

Gegenruf des Abg. Vogel.) 

Dr. Lemke, Ministerpräsident des Landes Schles-
wig-Holstein: Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich bedaure es, daß ich Ihre 
Aufmerksamkeit oder Ihre Gegenwart noch einige 
wenige Minuten in Anspruch nehmen muß. 

(Zuruf von der SPD: Morgenstund' hat Gold 
im Mund!) 

Sie können allein schon  as  der Tatsache, daß ich 
das heute abend bzw. heute morgen tue, ersehen, 
wie sehr mir daran liegt, diesem Hohen Hause mit 
Respekt, aber doch in aller Deutlichkeit unser An-
liegen vorzutragen, das Anliegen des Landes 
Schleswig-Holstein ebenso wie das der anderen 
finanzschwachen Länder. Herr Ministerpräsident 
Kohl hat mich ausdrücklich darum gebeten, dies 
auch in seinem Namen zu tun. 

(Lachen bei der SPD. — Abg. Haehser: 
Einen schönen Gruß an Herrn Kohl! — 

Weitere Zurufe von der SPD.) 

Ich fühle mich dazu ermuntert oder sogar ermutigt, 
weil der Herr Bundesfinanzminister vor wenigen 
Tagen in Kiel erklärt hat, daß er dem Land Schles-
wig-Holstein gern und ganz besonders helfen wolle. 

(Zuruf des Abg. Vogel.) 

Ohne Zweifel gilt diese Zusage nicht nur für das 
Land Schleswig-Holstein, sondern auch für die an-
deren finanzschwachen Länder. 

Im Gegensatz zu dieser Erklärung steht allerdings 
das Beratungsergebnis des Haushaltsausschusses. 
Der Bundesrat hat beantragt, die Bundesergänzungs -
zuweisungen auf 300 Millionen DM festzusetzen. 
Dieser Forderung ist man nicht nachgekommen. Des-
wegen unterstützen wir, die finanzschwachen Länder, 
jetzt den Antrag der CDU/CSU-Fraktion, die Bun-
desergänzungszuweisungen wenigstens um 100 Mil-
lionen DM zu erhöhen. 

Ich darf Sie daran erinnern, daß ich Sie schon 
vor fünf Jahren, als die Bundesergänzungszuweisun-
gen akut wurden, angesprochen habe, und ich darf 
Sie ferner daran erinnern, daß die finanzschwachen 
Länder im Zuge der Finanzreform immer wieder 
darauf hingewiesen haben, daß eigentlich ein verti-
kaler Finanzausgleich herbeigeführt werden müßte. 
Wir haben dann gegen das Finanzausgleichsgesetz 
von 1969 gestimmt, weil wir wußten, daß wir mit 
dieser Regelung nicht zurechtkommen würden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Minister-
präsident, würden Sie eine Frage gestatten? 

Dr. Lemke, Ministerpräsident des Landes Schles-
wig-Holstein: Jawohl, gern! 

Vizepräsident Frau Funcke: Ja, bitte schön, 
Herr Porzner! 

Porzner (SPD) : Herr Ministerpräsident, ist Ihnen 
bekannt, daß alle Mitglieder des Finanzausschusses, 
also auch alle Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion, 
gegen den Antrag des Bundesrates gestimmt haben? 

Dr. Lemke, Ministerpräsident des Landes Schles-
wig-Holstein: Das ist mir durchaus bekannt. Um so 
mehr begrüße ich es, daß die CDU/CSU-Fraktion 
jetzt diesen Antrag gestellt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Porzner (SPD) : Herr Ministerpräsident, ist Ihnen 
weiter bekannt, daß, obwohl dieser Punkt damals 
auf der Tagesordnung des Finanzausschusses stand, 
kein Mitglied des Bundesrates, also auch kein Mit-
glied Ihrer Landesregierung, anwesend war, um 
diesen Antrag zu begründen? 

Dr. Lemke, Ministerpräsident des Landes Schles-
wig-Holstein: Das bedaure ich außerordentlich. Ich 
wäre bestimmt anwesend gewesen, wenn es möglich 
gewesen wäre. 

(Lachen bei der SPD.) 

— Entschuldigen Sie bitte! Ich habe mir ja auch 
heute die Mühe gemacht, aus der Sitzung des Land-
tags hierher zu kommen, und habe hier durchgehal-
ten. Das sollte eigentlich Beweis genug dafür sein, 
wie ernst wir diese Frage nehmen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich muß doch einmal im Ernst ganz grundsätzlich 
etwas dazu sagen. Die Finanzreform hat eben nicht 
das gewünschte Ergebnis gehabt. Wir haben ja die 
Zahlen, wir haben ja die Ergebnisse. Ich möchte in 
diesem Zusammenhang mit Nachdruck darauf hin-
weisen, daß die finanzschwachen Länder während 
der Verhandlungen über die Finanzreform immer in 
erster Linie für einen vertikalen Finanzausgleich 
eingetreten sind. Im Hinblick auf die derzeitige 
Form der Steuerverteilung haben die finanzschwa-
chen Länder niemals, auch nicht vorübergehend, auf 
Bundesergänzungszuweisungen in irgendeiner Form 
verzichtet und hätten es auch niemals tun können. 
Im November 1969 hat der Bundesrat deshalb die 
Bundesregierung um die Vorlage eines Gesetzes 
über die Gewährung von Bundesergänzungszuwei-
sungen gebeten. Diesem Wunsch ist die Bundes-
regierung zwar im Grundsatz nachgekommen, hat 
aber die Höhe nur auf 100 Millionen DM festgesetzt. 
Seitdem geht nun dieser Meinungsstreit. Der Bun-
desrat verlangt 300 Millionen DM; festgesetzt sind 
100 Millionen DM; heute haben wir den Antrag auf 
200 Millionen DM. Der Bundesrat hat auch den Ver-
mittlungsausschuß angerufen, und morgen verhan-
delt der Vermittlungsausschuß über diese Frage. 

Sie sehen, daß dieser Antrag der CDU/CSU-Frak-
tion einfach einen Kompromiß darstellt. Ich weiß 
nicht, warum man nicht einsehen will, daß hier nicht 
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in irgendeiner beliebigen Höhe geholfen werden 
muß, sondern daß die Zahlen 100, 200, 300 Millionen 
DM aus sich heraus begründet sein müssen. Dazu 
lassen Sie mich einige wenige Worte sagen. 

Es ist nun einmal erforderlich, sich zwei Zahlen 
des Bundesfinanzministers klarzumachen. Im gün-
stigsten Fall können für ein finanzschwaches Land 
94,4 v. H. des Durchschnitts erreicht werden, im un-
günstigsten Fall, dem des Landes Schleswig-Hol-
stein, nur 91,4%. Hieraus ergibt sich, daß die finanz-
schwachen Länder ihre Aufgaben bisher nur erfüllen 
konnten, indem sie sich hoch verschuldeten. In 
Schleswig-Holstein haben wir eine Landesschuld 
von 3 Milliarden DM bei einem Etat von 3,5 Mil-
liarden DM — ich bitte, das einmal mit Ihren Län-
dern und mit dem Bund zu vergleichen —; nur da-
durch war es möglich, der Bevölkerung, dem ein-
zelnen Bürger solche Lebensumstände zu geben, die 
einigermaßen mit denen in anderen Bundesländern 
Schritt hielten. Ich darf hier auch einmal feststellen, 
daß es gelungen ist, die Infrastruktur im gewerb-
lichen Bereich, im landwirtschaftlichen Bereich, im 
Verkehrsbereich — ich will Sie nicht mit Zahlen 
belästigen — im wesentlichen verbessert worden 
ist. 

Aber da habe ich nun gehört, daß heute abend - 
ich war leider noch nicht anwesend — der Herr 
Verkehrsminister über die steigende Straßenbau-
leistung für Schleswig-Holstein gesprochen hat. 
Meine Damen und Herren, ich gebe ohne weiteres 
zu, daß diese Leistungen des Bundes nominal gestie

-

gen sind. Aber sie wirken sich wegen der hohen 
Kostensteigerung leider nicht mehr in dem ge-
wünschten Maße aus. Das ist eine Tatsache. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Sie müssen doch auch einmal gerecht gegenüber 
unserem Land sein. Wir bekommen zum erstenmal 
endlich eine Autobahn durch unser Land hindurch. 
Da ist es so ungeheuer wichtig, daß wir mit den 
Dingen schneller vorankommen; denn die ganze 
Entwicklung des Landes hängt davon ab, daß dies 
vorangeht. 

Aber lassen Sie mich bitte noch einmal auf die 
Frage der hohen Verschuldung zurückkommen. Wir 
haben 3 Milliarden DM Schulden. Bei den anderen 
finanzschwachen Ländern ist es nicht viel anders. 
Wir haben jedes Jahr einen Kapitaldienst, der un-
sere neue Anleihe für jedes Jahr verschlingt. Da-
bei muß gerade in solchen Ländern, die finanz-
schwach sind, besonders viel geleistet werden. Das 
brauche ich Ihnen nicht vorzutragen. Ich will Ihnen 
nur eine Deduktion vor Augen führen. Ich möchte 
Ihnen klarmachen, daß gerade in den finanzschwa-
chen Ländern mehr geleistet werden muß, um nach-
zuholen, um aufzuholen. Wir sitzen mit den Schul-
den da und haben einen Kapitaldienst, der die neuen 
Anleihen einfach verschluckt. Das geht nicht. 

Das Pro-Kopf-Einkommen der Erwerbstätigen 
liegt zwar beim Bundesdurchschnitt, aber die Ein-
nahmen des Landes befinden sich weit unter dem 
Bundesdurchschnitt. Das liegt an der Finanzverfas-
sung, das liegt am Steuerrecht, das liegt nicht etwa  

an der mangelnden Arbeit und der mangelnden Be-
teiligung der Erwerbstätigen. Das sind Fehler in der 
Konstruktion, und ich meine, da muß, solange Sie 
keine totale Revision des ganzen föderalen Systems 
herbeigeführt haben, durch Bundesergänzungszuwei-
sungen geholfen werden. 

Sie werden, meine Damen und Herren, die gleich

-

lautenden Äußerungen auch aus anderen Ländern 
gehört haben. Vor kurzem hat der Finanzminister 
von Niedersachsen erklärt, daß die Finanzlage seines 
Landes es nicht mehr erlaube, in diesem Jahr mit 
neuen Schulbauvorhaben zu beginnen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Das sind doch Fakten, die man auch zu dieser mitter

-

nächtlichen Stunde mit Sorge entgegennehmen muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nehmen Sie es mir nicht übel. Ich spreche die Re-
gierungskoalition genauso an wie meine politischen 
Freunde. Ich spreche hier als Vertreter des Landes 
Schleswig-Holstein. Sie müssen von mir den Ein-
druck mitnehmen, daß ich mit allem Ernst und mit 
großer Sorge seit Jahr und Tag hinter dieser For-
derung stehe. Ich meine, solange Sie keine totale 
Neuordnung des föderalen Systems haben, können 
Sie bei diesen Finanzgesetzen nur durch Bundeser-
gänzungszuweisungen helfen. Um diese bitten wir, 
um alle diese Auflagen und Wünsche, insbesondere 
auch im Jahreswirtschaftsbericht 1971, erfüllen zu 
können. 

Es sind nun Vorschläge gemacht worden, um einen 
Ausgleich herbeizuführen. Ich will darauf nicht im 
einzelnen zu sprechen kommen; das ist nicht meine 
Sache. Aber selbst wenn der Bund seine Kreditauf-
nahme erhöhen müßte, wäre dies in keiner Weise 
mit der Zwangslage in den finanzschwachen Ländern 
zu vergleichen. 

Zur Unterstreichung darf ich noch einmal darauf 
hinweisen, daß wir dieses Jahr tatsächlich wieder 
diese 330 Millionen DM aufnehmen müssen, im we-
sentlichen um unsere Verschuldung zu bezahlen. 

Ich muß Sie deswegen mit allem Nachdruck bitten, 
wenigstens dem gestellten Antrag zu entsprechen. 
Es liegt mir nicht, zu dramatisieren. Wer von Ihnen 
mich kennt — es ist ja eine ganze Anzahl —, weiß 
das. Ich dramatisiere nicht. Ich meine dies mit allem 
Ernst. Ich kann es belegen. Ich halte es aber nicht für 
meine Aufgabe, um hier mit Zahlen zu kommen. Sie 
müssen mir glauben, daß diese Fakten, die ich glo-
bal vorgetragen habe, echt und wirklich sind. Ich 
bin deswegen der Meinung, Sie sollten diesem An-
trag entsprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. - Abg. Haehser: 
Herr Barzel, Sie müssen noch die Hand 
schütteln gehen! — Gegenrufe von der 

CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Hermsdorf. 

Hermsdorf (Cuxhaven) (SPD) : Frau Präsidentin! 
Meine Mamen und Herren! Der Vertreter der CDU 
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und der Vertreter des Landes Schleswig-Holstein 
haben hier Ausführungen über die Lage der finanz-
schwachen Länder gemacht. Es gibt in diesem Hause 
niemand, der die Lage der finanzschwachen Länder 
nicht kennt und der nicht zugeben würde, daß diese 
Lage besorgniserregend ist. 

Ich muß aber hier folgendes feststellen. Bei den 
Verhandlungen über den Finanzausgleich, zu-
mindest im Vermittlungsausschuß, haben die Ver-
treter der Länder der Bundesregierung eindeutig 
zugesichert, daß der Finanzausgleich jetzt unter den 
Ländern stattfindet. Ich muß hinzufügen, daß diese 
Forderung, dieser Appell, der Finanzausgleich habe 
zwischen den Ländern stattzufinden, vom ganzen 
Hause hier in früheren Tagen und Wochen wieder-
holt worden ist. Auch die Vertreter der gegenwär-
tigen Opposition haben im Ausschuß von jeher 
diesen Standpunkt bezogen. 

Wir haben das Gesetz über die Ergänzungszu-
weisungen, als wir es im Ausschuß hatten, ein-
stimmig passieren lassen. Ich gebe zu, daß die 
CDU/CSU-Fraktion im Ausschuß den Vorbehalt ge-
macht hat, beim Einzelplan 60 auf diesen Punkt 
zurückzukommen. Aber die Darstellung, die hier 
von seiten des Herrn Ministerpräsidenten gegeben 
wird, daß es sich nämlich bei den Ergänzungszuwei-
sungen nur um diese 100 Millionen DM handeln 
würde, stimmt doch nicht ganz, Herr Ministerpräsi-
dent. Denn gerade die 'Regierung der Großen Koali-
tion hat — wie auch diese Regierung — doch den 
Versuch gemacht, in Ihre regionalen Strukturpro-
gramme in einer Weise einzugreifen wie keine an-
dere Regierung zuvor. Hier müssen Sie eben auch 
zugeben, daß seitens dieser Regierung in struk-
tureller Hinsicht mehr Leistungen erbracht worden 
sind als von jeder anderen. Auch das muß hier ein-
mal anerkannt werden! 

(Beifall bei der SPD.) 

In der Auseinandersetzung über den Haushalt 
hatte die CDU zunächst den Antrag gestellt, bei den 
Ergänzungszuweisungen 200 Millionen DM aufzu-
stocken. Sie hat für diese 200 Millionen als Dek-
kungsvorschlag 100 Millionen aus dem Devisen-
ausgleich und 100 Millionen aus dem Bundesent-
schädigungsgesetz angeboten. Ich stelle fest, daß die 
CDU ihren ursprünglichen Vorschlag von der 
Deckung wie von der Sache her heute auch nicht 
mehr aufrechterhalten kann und nunmehr auf 
100 Millionen zurückgegangen ist. Aber auch die-
ser Deckungsvorschlag ist nicht seriös, Herr Bremer. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Hermsdorf (Cuxhaven) (SPD) : Lassen Sie mich 
diesen Gedanken noch zu Ende führen. — Sie wis-
sen ganz genau, daß im Haushaltsausschuß bezüg-
lich Ihres Antrags, ausgerechnet aus dem Bundes-
entschädigungsgesetz 100 Millionen DM zu nehmen, 
was politisch seine besondere Nuance hat, von .  sei-
ten des Finanzministeriums ganz klar dargelegt 
worden ist, daß es sich dabei um Forderungen, um 
Renten handelt, auf die die Länder keinesfalls ver-
zichten können. Dieser Deckungsvorschlag ist auf  

alle Fälle unseriös; das werden Sie nicht bestreiten 
können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Bitte schön, eine 
Zwischenfrage. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Hermsdorf, würden Sie vielleicht zur Kenntnis neh-
men, daß der Beweggrund dafür, daß wir unseren 
Antrag im Plenum halbiert haben, auch darin liegen 
könnte, daß wir immer noch hoffen, breitere Zustim-
mung dazu zu finden? Und darf ich weiter die Frage 
stellen, ob Ihnen bei Ihrem letzten Argument klar 
war, daß die Regierung gegenüber der ursprüng-
lichen Veranschlagung diese Erhöhung um 100 Mil-
lionen DM erbeten hatte, daß der Antrag also nicht 
unseriös ist? 

Hermsdorf (Cuxhaven) (SPD) : Herr Althammer, 
ich würde nicht bestreiten wollen, daß wahrschein-
lich auch Ihnen selbst hinsichtlich der Höhe Beden-
ken gekommen sind. Das spricht dafür, daß Sie sich 
das noch einmal überlegt haben. Was aber nicht 
stimmt, ist, daß Sie den Einspruch der Regierung 
hinsichtlich des Bundesentschädigungsgesetzes auch 
nur mit einer Silbe hätten entkräften können. Denn 
es war ganz deutlich dargelegt worden, weshalb 
diese Erhöhung erfolgen muß und welche Rück-
stände vorhanden sind. 

Dies ist die Lage, und dazu möchte ich hier gleich 
noch einen Satz sagen, der mehr an Herrn Stolten-
berg geht. Hier wird uns vorgeworfen, wir würden 
im Bundeshaushalt zu sehr auf den Kapitalmarkt 
gehen und würden uns zu stark verschulden. Herr 
Ministerpräsident Lemke sagt aber hier, wir sollten 
ruhig noch 100 Millionen DM draufschlagen. Man 
kann nur das eine oder das andere; beides geht 
nicht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Ministerpräsident Lemke. 

Dr. Lemke, Ministerpräsident des Landes Schles-
wig-Holstein: Meine Damen und Herren, nur eine 
kurze Bemerkung: Es handelt sich doch einfach dar-
um, daß wir jetzt, 1971/72, nicht in einem Zuge eine 
grundsätzliche Änderung herbeiführen können. Der 
vertikale Finanzausgleich ist abgelehnt worden, ist 
nicht zum Zuge gekommen; wir wissen das. Es 
wurde gesagt — ich gebe das gern zu —, das sollen 
die reichen und die armen Länder untereinander 
abmachen. Sie haben recht, dieses Finanzausgleichs-
gesetz ist geschaffen. Aber es funktioniert nicht! 

Nun wäre es erforderlich, ein neues Gesetz ein-
zubringen oder aber, da wir nicht bis 1972 warten 
können, in diesem Jahre eine mittlere Lösung zu 
finden. Die mittlere Lösung ist eben die Bundes-
ergänzungszuweisung. Sie ist ja auch in der Verfas-
sung vorgesehen, und es ist nichts dagegen einzu-
wenden. 

Ich sage nur: Es ist unmöglich, die Länder damit 
abzuweisen, daß man sie auf gegenseitige Hilfe 
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Ministerpräsident Dr. Lemke 
vertröstet.. Sie wissen, daß das einfach nicht prakti

-

kabel ist. (Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kirst. 

Kirst (FDP) : Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Ich kann mich ganz kurz 
fassen. Was sachlich zu sagen war, im wesent-
lichen vom Kollegen Hermsdorf vorweggenommen 
worden. Ich möchte noch einmal deutlich unterstrei-
chen, daß wir trotz der sicherlich beschwörenden 
Worte des Herrn Ministerpräsidenten und gerade in 
dieser Situation dies als ein Problem der Länder 
untereinander, als ein Problem des horizontalen Fi-
nanzausgleichs ansehen müssen. 

Herr Ministerpräsident Lemke hat eben noch ein-
mal auf den vielleicht vorübergehenden Charakter 
der Regelung bis zu einer Änderung hingewiesen. 
Gerade die derzeitigen Zahlen, die uns hier vor-
liegen, können uns  in dieser Auffassung bestäti-
gen. Denn nach den amtlichen Zahlen, die uns 
hier vorgelegt worden sind, ist es doch so, daß 
die Länder immerhin bei der Steuerentwicklung 
im Jahre 1970 — die Länders insgesamt; ich 
sagte ja, es ist ein Problem der Länder unterein-
ander — sowohl im Ist am besten abgeschnitten 
haben als auch jetzt am besten abschneiden, jeden-
falls besser als der Bund bei den Schätzungen für 
1971. Die Steuereinnahmen des Bundes sind 1970 
um 6,8 % gestiegen, die der Länder um 8,1 %. Das 
sind ganz erhebliche Unterschiede. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Damm? 

Damm (CDU/CSU) : Herr Kirst, darf ich Ihre 
Äußerung, daß das  eigentlich eine Sache der Länder 
sei, so verstehen, daß Sie vermutlich in Überein-
stimmung mit Ihrem Parteikollegen, dem hambur-
gischen Finanzsenator, davon ausgehen, daß insbe-
sondere die Hansestadt Hamburg die in Schleswig

-

Holstein fehlenden Gelder im Finanzausgleich zah-
len soll? 

Kirst (FDP) : Verehrter Herr Kollege Damm, uns 
beiden ist aus gemeinsamer Erfahrung bekannt, wie 
die Situation unseres Heimatlandes, wenn ich es so 
formulieren darf, im Finanzausgleich ist. Sie können 
mir glauben, daß ich mir dieser Konsequenz durch-
aus bewußt bin. Aber ich habe hier die Auffassung 
meiner Fraktion in  diesem Bundestag zu vertreten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — La

-

chen und Zurufe bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Gestatten Sie 
eine weitere Zwischenfrage des Abgeordneten 
Damm? 

Damm (CDU/CSU) : Herr Kirst, sind wir nach 
dem, was Sie soeben gesagt haben, gemeinsam der 
Meinung, daß die Länder untereinander gar nicht in 
der Lage sind, für die finanzschwachen Länder noch 
einen zusätzlichen Finanzausgleich zu leisten, und 
daß es, wenn überhaupt, der Bund tun muß, wir also 
heute dieser Forderung zustimmen sollten? 

Kirst (FDP): Herr Kollege Damm, die Dinge lie-
gen sicherlich noch viel komplizierter, als es hier 
überhaupt und zu dieser späten oder frühen Stunde 
darzulegen ist. Ich habe mir sagen lassen, daß z. B. 
durchaus Lösungen denkbar sind, die die finanz-
starken Länder nicht gerade gleichmäßig belasten, 
weil da auch in den Berechnungen keine Einigkeit 
besteht; ich drücke mich da sehr vorsichtig aus. 
Aber das ist sehr diffizil, Herr Damm. Ich will es 
nicht vertiefen. Ich glaube, es ist nicht angebracht, 
meine sachliche Argumentation für die Auffassung 
der Koalition mit dem Hinweis kontern zu wollen, 
daß ich wie Sie aus Hamburg komme. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Im Gegenteil, ich hatte Ihnen eben die Zahlen ge-

nannt. Für die Steuerschätzungen sieht es ähnlich 
aus. Da rechnen wir für den Bund für 1971 mit einem 
Plus von 9,3 % und für die Länder mit einem Plus 
von 10,3 %. Aber eines muß man auch noch sehen. 
Der Tenor der ganzen Haushaltsberatungen, die in 
der zweiten Lesung nun fast zu Ende gehen, ist doch 
der gewesen, daß Sie, meine Damen und Herren von 
der CDU/CSU, die Lage grau in grau und schwarz 
in schwarz gemalt haben. Herr Leicht hat am Ende 
seiner Rede zu Einzelplan 08 das Menetekel einer 
Finanzkrise an die Wand gemalt. Und dann wollen 
Sie uns noch mit solchen zusätzlichen Anträgen 
kommen! Das ist doch irgendwie inkonsequent. 

Ich will gar nicht verhehlen, daß die Ausführungen 
des Ministerpräsidenten von Schleswig-Holstein 
sehr sachlich und beeindruckend gewesen sind. Aber 
eines will ich noch sagen. Im Haushaltsausschuß war 
es ganz anders. Da hat ein Vertreter der Länder, und 
zwar eines anderen, aber auch eines finanzschwa-
chen Landes, ganz lapidar nur zwei Begründungen 
gegeben. Die waren gewiß nicht überzeugend, so 
daß wir dem im Haushaltsausschuß hätten zustim-
men können. Er machte nämlich einmal geltend, die 
Länder hätten ihre Haushaltspläne so aufgestellt, als 
würden sie diese höheren Zuweisungen bekommen; 
das ist gewiß keine Begründung. Und die andere 
Begründung war die, die Personalkosten würden 
fortlaufen. Meine Damen und Herren, wir haben 
ja nun gerade erlebt — jedenfalls ein Teil von uns; 
und Sie alle werden es ja im März sehen, wenn wir 
das, was die Besoldungsarbeitsgruppe vorlegt, ver-
abschieden —, was es uns jetzt kostet, das Davon-
laufen der Länder auszugleichen. So kann man also 
wirklich nicht argumentieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister Möller. 

Dr. h. c. Dr. -Ing. E. h. Möller, Bundesminister 
der Finanzen: Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nicht nur die Ausführungen des Herrn Mini-
sterpräsidenten von Schleswig-Holstein, sondern 
auch die Zwischenfragen veranlassen mich, zu die-
sem Vorgang Stellung zu nehmen. 

Es ist durchaus richtig, Herr Ministerpräsident, 
daß ich am Sonnabend bei einer Veranstaltung in 
Kiel davon gesprochen habe, daß die Bundesregie-
rung alles tun wird, um dem finanzschwachen Land 
Schleswig-Holstein zu helfen. Aber ich würde Ihnen 
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empfehlen, nicht auf den Vorgang im einzelnen ein

-

zugehen. Es hat sich hierbei nämlich um eine Beant-
wortung der Anfrage gehandelt, die Herr Kollege 
Haase hier in der Fragestunde des Deutschen Bun-
destages am 5. Februar eingebracht hat und die zu 
einer sehr interessanten schriftlichen Beantwortung 
durch den Bundesminister für Wirtschaft führte. 
Diese Unterlage, die Sie ja einsehen können, gibt 
ganz klar die Situation des Landes Schleswig-Hol-
stein wieder, und ich verzichte nur wegen der späten 
Abendstunde darauf, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
diese Fragen und Antworten hier vorzutragen, zu-
mal jeder Kollege in der Lage ist, sich die Unter-
lagen hierüber zu beschaffen. 

Wir haben bei der Gelegenheit festgestellt, daß 
im Jahre 1970 ganz besonders entscheidende Hilfen 
für das Land Schleswig-Holstein von der Bundes-
regierung geleistet worden sind. Wir haben z. B. 
darauf aufmerksam gemacht, daß wir allein für die 
regionale Wirtschaftsförderung des Landes Schles-
wig-Holstein 53,8 Millionen DM zur Verfügung ge-
stellt haben. Und wenn Sie nun einmal eine Größen-
ordnung zu hören wünschen, dann mache ich darauf 
aufmerksam: Wenn der Bundestag die Ergänzungs-
zuweisung von 100 auf 200 Millionen DM erhöhte, 
wäre der Mehranteil des Landes Schleswig-Holstein 
16 Millionen DM. Wenn wir also die Beträge für die 
regionale Wirtschaftsförderung und all die anderen 
Maßnahmen — vom Küstenschutz über Verkehr bis 
zur Agrarstrukturverbesserung — zusammenziehen, 
steht das in gar keinem Verhältnis zu dem Anliegen 
des Landes Schleswig-Holstein, zumal wir nach 
einem Schriftwechsel mit dem Finanzminister des 
Landes auch bereit sind, auf anderen Gebieten zu 
helfen, wobei es sich in einem Fall um einen Betrag 
handelt, der wiederum beinahe diese 16 Millionen 
DM erreicht. 

Es geht also hier nicht darum, darüber zu strei-
ten, daß das Land Schleswig-Holstein ein finanz-
schwaches Land ist und der Hilfe des Bundes be-
darf. Diese Hilfe des Bundes wird gewährt. Hier 
handelt es sich um eine prizipielle Entscheidung. 
Und da hat eigentlich der Kollege Bremer mit zwei 
Dritteln seiner Ausführungen bewiesen, daß der 
Bundestag schlecht beraten wäre, wenn er dem An-
trag Folge leisten würde. 

Da es üblich geworden ist, daß die Opposition 
den Ausführungen der Minister oder der Koali-
tionsfraktionen nur sehr wenig Aufmerksamkeit 
und Glauben schenkt, will ich mich in meiner 
Argumentation 

(Abg. Vogel: Oberlehrer! — Abg. Dr. Stark 
[Nürtingen) : Sie denken, Angriff ist die 

beste Verteidigung, was?) 

auf den Schriftlichen Bericht des Finanzausschusses 
stützen; denn Herr Kollege Porzner hat schon durch 
eine Zwischenfrage darauf hingewiesen, daß sich der 
Finanzausschuß mit diesem Anliegen des Landes 
Schleswig-Holstein in einer Sitzung am 23. Sep-
tember beschäftigt und einmütig einen Standpunkt 
eingenommen hat, der sich aus dem Bericht des 
Herrn Kollegen Krammig ergibt. Sehen wir uns doch 
diesen Bericht des Herrn Kollegen Krammig an, und 

wir haben die Argumentation für die Haltung der 
Bundesregierung. In diesem Bericht heißt es erstens: 

Der Finanzausschuß hat zu diesem Änderungs-
vorschlag des Bundesrates festgestellt, daß 
schon die für 1970 und 1971 vorgesehenen Er-
gänzungszuweisungen von 100 Millionen DM 
ein Entgegenkommen des Bundes darstellen, 
nachdem man bei den Verhandlungen über das 
Beteiligungsverhältnis an der Umsatzsteuer da-
von ausgegangen ist, daß bei einem Länder-
anteil von 30 v. H. Ergänzungszuweisungen nicht 
mehr gezahlt werden. 

Das ist die erste Feststellung, wobei ich den finanz-
schwachen Ländern durchaus zugebe, daß sie mit der 
Art der Verteilung, die die Länder unter sich hin-
sichtlich des Anteils von 25 v. H. vorgenommen ha-
ben, nicht einverstanden sein können. Aber das ist 
nicht unsere Schuld. Wenn wir den Auftrag der Län-
der bekämen, ein neues Finanzausgleichsgesetz aus-
zuarbeiten, dürften Sie sicher sein, daß wir auf die 
berechtigten Wünsche der finanzschwachen Länder 
bei einer anderen Gestaltung dieser Vorwegzuwei-
sung an die schwachen Länder aus der Mehrwert-
steuer eingehen würden. 

Der zweite Punkt: 
Die Finanzen der Länder 

— so steht es in dem Bericht — 
haben sich seit Verabschiedung des Finanzaus-
gleichsgesetzes im Sommer des vergangenen 
Jahres günstig entwickelt. Angesichts der ange-
spannten Haushaltslage des Bundes besteht da-
her keine Veranlassung, über den Vorschlag 
der Bundesregierung hinauszugehen, zumal da-
mit zu rechnen ist, daß die Steuereinnahmen bei 
den Ländern stärker steigen werden als beim 
Bund. 

Wie Sie aus den Endergebnissen wissen, ist das 
tatsächlich der Fall. 

Nun Punkt 3: 

Nach Art. 107 des Grundgesetzes ist es primär 
die Aufgabe des Finanzausgleichs unter den 
Ländern, die unterschiedliche Finanzkraft an-
gemessen auszugleichen. Ergänzungszuwei-
sungen des Bundes kommen nur subsidiär in 
Betracht. 

Und der vierte Punkt: 

Wenn jetzt der Bundesrat der Ansicht ist, daß 
die Finanzkraft der empfangenden Länder 
verstärkt werden muß, wäre es der nach der 
Verfassung vorgezeichnete Weg, daß der Bun-
desrat für eine Verbesserung des horizonta-
len Finanzausgleichs eintritt. 

Das sind die vier entscheidenden Gesichtspunkte, 
die uns zu unserer Haltung veranlassen, abgesehen 
davon, daß für die zusätzlichen 100 Millionen DM 
keine Deckung vorhanden wäre; darauf hat Herr 
Kollege Hermsdorf schon hingewiesen. Ich brauche 
das nicht zu wiederholen. 

Ich darf Sie nur bitten, dem für diese Fragen sach-
verständigen Finanzausschuß des Bundestages — 
den  der Finanzausschuß hat mit dem Rechtsausschuß 
des Deutschen Bundestages die Finanzreform ge- 
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macht — in seinem Urteil die Bedeutung zuzumes-
sen, die dieser einstimmige Beschluß und diese Be-
richterstattung dokumentieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Ministerpräsident Lemke. 

Dr. Lemke, Ministerpräsident des Landes Schles-
wig-Holstein: Meine Damen und Herren, ich weiß, 
daß ich Sie über Gebühr in Anspruch nehme. Aber 
ich darf dem Herrn Bundesfinanzminister das Feld 
nicht so überlassen. 

(Abg. Hermsdorf [Cuxhaven] : Ich dachte, 
Sie wollten 100 Millionen DM haben!) 

Herr Bundesfinanzminister, ich will mich nicht mit 
Ihnen über die Hilfen streiten, die vom Bund durch 
all die Jahre dem Land Schleswig-Holstein gegeben 
worden sind. Darum handelt es sich heute nicht in 
erster Linie, sondern es handelt sich einfach darum, 
daß die finanzschwachen Länder niemals zugestimmt 
haben, daß mit dieser 30 : 70-Lösung bei der Mehr-
wertsteuer die Bundesergänzungszuweisungen weg-
fallen, niemals und kein einziges Land. Wenn der 
horizontale Länderfinanzausgleich, wie Sie sagen — 
und das habe ich vorhin in meinem Vortrag auch ge-
sagt — nicht glücklich ist und nicht ausreicht, dann 
muß das vielleicht durch eine Initiative von den 
finanzschwachen Ländern, noch besser vom Herrn 
Bundesfinanzminister in Ordnung gebracht werden. 
Da dies nicht schnell möglich ist und da es sich nicht 
darum handelt, ob ein finanzschwaches Land Zu-
schüsse und Hilfen vom Bund bekommt, sondern 
Bundesergänzungszuweisungen, weil es einfach 
nicht zurechtkommt — ich habe Ihnen die Zahlen 
der Verschuldung genannt — , muß aus gesamtstaat-
licher Verpflichtung des Bundes jetzt in diesem .lahr 
wenigstens diese Summe geleistet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. 
Wir kommen zur Abstimmung über den Änderungs-
antrag Umdruck 129 *). Wer die Zustimmung ge-
ben will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Das letzte war die Mehrheit; der An-
trag ist abgelehnt. 

Wir kommen damit zur Abstimmung über den 
Einzelplan 60 im ganzen. Wer zustimmen will, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe nunmehr in zweiter Lesung auf: 
Haushaltsgesetz 1971 
— Drucksachen VI/1757,  zu VI/1757  — 
Berichterstatter: Abgeordneter Leicht 
(Erste Beratung 67., 68. und 70. Sitzung) 

Dazu liegen Änderungsanträge vor. Wünscht der 
Herr Berichterstatter das Wort? — Herr Abgeord-
neter Leicht! 

Leicht (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Über das Haushaltsgesetz wäre 

*) Siehe Anlage 20  

sehr vieles zu sagen. Im Interesse des gesamten 
Hauses wäre es wichtig, sich einmal über die Frage 
der Garantien, der dort ausgewiesenen Summen 
und der bereits eingegangenen Verpflichtungen 
klarzuwerden, um daraus auch für die Zukunft ge-
wisse Schlußfolgerungen ziehen zu können. Ich 
versage es mir, heute abend darüber zu sprechen. 
Vielleicht ergibt sich in der dritten Lesung des Haus-
halts Gelegenheit, sich über diese Fragen noch ein-
mal Gedanken zu machen. 

Lassen Sie mich den Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU/CSU Umdruck 121 *) kurz begründen. 
Unter Ziffer 1 heißt es: „§ 4 wird gestrichen." Für 
diejenigen Kollegen, die nicht wissen, um was es 
sich dabei handelt, gebe ich nur das Stichwort 
„Öffa". Zur Begründung möchte ich — ich gestehe 
zu: das habe ich mittlerweile gelernt — unseren 
geschätzten Kollegen Schoettle zitieren. Er hat im 
Jahre 1966 zur selben Frage ausgeführt: 

Aber Ihr Beschluß, zur vollen Erfüllung des 
Straßenbauplans den Weg über die Finanzie-
rung durch die Öffa zu gehen, ist auch nur ein 
Umweg zum Kapitalmarkt, in Wahrheit eine 
Verschleierung der Tatsachen. 
(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Prinz zu 
Sayn-Wittgenstein-Hohenstein: Wie beim 

Krankenhausfinanzierungsgesetz!) 

Da mittlerweile zu dieser Finanzierung über die 
Offa auch die Finanzierung im Krankenhauswesen 
und auch die Finanzierung durch die Bildungsan-
leihe außerhalb des Haushalts hinzugekommen 
sind — ich befürchte, daß demnächst noch mehr 
solche Töpfchen außerhalb des Haushalts kommen 
werden —, meine ich, daß sich der Bundestag für 
klare Verhältnisse in all diesen Fragen einsetzen 
sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nun zur Ziffer 2 des Änderungsantrags. Durch die 
Ergänzung des § 5 Abs. 2 soll verhindert werden, 
daß die Mittel für die Öffentlichkeitsarbeit im Laufe 
des Jahres dadurch, daß man Deckungsfähigkeit zu 
anderen Titeln im Verwaltungshaushalt herstellt, 
erhöht werden können. Ich brauche nur auf die Be-
gründung des vergangenen Jahres zu verweisen. 

Ich bitte Sie, diese beiden Anträge anzunehmen. 

Gestatten Sie mir, Frau Präsidentin, noch ein Wort 
diesmal nicht als Berichterstatter und nicht als Spre-
cher der CDU, sondern in meiner Eigenschaft als 
Vorsitzender des Haushaltsausschusses, weil ich 
nicht weiß, ob ich noch Gelegenheit haben werde, 
das zu tun, was ich vorhabe, nämlich ein Wort des 
Dankes zu sagen, einmal an die Damen und Herren 
des Sekretariats des Haushaltsausschusses, 

(Beifall) 

die in monatelanger Arbeit oft bis an die Grenze 
ihrer physischen Leistungsfähigkeit von uns gefor-
dert worden sind. Ich spreche dasselbe aus, Herr 
Finanzminister, den Beamten Ihres Hauses, 

(Beifall) 

auch den Damen und Herren der anderen Ministe-
rien, die bei diesen Beratungen der letzten Monate 

*) Siehe Anlage 21 
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Leicht 

sehr oft auch bis an die Grenze des physisch noch 
Erträglichen bei uns im Haushaltsausschuß mitge-
wikrt haben. 

(Beifall.) 

Meine Damen und Herren Kollegen, ich spreche 
auch ein Wort des Dankes meinen Kollegen des 
Haushaltsausschusses aus, weil sie, ich möchte schon 
sagen, in einer einmaligen Fleißarbeit — das kehrt 
jedes Jahr wieder, aber Fleiß sollte manchmal auch 
anerkannt werden —, aber nicht nur in einer Fleiß-
arbeit, sondern oft auch angestrengt bis tief in die 
Nacht hinein, von mir gepeitscht — und dafür ent-
schuldige ich mich —, dafür gesorgt haben, daß wir 
wenigstens noch einigermaßen — trotz früher Vor-
lage — diesen Haushalt verabschieden können. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Schönen Dank, 
Herr Kollege Leicht. 

Wünscht noch jemand das Wort zur allgemeinen 
Aussprache? — Bitte schön, Herr Kollege Hermsdorf! 

Hermsdorf (Cuxhaven) (SPD) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich bitte um Entschuldi-
gung, wenn ich trotz der sehr herzlichen Worte des 
Kollegen Leicht seinen Worten zum Haushaltsgesetz 
widersprechen muß. Herr Kollege Leicht, es ist 
durchaus richtig, 

(Zuruf des Abg. Dr. Stoltenberg) 

was Sie zitiert haben, daß der Kollege Schoettle als 
damaliger Vorsitzender des Ausschusses 1960 hier 
diese Ausführungen gemacht hat. Ich möchte nur 
darauf hinweisen, daß es der Kollege Conring und, 
wenn ich mich richtig erinnere, der Kollege Stolten-
berg waren, 

(Zuruf des Abg. Dr. Stoltenberg) 

die dieser Auffassung widersprochen haben. Sie 
haben also viele Jahre eine Praxis geübt, die wir 
absolut für berechtigt halten, und Sie können uns 
deshalb heute nicht vorwerfen, wenn wir diese 
Praxis fortsetzen. Wir haben dem bereits im vorigen 
Jahr widersprochen, und wir müssen auch diesmal 
bitten, diesen Antrag abzulehnen. 

Im übrigen, Herr Leicht, wenn Sie hier schon dem 
ganzen Hause und den Beamten des Haushalts-
sekretariats und des Finanzministeriums gedankt 
haben: ich bedanke mich als ein Mitglied des Haus-
haltsausschusses für die Neutralität des Vor-
sitzenden. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Wird noch das 
Wort zur Debatte oder zum Danken gewünscht? —
Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Einzelberatung der Anträge. Ich 
rufe Umdruck 139 *) auf. Das ist ein interfraktio-
neller Antrag. Wird das Wort gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Es  ist einstimmig so beschlossen. 

Der Umdruck 115 **) ist vermutlich durch die Ab-
stimmung zu Einzelplan 15 erledigt. Darf ich davon 
ausgehen? — Das ist der Fall. 

Wir kommen zum Antrag der Fraktion der CDU/ 
CSU auf Umdruck 121 ***). Herr Kollege Leicht hat 
den Antrag begründet. Wird das Wort dazu ge-
wünscht? — Das ist nicht. der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Können wir ge-
meinsam abstimmen? 

(Zurufe: Ja!) 
Wer die Zustimmung geben will, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Das zweite war die Mehrheit, der Antrag ist ab

-

gelehnt. 
Wir stimmen dann in zweiter Lesung über das 

Haushaltsgesetz 1971 im ganzen ab. Wer den §§ 1 
bis 21, Einleitung und Überschrift — § 14 in der 
durch die Annahme des Antrags auf Umdruck 139 
geänderten Fassung — zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Das erste war die Mehrheit. Das 
Gesetz ist angenommen. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am 
Ende unserer heutigen Beratungen. Ich danke Ihnen, 
daß Sie so lange ausgehalten haben. Ich glaube, wir 
schulden auch den Mitarbeitern dieses Hauses Dank 
für den Nonstopeinsatz. 

(Beifall.) 
Ich darf hier wohl heute ganz besonders die Her-
ren Stenographen nennen, die ohne Pause und ohne 
Ablösung seit 9 Uhr im Einsatz sind. Vielen Dank! 

(Beifall.) 
Ich berufe das Haus auf Donnerstag, den 11. Fe-

bruar 1971, 9 Uhr, ohne Fragestunde. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 11. Februar, 0.56 Uhr.) 

*) Siehe Anlage 22 
**) Siehe Anlage 13 
***) Siehe Anlage 21 

Berichtigung 

Es ist zu lesen: 

99. Sitzung, Seite 5630 B, letzte Zeile statt „Frau Dr. 
Orth" : „Freiherr Ostman von der Leye" 

99. Sitzung, Seite 5630 C, Zeile 18 statt „Dr.  Schil-
ler":  „Schiller (Bayreuth)" 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordneter) 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Achenbach * 13. 2. 
Adams * 13. 2. 
Dr. Aigner * 12. 2. 
Alber ** 13. 2. 
Amrehn ** 13. 2. 
Dr. Artzinger * 13. 2. 
Bals ** 13. 2. 
Bauer (Würzburg) ** 13. 2. 
Dr. Bayerl 12. 2. 
Behrendt * 13. 2. 
Blumenfeld ** 13. 2. 
Borm* 13. 2. 
Bühling 28. 2. 
Dr. Burgbacher * 13. 2. 
Dasch 5. 4. 
Dr. Dittrich * 13. 2. 
Dr. Dollinger 23. 2. 
Draeger ** 13. 2. 
Dröscher * 13. 2. 
Dr. Erhard * 10. 2. 
Dr. Eyrich 12. 2. 
Faller * 13. 2. 
Fellermaier * 12. 2. 
Flämig * 13. 2. 
Fritsch ** 13. 2. 
Dr. Furler * 13. 2. 
Gerlach (Emsland) * 13. 2. 
Dr. Götz 28. 2. 
Graaff 10. 2. 
Dr. Jahn (Braunschweig) * 13. 2. 
Dr. Jungmann 15. 2. 
Dr. Kempfler ** 13. 2. 
Dr. Kiesinger 12. 2. 
Dr. Klepsch ** 13. 2. 
Klinker * 13. 2. 
Dr. Koch * 13. 2. 
Kriedemann * 13. 2. 
Lange * 13. 2. 
Lautenschlager * 13. 2. 
Lemmrich ** 13. 2. 
Lenze (Attendorn) ** 13. 2. 
Dr. Löhr * 13. 2. 
Lücker (München) * 13. 2. 
Majonica 10. 2. 
Maucher 12. 2. 
Meister * 13. 2. 
Memmel * 13. 2. 
Müller (Aachen-Land) * 13. 2. 
Dr. Müller (München) ** 13. 2. 
Frau Dr. Orth * 13. 2. 
Pöhler ** 13. 2. 
Rasner 12.2 
Richarts * 13. 2. 
Richter ** 13. 2. 

*) Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 

**) Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen der Ver-
sammlung der Westeuropäischen Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Riedel (Frankfurt) * 13. 2. 
Dr. Rinderspacher ** 13. 2. 
Schwabe * 13. 2. 
Dr. Schulz (Berlin) ** 13. 2. 
Dr. Schwörer * 13. 2. 
Saxowski 10. 2. 
Seefeld * 13. 2. 
Springorum * 13. 2. 
Dr. Starke (Franken) * 13. 2. 
Werner * 13. 2. 
Wiefel 26. 2. 
Wolfram * 13. 2. 

Urlaubsanträge 
Dr. Tamblé 3. 4. 

Anlage 2 	 Umdruck 114 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1971; hier: Einzelplan 11 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
- Drucksachen VI/1100 Anlage, VI/1741 - 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 11 02 - Allgemeine Bedingungen - 

Der Ansatz bei Tit. 531 01 - Öffentlichkeitsarbeit - 
wird von 900 000 DM um 300 000 DM auf 600 000 DM 
herabgesetzt. 

Bonn, den 2. Februar 1971 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Anlage 3 	 Umdruck 135 

Änderungsantrag der Fraktionen der SPD, FDP, 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1971; hier: Einzelplan 11 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
- Drucksachen VI/1100 Anlage, VI/1741 - 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 11 02 - Allgemeine Bewilligungen - 

Bei Tit. 893 02 - Förderung der Errichtung, Erwei-
terung, Ausstattung und Modernisierung von Ein-
richtungen der beruflichen Bildung im Zonenrand-
gebiet - wird der Ansatz um 5 000 000 DM auf 
15 000 000 DM gekürzt. 

Begründung 

Der gekürzte Betrag in Höhe von 5 Millionen DM 
stammt aus der Aufstockung des Bundeshaushalts 
um 80 Millionen DM zur Förderung der Infrastruk-
tur im Zonenrandgebiet. Er soll zusammen mit wei-
teren 5 Millionen DM aus Kürzungen des Ausschuß-
antrages zum Haushalt des Bundesministeriums für 
Jugend, Familie und Gesundheit dem sozialen Woh- 
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nungsbau im Zonenrandgebiet im Rahmen des Haus-
halts des Bundesministeriums für Städtebau und 
Wohnungswesen bei einem besonderen Titel zur 
Verfügung gestellt werden. 

Diese Mittel sind im Einzelplan 25 bis zum Inkraft-
treten des Gesetzes zur Förderung des Zonenrand-
gebietes zu sperren. 

Bonn, den 9. Februar 1971 

Wehner und Fraktion 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 4 	 Umdruck 136 

Änderungsantrag der Fraktionen der SPD, FDP, 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1971; hier: Einzelplan 15 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Jugend, Familie und Ge-
sundheit — Drucksachen VI/1100 Anlage, VI/1745 - 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 15 02 — Allgemeine Bewilligung — 

Bei Tit 893 31 — Zuschüsse — wird der Ansatz um 
5 000 000 DM auf 15 000 000 DM gekürzt. Im Haus-
haltsvermerk wird der Betrag von 10 000 000 DM 
auf 5 000 000 DM gekürzt. 

Begründung 

Der gekürzte Betrag in Höhe von 5 Mio DM stammt 
aus der Aufstockung des Bundeshaushalts um 80 Mio 
DM zur Förderung der Infrastruktur im Zonenrand-
gebiet. Er soll zusammen mit weiteren 5 Mio DM aus 
Kürzungen des Ausschußantrages zum Haushalt des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung 
dem sozialen Wohnungsbau im Zonenrandgebiet im 
Rahmen des Haushalts des Bundesministeriums für 
Städtebau und Wohnungswesen bei einem besonde-
ren Titel zur Verfügung gestellt werden. 
Diese Mittel sind im Einzelplan 25 bis zum Inkraft-
treten des Gesetzes zur Förderung des Zonenrand-
gebietes zu sperren. 

Bonn, den 9. Februar 1971 

Mischnick und Fraktion 

Wehner und Fraktion 

Anlage 5 	 Umdruck 137 

Änderungsantrag ,der Fraktionen der SPD, FDP 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes; hier: Einzelplan 25 Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Städtebau und Wohnungswesen 
— Drucksache VI/1100 Anlage, VI/1749  — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 
Zu Kap. 25 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

Titelgruppe „Langfristiges Wohnungsbauprogramm" 

Betrag für 1971 
(182,5 Millionen DM) 

852 14 — Darlehen an Länder zur Verstärkung der 
Maßnahme nach § 19 a Abs. 1 des Zwei-
ten Wohnungsbaugesetzes — 

Der  Ansatz von 90 000 000 DM wird erhöht um 
10 000 000 DM auf 100 000 000 DM und in den Er-
läuterungen zu Tit. 852 14 wird folgender Absatz 4 
(neu) eingefügt: 

„Von dem Ansatz entfallen auf Wohnungsbaumaß-
nahmen für Facharbeiter und Schlüsselkräfte im Zo-
nenrandgebiet 10 Millionen DM." 

Deckungsvorschlag: 

Zur Deckung der Mehrausgabe wird auf die in Ein

-

zelplänen 11 und 15 beantragte Kürzung verwiesen. 

Bonn, den 9. Februar 1971 

Wehner und Fraktion 

Mischnik und Fraktion 

Anlage 6 	 Umdruck 138 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Warn-
ke und Genossen zur Zweiten Beratung des Ent-
wurfs des Haushaltsgesetzes 1971; hier: Einzel-
plan 11 Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung — Drucksachen VI/ 1100 
Anlage, VI/1741 —; Einzelplan 15 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Jugend, Familie und Ge-
sundheit — Drucksachen VI/ 1100 Anlage, VI/1745  —; 
Einzelplan 25 Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Städtebau und Wohnungswesen — Drucksachen 
VI/ 1100 Anlage, VI/1749 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Zu Kap. 11 02 — Allgemeine Bewilligungen  — 

a) In Tit. 893 02 — Förderung der Errichtung, 
Erweiterung, Ausstattung und Modernisie-
rung von Einrichtungen der beruflichen Bil-
dung im Zonenrandgebiet — wird der Ansatz 
um 10 000 000 auf 10 000 000 DM gekürzt. 

b) In der Titelgruppe - Förderung der Errich-
tung, Erweiterung, Ausstattung und Moderni-
sierung überregionaler Einrichtungen der be-
ruflichen Rehabilitation sowie Förderung von 
Werkstätten für Behinderte im Zonenrand-
gebiet — wird der Ansatz um 16 000 000 DM 
auf 23 000 000 DM gekürzt. 

c) In Tit. 893 11 — Zuschüsse — wird der An-
satz um 6 000 000 DM auf 25 000 000 DM ge-
kürzt. 

Im Haushaltsvermerk wird der Betrag von 
15 000 000 DM auf 9 000 000 DM gekürzt. 

2. Zu Kap. 15 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

a) In Tit. 882 12 — Zuweisungen zum Bau und 
zur Errichtung von zentralen Jugendbildungs- 
und Jugendbegegnungsstätten sowie von Ju-
gendherbergen — wird der Ansatz um 
7 000 000 DM auf 11 000 000 DM gekürzt. Im 
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Haushaltsvermerk wird der Betrag von 
10 000 000 DM auf 3 000 000 DM gekürzt. 

b) In Tit. 893 21 — Zuwendungen zur Errich-
tung und Förderung überregionaler Einrich-
tungen, die vorwiegend der medizinischen 
Prävention oder Rehabilitation dienen — 
wird der Ansatz um 2 000 000 DM auf 
9 500 000 DM gekürzt. Im Haushaltsvermerk 
wird der Betrag von 4 000 000 DM auf 
2 000 000 DM gekürzt. 

c) In Tit. 893 31 — Zuschüsse — wird der An-
satz um 5 000 000 DM auf 15 000 000 DM ge-
kürzt. Im Haushaltsvermerk wird der Betrag 
von 10 000 000 DM auf 5 000 000 DM gekürzt. 

3. Zu Kap, 25 02 — Allgemeine Bewilligungen 
In Tit. 852 14 

Darlehen an die Länder zur Verstärkung der 
Maßnahme nach § 19 a Abs. 1 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes 

wird der Ansatz von 90 000 000 DM um 30 000 000 
DM auf 120 000 000 DM erhöht. 

Die Erläuterungen zu dem Tit. 852 14 sind zu er-
gänzen. Davon entfallen 30 000 000 DM auf den 
Wohnungsbau im Zonenrandgebiet. 

Begründung 

Die gegenüber dem Antrag des Haushaltsaus-
schusses zu Einzelplan 11 um 16 000 000 DM und 
zu Einzelplan 15 um 14 000 000 DM gekürzten 
Mittel stammen aus der Aufstockung des Bun-
deshaushalts um 80 000 000 DM zur Förderung 
der Infra-Struktur im Zonenrandgebiet. Sie sollen 
zusammen mit dem sozialen Wohnungsbau im 
Zonenrandgebiet im Rahmen des Haushalts des 
Bundesministeriums für Städtebau und Woh-
nungswesen zur Verfügung gestellt werden. 

Bonn, den 9. Februar 1971 

Dr. Warnke 	von Eckardt 
Rock 	 Dr. von Bismarck 
Baron von Wrangel 	Dr. Huys 
Dr. Sprung 	 Schlee 
Dr. Starke (Franken) 	Weigl 

Anlage 7 	 Umdruck 131 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. 
Warnke, Rock, Baron von Wrangel, Dr. Sprung, von 
Eckardt und Genossen zur zweiten Beratung des 
Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1971; hier: Einzel-
plan 11 Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung — Drucksachen VI/ 1100 
Anlage, VI/ 1741 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 11 02 — Allgemeine Bewilligungen —

1. In der Titelgruppe — Förderung der Errichtung, 
Erweiterung, Ausstattung und Modernisierung 
überregionaler Einrichtungen der beruflichen 
Rehabilitation sowie Förderung von Werkstätten 

für Behinderte im Zonenrandgebiet — wird der 
Ansatz um 23 000 000 DM auf 36 000 000 DM ge-
kürzt. 

2. In Tit. 893 02 — Förderung der Errichtung, Er-
weiterung, Ausstattung und Modernisierung von 
Einrichtungen der beruflichen Bildung im Zonen-
randgebiet — wird der Ansatz um 13 000 000 DM 
auf 7 000 000 DM gekürzt. 

3. In Tit. 893 11 — Zuschüsse — wird der Ansatz um 
10 000 000 DM auf 21 500 000 DM gekürzt. 

Im Haushaltsvermerk wird der Betrag von 
15 000 000 DM auf 5 000 000 DM gekürzt. 

Begründung 

Die gegenüber dem Antrag des Haushaltsausschus-
ses um 23 000 000 DM gekürzten Mittel stammen 
aus der Aufstockung des Bundeshaushalts um 80 Mil-
lionen DM zur Förderung der Infra-Struktur im 
Zonenrandgebiet. Sie sollen zusammen mit weiteren 
17 000 000 DM aus Kürzungen des Ausschußantrages 
zum Haushalt des Bundesministeriums für Jugend, 
Familie und Gesundheit dem sozialen Wohnungs-
bau im Zonenrandgebiet im Rahmen des Haushalts 
des Bundesministeriums für Städtebau und Woh-
nungswesen zur Verfügung gestellt werden. 

Bonn, den 5. Februar 1971 

Dr. Warnke 	 von Eckardt 
Rock 	 Dr. von Bismarck 
Baron von Wrangel 	Dr. Huys 
Dr. Sprung 	 Schlee 

Anlage 8 	 Umdruck 132 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Warn-
ke, Rock, Baron von Wrangel, Dr. Sprung, von 
Eckardt und Genossen zur zweiten Beratung des 
Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1971; hier: Einzel-
plan 15 Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit — Drucksachen 
VI/ 1100 Anlage, VI/ 1745 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 15 02 — Allgemeine Bewilligungen —

1. In Tit. 882 12 — Zuweisungen zum Bau und zur 
Errichtung von zentralen Jugendbildungs- und 
Jugendbegegnungsstätten sowie von Jugendher-
bergen — wird der Ansatz um 7 000 000 DM auf 
11 000 000 DM gekürzt. Im Haushaltsvermerk 
wird der Betrag von 10 000 000 DM auf 3 000 000 
DM gekürzt. 

2. In Tit. 893 21 — Zuwendungen zur Errichtung 
und Förderung überregionaler Einrichtungen, die 
vorwiegend der medizinischen Prävention oder 
Rehabilitation dienen — wird der Ansatz um 
4 000 000 DM auf 7 500 000 DM gekürzt. Der 
Haushaltsvermerk „Von den Ausgaben sind wei-
tere 4 000 000 DM bis zum Inkrafttreten des Ge-
setzes zur Förderung des Zonenrandgebietes ge-
sperrt." entfällt. 
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3. In Tit. 893 23 — Zuwendungen zur Schaffung 
überregionaler Einrichtungen — wird der Ansatz 
um 1 000 000 DM auf 1 400 000 DM gekürzt. Der 
Haushaltsvermerk „Von den Ausgaben sind 
1 000 000 DM bis zum Inkrafttreten des Gesetzes 
zur Förderung des Zonenrandgebietes gesperrt." 
entfällt. 

4. In Tit. 893 31 - Zuschüsse - wird der Ansatz um 
5 000 000 DM auf 15 000 000 DM gekürzt. Im 
Haushaltsvermerk wird der Betrag von 10 000 000 
DM auf 5 000 000 DM gekürzt. 

Begründung 

Die gekürzten Mittel in Höhe von 17 Millionen DM 
stammen aus der Aufstockung des Bundeshaushalts 
um 80 Millionen DM zur Förderung der Infra-Struk-
tur im Zonenrandgebiet. Sie sollen zusammen mit 
weiteren 23 Millionen DM aus Kürzungen des Aus-
schußantrages zum Haushalt des Bundesministe-
riums für Arbeit und Sozialordnung dem sozialen 
Wohnungsbau im Zonenrandgebiet im Rahmen des 
Haushalts des Bundesministeriums für Städtebau 
und Wohnungswesen zur Verfügung gestellt wer-
den. 

Bonn, den 5. Februar 1971 

Dr. Warnke 	von Eckardt 
Rock 	 Dr. von Bismarck 
Baron von Wrangel 	Dr. Huys 
Dr. Sprung 	 Schlee 

Anlage 9 	 Umdruck 133 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Warn-
ke, Rock, Baron von Wrangel, Dr. Sprung, von 
Eckardt und Genossen zur zweiten Beratung des 
Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1971; hier: Einzel-
plan 25 Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen — Drucksachen 
VI/1100 Anlage, VI/1749 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 25 02 — Allgemeine Bewilligungen  — 
In  Tit. 852 14 

Darlehen an die Länder zur Verstärkung der Maß-
nahme nach § 19 a Abs. 1 des Zweiten Woh-
nungsbaugesetzes 

wird der Ansatz von 90 000 000 DM um 40 000 000 
DM auf 130 000 000 DM erhöht. 

Die Erläuterungen zu dem Tit. 852 14 sind zu ergän-
zen. 

Davon entfallen 40 000 000 DM auf den Wohnungs-
bau im Zonenrandgebiet. 

Bonn, den 5. Februar 1971 

Dr. Warnke 	von Eckardt 
Rock 	 Dr. von Bismarck 
Baron von Wrangel 	Dr. Huys 
Dr. Sprung 	 Schlee 

Anlage 10 	 Umdruck 124 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1971; hier: Einzelplan 15 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Jugend, Familie und Ge-
sundheit — Drucksachen VI/1100 Anlage, VI/1745 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 1502 - Allgemeine Bewilligungen - 

1. Der Ansatz bei Tit. 684 11 — Zuschüsse und Lei-
stungen für laufende Zwecke an Träger und für 
Aufgaben der freien Jugendhilfe — wird von 
57 480 000 DM um 100 000 DM auf 57 380 000 DM 
herabgesetzt. 

2. Die Erläuterungen zu Tit. 652 11 und 684 11 wer-
den wie folgt geändert: 

Der Ansatz bei J 5 — Studentische Verbände 
-- wird von 1 190 000 DM um 100 000 auf 
1 090 000 DM herabgesetzt. 

Bonn, den 2. Februar 1971 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Anlage 11 	 Umdruck 130 

Änderungsantrag der Abgeordneten Strauß, 
Geisenhofer, Dr. Althammer, Dr. Riedl (München), 
Dr. Jobst, Weigl, Dr. Franz, Dr. Schulze-Vorberg 
und der Fraktion der CDU/CSU zur zweiten Bera-
tung des Haushaltsgesetzes 1971; hier: Einzel-
plan 15 Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit — Drucksachen 
VI/1100 Anlage, VI/1745 — 

Einzelplan 23 Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit — Drucksachen 
VI/1100 Anlage, VI/1748 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Zu Kap. 15 02 — Allgemeine Bewilligungen — 
Im Anschluß an Tit. 643 05 wird ein neuer 
Tit. 643 06 mit der Zweckbestimmung „Beteili-
gung des Bundes an der Erstattung der Mehrauf-
wendungen der Träger der Sozialhilfe aufgrund 
des Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundes-
sozialhilfegesetzes" mit einem Ansatz von 
40 000 000 DM eingefügt. 

In der Zweckbestimmungsspalte wird folgender 
Vermerk angenommen: 

„Die Mittel sind gesperrt und dürfen erst nach 
Verkündung des vorgesehenen Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes mit 
Zustimmung des Haushaltsausschusses des Deut-
schen Bundestages freigegeben werden." 

Deckungsvorschlag 

2. Zu Kap. 23 02 - Allgemeine Bewilligungen - 

Zur Deckung wird der Ansatz bei Einzelplan 23 
Kap. 23 02 Tit. 836 02 — Beteiligung der Bundes- 
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republik Deutschland am Grundkapital der inter-
nationalen Entwicklungsorganisation (IDA) - 
von 264 600 000 DM um 40 000 000 DM auf 
224 600 000 DM herabgesetzt. 

Bonn, den 5. Februar 1971 

Strauß 
Geisenhofer 
Dr. Althammer 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Jobst 
Weigl 
Dr. Franz 
Dr. Schulze-Vorberg 
Biehle 
Engelsberger 
Gerlach (Obernau) 
Gierenstein 
Dr. Gleissner 

Dr. Kempfler 
Frau Dr. Kuchtner 
Lemmrich 
Ott 
Dr. Probst 
Rainer 
Roser 
Schedl 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Wagner (Günzburg) 
Ziegler 
Dr. Barzel, Stücklen 
und Fraktion 

Anlage 12 	 Umdruck 116 (neu) 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1971; hier: Einzelplan 23 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit — Drucksachen VI/1100 Anlagen, VI/1748 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 23 02 — Allgemeine Bewilligungen  — 

Der  Ansatz bei Tit. 836 02 — Beteiligung der Bun-
desrepublik Deutschland am Grundkapital der Inter-
nationalen Entwicklungsorganisation (IDA) — wird 
von 264 600 000 DM um 81 800 000 DM auf 
182 800 000 DM herabgesetzt. Die Verpflichtungs-
ermächtigungen werden wie folgt festgesetzt: 

Haushaltsjahr 1972 bis zu 182 800 000 DM 

Haushaltsjahr 1973 bis zu 245 400 000 DM 

Haushaltsjahr 1974 bis zu 245 400 000 DM. 

Bonn, den 5. Februar 1971 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Anlage 13 	 Umdruck 115 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1971; hier: Einzelplan 15 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Jugend, Familie und Ge-
sundheit Einzelplan 32 Bundesschuld Haushaltsge-
setz 1971 - Drucksachen VI/1100 Anlage, VI/1745, 

 VI/1752, VI/1757 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Zu Kap. 15 02 — Allgemeine Bewilligungen  — 

a)  Der Tit. 663 01 — Schuldendienst für Investi-
tionskosten für Krankenhäuser — mit einem 
Ansatz (Betrag für 1971) von 9 000 000 DM so-
wie mit einer Verpflichtungsermächtigung für 

künftige Rechnungsjahre von 361 000 000 DM 
wird gestrichen. 

b) Im Anschluß an Tit. 882 03 wird ein neuer 
Tit. 882 04 mit der Zweckbestimmung „Zuwei-
sungen für Investitionskosten für Kranken-
häuser" mit einem Ansatz (Betrag für 1971) 
von 300 000 000 DM eingefügt. 
In die Zweckbestimmungsspalte wird folgen-
der Vermerk aufgenommen: 
„Die Mittel sind gesperrt und dürfen erst nach 
Verkündung des vorgesehenen Gesetzes über 
die wirtschaftliche Sicherung der Krankenhäu-
ser mit Zustimmung des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages freigegeben wer-
den." 

2. Zu Kap. 32 01 — Kreditaufnahme — 

a) Der Tit. 325 11 — Einnahme aus Krediten vom 
Kreditmarkt — wird von 3 720 000 000 DM 
um 291 000 000 DM auf 4 01 1 000 000 DM er-
höht. 

b) Der Bundesminister der Finanzen wird er-
mächtigt, die Ansätze bei Kap. 32 05 - Zins

-

ausgaben und Kreditbeschaffungskosten — 
erforderlichenfalls anzupassen. 

3. Haushaltsgesetz 1971 

In § 11 wird 

a) der Betrag von 24 300 000 000 DM um 
300 000 000 DM auf 24 000 000 000 DM herab-
gesetzt, 

b) Nummer 13 gestrichen. 

Begründung 

Nach dem vorgesehenen Gesetz zur wirtschaftlichen 
Sicherung der Krankenhäuser und zur Regelung der 
Krankenhauspflegesätze soll der Bund den Ländern 
Finanzhilfen gemäß Artikel 104 a Abs. 4 GG in Höhe 
von grundsätzlich 1 /:3 der Investitionskosten der 
Krankenhäuser gewähren. Es widerspricht den 
Grundsätzen einer soliden Finanzpolitik und dem 
Prinzip der Haushaltsklarheit und Haushaltswahr-
heit, bei dieser Sachlage im Bundeshaushalt ledig-
lich Mittel für den Zins- und Tilgungsdienst sowie 
eine Bürgschaftsermächtigung im Haushaltsgesetz 
einzustellen. Dadurch wird nur das volle Ausmaß 
der vom Bund übernommenen Belastungen ver-
schleiert und das Haushaltsvotum und der Umfang 
der davon ausgehenden Inanspruchnahme des Kre-
ditmarktes optisch herunter manipuliert. Wenn der 
Bund 1 /:3 der Krankenhausinvestitionen finanzieren 
soll, muß er bereit sein, die vollen Beträge im Haus-
haltsplan des Jahres, in dem die Zuweisungen zu 
erbringen sind, sichtbar zu machen. 

Eine tatsächliche Erhöhung der Kreditaufnahme des 
Bundes tritt nicht ein, da es keinen Unterschied 
macht, ob der Bund die Kredite über die Bundes-
schuldenverwaltung aufnimmt, oder ob die Kredite 
für Rechnung des Bundes von Dritten aufgenommen 
werden. 

Bonn, den 2. Februar 1971 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Anlage 14 	 Umdruck 126 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD, FDP zur zweiten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1971; hier: Einzelplan 15 Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit — Drucksachen VI/1100 An-
lage, VI/1345 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 15 02 

1. Hinter Tit. 685 05 wird ein neuer Tit. 685 06 ein-
gefügt mit der Zweckbestimmung „Zuschuß für 
den Verein ,Aktion psychisch Kranke e. V. . '" und 
einem Ansatz (Betrag für 1971) von 100 000 DM. 

2. Zur Deckung wird der Ansatz des Tit. 685 05 
— Gesundheitliche Modellaktionen — von 
1 000 000 DM um 100 000 DM auf 900 000 DM 
herabgesetzt. 

Bonn, den 3. Februar 1971 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 

Anlage 15 	 Umdruck 117 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1971; hier: Einzelplan 27 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für innerdeutsche Beziehungen 
— Drucksachen VI/1100  Anlage, VI/1750  — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der erste Satz des Vorwortes wird wie folgt neu 
gefaßt: 
„Der Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen 
hat die Aufgabe, die Wiederherstellung der Einheit 
Deutschlands vorzubereiten, den Zusammenhalt un-
seres Volkes zu stärken, .. " 

Bonn, den 2. Februar 1971 

Dr. Althammer 
Wohlrabe 
Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Anlage 16 	 Umdruck 118 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1971; hier: Einzelplan 27 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für innerdeutsche Beziehung 
— Drucksachen VI/1100 Anlage, VI/1750 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 27 02 — Allgemeine Bewilligungen  — 
Der  Ansatz bei Tit. 531 01 — Herstellung, Erwerb 
und Verbreitung von Publikationen gesamtdeut

-

schen Charakters — wird von 3 700 000 DM um 
400 000 DM auf 3 300 000 DM herabgesetzt. 

Bonn, den 2. Februar 1971 

Dr. Althammer 
Wohlrabe 
Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Anlage 17 	 Umdruck 119 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsge-
setzes 1971; hier: Einzelplan 31 Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft — 
Drucksachen VI/1100  Anlage, VI/1751  — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 31 01 — Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft — 

Im Stellenplan zu Tit. 422 01 — Bezüge der plan-
mäßigen Beamten — wird eine Planstelle der Besol-
dungsgruppe B 11 (Staatssekretär) gestrichen. 

Bonn, den 2. Februar 1971 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Anlage 18 	 Umdruck 120 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1971; hier: Einzelplan 31 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 
— Drucksachen VI/1100  Anlage, VI/ 1351 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Zu Kap. 31 03 — Hochschulen — 

Die  Titelgruppe „Zusätzliche Zuweisungen an die 
Länder für Maßnahmen im Hochschulbereich" mit 
den Titeln 

— 652 03 — Zusätzliche Zuweisungen für die 
Forschung in den Hochschulen —, 

— 882 02 — Zusätzliche Zuweisungen für den 
Ausbau und Neubau von Hochschu-
len —, 

— 882 03 — Zusätzliche Zuweisungen für Inve-
stitionen für die Forschung in den 
Hochschulen — 

wird gestrichen. 

2. Zu Kap. 31 04 — Allgemeine Wissenschaftsförde-
rung  — 

Die  Titelgruppe „Zusätzliche Zuweisungen und 
Zuschüsse zur verstärkten Förderung von Ein-
richtungen und Vorhaben der wissenschaftlichen 
Forschung von überregionaler Bedeutung" mit 
den Titeln 
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- 685 02 — Zusätzliche Zuschüsse für laufende 
Zwecke —, 

—882 02 	Zusätzliche Zuweisungen an die Län

-

der für Investitionen —, 
— 893 02 — Zusätzliche Zuschüsse für Investi-

tionen — 

wird gestrichen. 

Begründung 
Die in den angeführten Ansätzen ausgebrachten 
Leertitel bedeuten einen Verstoß gegen das Ver-
fassungsprinzip vollständiger Veranschlagung aller 
voraussehbaren Ausgaben. Durch diese Leertitel soll 
in einer unzulässigen Weise das Gesamthaushalts-
volumen geringer als voraussehbar ausgewiesen 
werden. Bei der Höhe der hier in Betracht kommen-
den Ausgaben muß, soweit gegenwärtig eine be-
tragsmäßige Fixierung noch nicht möglich ist, ein 
Nachtragshaushalt vorgesehen werden. 

Bonn, den 2. Februar 19971 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Anlage 19 	 Umdruck 122 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1971; hier: Einzelplan 31 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 

Drucksachen VI/1100 Anlage, VI/1351 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 31 03 	Hochschulen — 
Bei Tit. 882 01 — Ausbau und Neubau von Hoch-
schulen — ist folgender Vermerk anzubringen: 
„Mittel für den Neubau der Universität Bremen dür-
fen nur mit Zustimmung des Deutschen Bundestages 
in Anspruch genommen werden." 

Bonn, den 2. Februar 1971 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Anlage 20 	 Umdruck 129 

Änderungsantrag der Abgeordneten Leicht, 
Dr. Althammer, Röhner und der Fraktion der 
CDU/CSU zur zweiten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1971; hier: Einzelplan 60 — All-
gemeine Finanzverwaltung — Drucksachen VI/1100 
Anlage, VI/1756  — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 
I. Zu Kapitel 60 02 — Allgemeine Bewilligungen  — 

Der  Ansatz bei Titel 612 01 — Ergänzungszu-
weisungen an leistungsschwache Länder — wird 
von 100 000 000 DM um 100 000 000 DM auf 
200 000 000 DM erhöht. 

II. Deckungsvorschlag: 
Zu Kapitel 60 04 — Sonderleistungen des Bun-
des — 

Der Ansatz bei Titel 642 31 -- Erstattungen an 
die Länder nach § 172 des Bundesentschädigungs-
gesetzes — wird von 1 175 000 000 DM um 
100 000 000 DM auf 1 075 000 000 DM herabge-
setzt. 

Zugleich wird bei diesem Titel folgender Haus-
haltsvermerk eingefügt: 

Einsparungen bei anderen Ansätzen des Bun-
deshaushaltsplanes können mit Zustimmung des 
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundes-
tages zu einer Verstärkung des Ansatzes um bis 
zu 100 000 000 DM verwendet werden. 

Bonn, den 4. Februar 1971 

Leicht 
Dr. Althammer 
Röhner 
Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Anlage 21 	 Umdruck 121 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1971; hier: Haushaltsgesetz 1971 — Druck-
sachen VI/1100, VI/1757 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. § 4 wird gestrichen. 

2. In § 5 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 
„Eine Verstärkung der bei den Titeln der Grup-
pen 531 01 bis 531 10 veranschlagten Ausgaben 
nach dieser Vorschrift ist nicht zulässig." 

Bonn, den 2. Februar 1971 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Anlage 22 	 Umdruck 139 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD, FDP zur zweiten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1971; hier: Haushaltsgesetz 1971 
— Drucksachen VI/1100, VI/1757 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In § 14 wird folgender neuer Absatz angefügt: 

„(3) Abweichend von § 49 Abs. 2 der Bundeshaus-
haltsordnung kann die Einweisung in eine Plan-
stelle mit Rückwirkung bis zum 1. Juli 1971 erfol-
gen, soweit der Beamte während dieser Zeit die 
beamtenrechtlichen Voraussetzungen für die Beför-
derung erfüllt und die Obliegenheiten dieser oder 
einer gleichartigen Stelle tatsächlich wahrgenommen 
hat." 

Bonn, den 9. Februar 1971 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Anlage 23 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan vom 
10. Februar 1971 auf die Mündliche Frage des Abge-
ordneten Walkhoff (SPD) (Drucksache VI/1807) Frage 
A 4): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, Soldaten auf Zeit (12 Jahre), 
die nach Ableistung ihrer Dienstzeit studieren, zukünftig im 
Rahmen der Berufsförderung nach dem Soldatenversorgungs-
gesetz auch über 36 Monate hinaus zu fördern? 

Das Soldatenversorgungsgesetz sieht für einen 
Soldaten auf Zeit mit 12jähriger Verpflichtung be-
reits jetzt einen Anspruch auf Berufsförderung bis 
zu 54 Monaten vor, und zwar 

1. allgemeinberuflichen Unterricht am 
Dienstzeitende bis zu 	 18 Monaten 

2. Fachausbildung 	 z. B. für ein 
Studium 	bis zu 	 36 Monaten. 

Der Soldat kann beide Ansprüche je nach seinen 
zivilberuflichen Wünschen ganz oder teilweise aus-
tauschen. 

Die Förderung kann über die Zeiträume hinaus 
bis zu einem Jahr verlängert werden, wenn der 
Soldat den Anspruch nicht sinnvoll nutzen konnte 
oder er das Ziel der bewilligten Ausbildung aus un-
vorhersehbaren Gründen z. B. Krankheit voraus-
sichtlich nicht wird erreichen können. 

Diese Förderungsmöglichkeit soll auch künftig 
nicht eingeschränkt werden. Es könnte eher not-
wendig werden, die zeitliche Begrenzung der nach 
der Wehrdienstzeit zu gewährenden Förderung weg-
fallen zu lassen, zumal auch in anderen Förderungs-
vorschriften - wie im Bundesversorgungs- und im 
Arbeitsförderungsgesetz — keine Begrenzungen der 
Förderungszeiten vorgesehen sind. Der Umfang der 
nach der Wehrdienstzeit vorgesehenen Förderung 
müßte dann danach bestimmt werden, welche Kosten 
für eine zivilberufliche Ausbildung zu übernehmen 
sind. Die Überlegungen hierüber sind noch nicht ab-
geschlossen. Für derartige Änderungen wäre im üb-
rigen eine Novellierung von Vorschriften des Sol-
datenversorgungsgesetzes notwendig. 

Anlage 24 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 10. Februar 1971 auf die Mündliche Frage des 
Abgeordneten Meisten (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/1807  Frage A 40) : 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Anpassung an die allge-
meine Entwicklung auch den Lohnsteuer-Freibetrag für geistig 
behinderte Kinder anzuheben? 

Wie ich bereits am 4. November 1970 auf eine ent-
sprechende Anfrage des Kollegen Schlee in diesem 
Hause erklärt habe, zieht die Bundesregierung im 
Augenblick eine Erhöhung der steuerfreien Pausch-
beträge für Körperbehinderte nicht in Erwägung. 

Auch eine Erhöhung für bestimmte Personengrup-
pen wie etwa die geistig behinderten Kinder ist 
derzeit nicht vorgesehen. Die Frage, ob die zur Zeit 
geltenden steuerfreien Pauschbeträge, die keine 
Steuervergünstigung, sondern eine Vereinfachungs-
maßnahme mit dem Ziel, in einer möglichst großen 
Zahl von Fällen den Einzelnachweis der tatsächlich 
entstehenden außergewöhnlichen Belastungen zu 
vermeiden, darstellten, erhöht werden können, ist 
erst kürzlich eingehend geprüft worden. Die Ermitt-
lungen der Finanzbehörden hatten ergeben, daß 
die Pauschbeträge in der Mehrzahl der Fälle immer 
noch ausreichen, um die mit einer Körperbehinde-
rung zusammenhängenden außergewöhnlichen Be-
lastungen zutreffend abzugelten. Sofern in Einzel-
fällen die Pauschbeträge nicht ausreichen, haben die 
Betroffenen die Möglichkeit, auf die Inanspruch-
nahme des steuerfreien Pauschbetrages zu verzich-
ten und die außergewöhnlichen Aufwendungen in 
tatsächlicher Höhe geltend zu machen. 

Die weitere Entwicklung wird jedoch beobachtet 
werden. Sollte erkennbar werden, daß die Pausch-
beträge insgesamt oder für einzelne Personengrup-
pen in der Mehrzahl der Fälle nicht mehr ausreichen, 
wird eine Erhöhung zu erwägen sein. 

Anlage 25 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 10. Februar 1971 auf die Mündliche Frage des 
Abgeordneten Wagner (Günzburg) (CDU/CSU) 
(Drucksache VI/1807  Frage A 42) : 

Hat die Bundesregierung bereits Lösungsvorschläge zu der 
Frage ausgearbeitet, wie das gegenwärtige Verfahren bei der 
Verbilligung des Dieselkraftstoffes für die Landwirtschaft ver-
bessert werden kann? 

Die Bundesregierung hat noch keine Lösungsvor-
schläge beschlossen, wie das Verfahren bei der Ver-
billigung des Dieselkraftstoffs für die Landwirtschaft 
verbessert werden kann. Die in Betracht kommen-
den Vereinfachungen werden noch zwischen den Res-
sorts erörtert und auf ihre wirtschaftlichen und 
kostenmäßigen Auswirkungen geprüft. Um den 
Haushalt 1971 nicht mehr zu berühren, sollten 
etwaige gesetzliche Änderungen nicht vor dem 1. Ja-
nuar 1972 wirksam werden. 

Die Bundesregierung geht davon aus, bis späte-
stens 1. Juli 1971 praktikable Verbesserungsvor-
schläge beschließen zu können. 

Anlage 26 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 10. Februar 1971 auf die Mündliche Frage des 
Abgeordneten Löffler (SPD) (Drucksache VI/1807 
Frage A 58) : 
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Kann die Bundesregiernug die Ausführungen in einer bekann-
ten, überregionalen Zeitung bestatigen, wonach die Verkaufs-
erlöse der deutschen Landwirtschaft im Jahre 1970 nicht - wie 
häufig erklärt wird - um 12,6 % gesunken, sondern uni ca. 5 % 
gestiegen sind? 

Der Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher 
Produkte ohne Mehrwertsteuer ist von Dezember 
1969 bis Dezember 1970 um 12,5 % gesunken. Der 
Vergleich eines Monatsindex mit seinem Vorjahres-
stand vermag weder ein zutreffendes Bild über die 
Preisentwicklung eines Jahres zu geben, noch ist er 
geeignet, Aussagen über die Verkaufserlöse eines 
ganzen Jahres zu machen. Leider werden jedoch die 
Indizes häufig zu Fehlinterpretationen benutzt, die 
die Öffentlichkeit unnötig in Unruhe versetzen. Im 
Durchschnitt des Jahres 1970 lag der Index der Er-
zeugerpreise ohne Mehrwertsteuer und ohne Teil-
ausgleich über die Mehrwertsteuer nicht 12,6 %, 
sondern 4,1 % unter dem Vorjahresniveau. 

Der Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher 
Produkte einschließlich Mehrwertsteuer, der auch 
den Aufwertungsausgleich über die Mehrwertsteuer 
enthält, lag 1970 um 1 % niedriger als 1969. 

Die direkten Ausgleichszahlungen in Höhe von 
rund 920 Millionen DM können zwar als Gesamt-
betrag bei der Berechnung der Verkaufserlöse, nicht 
aber im Erzeugerpreisindex berücksichtigt werden; 
sie machen etwa 3 % der Verkaufserlöse des Jahres 
1970 aus. Bezieht man die direkten Ausgleichszah-
lungen jedoch in die Überlegungen über die Preis-
entwicklung ein, dürfte sich von der Preisseite her 
eine Steigerung der Verkaufserlöse von etwa 2 % 
ergeben haben. 

Über die Verkaufsmengen liegen bisher nur vor-
läufige Ergebnisse vor. Da sie sich, insgesamt ge-
sehen, nur wenig verändert haben, dürften sich unter 
Berücksichtigung der Preis- und Mengenentwicklung 
sowie des Aufwertungsausgleichs die Verkaufser-
löse der Landwirtschaft 1970 leicht erhöht haben. 
Eine Steigerung um 5 °/o dürfte aber zu optimistisch 
sein. 

Anlage 27 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 10. Februar 1971 auf die Mündliche Frage des 
Abgeordneten Löffler (SPD) (Drucksache VI/1807 
Frage A 59) : 

Trifft es zu, daß Frankreich sich dafür einsetzt, für weitere 
Agrarprodukte, z. B. für getrocknete Pflaumen und Walnüsse, 
Marktordnungen zu schaffen? 

Getrocknete Pflaumen sind bereits in der gemein-
samen Marktorganisation für Verarbeitungserzeug-
nisse aus Obst und Gemüse geregelt. Für diese Er-
zeugnisse steht nur noch die gemeinsame Drittlands-
regelung aus, über die zur Zeit aufgrund von Vor-
schlägen der Kommission der Europäischen Gemein-
schaften verhandelt wird. 

Walnüsse unterliegen der gemeinsamen Markt-
organisation für frisches Obst und Gemüse, die  ge-

meinsame Regeln für den  innergemeinschaftlichen 
Warenverkehr und den Drittlandshandel enthält. 

Allerdings hat Frankreich im vergangenen Jahr 
während einer Sitzung des Ministerrates der Euro-
päischen Gemeinschaften an die noch ausstehenden 
gemeinschaftlichen Bestimmungen für einige Erzeug-
nisse des Anhangs II des EWG-Vertrages erinnert 
und die Kommission um Vorschläge gebeten. Es hat 
dabei insbesondere Agraralkohol, Bananen, Ham-
melfleisch, Kartoffeln und Essig benannt. 

Nach Artikel 40 des EWG-Vertrages muß für diese 
Erzeugnisse noch eine gemeinsame Organisation der 
Märkte geschaffen werden, wobei die Europäische 
Marktordnung nur eine von drei möglichen Organi-
sationsformen ist. 

Anlage 28 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 10. Februar 1971 auf die Mündliche Frage des 
Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen (SPD) 
(Drucksache VI/1807  Frage A 60) : 

Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß Blumen aus dem 
Ausland im Hinblick auf die verwendeten Pflanzenschutzmittel 
wohl praktisch kaum kontrolliert werden können? 

Weltweit bestehende Quarantänevorschriften zur 
Verhütung der Verschleppung gefährlicher Schad

-

organismen und Krankheitserreger machen zwangs-
läufig die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln in 
den Exportländern erforderlich. Dies gilt auch für 
Blumenkulturen. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß Einfuhr-
kontrollen z. B. auf Pflanzenschutzmittel-Rückstände 
an Blumen schon wegen des hiermit verbundenen 
Zeitaufwandes kaum durchführbar sind. Sie hat des-
halb der Pflanzenschutzorganisation für Europa und 
den Mittelmeerraum, die ihren Sitz in Paris hat, 
internationale Vereinbarungen vorgeschlagen, nach 
denen erforderliche Pflanzenschutzmaßnahmen so-
weit wie möglich mit schnell abbaubaren Präparaten 
durchgeführt werden. 

Anlage 29 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde vom 
10. Februar 1971 auf die Mündliche Frage des Ab-
geordneten Folger (SPD) (Drucksache VI/1807,  Frage 
A 64) : 

Was kann die Bundesregierung tun, daß — nach einem Bericht 
des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und Sozialord-
nung — in vielen Gewerbezweigen der Abstand zwischen den 
Heimarbeiterentgelten und den Betriebsarbeiterlöhnen von Jahr 
zu Jahr zunimmt? 

Für die Gewerbezweige und Beschäftigungsarten, 
in denen Heimarbeit nicht nur gelegentlich vergeben 
wird, sind paritätisch besetzte Heimarbeitsaus- 
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schüsse errichtet worden, die sich bemühen, die 
Entgelte der Heimarbeiter an die allgemeine Lohn-
entwicklung anzupassen. 

Eine Einflußnahme des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung auf die Höhe der  Heim-
arbeiterentgelte wäre nach geltendem Recht nur 
mittelbar möglich, wenn eine sozialpolitisch nicht 
vertretbare Festsetzung eines Heimarbeiterausschus-
ses abgelehnt werden müßte. Von dieser extremen 
Möglichkeit ist kein Gebrauch gemacht worden, da 
die Beschlüsse in der Regel einstimmig durch die 
Vertreter der Auftraggeber und der in Heimarbeit 
Beschäftigten gefaßt wurden und eine positive Ent-
wicklung der Heimarbeiterentgelte nicht beeinträch-
tigten. 

So wurden 1969/70 125 bindende Festsetzungen 
erlassen, wovon 87 eine Erhöhung der Entgelte, 29  

eine Verbesserung des Urlaubs und 9 die Regelung 
von sonstigen Arbeitsbedingungen betrafen. Die Er-
höhungen bewegten sich in den einzelnen Gewerbe-
zweigen und Beschäftigungsarten je nach Art und 
Schwierigkeit der Arbeit zwischen 10 % und ca. 
20 %. 

Erhebliche Unterschiede können sich allerdings 
zwischen den bindend festgesetzten Heimarbeiter

-

entgelten und den in einzelnen Betrieben gezahlten 
übertariflichen Effektivlöhnen ergeben. Es ist nicht 
genau bekannt, inwieweit sich in ,einzelnen Betrie-
ben gezahlte übertarifliche Effektivlöhne auf die 
Entgelte der von solchen Betrieben beschäftigten 
Heimarbeiter auswirken. Anläßlich einer in nächster 
Zeit beabsichtigten Tagung mit den Heimarbeits-
referenten der Länder wird im Zusammenhang mit 
Fragen der Novellierung des Heimarbeitsgesetzes 
auch dieses Problem nochmals erörtert werden. 
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